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Vorbemerkung 
ln dem vorliegenden KfK-Bericht wird ein Stück der Gründungsgeschichte des Kernforschungszen-
trums Karlsruhe aufgearbeitet; dieser Bericht ist Teil einer Studie, die vom Historischen Institut der 
Universität Stuttgart, Abteilung für Geschichte der Naturwissenschaften und Technik (Leiter: 
Professor Dr. Armin Hermann) erstellt wird. Der Verfasser hat Teile dieser Publikation in einem gut 
besuchten Vortrag am 21. Mai 1986 im Kernforschungszentrum Karlsruhe vorgetragen und stieß dort, 
insbesondere bei Zeitzeugen, auf lebhafte Resonanz. Auch diese Tatsache ermunterte zu einer 
Veröffentlichung einer erweiterten Fassung des Vortrages. 
Man könnte sich sicherlich fragen, ob denn die Bearbeitung der Gründungsgeschichte einer so 
jungen Institution wie der Kernforschungszentrum Karlsruhe GmbH - das Zentrum ist in diesem 
Jahre 30 Jahre alt geworden- überhaupt schon Sinn macht. Ist es nicht so, als ob ein eben volljährig 
Gewordener bereits seine Memoiren zu schreiben beginnt? Beschäftigt sich hier eine Institution nicht 
zu früh mit ihrer Vergangenheit, statt sich allein auf Gegenwart und Zukunft zu konzentrieren? Ist 
nicht eine noch längere zeitliche Distanz als 30-35 Jahre erforderlich, damit der für eine sachgerechte 
Beurteilung nötige Abstand zum einstigen Geschehen gewahrt ist? 
Für die Beschäftigung mit der Gründungsgeschichte einer verhältnismäßig jungen Institution wie des 
KfK sprechen eine Reihe gewichtiger Gründe: 
Auch eine Institution wie ein Forschungszentrum muß seine Ursprünge kennen, um die 
Gegenwart wie auch die Zukunft besser einschätzen und auch gelassener betrachten zu können. 
Aufgaben- und Personalstruktur sind besser zu verstehen, wenn man die Entwicklung des 
Unternehmens von Anfang an besser kennt. "Historia magistra vitae" sagte schon Cicero. 
Die (Gründungs-) Geschichte des KfK ist gleichzeitig ein Stück Kernenergiegeschichte und damit 
auch ein Stück deutscher Technikgeschichte, die gerade auch in ihrer Bedeutung für aktuelle 
Bezüge (z. B. für die Akzeptanz fortgeschrittener Technologien) häufig leider immer noch eher 
unterschätzt wird. Es muß zudem erstaunen, daß im Bereich der Technik- und Wissenschaftsge-
schichtsschreibung vielfach die "deutschen Themen" mehr von ausländischen, und hierbei 
insbesondere von amerikanischen Wissenschaftlern behandelt werden, als von deutschen. 
Bezeichnend ist, daß vor allem die Veröffentlichungen amerikanischer Wissenschaftshistoriker 
die Beurteilung der Entwicklung von Wissenschaft und Technik in Deutschland prägen. 
Die Behandlung der Geschichte eines Unternehmens wie der KfK offenbart Bindungen in der 
Region, an die Stadt und den Landkreis, an Umlandgemeinden und Wirtschaftsunternehmen, die 
andernfalls leicht verschüttet werden. Das KfK ist Teil der Technologieregion Karlsruhe, was auch 
aus der nachfolgenden Geschichte der Gründung und Entwicklung noch deutlicher erkennbar 
wird. Von daher ist eine Beschäftigung mit diesen historischen Fragen immer auch ein Stück 
Landes-, Regional- und Stadtgeschichte. 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter können sich leichter mit dem Unternehmen identifizieren, wenn 
sie seine Geschichte und damit seine Erfolge (oder auch Mißerfolge) noch besser kennen und 
verstehen. Die Betrachtung der eigenen Geschichte ist ein Stück praktizierter Unternehmenskul-
tur. 
Und nicht zuletzt sollten auch eher pragmatische Gründe keineswegs übersehen werden, die 
gerade zum jetzigen Zeitpunkt dafür sprechen, die Aufarbeitung der Geschichte einer Institution 
wie der KfK in Angriff zu nehmen. Zum einen öffnen nach 30 Jahren die staatlichen Archive und 
Einrichtungen leichter ihre Tore; der Historiker kann dadurch einfacher auf alle relevanten 
Quellen zurückgreifen und so ein abgerundeteras Bild der Gesamtentwicklung zeichnen. Zum 
anderen besteht jetzt noch die Möglichkeit, auch Zeitzeugen zu Wort kommen zu lassen und ihre 
Sicht der Dinge zu erfahren; diese sind als lebendige Akzente einer Entwicklung unverzichtbar. 
Im übrigen: 
Der griechische Geschichtsschreiber Polybias schrieb einst: "Ein Mensch ohne Geschichte ist wie ein 




Im Widerstreit der Meinungen: 
Zur Kontroverse um die Standortfindung 
für eine deutsche Reaktorstation (1950 -1955) 
Ein Beitrag zur Gründungsgeschichte des Kernforschungszentrums Karlsruhe 
und zu einem Kapitel deutscher Kernenergiegeschichte 
1, Einleitung 
Um die grundsätzliche Entscheidung darüber, wo die erste Kernreaktorstation der Bundesrepu-
blik Deutschland errichtet werden solle, ist in den Jahren zwischen 1952 und 1955 mit Vehemenz 
gerungen worden. Als erbitterte Konkurrenten standen sich dabei die Städte München und 
Karlsruhe und mit diesen der Freistaat Bayern sowie der noch junge Südweststaat Baden-
Württemberg gegenüber. ln dem Bestreben, die Standorttindung für sich zu entscheiden, kam es 
zwischen den Konkurrenten geradezu zu einem Wettlauf darum, die in jeglicher Hinsicht 
attraktivste Offerte vorzulegen. Daß es dabei um die Übernahme von Verpflichtungen in 
Millionenhöhe ging, war den Beteiligten vollauf bewußt. Es lag auf der Hand, daß man einiges 
bieten mußte, um auch nur die Chance zu wahren, diejenige Region der Bundesrepublik zu 
werden, in der die mit so vielfältigen Hoffnungen verknüpfte "Atomenergie-Industrie" ihren Sitz 
finden sollte. Und sowohl in Karlsruhe, als auch in München war man hierzu bereit. 
ln dem durchaus nicht immer auf rationaler Ebene geführten Widerstreit der Meinungen schien 
dabei lange Zeit das von dem führenden Kopf der deutschen Kernphysik, Nobelpreisträger 
Werner Heisenberg, favorisierte München eindeutig die Oberhand zu besitzen. Noch am 28. Juni 
1955, also nur einen Tag vor der allesentscheidenden Sitzung im Bundeskanzleramt [1], ließ der 
Vorsitzende des Aufsichtsrates der Physikalischen Studiengesellschaft (PGS), Generaldirektor 
Dr. Wilhelm Bötzkes, die Mitglieder seines technisch-wissenschaftlichen Beirates offiziell wissen, 
daß der 9-köpfige Aufsichtsrat der PSG " ... aufgrund der eingeholten Gutachten den Standort 
München für den künftigen Reaktor vorziehe" [2]. Damit schien sich einmal mehr zu bestätigen, 
daß der Standort München infolge der Heisenbergschen Prioritätensatzung geradezu - wie 
Generaldirektor Hermann Reusch von der Gutehoffnungshütte es in Anspielung auf Konrad 
Adenauer und dessen Präferenz für Bonn als provisorischer "Bundeshauptstadt" einmal 
formuliert hat- "Nach großem Vorbild ... Gott-gegeben" [3] sei. 
Doch es kam anders, als von vielen erwartet worden war. ln offensichtlich letzter Minute wendete 
sich das Blatt zugunsten von Karlsruhe, das so seinen übermächtig scheinenden Konkurrenten 
doch noch aus dem Rennen zu werfen vermochte. Dieser überraschende Ausgang der 
Standorttindung nach jahrelangem Hin und Her hat bis heute zu einer ganzen Reihe von 
Mutmaßungen über die tatsächlichen Ursachen und Hintergründe der Entscheidung Anlaß 
gegeben. Selbst von ansonsten guten Sachkennern wird das Geschehen in einem falschen Lichte 
dargestellt und eher beiläufig abgehandelt [4]. Ein typisches Beispiel hierfür gibt Hans-Joachim 
Bieber ab, der folgendes Gemisch von Erklärungsansätzen anbietet: "Trotzdem entschied sich 
Adenauer für Karlsruhe, angeblich aus militärischen Gründen, möglicherweise aber auch mit 
Rücksicht darauf, daß Bayern damals von einer SPD-geführten Koalition, Baden-Württemberg 
aber von einer CDU-geführten Koalition regiert wurde. Vielleicht wollte er mit seiner Entschei-
dung zugunsten der ehemaligen badischen Landeshauptstadt auch zur Befriedung föderalisti-
scher Strömungen in Baden beitragen, das seine frühere Selbständigkeit im neuen Bundesland 
Baden-Württemberg verloren hatte und dessen Bewohner sich zum Teil noch nicht damit 
abfinden mochten, daß sie nun vom schwäbischen Stuttgart aus regiert wurden" (S. 40). 
Andere Autoren machen noch weitere Motive für die sogenannte "einsame Entscheidung des 
Bundeskanzlers" namhaft. Werner Haisenberg etwa sieht für die Entscheidung Einflußnahme der 
Industrie als maßgeblich an. Karl Winnacker und Karl Wirtz zufolge kam es Adenauer "wohl mehr 
auf irgendein innenpolitisches Kunststück des Ausgleichs zwischen verschiedenet:~ Bundeslän-
dern an", wobei sie einem militärischen Hintergrund des Standortvotums keinen rechten Glauben 
schenken wollen. Dem widerspricht hingegen Joachim Rad kau, der als Begründung anführt, daß 
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es schließlich nicht unwahrscheinlich sei, "daß für Adenauer die Kerntechnik eine in erster Linie 
militärische Angelegenheit war und blieb". Als vorrangiges Motiv scheinen für Radkau allerdings 
ebenfalls föderalistische Beweggründe zu gelten: "Bayern bekam bereits sein 'Atomei' und sollte 
nach Adenauers Willen auch den ersten Atomminister stellen; so lag es nahe, das Atomzentrum 
an Baden-Württemberg zu geben, das im Bereich der Uranprospektion schon früh etwas für die 
Kerntechnik getan hatte" (S. 44). Auch diese Auffassung ist von ihrem historischen Tatsachenge-
halt her als eher vage einzustufen und zudem in ihrer Argumentation nicht recht schlüssig. 
Insbesondere der zwischen "Atomei" und "Atemzentrum" hergestellte Zusammenhang trifft so 
nicht zu. 
Insgesamt gesehen, und um dies zu unterstreichen, mögen die exemplarisch herangezogenen 
Beispiele genügen, ergibt sich zu unserer Fragestellung aus der Literatur ein recht heterogenes 
und unbefriedigendes Bild. Hierzu mag beigetragen haben, daß selbst den an der Standorttin-
dung für die Reaktorstation beteiligten Personen aus Wissenschaft, Wirtschaft, Politik und 
Verwaltung nicht immer deutlich war, wie sich die Gewichte zwischen Karlsruhe und München 
gerade verteilten, und durch wen und wie diese bewegt wurden. Von daher scheint es angebracht, 
diesem sicherlich nicht unbedeutenden Kapitel bundesdeutscher und auch Karlsruher bzw. 
Münchner Nachkriegsgeschichte eine größere Aufmerksamkeit zuteil werden zu lassen. Als 
Beitrag hierzu sind die nachfolgenden Ausführungen gedacht. 
Zur Ausgangslage 
Der Gesamtbereich "Atomenergienutzung", d. h. der friedlichen Verwendung von spaltbarer 
Materie und ihrer Energie, war in der jungen und noch unter alliierten Vorbehaltsrechten 
stehenden Bundesrepublik eine Thematik von erheblicher Brisanz. 
Zum einen bestand bei maßgeblichen Kräften derdeutschen Politik, Wissenschaft und Wirtschaft 
Einvernehmen darüber, daß das mit der friedlichen Nutzung der Kernkraft eingeläutete neue 
Zeitalter auch der Bundesrepublik nicht verschlossen bleiben dürfe. Die gebändigte Kraft des 
Atoms würde die Triebfeder zukünftiger Entwicklungen sein, und zwar mit unabsehbaren 
Auswirkungen wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Art. Es schien sich unter anderem der 
uralte Menschheitstraum von einer grenzenlos verfügbaren, kostengünstigen energetischen 
Ressource zu realisieren. 
Dies konnte nur bedeuten, daß die Verwertung der Atomenergie schlechterdings alle Produk-
tionszweige erfassen und das Leben in den Industrienationen revolutionieren würde. Neue 
Produktionszentren würden sich in Konkurrenz zu den alten herausbilden. Ludwig Erhard zum 
Beispiel, der "Vater" der sozialen Marktwirtschaft und kühle ökonomische Denker, ging davon 
aus, daß im Laufe der Zeit um die zu schaffende Reaktorstation herum ein dem Ruhrgebiet (!) 
ähnlicher Industrieschwerpunkt mit 100.000 Arbeitskräften entstünde [5]. Beschäftigungs-, 
Einkommens- und Wachstumseffekte zeichneten sich ab. Die erwartete Revolutionierung des 
gesamten Produktionsprozesses weckte gerade bei Gewerkschaften und Sozialdemokratie 
große Hoffnungen im Hinblick auch auf gesellschaftspolitische Umwälzungen. 
Auch war das Erreichen eines Sättigungsgrades für den Bedarf an preisgünstiger Energie weder 
anhand internationaler Vergleichsstatistiken zu erkennen [6], noch vor dem Hintergrund des 
sogenannten "Deutschen Wirtschaftswunders" überhaupt wahrscheinlich. Ganz im Gegenteil. 
Die im Wiederaufbau befindliche, rapide wachsende deutsche Industrie war bis Mitte der 50er 
Jahre von einer zunehmenden Verknappung ihres Hauptenergieträgers, der Steinkohle, betrof-
fen. Mögen hier auch kriegsfolgebedingte Exportverpflichtungen mit eine Rolle gespielt haben, 
daß der Mangel an Energie immer spürbarer wurde, so stellte sich das Problem für die 
exportorientierten Wachstumssektoren der Wirtschaft doch als konkretes Hemmnis für die 
weitere Expansion dar. ln dieser Hinsicht sah sich der Vorstandsvorsitzende der Farbwerke 
Hoechst AG, Karl Winnacker, anläßlich der Hauptversammlung seines Unternehmens im Juni 
1956 zu der düsteren Stellungnahme veranlaßt "Noch besorgniserregender ist aber für uns die 
immer stärker werdende Gewißheit, daß wir den steigenden Bedarf ganz unabhängig vom Preis 
mengenmäßig nicht mehr befriedigen können. Es scheint zur Zeit so, daß Kohle und Strom als 
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Rohstoff für die chemische Industrie nicht mehr zu vertretbaren Preisen in ausreichendem Maße 
zur Verfügung stehen oder zum mindesten dem Wachstum der chemischen Industrie nicht mehr 
folgen können" [7]. 
Offenkundig hatte sich das Problem einer unzureichenden Kohleversorgung der deutschen 
Wirtschaft weiter zugespitzt. Lösungsvorschläge, zu deren Formulierung Konrad Adenauer 
schon im September 1951 auch führende Industriemagnaten des Ruhrgebietes aufgerufen hatte 
[8], waren nicht von durchschlagendem Erfolg gekrönt. Auch in mittelfristiger Perspektive konnte 
kaum mit einer Entspannung der Situation gerechnet werden, wies doch die einschlägige 
Prognostik auf eine absehbare und nachhaltige Energielücke bei der Bedarfsdeckung aus den 
traditionellen natürlichen Energieträgern hin [9]. Dies bedeutete selbstverständlich auch, daß die 
Güterproduktion in der Bundesrepublik unter den zunehmenden Druck ansteigender Faktorko-
sten geraten mußte und damit in Gefahr stand, ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit 
einzubüßen. Eine derartige Perspektive mußte eine Nation, die wie die Bundesrepublik "die Hälfte 
(ihrer) Jahresnahrung gegen Export einführ(te)" [10], stark beunruhigen. 
Die potentielle Bedeutung, die dem Erdöl als Substitut für Steinkohle zukommen konnte, wurde 
überraschenderweise nicht erkannt. Bei einem Gesamtverbrauch an Primärenergie von 135,5 
Mio t Steinkohleneinheiten (SKE) im Jahre 1950 betrug der Anteil des Erdöls gerade 6,3 Mio.t SKE 
oder 4,7 Prozent. Er lag damit in etwa gleicher Höhe, wie die Primärenergieerzeugung aus 
Wasserkraft [11]. Allerdings bestanden ohnehin Bedenken grundsätzlicher Art, sich von 
Energieimporten aus dem Ausland abhängig zu machen. Der Anteil der Einfuhren am gesamten 
Primärenergieverbrauch machte so im Jahre 1950 gerade verschwindend geringe 5,9 Prozent aus 
[12]. Auf dem Energiesektor begünstigte das politische Klima des Kalten Krieges die Autarkiebe-
strebungen. Hierzu dürften vor allem die Geschehnisse während der Berlinblockade von 1948-
1949 oder auch der Suezkrise von 1955-1956 ihren Teil beigetragen haben. "Wir müssen", so die 
Schlußfolgerung des Bundesatomministers Siegtried Balke 1957 in seiner Rede vor dem 
Deutschen Bundestag, "mit der einfachen Tatsache rechnen, daß es aus politischen Gründen 
unmöglich sein wird, die Primär-Energievorräte der Welt oder auch die Sekundärenergie so 
sinnvoll zu verteilen ... , daß Mängel in einem Land durch Überschüsse aus einem anderen Land 
ausgeglichen werden können" [13). Im Rahmen einer vorausschauenden Energiepolitik konnte 
es mithin nur darum gehen, sich in erster Linie auf die eigenen Kräfte und die Entwicklung der 
eigenen Möglichkeiten zu verlassen. Folgerichtig stellt sich der Aufbau einer zivilen Atomwirt-
schaft für die Bundesrepublik Deutschland aus der Perspektive der 1950er Jahre als vordringliche 
Notwendigkeit dar. Für eine längerfristige kostengünstige Energieversorgung war, wie bereits 
Karsten Prüß treffend hervorhob," ... keine Alternative zur Kernenergie ... absehbar" [14]. Würde 
man nicht auf die Kernenergie setzen, so wie dies offenkundig die führenden Industrienationen in 
Ost und West bereits taten, dann mußte die deutsche Wirtschaft in absehbarer Zeit dem 
ausländischen Konkurrenzdruck unterliegen. Hinzu käme, so der allgemeine Tenor, zudem noch 
ein fataler Einbruch auf technisch-wissenschaftlichem Gebiet, mit dem man dann endgültig alle 
Hoffnungen auf eine bessere Zukunft zu Grabe tragen könnte [15]. 
Vor dem Hintergrund der atemberaubenden Perspektive eines bisher nicht gekannten Maßes an 
ökonomischer Prosperität, welches den Volkswirtschaften nach allgemeiner Auffassung durch 
die Verwendung der Kernenergie eröffnet würde [16], und den Gefahren, die eine Nichtbeteili-
gung an dieser Technologie in sich barg, mußte es für eine Industrienation wie die Bundesrepu-
blik darauf ankommen, hier den Anschluß an die internationale Entwicklung zu gewinnen. 
Dieser "Drang" nach der Atomkraft war der eine Aspekt, der den Themenkomplex Kernenergie-
nutzung in der Bundesrepublik früh beherrschte. Der andere, der Gegenpol, wurde von dem in 
der Kontrollratsgesetzgebung der Alliierten Hohen Kommission zum Ausdruck gebrachten 
Willen der Siegermächte gebildet, in Deutschland jegliche Art der Beschäftigung mit Fragen der 
theoretischen wie angewandten Kernphysik zu unterbinden. 
Die erklärte Absicht dieser Bestrebungen war es, von vornherein Forschungen auf solchen 
Wissensgebieten zu verhindern, die auch militärische Bedeutung besaßen oder besitzen 
konnten. Daß dies natürlich und in besonderem Maße den Bereich der "Atomtechnik" betreffen 
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mußte, lag offen zu Tage. Die mit einer Hinwendung zur Kernenergienutzung verbundene 
grundsätzliche Problematik war dabei früh öffentlich artikuliert worden. So hatte beispielsweise 
Otto Haxel, einer der führenden deutschen Kernpyhsiker, bereits 1953 an läßlich seines Vortrages 
zum Thema "Energiegewinnung aus Kernprozessen" vor der Arbeitsgemeinschaft für Forschung 
des Landes Nordrhein-Westfalen folgendes hervorgehoben: 
"Die militärische Bedeutung der Kernenergie in Form der Atombombe ist allgemein bekannt. Aus 
militärischen Erwägungen heraus wurde die Entwicklung der Energiegewinnung durch Uran-
Spaltung ins Leben gerufen ... Die Nutzbarmachung der Kernenergie für die Friedenswirtschaft 
wird durch militärische und machtpolitische Faktoren gehemmt. Der Grund ist folgender: Jeder 
Uran-Reaktor produziert bei der Energieerzeugung Plutonium. Dieses Plutonium muß zusam-
men mit den Spaltprodukten von Zeit zu Zeit chemisch abgetrennt werden. Reines Plutonium ist 
aber der Kernsprengstoff der Atombombe. Jedes Uran-Kraftwerk ist daher zwangsläufig eine 
Kernsprengstoffabrik. Bei rein friedensmäßiger Verwendung der Kernenergie würde das Pluto-
nium dem Reaktor als Ersatz für das verbrauchte Uran 235 zur Weiterverbrennung wieder 
zugeführt werden." (Zit.: 0. Haxel, Energiegewinnung aus Kernprozessen, in: Arbeitsgemein-
schaft für Forschung des Landes Nordrhein-Westfalen, H. 25, Köln/Opladen 1953, S. 18) 
Der prohibitiven Zielsetzung alliierter Wissenschaftspolitik gegenüber dem ehemaligen Kriegs-
gegner diente zunächst das am 30. April1946 erlassene und am 7. Mai desselben Jahres in Kraft 
getretene Kontrollratsgesetz Nr. 25 "Zur Regelung und Überwachung der naturwissenschaftli-
chen Forschung" [17]. Dieses machte jegliche Forschungstätigkeiten, welche "die industrielle 
Nutzbarmachung alter oder neuer naturwissenschaftlicher Kenntnisse oder Grundsätze anstreb-
ten" [18] nicht nur von einer vorhergehenden Genehmigung abhängig, sondern verbot den 
Deutschen grundsätzlich die Beschäftigung mit bestimmten Arbeitsgebieten. Völlig untersagt, 
und in dem entsprechenden VerzeichnisAdes Kontrollratgesetzes an erster Stelle genannt, war 
dabei selbstverständlich die "angewandte Kernphysik". Strenggenommen wurden damit sämtli-
che Möglichkeiten der Betätigung auf kerntechnischem Gebiet blockiert, was insbesondere auch 
die deutschen Kernphysiker schwer treffen mußte. Eine im September 1949 durch das Gesetz Nr. 
23 der Militärregierung für die drei Westzonen vorgenommene Neuformulierung des Kontroll-
ratsgesetzes Nr. 25 blieb dem Geist der älteren Regelung völlig verhaftet und brachte im Bereich 
der Kernphysik nicht die von den Deutschen erhofften Lockerungen. Kaum anders sah es mit den 
Bestimmungen des Gesetzes Nr. 22 zur "Überwachung von Stoffen, Einrichtungen und 
Ausrüstungen auf dem Gebiete der Atomenergie" aus, das nach Verabschiedung durch die 
Alliierte Hohe Kommission am 15. März 1950 in Kraft getreten war [19]. Zwar wurden der rein 
wissenschaftlichen Forschung einige Erleichterungen zuteil, doch verboten blieben all jene 
Aktivitäten, die Voraussetzung für den Aufbau einer Atomindustie gewesen wären. Insbesondere 
war es nicht gestattet, Kernreaktoren oder Teilchenbeschleuniger zu errichten, über kernphysika-
lische Meßinstrumente zu verfügen, oder aber die für die Nuklearindustrie notwendigen 
Grundstoffe zu besitzen [20]. 
Der alliierten Gesetzgebung nach hatte es den Anschein, als ob der Bundesrepublik der Schritt 
ins Atomzeitalter versperrt bleiben sollte. 
Was dies letztendlich bedeuten würde, lag dem Verständnis der Zeitgenossen nach offen zutage. 
Ohne die Kraft der Energie aus dem Atom würde die Industrie zukünftig nicht mehr wettbewerbs-
fähig sein, konnte man am technischen Fortschritt und an der zweiten Industriellen Revolution 
[21] nicht teilhaben, würde man seine Exportmärkte verlieren oder gar in Gefahr stehen, auf das 
Niveau eines Entwicklungslandes zurückzufallen [22]. Wer demgegenüber Wirtschaftswachstum 
und gesellschaftlichen Wohlstand auf seiner Seite haben wollte, der hatte auf die Kernenergie zu 
setzen. Man sah durch atomgetriebene Flugzeuge, Eisenbahnen und Schiffe die Weit enger 
zusammenrücken; durch Strahlenbehandlung im Erbgut mutierte und gezielt selektierte Nutztie-
re und Pflanzen unvorstellbar reiche Ernten hervorbringen; der Medizin ein Mittel an die Hand 
gegeben, bis dahin unheilbare Krankheiten zu behandeln; und auch dem Elend in der Dritten Weit 
glaubte man mit der Kernenergie nunmehr wirksam entgegentreten zu können (vgl. Abb. 1 ). Mit 
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Zu den zahlreichen Hoffnungen, die man in den 1950er Jahren in geradezu euphorischer Weise auf a/1 das 
setzte, was mit der friedlichen Nutzung des Atoms zusammenhing, rechnete keineswegs nur die Kernenergie 
allein. Ebenso wurde an den Einsatz von Radioisotopen bzw. Strahlung in der Medizin (links oben und rechts 
mitte), der Veränderung des Erbgutes von Nutzpflanzen (rechts oben) oder an den Bau atomgetriebener 
Schiffe gedacht (links mitte). Selbst Eisenbahnen, Flugzeuge und Autos- so die heute geradezu 
abenteuerlich anmutenden Projekte- sollten Energie aus bordeigenen Atomreaktoren beziehen. 
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Hunger und Elend beseitigen und die Industrialisierung voranbringen lassen [23]. Mehr oder 
weniger offenkundig verband sich mit der kontrollierten Kernspaltung die Vision vom Anbruch 
eines goldenen Zeitalters. "Wenn es uns gelingt", so etwa der Vorsitzende der amerikanischen 
Atomenergiekommission (AEC), Lewis L. Strauss, "einen Krieg zu vermeiden, wird die Welt einer 
Zeit der Blüte und des Wohlstandes entgegengehen, wie sie die Menschen noch nie erlebt haben 
und sich bisher kaum vorzustellen wagten" [24]. 
Diese Einschätzung deckte sich nicht nur mit der allgemeinen Zeitstimmung, sondern entsprach 
ebenso den Ergebnissen, zu denen amerikanische Wirtschaftswissenschaftler wie Schurr, 
Marschak oder lsard nach eingehender Untersuchung des Zusammenhanges zwischen Kern-
energienutzung und Wirtschaftsentwicklung gelangt waren [25]. Es stand danach außer Frage, 
daß von der Kernenergienutzung eine Fülle wohlstandsfördernder Effekte ausgehen würden. 
Man hatte es mit einer Basisinnovation im Energiesektor zu tun, in einem Bereich also, der das 
Fundament der materiellen Produktion bildete. Dies konnte allen bisherigen Erfahrungen nach 
nur bedeuten, daß sich gewaltige gesellschaftliche Umwälzungen vollziehen würden. Hatte nicht 
bereits der Übergang vom fossilen Energieträger Steinkohle und der Dampfmaschine als neuer 
Kraftmaschine die Welt von Grund auf verändert? Nicht von ungefähr sprach man von der 
Industriellen Revolution, die damit verbunden war; und in den 50iger Jahren des 20. Jahrhunderts 
schien sich mit der Kernkraft die "zweite Industrielle Revolution" abzuzeichnen [26]. Als in 
diesem Sinne zeittypisch ist deshalb eine Situationsbeschreibung zu werten, die die Einschät-
zung keines geringeren als der am Aufbau einer eigenen deutschen Kernenergiewirtschaft 
zunächst maßgeblich beteiligten Physikalischen Studiengesellschaft widerspiegelt. Dort heißt es 
unter anderem: 
"Nachdem es möglich geworden ist, die aus Atomkernreaktoren freiwerdende Energie zu steuern 
und so für friedliche technische Zwecke nutzbar zu machen, bahnt sich eine Umwälzung auf dem 
Gebiet der Energie-Erzeugung und -Wirtschaft an, die in ihrem vollen Umfang noch nicht zu 
übersehen ist. Man muß sich aber darüber klar sein, daß diese beginnende Umwälzung von 
mindestens der gleichen Bedeutung und Tragweite sein wird, wie vor '150 Jahren der Beginn der 
technischen Neuzeit durch die Erfindung der Dampfmaschine eingeleitet worden ist ... 
Es wäre verhängnisvoll, wenn die Bundesrepublik sich noch längere Zeit infolge der Beschrän-
kungen des Besatzungsstatutes nicht an dieser Entwicklung beteiligen könnte, und es wäre 
ebenso verhängnisvoll, wenn sie freiwillig darauf verzichten würde." (I KB, Bestand 16 I, Handakte 
Dr. Kaps, Brief K. Weimer an W. Bötzkes vom 17. 2. 1955). 
"Atomic power for peace" war seit 1953 nunmehr die vom amerikanischen Präsidenten Dwight D. 
Eisenhower in seiner spektakulären Rede vor den Vereinten Nationen ausgegebene Devise (27]. 
Statt apokalyptischer Zerstörungsgewalt sollte fortan die nutzbringende Seite der Kernspaltung 
das Bild beherrschen. Obwohl das atomare Wettrüsten letztlich doch weiterging, so zeigte die 
euphorische Aufbruchstimmung der 50er Jahre, daß die Impulse Eisenhowers dennoch auf 
fruchtbaren Boden zu fallen schienen. Eine neue energetische Basis würde ein neue, bessere 
Welt schaffen; und nicht nur die Vereinigten Staaten von Amerika oder die Sowjetunion, sondern 
u. a. auch Länder wie Großbritannien, Frankreich, Kanada, Belgien, Schweden oder Norwegen 
hatten sich bereits auf den Weg begeben, um ihre Zukunftschancen zu wahren. Sollte die 
Bundesrepublik Deutschland von alledem tatsächlich endgültig ausgeschlossen bleiben? Sich 
gegebenenfalls sogar widerspruchslos in ein Schicksal fügen, von dem zu erwarten stand, daß es 
bestenfalls in ökonomischer Bedeutungslosigkeit und technischer Rückständigkeit münden 
würde? Oder sollte man alles daransetzen, den Alliierten im Rahmen der Verhandlungen um die 
Westintegration der Bundesrepublik doch Zugeständnisse im Hinblick auf den Aufbau einer 
eigenen Kernenergie-lndustie abzutrotzen? 
Die Antwort auf derartige Fragen ließ nicht lange auf sich warten. Daß die Bundesrepublik unter 
Kanzler Konrad Adenauer nicht gewillt war, sich auf Dauer mit dem alliierten Verbot bzw. der 
starken Einschränkung einer Betätigung auf dem Gebiet der Atomforschung und Atomtechnik 
abzufinden, zeichnete sich bereits seit den frühen 1950er Jahren ab. 
10 
ln Erwartung einer zug1gen Ratifizierung sowohl des am 26. Mai 1952 unterzeichneten 
"Deutschlandvertrages" (=Vertrag über die Beziehung zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und den drei Westmächten) als auch des Vertrages zur Europäischen Verteidigungsgemein-
schaft vom 27. Mai 1952 hatten sich die Vorbereitungen zu einem neuerlichen Einstieg 
Deutschlands in die angewandte Atomkernenergieforschung deutlich konkretisiert. Von zentra-
ler Bedeutung war hierbei, daß Konrad Adenauer es in den Vertragsverhandlungen mit den 
Alliierten erreicht hatte, daß der Bundesrepublik die Errichtung eines Uranbrenners von 1500 kW 
Wärmeleistung in Aussicht gestellt worden war [28]. Hinzu kam, daß ebenfalls im Rahmen der 
Verhandlungen um den EVG-Vertrag bereits 1951 das restriktive Gesetz Nr. 22 der Alliierten 
Hohen Kommission vom 15. März 1950, welches eine Betätigung auf den Gebieten Kernfor-
schung und Kerntechnik verbot, eine erhebliche Lockerung erfuhr [29]. 
Augenfällig ist, daß noch im Herbst 1952 nicht nur vonseitender deutschen Atomphysik, hier 
insbesondere in Person des Direktors des Göttinger Max-Pianck-lnstituts für Physik und Leiters 
der Senatskommission für Atomphysik der Deutschen Forschungsgemeinschaft, Werner Hei-
senberg, sondern auch von maßgeblichen Vertretern des Bundeskabinetts auf eine zügige 
Errichtung des Atommeilers gedrungen wurde. Man war sich offensichtlich dahingehend einig, 
den Bau eines Kernreaktors sofort nach lnkrafttreten des Deutschlandvertrages energisch in 
Angriff zu nehmen. Daß man sich diesem Tage im Oktober 1952 nicht mehrallzu fern wähnte, 
zeigt sich auch in der durch Adenauerund Heisenberg ohne jegliche diplomatische Zurückhal-
tung vorgenommenen öffentlichen Ankündigung des Reaktorprojekts auf einer Jubiläumsta-
gung des Verbandes der Chemischen Industrie in Frankfurt [30]. Die Weichen für die zukünftige 
Entwicklung schienen mithin gestellt zu sein. 
ln dieses Bild paßt auch, daß sich seit Mitte 1950 nicht nur Heisenbergs Max-Pianck-lnstitut in 
Göttingen wieder intensiver mit Fragen der Kernphysik und Vorarbeiten zur friedlichen Nutzung 
der Atomenergie beschäftigt hatte [31), sondern zur gleichen Zeit auch die Uranprospektion im 
Schwarzwald angelaufen war [32]. Der Studiengesellschaft Wittichen, die in dieser Angelegen-
heit tätig wurde, gehörten die Professoren Schneiderhöhn vom Mineralogischen Institut der 
· Universität Freiburg, Kirchheimer von der Badischen Geologischen Landesanstalt sowie 
Ministerialdirektor Dr. Leibbrand vom Badischen Ministerium für Wirtschaft und Arbeit [33] und 
ein Vertreter des Fürsten v. Fürstenberg als Bergherrn an. Sie vermochte der Badischen 
Landesregierung bereits im Juni 1951 ein vielversprechendes Zwischengutachten über Uranla-
gerstätten im mittleren Schwarzwaid vorzulegen [34] und stellte weitere zukunftsträchtige 
Untersuchungen in Aussicht. Damit schien die für ein Reaktorprojekt so wesentliche Möglichkeit 
einer Beschaffung von Uran aus heimischen Lagerstätten gegeben zu sein [35]. Dies um so mehr, 
als dem Badischen Ministerium der Wirtschaft und Arbeit vom zuständigen Kommissariat der 
Alliierten Hohen Kommission mit Datum vom 30. Januar 1952 sogar die Genehmigung erteilt 
worden war, im Gebiet des oberen Heubachtals und Wittichen Uranerz zu fördern, zu lagern und 
aufzuarbeiten [36]. Da nach Auffassung des führenden deutschen Kernenergietheoretikers "der 
größte Ausgabeposten bei der Errichtung eines Atommeilers ... ohne Zweifel das Uran selbst 
(sei), dessen Wert er mit 20-40 Millionen DM veranschlagt(e)" [37], und zudem eine Belieferung 
aus dem Ausland infolge der amerikanischen Aufkäufe weitgehend ausschied [38), kam dem 
Wissen um eine Eigenversorgung mit Uran aus Schwarzwalderzen eine erhebliche Bedeutung zu. 
Das frühzeitige Engagement, das in dieser Angelegenheit die Badische Geologische Landesan-
stalt unter der Direktion von Franz Kirchheimer gezeigt hatte, verlieh der Stimme des Landes 
Baden-Württemberg in "Atomkernenergieangelegenheiten" ein nicht zu unterschätzendes 
Gewicht. 
Aus dem Dargelegten wird ersichtlich, in welchem Rahmen sich die frühe deutsche "Atomener-
giepolitik" bzw. Atomenergieentwicklung bewegen mußte. Auf der einen Seite war es die alliierte 
Gesetzgebung, die die Betätigung auf kernphysikalischem Gebiet reglementierte und weitestge-
hend verbot. Auf der anderen Seite stand der Wunsch der Bundesrepublik, nicht etwa von jenem 
Bereich des technischen Wandels ausgeschlossen zu bleiben, dem man für die Zukunft größte 
Bedeutung zumaß und an den man möglichst bald anknüpfen mußte, um nicht völlig den 
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Anschluß an die internationale Entwicklung zu verlieren. Das Dilemma bestand darin, daß vor der 
bereits für das Jahr 1952 erwarteten Ratifizierung des Deutschland- und EVG-Vertrages aus 
außenpolitischer Rücksichtnahme keineswegs mit offen erkennbaren, ernsthaften Vorbereitun-
gen zu einer deutschen Kernenergie-Industrie begonnen werden konnte. Mit dem Hinwegsetzen 
über geltende alliierte Kontrollratsgesetzgebung würde die Gefahr heraufbeschworen werden, 
insbesondere Frankreich einen Vorwand zu liefern, die zur Unterzeichnung anstehenden 
Vertragswerke scheitern zu lassen. Wiederholt hatte deshalb Bundeskanzler Adenauer zur 
Zurückhaltung gemahnt. "Ich darf", so der Kanzler in einem Brief vom Dezember 1953 an den 
bayerischen Staatsminister für Wirtschaft und Verkehr, Hans Seidel, "Ihnen mitteilen, daß das 
alliierte Verbot einerangewandten Atomforschung bis zum lnkrafttreten des Deutschland- und 
EVG-Vertrages nach wie vor fortbesteht. Erstmit dem I nkrafttreten der Verträgewird somit an den 
Bau einer Atomreaktorstation herangegangen werden können, die ausschließlich friedlichen 
Zwecken dienen wird .... Es kann ... vor allem nicht im außenpolitischen Interesse der 
Bundesrepublik liegen, wenn diese Dinge bereits jetzt in die Öffentlichkeit getragen werden. Ich 
darf Sie daher bitten, die Frage vertraulich zu behandeln, solange das vorerwähnte Verbot 
fortbesteht" [39]. 
Alle Vorplanungen für eine deutsche Reaktorstation, insbesondere diejenigen organisatorischer 
Art, mußten deshalb mit Fingerspitzengefühl gehandhabt werden. Auch sollte vermieden werden, 
daß die Bundesregierung bei der Förderung des Gesamtvorhabens nach außen hin zu deutlich in 
Erscheinung trat. Ohne Frage sollte es jedoch gleichermaßen Anliegen der Bemühungen sein, 
die Planungen zügig voranzubringen und eine Basis für den Zeitpunkt zu schaffen, an dem die 
Arbeiten an der Kernenergienutzung ganz offiziell würden aufgenommen werden können. Im 
Laufe der Zeit, d. h. bis zum Herbst 1954, nahmen die Planungen immer konkretere Formen an. 
Sie vollzogen sich jedoch nach wie vor vor dem Hintergrund, daß das Französische Parlament 
dem Deutschland- und EVG-Vertrag auch bis Mitte des Jahres 1954 nicht zugestimmt hatte. Erst 
am 30. August 1954, also mehr als zwei Jahre nach Vertragsabschluß, kam es in der Pariser 
Nationalversammlung nun endlich zu einer Entscheidung. Diese fiel jedoch keineswegs im von 
deutscher Seite gewünschten Sinne aus. Vielmehr versagte man dem Vertragswerk die 
Ratifizierung und brachte damit auch die bundesrepublikanischen Hoffnungen auf Erlangung 
der Souveränität zu Fall. Gleichermaßen waren so die deutschen Reaktorpläne nach außen hin 
weiter blockiert. 
Diesem Rahmengeschehen wurde ein Schlußpunkt gesetzt, als nach neuerlichen Verhandlungen 
die Westintegration und der Wehrbeitrag der Bundesrepublik abgeklärt waren und diese mit 
lnkrafttreten der sogenannten Pariser Verträge am 5. Mai 1955 ihre Souveränität erlangte. Der 
Kernenergienutzung standen nunmehr Hindernisse formalrechtlicher Artalliierter Prägung nicht 
mehr in Wege. Man besaß jetzt die Möglichkeit, die bisher in aller Stille und unter dem Siegel der 
Vertraulichkeit durchgeführten, erheblich weit vorangeschrittenen Planungsarbeiten zur Errich-
tung einer Reaktorstation zu intensivieren und an das Licht der Öffentlichkeit treten zu lassen. 
Daß man hier zügig zu Werke ging, zeigt sich unter anderem daran, daß noch im Juni 1955 die 
Standortfrage für die Reaktorstation grundsätzlich abgeklärt, im Oktober 1955 das Bundesmini-
sterium für Atomfragen gegründet, zu Beginn des Jahres 1956 die Deutsche Atomkommission 
institutionalisiert und im Juli 1956 mit der Kernreaktor Finanzierungsgesellschaft mbH sowie der 
Kernreaktor Bau- und Betriebsgesellschaft mbH der weitere organisatorische Rahmen für den 
Aufbau der "Kernenergie-Industrie" abgesteckt wurde. 
Nun soll dem, was noch zu schildern sein wird, nicht zu weit vorgegriffen werden. Es konnte 
allenfalls darum gehen, vorab einige Aspekte derjenigen Zeitumstände deutlich zu machen, die 
zwischen 1950 und 1955 die Entwicklung der Kernenergienutzung in der Bundesrepublik 
wesentlich mit bestimmt haben. Hierauf wird nachfolgend im Zusammenhang mit der Thematik 
"Standortfindung für eine deutsche Reaktorstation" zurückzukommen sein. 
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3. Ansätze eines institutionellen Rahmens für die Nutzung der Kernenergie 
in der Bundesrepublik Deutschland 
3.1 Die Kommission für Atomphysik der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) 
Auf institutioneller, bundesweiter Ebene zeichneten sich für ein Reaktorprojekt bereits im Jahre 
1952 erste, wenn auch noch zaghafte, Fortschritte ab. Vom Senat der Deutschen Forschungsge-
meinschaft war am 29. Februar 1952 die "Kommission für Atomphysik" ins Leben gerufen worden 
[40]. Dieser war die Aufgabe zugedacht, nicht nur als hochkarätiges Beratungsgremium für die 
Bundesregierung zu fungieren, sondern auch in den eigenen Reihen der führenden Atomphysi-
ker zu einer Abstimmung der gemeinsam zu vertretenden Positionen zu gelangen. Der 
Senatskommission, wie sie häufig genannt wurde, gehörten zunächst die Professoren Bopp 
(München), Bothe (Heidelberg), Gentner (Freiburg), Haxel (Heidelberg), Heisenberg (Göttin-
gen), Kopfermann (Göttingen), Mattauch (Mainz), Regener (Stuttgart) und Riezler (Bann), sowie 
von der Deutschen Forschungsgemeinschaft der zuständige Senats- und Senatskommissionsre-
ferent Dr. Alexander Hocker an [41]. Den Vorsitz der Kommission führte selbstverständlich 
Werner Haisenberg in eigener Person. Allerdings war Heisenberg, der das besondere Vertrauen 
und damit das Ohr von Kanzler Adenauer besaß [42], bereits zuvor wiederholt von der 
Bundesregierung in Fragen der Atomphysik zu Rate gezogen worden. Auch hatte er über das 
Ergebnis dieser Missionen noch im Juli 1952 eine Reihe seiner Kollegen, zu denen interessanter-
weise ebenfalls der Präsident des Badischen Geologischen Landesamtes, Prof. Franz Kirchhei-
mer, nicht jedoch der Direktor des Physikalischen Instituts der Justus-Liebig-Hochschule 
Gießen, Prof. W. Hanle, zählte, vertraulich unterrichtet [43]. Es ist offenkundig, daß Haisenberg 
eine Mittlerfunktion zwischen der Kommission für Atomphysik und der Bundesregierung zukam. 
Die Mitglieder der Senatskommission waren sich hierüber im klaren, zu mal Haisenberg an läßlich 
der 2. Sitzung dieses Gremiumsam 19. November 1952 offiziell darüber berichtet hatte, daß seine 
Kollegen Gentner (Freiburg), Wirtz (Göttingen) und er bereits beratend für die Bundesregierung 
tätig geworden waren [44]. Es schien auch kein Zweifel darüber zu bestehen, daß die Ergebnisse 
der als Tagesordnungspunkt eins der Kommissionssitzung angesetzten "Besprechung der mit 
Errichtung eines deutschen Kernreaktor-Laboratoriums zusammenhängenden Fragen" [45] 
anschließend der Unterrichtung der Bundesregierung dienen sollten. Zur Debatte stand: 
1. "Welche wissenschaftlichen Probleme bei der Errichtung eines Kernreaktors noch zu lösen 
seien", 
2. "wie man den Meiler für wissenschaftliche Zwecke ausnutzen könne" und 
3. "an welcher Stelle der Meiler mit den notwendigen Instituten, also die ,Atomfabrik', errichtet 
werden solle" [46]. 
Während zu den beiden erstgenannten Tagesordnungspunkten weitgehend übereinstimmende 
Positionen bestanden, vermochte Haisenberg mit seinem Standortvorschlag ,München' nicht 
völlig durchzudringen. Vom Grundsätzlichen her hatte er hervorgehoben, daß "als Ort für den 
Atombrenner ... nur ein Raum in der Nähe einer großen Stadt in Betracht (komme)" [47], daß 
jedoch "die Errichtung in der Stadt selbst ... nicht opportun (sei)" [48]. Daraufhin waren als 
mögliche geeignete Standorte die Räume Köln-Aachen, Mainz-Heidelberg-Karlsruhe sowie 
München benannt worden. Der Feststellung Heisenbergs, daß er "München für einen besonders 
guten Vorschlag (halte)" [49], stellte sein Banner Kollege Riezler Bedenken dahingehend 
entgegen, daß der Bauuntergrund in der Umgebung von München für das Vorhaben nicht 
sonderlich günstig sei. Riezler hatte damit, wie spätere genauere Untersuchungen tatsächlich 
bestätigen sollten, bereits einen der wesentlichen Einwände gegen München namhaft gemacht 
[50]. Dessen ungeachtet rückte Heisenberg von seinem Vorschlag nicht ab. Ganz im Gegenteil. 
Er unterstrich, daß der Bau des Atombrenners sinnvollerweie " ... nur in ständiger enger 
Zusammenarbeit mit einem Forschungsinstitut versucht werden" [51] könne und verband dies 
mit dem Angebot, "den Gedanken an eine Verlegung des Max-Pianck-lnstituts für Physik von 
Göttingen weg zu erwägen ... ", um "mit dem Institut die unmittelbaren Vorarbeiten für den Bau 
des Brenners zu übernehmen" [52). Dann allerdings, SQ Heisenberg weiter, käme "für ihn aus 
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verschiedenen Gründen (z. B. die auf der Zugspitze laufenden Forschungsarbeiten des Instituts!) 
... nur der Raum München in Betracht" [53]. 
Deutlicher ließ sich die Position und der Anspruch, den Heisenberg erhob, nicht mehr 
formulieren. Da damit jedoch Rietzlers sachlicher Einwand nicht aus der Weit zu schaffen war, bot 
es sich an, hierzu eine gesonderte Kommission einzusetzten. Es erging eine Empfehlung, nicht 
nur im Hinblick auf die "Standortfindung/Pianung", sondern auch für die Bereiche "Urangewin-
nung" und "Schweres Wasser" je eine gesonderte Kommission zu berufen [54]. 
Dieser Vorschlag der Senatskommission der Deutschen Forschungsgemeinschaft wurde von 
dem durch das Bundesministerium für Wirtschaft eingesetzte "Gremium zur Vorbereitung der 
deutschen Kernenergie", dem Vorläufer der "Studienkommission für Kernenergie", schließlich 
im Mai 1953 in die Tat umgesetzt [55]. Wohlweislich hatte man es aber vermieden, die von der 
Senatskommission ungeschickterweise gemeinsam für den Uranausschuß nominierten Profes-
soren Kirchheimer, Präsident des Geologischen Landesamtes Baden-Württemberg (Freiburg) 
und Drescher-Kaden, Direktor des Mineralogisch-Petrographischen Instituts der Universität 
Harnburg (Hamburg), die in einer "unversöhnlichen Freindschaft" [56] zueinander standen, auch 
tatsächlich in dieses Gremium zu berufen. Ausschußmitglied und sogar Vorsitzender dieser 
Institution wurde, wie an anderer Stelle noch ausführlicher auszuführen sein wird, Franz 
Kirchheimer, während sein Kontrahend Drescher-Kaden nicht vertreten war. 
3.2 Das "die deutsche Kernenergie vorbereitende Gremium" 
Neben der Senatskornmission der Deutschen Forschungsgemeinschaft, als Vertretung der 
Wissenschaft, konkretisierte auch die Bundesregierung noch im Jahre 1952 ihr Bestreben, ein 
eigenes Beratungsgremium in Sachen Kernenergie zu institutionalisieren. Kanzler Adenauer 
hatte hierzu das Bundeswirtschaftsministerium unter Ludwig Erhard veranlaßt, die Federführung 
zu übernehmen, ohne jedoch in der Öffentlichkeit selbst zu deutlich in Erscheinung zu treten. Auf 
Behördenebene sollte vorerst ein entsprechendes offizielles Organ auf keinen Fall entstehen. 
Eine erste Sitzung "des die deutsche Kernenergie vorbereitenden Gremiums" fand am 20. 
November 1952 im Bundesministerium für Wirtschaft statt [57]. Neben den Vertretern verschiede-
ner Ministerien [58] verzeichnete die Teilnehmerliste Dr. Telschow von der Max-Pianck-
Gesellschaft, Dr. Hocker von der Deutschen Forschungsgemeinschaft, die Professoren Heisen-
berg, Joos, Kirchheimer und Vieweg sowie die Generaldirektoren Dr. Bötzkes von der Industrie-
kreditbank Düsseldorf und Prof. Bayer von der Farbwerken Bayer/Leverkusen. Auch wenn zu 
berücksichtigen bleibt, daß Bötzkes als Senator, Schatzmeister und Vizepräsident der Max-
Pianck-Gesellschaft und Prof. Bayer als Senator und Kuratoriumsmitglied der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft durchaus den Selbstverwaltungsgremien der Wissenschaft zugerech-
net werden können, verkörpern sie in diesem Falle doch eher die Beteiligung der deutschen 
Wirtschaft an den Vorbereitungen zum Aufbau der Kernenergie. ln der personellen Zusammen-
setzung des von Ludwig Erhard geladenen Gremiums zeichnet sich bereits die zukünftige 
Leitlinie einer engen Zusammenarbeit von Staat, Wissenschaft und Wirtschaft im Bereich der 
angewandten Kernforschung ab. Zunächst jedoch konzentrierten sich die Beratungen des die 
deutsch Kernenergie-Industrie vorbereitenden Gremiums im wesentlichen auf organisatorische 
Fragen. Man kam überein, eine Hauptkommission einzusetzen, um die Bildung einer deutschen 
Kernenergie-Kommission zu planen [59]. Daneben schlug man die Einrichtung von fünf 
Unterausschüssen vor, und zwar für Uranbergbau, Moderatoren, Atommeiler, Gesetzgebung und 
Finanzierung. Zur personellen Besetzung der Unterausschüsse sollten von den Professoren 
Heisenberg, Kirchheimer, Joss und Bayer Vorschläge erarbeitet werden [60]. Nur im Falle eines 
einzigen dieser Ausschüsse, nämlich desjenigen, in dem der Bau des Meilers und der Standort zu 
behandeln waren, wurde die Kommissionsleitung bereits direkt vergeben, und zwar an den 
"designierten Vorsitzenden der Deutschen Atom-Energie-Kommission" [61], Werner Heisenberg 
[62]. 
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3.3 Die Studien-Kommission für Kernenergie 
Als sich um die Jahreswende 1952/53 immer deutlicher abzeichnete, daß die erwartete 
Ratifizierung des "Generalvertrages" [63] doch nicht erfolgen und sich stattdessen auf unabseh-
bare Zeit verschieben würde, drohte den angelaufenen Vorarbeiten zur angewandten Kernfor-
schung ein abruptes Ende. Zumindest hielt die Bundesregierung aus außenpolitischen Gründen 
eine deutliche Zurückhaltung in dieser Frage für angebracht. Dies hatte zur Folge, daß in der am 
23. Februar 1953 im Bundesministerium für Wirtschaft stattfindenden Besprechung des "die 
deutsche Kernenergie vorbereitenden Gremiums" auf ausdrücklichen Wunsch des Kanzlers 
zunächst die Behandlung des wohl wichtigsten Tagesordnungspunktes, nämlich die Bildung 
einer Atomkommission, abgesetzt werden mußte [64]. Der den Vorsitz der Besprechung 
führende Ministerialrat Hinsch begründete dies den Kommissionsmitgliedern gegenüber explizit 
damit, daß "zur Zeit ... noch das Gesetz Nr. 33 der Militärregierung (gelten würde), nach dem die 
angewandte Forschung auf dem Gebiet der Atomenergie im Bundesgebiet verboten ... " [65) sei. 
Bei identischer Rechtslage war allerdings hiervon auf der vorangegangenen Sitzung im 
Bundeswirtschaftsministerium vom 20. November 1952 nicht die Rede gewesen. Nach den 
Ausführungen von Ministerialdirigent Grau, der die Stellungnahme des Bundeskanzlers übermit-
telte, konnte an der Ernsthaftigkeit des Adenauerschen Zurückhaltungsgebotes in Sachen 
Atomenergiekommission kein Zweifel bestehen. Zudem hob Grau hervor, daß der Bundeskanzler 
die Bildung der Kommission ohnehin als " ... Angelegenheit der gesamten Bundesregierung" 
[66) reklamiere. 
Mochte damit vorerst auch der Weg zu einer deutschen Atomenergiekommission blockiert sein, 
so war es durchaus nicht Absicht der Bundesregierung, etwa die gesamten Vorarbeiten zur 
Atomforschung zu stoppen. Diese sollten nur nach außen hin weniger deutlich in Erscheinung 
treten, aber unter der Hand sogar forciert werden. 
Man suchte hier einen Mittelweg zwischen außenpolitischen Rücksichtnahmen und planerischen 
Notwendigkeiten zu beschreiten. Zudem hatte der fortwährend auf eine zügigere Inangriffnahme 
der bundesdeutschen Vorarbeiten zur friedlichen Nutzung der Kernenergie drängende Werher 
Heisenberg auch darauf verweisen können, daß ihm gegenüber von alliierter Seite mehrfach 
Interesse daran bekundet worden sei, "daß die deutschen Vorbereitungen für die Entwicklung der 
Atomtechnik schnell, möglichst noch vor Abschluß des Generalvertrages, vorangetrieben 
würden" [67]. Die Begründung für dieses Ansinnen sei, so Heisenberg, darin zu suchen, daß "es 
für die Alliierten wichtig zu wissen (wäre), in welchen organisatorischen Formen sich diese 
Entwicklung bei uns vollzöge" [68]. Zudem vertrat er die Auffassung, daß das Planungsstadium 
für den Bau des Uranbrenners ohnehin eine Reihe von Monaten in Anspruch nehmen würde und 
von daher seines Wissens "keine Schwierigkeiten hinsichtlich der alliierten Verbote" [69] 
bestünden. Dieser Einschätzung der Sachlage vermochte sich die Bundesregierung allerdings 
nicht anzuschließen und ließ, wie gesagt, vorerst keine weitere Behandlung des Themenkomple-
xes Atomenergie-Kommission zu. 
Demgegenüber lag es völlig auf der Linie des gesuchten Kompromisses, daß im Hinblick auf die 
Ausgestaltung notwendiger Arbeitsausschüsse auf der Sitzung im Bundeswirtschaftsministe-
rium vom 23. Februar 1953 nicht etwa der status quo aufrechterhalten, sondern ein erheblicher 
Schritt voran getan wurde. Es kam zur Konstituierung der an anderer Stelle bereits von der 
Senatskommission der Deutschen Forschungsgemeinschaft vorgeschlagenen drei Fachkom-
missionen [70], und zwar für Uranerzbergbau, Erzaufbereitung und Uranherstellung (1), für 
Moderatoren (II) und für Planung (111) [71]. 
Der Fachkommission I gehörten unter Leitung von Franz Kirchheimer von der Badischen 
Geologischen Landesanstalt die Herren Allendörfer (Degussa), Ficke (Stolberger Zink AG), 
Frank (Stolberger Zink AG), Gentner (Universität Freiburg), Moschel (Farbenfabriken Bayer/ 
Leverkusen), Schneiderhöhn (Universität Freiburg) und Teuscher (Bayerisches Geologisches 
Landesamt) an. Die Fachkommission II/Moderatoren war besetzt mit den Professoren Bonhoef-
fer (Göttingen), Groth (Bonn), Joos (München) und Wirtz (Göttingen) sowie zwei Vertretern der 
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lndustrie[72]. Der Vorsitz oblag Karl Wirtz. ln der Planungskommission waren vertreten: Dr. 
Bötzkes (lndustriekreditbank; MPG), Prof. Gerlach (München), Prof. Helsenberg (Göttingen), 
Prof. Joos (München), Dr. Pretsch (Bundeswirtschaftsministerium), Dr. Reusch (Gutehoffnungs-
hütte, MPG) sowie Dr. Telschow von der Max-Pianck-Gesellschaft. Den Vorsitz führte Wilhelm 
Bötzkes. 
Die Gesamtgeschäftsführung aller drei Kommissionen wurde der Generalverwaltung der Max-
Pianck-Gesellschaft übertragen und durch deren geschäftsführenden Vorstand, Dr. Ernst 
Telschow, von Düsseldorf aus wahrgenommen. 
Damit war ein erstes institutionelles Gerüst für die weiteren Planungsarbeiten geschaffen 
worden. Die personelle Besetzung der Kommissionen mit hochkarätigen Fachleuten aus 
Wissenschaft und Wirtschaft läßt erkennen, daß die Planungsvorhaben tatsächlich mit aller 
Energie vorangebracht und nicht etwa verschleppt werden sollten. Insbesondere im Planungs-
ausschuß waren mit den Generaldirektoren Bötzkes und Reusch führende Köpfe der westdeut-
schen Wirtschaft vertreten, die zudem das Vertrauen von Kanzler Adenauer [73], Minister Erhard 
und weiteren Kabinettsmitgliedern besaßen [74]. 
Trotzdem muß als überraschend gewertet werden, daß nicht etwa Heisenberg, der ja frühzeitig 
seine Ansprüche in dieser Beziehung geltend gemacht hatte [75], sondern Bötzkes den Vorsitz 
des Planungsausschusses wahrnahm. Ihm stand als Stellvertreter Telschow zur Seite. Offenkun-
dig setzte man im Hinblick auf die Bewältigung der organisatorischen Fragen mehr Vertrauen in 
die planerische Kompetenz der Wirtschaft denn der Wissenschaft. Da außer Frage steht, daß 
Hermann Reusch, der im übrigen auf Anregung von Helsenberg zur Teilnahme an der 
Besprechung im Bundeswirtschaftsministerium nominiert worden war [76], aufgrundvielfältiger 
Gemeinsamkeiten der Stimme Bötzkes zusätzliches Gewicht verlieh [77], hatten sich die 
Verhältnisse im Planungsausschuß für die Hochschulvertreter nicht gerade günstig entwickelt. 
Anders sah es hingegen in der Moderatorenkommission aus, in der vorerst die Vertreter der 
Wissenschaft das Bild prägten, während man sich in der Urankommission in etwa die Waage hielt. 
Der von Franz Kirchheimer in weitblickender Voraussicht mit einer Reihe guter Vertrauter 
besetzten Urankommission [78] ist zu attestieren, daß sie für nicht badische bzw. württembergi-
sche Interessen nur wenig Raum ließ. Dies sollte sich später in aller Deutlichkeit zeigen. 
Die ersten eigenständigen Sitzungen der Fachkommissionen wurden zwischen dem 23. Februar 
1953 und dem 30. Mai 1953 durchgeführt [79]. Einschneidende organisatorische Umgestaltun-
gen nahm die Planungskommission jedoch bereitsanläßlich ihrer Sitzung vom 30. Mai 1953 vor 
[80]. Zum einen wandelte sie die etwas sperrig klingende Bezeichnung der vom Bundesministe-
rium für Wirtschaft initiierten Gesamtarbeitsgruppe von "das die deutsche Kernenergie-Industrie 
vorbereitende Gremium" [81] in "Studienkommission für Kernenergie" um. Eine Maßnahme von 
im übrigen keineswegs nur semantischer Bedeutung. Vielmehr wurde sie von dem Gedanken 
getragen, die tatsächlichen Absichten, die mit diesem Gremium verfolgt werden sollten, nicht 
schon durch die Namensgebung aller Weit lauthals kundzutun. Über eine "Studienkommission" 
würden die Westmächte wesentlich leichter hinwegsehen können, als über ein Gremium, das 
bereits dem Namen nach die Vorbereitung einer - nach wie vor verbotenen - deutschen 
Kernenergie-Industrie auf seine Fahnen geschrieben hatte. 
Zum anderen legte die Planungskommission die Fachkommissionseinteilung ihrer tatsächlichen 
Bedeutung nach neu fest. Danach rückte die bisherige Fachkommission III (Planung) nunmehr 
an erste Stelle und wurde als Fachkommission I weitergeführt, während die "Urankommission" 
die Ziffer II und die Moderatorenkommission die Ziffer 111 erhielten [82]. Von der personellen 
Besetzung und Aufgabenstellung der Einzelausschüsse her blieb, wenn man von der ergänzen-
den Heranziehung der jeweiligen Leiter der beiden übrigen Kommissionen zu den Sitzungen der 
Planungskommission absieht, alles beim alten. 
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4. Stationen der Entscheidungsfindung 
4.1 Ansprüche werden formuliert: Die Stadt Karlsruhe macht ihr Interesse 
an der Reaktorstation offiziell geltend 
Bereits auf seiner ersten Sitzung vom 30. Mai 1953 wandte sich der Planungsausschuß der 
Studienkommission für Kernenergie unter Tagesordnungspunkt drei auch einer Erörterung der 
Frage zu, wo die zukünftige "Bundes-Kernenergie-Station" ihren Standort finden solle [83]. Die 
eingehende Aussprache, die zu dieser Thematik stattfand, nahm insofern zunächst einen 
erwarteten Verlauf, als wiederum das Interesse für die Stadt München hervorgehoben und 
insbesondere durch Heisenberg nachdrücklich unterstrichen wurde [84]. Auch konnte kein 
Zweifel daran bestehen, daß durch den Hinweis auf die bereits mit dem Bayerischen Wirtschafts-
ministerium und dem Münchner Bürgermeister von Miller geführten Verhandlungen [85] der 
Eindruck erweckt werden sollte, daß die Standortwahl weitgehend vorentschieden sei. 
Das vom Geschäftsführer der Studienkommission für Kernenergie, Ernst Telschow, und nicht 
vom Baden-Württembergischen Kommissionsmitglied Kirchheimer, eingebrachte Angebot der 
Stadtverwaltung Karlsruhe, sich um den Sitz der Reaktorstation zu bewerben, kam daher recht 
überraschend [86]. Auch wenn der Karlsruher Vorschlag bei einer Reihe von Kommissionsmit-
gliedern möglicherweise eher den Eindruck von Spontaneität denn von Ausgereiftheit hervorge-
rufen haben dürfte, so kam er sicherlich nicht so unvorbereitete, wie es vielleicht den Anschein 
hatte. Der Karlsruher Oberbürgermeister Günther Klotz (SPD) hatte sich bereits seit Mitte 
Dezember 1952, wenn auch noch beiläufig, für Fragen der Standortwahl einer Reaktorstation zu 
interessieren begonnen. Anlaß hierzu gab der Bericht des Oberbaurates Füger von den 
Städtischen Werken Karlsruhe, der in Stuttgart einen Vortrag Werner Heisenbergs zur friedlichen 
Nutzung der Kernenergie gehört hatte [87]. Die Ausführungen des Referenten zu den Standort-
voraussetzungen für einen Reaktor hattenFügerund dann auch OB Klotz bewußt werden lassen, 
daß Karlsruhe all die Bedingungen zu erfüllen in der Lage wäre [88], die Heisenberg gefordert 
hatte. Die Uranlagerstätten waren nicht weit entfernt, dem Rhein konnte hinreichend Kühlwasser 
entnommen werden, und auch als Großstadt mit entsprechendem wissenschaftlichen Potential 
(TH-Karlsruhe) glaubte man sich empfehlen zu können [89]. 
Oberbürgermeister Kotz, für den sich mit der Ansiedlung eines so zukunftsträchtigen Industrie-
sektors wie der Kernenergiegewinnung die Erwartung erheblicher ökonomischer Wachstumsef-
fekte verband, nahm daraufhin noch am 15. Dezember 1952 zum Rektor der Technischen 
Hochschule Karlsruhe, Otto Haupt, Kontakt auf [90]. Diesen bat er, die Entwicklung im Bereich 
der Kernenergie zu verfolgen und mit der Stadt in Verbindung zu bleiben, "damit im geeigneten 
Zeitpunkt ernsthafte Bemühungen in dieser Sache unternommen werden könnten" [91]. 
Doch nicht nur in Karlsruhe selbst, sondern auch für das Stuttgarter Wirtschaftsministerium läßt 
sich das Ergreifen erster Initiativen vermelden. Im Geschäftsteil VII des Wirtschaftsministeriums, 
der unter anderem für die Bereiche Energiewirtschaft, Bergbau/Hüttenwesen, Landesgeologie, 
Verkehr und Auftragswesen zuständig war, regte Oberregierungsrat Dr. Greifeid am 23. Januar 
1953 an, einen Vertreter des Wirtschaftsministeriums Baden-Württemberg "in die zu bildende 
Atom-Energie-Erzeugungsgesellschaft" [92] zu entsenden. Zur Begründung wies er darauf hin, 
daß die Frage des Standortes des Atommeilers noch nicht geklärt sei und man "die Gegend von 
Karlsruhe für geeignet" [93] halte. ln Konkurrenz zu den eigenen würden Norddeutsche 
Interessen stehen, die "den Atommeiler in der Nähe derchemischen Industrie im Ruhrgebiet oder 
in der Gegend von Göttingen zu errichten (wünschten)" [94]. Gemessen an der zu diesem 
Zeitpunkt in den Planungsgremien so gut wie durchweg dominierenden Standortpräferenz 
"München" [95],- Göttingen oder das Ruhrgebiet waren überhaupt noch nicht genannt worden 
-weist sich Greifeid in seiner Notiz als weitaus weniger informiert aus, als er glauben machen 
möchte [96]. Es gelang ihm auch nicht, mit seiner Auffassung im Ministerium durchzudringen. 
Sein Vorgesetzter, Ministerialrat Dr. Seifriz, beschied bündig, daß er eine derartige Vorgehenswei-
se, also die Entsendung eines Vertreters des Wirtschaftsministeriums Baden-Württemberg in die 
zu konstituierende Atomenergie-Erzeugungsgesellschaft, "noch nicht für erforderlich" [97] hielt. 
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Trotzdem blieb die Thematik Kernenergie an sich jedoch auch im Wirtschaftsministerium Baden-
Württemberg im Gespräch. Dafür sorgten nicht zuletzt die Berichte, die der Präsident des 
Geologischen Landesamtes, Prof. Franz Kirchheimer, als Mitglied des die deutsche Kernenergie 
vorbereitenden Gremiums und späterer Leiter des Uranausschusses der Studienkommission für 
Kernenergie dem Geschäftsteil VII des Wirtschaftsministeriums Baden-Württemberg offiziell 
abstattete [98]. Außerdem fanden die Pläne und Überlegungen zur angewandten Atomforschung 
auch in den öffentlichen Medien der Bundesrepublik ein zunehmendes Echo. So griff zum 
Beispiel der in Baden-Württemberg vielgelesene "Schwarzwälder Bote" die Thematik in einer 
mehrteiligen Serie auf und druckte vom 7. Mai 1953 an einen Beitrag Werner Heisenbergs mit dem 
Titel "Friedliche Atomtechnik in Westdeutschland. Politische, technische, organisatorische 
Probleme einer zu errichtenden Atom-Meiler-Station" [99] ab. Der aufschlußreiche und mit 
erheblichem Engagement geschriebene Artikel dürfte zumindest in Baden-Württemberg seine 
Wirkung nicht verfehlt haben. Nach einem Telefonat zwischen Oberregierungsrat Greifeid und 
Oberbürgermeister Klotz vom 12. Mai 1953 [100], (vgl. Abb. 2) einem fernmündlichen Meinungs-
austausch zwischen der Stadt Karlsruhe und Prof. Kirchheimer [1 01] sowie der Ankündigung des 
letztgenannten, in der Sitzung der Planungskommission am 30. Mai 1953 "dafür einzutreten, daß 
der künftige Atommeiler im Raume Karlsruhe-Heidelberg-Mannheim zu stehen kommt" [102], 
begann das Projekt "Reaktorstation Karlsruhe" in Baden-Württemberg konkretere Formen 
anzunehmen. Bereitsam 26. Mai 1953 übermittelte Oberbürgermeister Klotz das Ansinnen der 
Stadt Karlsruhe, Sitz des Atommeilers zu werden, in einem offiziellen Schreiben [103] der 
Generalverwaltung der Max-Pianck-Gesellschaft. ln seinem als Wunsch und dringende Bitte 
formulierten Angebot [104] kündigte Klotz die Bereitschaft der Stadtverwaltung Karlsruhe an, 
"die Angelegenheit in jeder möglichen Weise" [105] zu unterstützen, und zwar "sowohl durch 
Bereitstellung von Gelände, als auch durch sonstiges Entgegenkommen, auch finanzieller Art" 
[106]. Zudem lud der Oberbürgermeister die Kuratoriumsmitglieder des die deutsche Kernener-
gie-Industrie vorbereitendenden Gremiums nach Karlsruhe ein und sah es als selbstverständlich 
an, hierfür die Kosten zu übernehmen. Mochte dies auch mehr oder weniger nur eine Geste der 
Höflichkeit sein, so brachte sie doch zum Ausdruck, daß in Karlsruhe offenkundig die 
Bereitschaft bestand, sich tatsächlich auch in finanzieller Hinsicht am Reaktorprojekt zu 
engagieren. Daß dies im Hinblick auf die Erlangung des Zuschlages eine unabdingbare 
Voraussetzung sein würde, darauf hatte Franz Kirchheimer in seinem vertraulichen Bericht über 
die Sitzung der Planungskommission vom 30. Mai 1953 in aller Deutlichkeit hingewiesen [107]: 
"Nur ein überaus großzügiges Angebot", so Kirchheimer, "dürfte die auf etwa 1 Million qm mit 
einem Gesamtkostenaufwand von nicht weniger als 30 Millionen Mark zu erstellende "Bundes-
Kernenergie-Station" für die Stadt Karlsruhe sichern können" [108]. Es ging mithin letztlich um 
weitaus mehr, als nur darum, für sich günstige natürliche bzw. infrastrukturelle Standortvorteile 
ins Felde zu führen. Trotzdem mußte natürlich auch in dieser Hinsicht alles stimmen, um nicht von 
vornherein gegenüber dem Mitwettbewerber München gänzlich chancenlos zu bleiben. Die 
Auflistung der Aktivposten des Standorts Karlsruhe, die OB Klotz in seinem Schreiben an die 
Generalverwaltung der Max-Pianck-Gesellschaft vorgenommen hatte [1 09], war in dieser Phase 
der Bewerbung für die Stadt sicherlich von Nutzen. Es hieß dort: 
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"ln Karlsruhe finden sich genügend große Flächen, die sofort zur Verfügung gestellt werden 
können und für die auch die Verkehrsvoraussetzungen und erforderlichen Versorgungsan-
schlüsse gegeben sind. Karlsruhe liegt, wie Ihnen bekannt ist, in sehr günstiger Lage am 
Rhein mit eigenen, sehr leistungfähigen Rheinhäfen, an der Autobahn Köln und Hamburg-
Frankfurt-Karlsruhe, deren Fortführung in Richtung Basel z. Z. in Bau ist, ferner an der 
Autobahn Karlsruhe-München-Salzburg. Die Verbindungen der Bundesbahn nach Norden 
und Süden sind durch internationale Ferntriebwagen und Fernschnellzüge äußerst günstig 
... Die Nähe des Schwarzwaldes und der Pfalz bieten den Mitarbeitern sehr gute Erholungs-
möglichkeiten ... Zu wissenschaftlicher Arbeit wird ausgezeichnete Verbindung mit der 
Technischen Hochschule in Karlsruhe selbst bestehen. Die Universität Heidelberg liegt in 50 
km Entfernung, die Universität Freiburg und die Technische Hochschule Stuttgart sind durch 
Abb.2: 
"Bötzkes für Karlsruhe, Heisenberg Bayern". Auf diese prägnante Formel brachte der Karlsruher 
Oberbürgermeister Günther Klotz in einer erfreulicherweise erhalten gebliebenen Telefonnotiz 
vom 12. Mai 1953 jene kontroversen Positionen, die in der Frage der Standortwahl für das erste 
bundesdeutsche Reaktorzentrum noch lange für Sprengstoff sorgen sollten. in dem Telefonat 
zwischen Klotz und Oberregierungsrat Dr. Greifeid vom Wirtschaftsministerium Baden-
Württemberg war es insbesondere um die Absicht der Stadt Karlsruhe gegangen, sich um die 
Ansiedlung der Reaktorstation zu bewerben. Greifeid unterrichtete Klotz bei dieser Gelegenheit 
darüber, daß der Planungsausschuß der Studienkommission für Kernenergie unter Vorsitz von 
Generaldirektor Wilhelm Bötzkes in Düsseldorf am 30. Mai 1953 seine konstituierende Sitzung 
abhalten würde. Hier kam es dann auch zu einer ersten Präsentation des Karlsruher Angebotes 
(Vorlage und Aufnahme: Stadtarchiv Karlsruhe). 
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Fernverbindungen in kurzer Zeit erreichbar ... Es wird uns eine große Ehre und Freude sein, 
wenn Sie auf unser Anerbieten eingehen" [110]. 
Auf dieser Basis wäre es selbst den glühendsten Verfechtern der Münchner Lösung in der 
Planungskommission nicht leicht gefallen, den Karlsruher Antrag aus sachlichen Gründen 
generell zurückzuweisen. Obwohl aus der Formulierung des Protokolls: " ein Angebot der 
Stadtverwaltung Karlsruhe nimmt die Kommission zur Kenntnis ... " [111] eine deutliche 
Reserviertheit spricht, beschloß man doch, "eine Besichtigung des in Betracht kommenden 
Geländes in nächster Zeit durch Mitglieder der Kommission [112] vornehmen zu lassen. Zudem 
sollte den Stadtverwaltungen von Karlsruhe und München ein Fragebogen zugeleitet werden, 
durch den man sich näheren Aufschluß über Detailaspekte versprach und auf dessen Grundlage 
die endgültige Entscheidung fallen sollte [113]. Die konkrete Ausgestaltung des Fragebogens 
hatte man in die Hände von Werner Heisenberg gelegt [114]. 
Auch wenn zu berücksichtigen bleibt, daß die Bewerbung Karlsruhes von der Planungskommis-
sion recht kühl aufgenommen worden war und München offensichtlich die einflußreicheren 
Fürsprecher besaß, so hatte Karlsruhe seine Option doch zumindest formulieren und in eine 
zukünftige Diskussion einbringen können. 
4.2 Die Bewerbung Karlsruhes um den Atommeiler nimmt Gestalt an 
Anfang Juni 1953 wurde der Stadtverwaltung Karlsruhe durch Ernst Telschow, dem geschäfts-
führenden Mitglied der zuständigen Planungskommission, in Aussicht gestellt, daß einige Herren 
dieses Gremiums beabsichtigten, in Kürze in Karlsruhe vorzusprechen [115]. ln Anbetracht der 
Bedeutung, die diesem Besuch zugemessen werden mußte und auch der wirtschaftlich-
finanziellen Tragweite, die das Projekt haben würden, wurden Koordinierungsgespräche 
zwischen der Stadt Karlsruhe und dem Land Baden-Württemberg dringlich. Bereitsam 12. Juni 
1953 kam es im Wirtschaftsministerium (Stuttgart) zu einer ersten Gesprächsrunde [116]. Daran 
nahmen vom Geschäftsteil VII der genannten Behörde Ministerialrat Dr. Seifriz, Oberregierungs-
rat (ORR) Dr. Greifeid und Prof. Dr. Kirchhiemer teil, während die Stadtverwaltung Karlsruhe 
durch den Beigeordneten Dr. Gurk (CDU) vertreten wurde [117]. Offenkundig bestand völlige 
Übereinstimmung darüber, daß das Atomvorhaben für Baden-Württemberg gewonnen werden 
sollte. Nach einer einleitenden Skizzierung des Gesamtprojektes durch Kirchheimer konnte man 
so unverzüglich darangehen, die für förderlich erachteten Maßnahmen abzustimmen. Hauptge-
sichtspunkt sollte sein, "der Kommission das günstigste Angebot" zu unterbreiten [118]. Es 
wurde vereinbart, daß Karlsruhe das Baugelände für die Reaktorstation von etwa 1 Million 
Quadratmeter am besten kostenlos oder allenfalls zu einem äußerst niedrigen Preis bereitstellen 
solle. ln Betracht käme, so Kirchheimer, ein Gelände in Rheinnähe, und zwar "zwischen Maxau 
und Daxland, nicht allzuweit vom gegenwärtigen" [119] Hafenbereich entfernt. Daneben wäre auf 
die geringe Entfernung zu den Uranlagerstätten des Schwarzwaldes sowie auf die wissenschaftli-
che Infrastruktur sowohl von Karlsruhe als auch von Heidelberg zu verweisen [120]. Namhafte 
Mitglieder des Lehrkörpers der Universitäten, wie etwa die Professoren Gerthsen und Henglein, 
sollten gebeten werden, sich für die Karlsruher Überlegungen zu engagieren [121 ]. Selbst über 
die Möglichkeit einer direkten Einflußnahme auf den Meinungsbildungsprozeß einzelner 
Mitglieder der Planungskommission dachte man nach. Hier zog mit Prof. Karl Wirtz ein 
herausragender Göttinger Mitarbeiter und Vertrauter Werner Heisenbergs die Aufmerksamkeit 
der Runde auf sich. Um Wirtz möglicherweise umstimmen und für den Standort Karlsruhe 
gewinnen zu können, hoffte man sich der Hilfe eines seiner Verwandten, nämlich des Direktors 
der Badenwerke, Prof. Carl Theodor Kromer, zu versichern. Ein Vorhaben, das im übrigen später 
tatsächlich versuchsweise in die Tat umgesetzt worden ist [122]. 
Die Gesprächsrunde im Wirtschaftsministerium verständigte sich abschließend noch darauf, 
insbesondere im Hinblick auf die Beantwortung eines von der Planungskommission erwarteten 
Fragebogens aufs engste zu kooperieren und hierdurch die Chancen Karlsruhes zu verbessern. 
Für Wirtschaftsminister Veit war das Vorhaben, für das er sich persönlich sehr stark einsetzte, von 
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Anfang an eines von hoher Priorität. Mithin waren vorerst alle notwendigen Vorbereitungen für 
die ins Haus stehenden Gespräche mit den Vertretern der Planungskommission getroffen. 
4.2.1 Eine gelungene Standortpräsentation: Vom Fragebogen der Planungskommis= 
sion zur Denkschrift der Stadt Karlsruhe 
Überraschenderweise blieb jedoch nicht nur der Besuch der Delegation des Planungsausschus-
ses aus, sondern auch die Übersendung des Fragebogens verzögerte sich bis in den September 
[123]. Als der, wie Telschow es im Anschreiben ausgedrückt hatte, "von Haisenberg aufgestellte 
,Art Fragebogen'" [124] am 19. September 1953 schließlich bei der Stadtverwaltung Karlsruhe 
einging, war ihm zudem der Hinweis beigefügt, daß nunmehr mit einem Erscheinen der 
Planungskommissionsmitglieder vor Ort nicht eher zu rechnen sei, als bis die ausgefüllte 
Rückantwort des Fragebogens der Geschäftsstelle der Max-Pianck-Gesellschaft wieder vorläge 
[125]. 
Obwohl Oberbürgermeister Klotz der Zielsetzung einer Errichtung der Reaktorstation auf 
Karlsruher Boden ein energisches Interesse entgegenbrachte, war er doch nicht bereit, hierfür 
ein unkalkulierbare Formen annehmendes politisches Wagnis einzugehen. Immerhin war zu 
bedenken, daß die spektakuläre Zündung einer Wasserstoffbombe durch die Sowjetunion noch 
im August 1953 [126] für weltweites Aufsehen gesorgt und in der Öffentlichkeit eine neuerliche 
Welle der Empörung gegen das atomare Wettrüsten ausgelöst hatte. Von daher stand zu 
befürchten, daß in der Bevölkerung möglicherweise eine generell ablehnende Haltung gegen-
über allem, was auch nur im entferntesten mit "Atom" zu tun hatte, Platz gegriffen haben könnte 
[127]. Daß es sich in diesem Falle politisch höchst unvorteilhaft auswirken konnte, für ein- wenn 
auch friedliches- Atomprojekt initiativ zu werden, lag für den Karlsruher Oberbürgermeister auf 
der Hand. Um hiererste Anhaltspunkte über die in der Öffentlichkeit vorherrschende Stimmungs-
lage zu erhalten, hatte Klotz am 18. September 1953 einen Zeitungsartikel in den Stuttgarter 
Nachrichten plaziert, der unter der Überschrift "Atommeiler in Badens ehemaliger Residenz" 
[128] die mögliche Errichtung einer Reaktorstation ankündigte. Eine, wie auch immer geartete, 
Resonanz auf diesen "Versuchsballon" [129] blieb jedoch aus. "Es sei", so der Oberbürgermeister 
in einer Stellungnahme vor Karlsruher Stadtratsvertretern, "aber garnichts geschehen" [130]. 
Daraufhin konnte Klotz darangehen, in die Option für einen Atommeilerbau auf dem Gebiet des 
Stadtkreises Karlsruhe [131] auch die maßgeblichen politischen Kräfte der Stadt einzubinden. 
Zu einer vertraulichen Besprechung der Thematik lud er Bürgermeister Dr. Gutenkunst, die 
Beigeordneten Dr. Ball und Dr. Gurk, den Stadtsyndikus Gut, den Stadtkämmerer Dr. Zimmer-
mann, die Baudirektoren Pfästerer, Krieger und Merz, Vermessungsdirektor Lang, Generaldirek-
tor Dr. Möhrle sowie die Vorsitzenden der Stadtratsfraktionen von SPD, DVP und CDU zum 6. 
Oktober 1953 ins Rathaus ein [132]. Von einer Einberufung des Gesamtstadtrates hatte man 
abgesehen, um nicht befürchten zu müssen, daß, wie Klotz zu Protokoll gab, "schon am nächsten 
Tage die tollsten Gerüchte durch die Stadt gingen" [133]. Gemünzt war dieser Vorbehalt in erster 
Linie auf die der KPD angehörenden Mitglieder des Stadtrates, von denen man aufgrund der 
Position, die ihre Mutterpartei zum Atomproblematik einnahm, erwarten konnte, daß sie eine 
heftige Kampagne geben jegliches Atomprojekt entfachen würden. Hierfür wollte man nicht noch 
selbst zusätzliche Munition liefern. Denn eins war offenkundig. Im Rahmen der anstehenden 
Beratung würde auch der Aspekt der Gefährdung der Karlsruher Bevölkerung durch radioaktive 
Abfälle zur Diskussion stehen, hatte doch Werner Heisenberg in seinen den Anwesenden 
überreichten "Allgemeinen Richtlinien bei der Wahl des Ortes für die Reaktorstation der 
Bundesrepublik" [134] explizit von einer "gewissen (in den Zeitungen meist übertriebenen) 
Gefahr der Verseuchung der Luft mit radioaktiven und daher giftigen Abfallprodukten" [135) 
gesprochen. ln Verbindung mit seiner Empfehlung, die Reaktorstation daher in wenig besiedel-
tem Gebiet anzulegen, "und zwar so, daß bei der vorherrschenden Windrichtung alle Abgase von 
der Stadt weg in freies Gelände getrieben (würden)" [136], bot sich für das Entfachen einer 
öffentlichen Kontroverse mithin ein hinreichender Spi~lraum [137]. 
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Dem Oberbürgermeister ging es zunächst nicht darum, eine Entscheidung über die grundsätzli-
che Frage herbeizuführen, ob ein Atomkraftwerk in Karlsruhe überhaupt errichtet werden solle 
oder nicht. Dies wäre ohnehin Aufgabe des Gesamtstadtrates gewesen. Vielmehr war es sein Ziel, 
im Hinblick auf die weitere Verhandlungsführung mit den Ausschüssen der Studienkommission 
für Kernenergie vorerst einmal sicherzustellen, daß die Beantwortung des vorliegenden Fragebo-
gens auf das Fundament einer möglichst breiten Übereinstimmung gestellt würde. Dies gelang 
ihm auch. Einstimmig billigten die Anwesenden die Stellungnahme des Bürgermeisteramtes zu 
den 20 Einzelaspekten der Frageerhebung und gaben Oberbürgermeister Klotz zudem ein 
ausdrückliches Mandat, "die Bemühungen um dieses Atomwerk fortzusetzen" [138]. 
Nach dieser Vorklärung der einzunehmenden Position konnte nunmehr die konkrete Ausformu-
lierung des Antworttextes in Kooperation mit dem Geschäftsteil VII des Wirtschaftsministeriums 
Baden-Württemberg erfolgen. Die einschlägige Unterredung fand am 28. Oktober 1953 zwischen 
Dr. Gurk (Karlsruhe) und Ministerialrat Seifriz (Stuttgart) statt [139]. Daß sie mit schwäbischer 
Gründlichkeit geführt worden war, bestätigt die insgesamt 17 Einzelpositionen umfassende Liste 
von Anregungen und Veränderungsvorschlägen. Schondaranläßt sich erkennen, daß man die 
gestellte Aufgabe sehr ernst nahm. Man beließ es auch nicht dabei, die vorliegenden Fragen nur 
mehr oder weniger ausführlich zu beantworten, um sie dann maschinengeschrieben an die 
Planungskommission zu übermitteln [140]. Vielmehr wurde daran gearbeitet, eine ansprechende 
Druckschrift zu erstellen, die die Vorzüge Karlsruhes noch zusätzlich in das rechte Licht rücken 
sollte [141]. Neben Foto- und Karten material, dessen Beschaffung nicht in allen Fällen in 
gewünschter Weise gelang [142], rundete ein speziell für dieses Vorhaben durch Dr. Adolf von 
Grolmann verfaßter Kurzbeitrag kulturhistorischer Art das 28-seitige Gesamtwerk ab [143]. ln 70 
Exemplaren auf Hochglanzpapier gedruckt und in Leinen gebunden lag es unter dem Titel 
"Karlsruhe bewirbt sich um den Atom-Meiler" [144] schließlich am 14. November 1953 zum 
Versand bereit (vgl. Abb. 3). Damit verblieb bis zu dem vom Planungsausschuß ins Auge gefaßten 
Sitzungstermin vom 27. bzw. 28. November 1953 eine Zeitspannevon knapp 14 Tagen [145]. Diese 
war zwar hinreichend, um das engagiert gestaltete eigene Angebot den Kommissionsmitgliedern 
gegenüber zur Geltung zu bringen, jedoch zu kurz bemessen, als daß Mitwettbewerber noch mit 
einer ähnlichen Präsentation ihrer Vorschläge hätten aufwarten können. 
Die Karlsruher Vorgehansweise trägt noch insofern Züge eines Überraschungscoups, als sowohl 
dem Geschäftsführer der Planungskommission, Ernst Telschow, als auch Werner Haisenberg 
bereits Anfang November 1953 einfache maschinenschriftliche Fassungen der Fragebogenbe-
antwortung zugestellt worden waren [146]. Beide Herren hatte der Stadtverwaltung zwischen-
zeitlich sogar schon ihren Dank für die Überlassung der "sehr sorgfältig vorbereiteten 
Unterlagen" [147] übermitteln können. 
Um der gedruckten Fassung der Bewerbungsschrift eine hinreichende Breitenwirkung zu 
verschaffen, hatte Karlsruhe sich auch nicht damit begnügt, sie nur den Mitgliedern der 
Planungskommission zu überlassen. Einbezogen wurden zunächst insbesondere die zuständi-
gen Herren der Stuttgarter wie Bonner Ministerialbürokratie [148] sowie einzelne Persönlichkei-
ten aus Politik [149], Wissenschaft und Wirtschaft [150]. Selbst an Bundeskanzler Konrad 
Adenauer trat man bei dieser Gelegenheit mit der "herzlich wie dringenden Bitte" [151] heran, 
"sich dieser Angelegenheit anzunehmen und die Wünsche der Stadtverwaltung gefl. unterstützen 
zu wollen" [152]. 
Die Resonanz auf die Bewerbungsschrift Karlsruhes war durchweg von Anerkennung geprägt 
[153] und trug zum Teil recht offenherzige Züge. Professor Joos vom Physikalischen Institut der 
Technischen Hochschule München, eines der Mitglieder der Planungskommission, bekundete 
zum Beispiel, daß er zwar "nur zu einem kleinen Teil an den Entscheidungen mitwirken (könne)", 
es "aber nicht versäumen (möchte), der Stadtverwaltung Karlsruhe (seine) Bewunderung für ihre 
Aufgeschlossenheit und Initiative ... zum Ausdruck zu bringen" [154]. Auch Ernst Telschow 
bezog deutliche Stellung. ln einem Telefonat mit dem Beigeordneten Dr. Gurk unterstrich er 
zunächst, "daß die Bewerbungsschrift der Stadtverwaltung Karlsruhe ausgezeichnet sei und die 
Fragen mit erfreulicher Präzision beantwortet" worden wären [155]. Dann hob er hervor, daß "die 
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KARLSRUHE 
BEWIRBT SICH UM DEN 
AT 0 M ... MEILER 
Zur Einführung 
HERAUSGEGEBEN VON DER STADT KARLSRUHE 
DEZERNAT FUR WIRTSCH"AFTSFORDERUNG 
Abb. 3: 
Die Beschränkungen, die der deutschen Wirtschaft nach 1945 auferlegt wurden, 
kommen nur nach und nach in Wegfall. für die Auswertung der Atomkraft für 
friedliche Zwecke wird Deutschland in absehbarer Zeit einen Beitrag leisten können. 
Die frage der Errichtung einer deutschen Reaktor·Station ist in das Stadium der 
Verwir<lichung getreten. Unter den Städten, die sich um den Sitz dieses für die 
deutsche Zukunft so wichtigen Forschungszentrums bewerben1 vermag Korlsruhe 
besonders gewichtige Gründe für eine Ansiedlung auf seinem Boden anzuführen. 
Diese Stadt, am Rhein und am Schwarzwald gelegen, ist jung und traditionsreich 
zugleich. Sie beherbergt die älteste Technische Hochschule auf reichsdeutschem 
6oden. Was die Stadt ols Kulturzentrum bedeutet, darüber gibt nochstehend zu· 
nächst eine kurze Darstellung Aufschluß. Sadann wird w den Fragen der Planungs· 
kommission filr die Reoktor·Statian Stellung genommen. Die Antworten geben einen 
umfassenden Oberblick über alle Faktoren, die für die Ansiedlung dieses großen 
Forschungszentrums hier am Oberrhein sprechen. Die Stadt Kerlsruhe darf auf 
Grund dieser Darlegungen hoffen, sich mit den besten Aussichten in die Reine der 
l'ewerbenden Städte einzuordnen. 
08ER8UR:GERMEISTER 
Titelblatt und Einführung zur Karlsruher Bewerbungsschrift vom November 1953. (Aus: Stadt Karlsruhe, 
Dezernat für Wirtschaftsförderung (Hrsg.), Kar/sruhe bewirbt sich um den Atom-Meiler, o.O., o.J.). 
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Aufmachung der Denkschrift sowie die lückenlose Stellungnahme die maßgebenden Herren in 
Göttingen sehr beeindruckt (habe) und man auch davon überzeugt (sei), daß Karlsruhe das 
hielte, was es in Aussicht" gestellt habe [156]. Schließlich ließ Telschow seinen Gesprächspartner 
nicht im Unklaren darüber, daß er "mit nicht unerheblichen Sympathien" [157] einer Standortent-
scheidung Karlsruhe zuneige und in diesem Sinne an der nunmehr für den 8. Dezember 1953 
geplanten Besprechung vor Ort teilnehmen wolle. 
Mochte hier auch der Eindruck entstehen können, daß die Karlsruher Anstrengungen erste 
Früchte zu tragen begannen, so war doch nicht zu verhehlen, daß man immer noch höchstens 
eine Außenseiterposition einnahm. Zudem waren die Verfechter der Münchner Lösung nicht 
untätig geblieben. Dies mußte der Baden-Württembergische Ministerpräsident Gebhard Müller 
einem Gespräch entnehmen, das er mit Bundeskanzler Adenauer anläßlich dessen Besuch in 
Stuttgart hatte führen können [158]. Adenauer hatte dabei hervorgehoben, daß "Professor 
Haisenberg den Standort Karlsruhe für ungeeignet halte, da in diesern Gebiet die radioaktiven 
Abfälle des Kernreaktors nicht beseitigt werden könnten und auch das zur Verfügung stehende 
Wasser keine Eignung besitze" [159]. Es war nicht zu erkennen gewesen, inwieweit Adenauer 
gedachte, sich diese Bedenken zu eigen zu machen. Obwohl sich die erhobenen Einwände nach 
gutachter!icher Rücksprache mit den Stadtwerken Karlsruhe [160], dem Wasserwirtschaftsamt 
[161] und dem Geologischen Landesamt [162] als gleichermaßen begründet oder unbegründet 
wie für jeden anderen Standort auch herausstellten, war die Karlsruher Bewerbung auf höchster 
politischer Ebene zunächst doch erst einmal ins Zwielicht gerückt worden. 
Diese Defensivposition konnte nicht von Vorteil sein, und zwar auch dann nicht, wenn sie sich, 
wie im vorliegenden Falle, bereits nach knapp 14 Tagen ausräumen ließ [163]. Es mußte 
befürchtet werden, daß in entscheidenden Situationen zukünftig hinter dem Rücken des 
Betroffenen sachlich unhaltbare Meinungsbilder entstehen könnten, ohne daß die Möglichkeit 
einer Korrektur gegeben war. Zu dieser Auffassung schien auch Gebhard Müller gelangt zu sein, 
verband er doch sein Schreiben an Bundeskanzler Adenauer mit der Bitte, von weiteren 
Bedenken, die Werner Haisenberg möglicherweise "gegen die Errichtung der Station bei 
Karlsruhe" [164] erheben würde, gegebenenfalls baldigst in Kenntnis gesetzt zu werden [165]. 
Man maß der Thematik in Stuttgart so große Bedeutung zu, daß auf der Sitzung des Ministerrates 
vom 9. November 1953 der Beschluß gefaßt wurde, an Adenauer die Bitte zu richten, "die Herren 
Minister Dr. Veit und Farny wegen Errichtung eines Atommeilers in Karlsruhe zu empfangen" 
[166]. 
Mit der offiziellen Einbeziehung von Oskar Farny, des Baden-Württembergischen Ministers für 
Bundesangelegenheiten in Bonn, erlangten die Bemühungen des Landes, Standort der deut-
schen Reaktorstation zu werden, zum Ausgang des Jahres 1953 eine neuerliche Intensivierung 
[167] und zusätzliche Dimension. Nunmehr war auf Stadt-, Landes- und Bundesebene eine 
politische Zielsetzung formuliert und als gemeinsames Anliegen artikuliert worden. Die Relevanz 
der Baden-Württembergischen Vorstellungen gewann damit auch nach außen hin erheblich an 
Gewicht. 
4.2.2 Die Sitzung des Planungsausschusses vom 7. Dezember 1953 
Der Zeitpunkt, den Ansprüchen des Landes auf das Reaktorprojekt gegenüber dem Bund 
Nachdruck zu verleihen, schien vom Kabinett Müller recht glücklich gewählt worden zu sein. Zum 
einen stand nach der Bildung einer Allparteienregierung seit dem 7. Oktober 1953 in Baden-
Württemberg nunmehr ein Parteifreund Adenauers als Ministerpräsident an der Spitze der 
Landesregierung. Ein Sachverhalt, dem der überwältigende Erfolg, den die CDU bei den Wahlen 
zum Zweiten Deutschen Bundestag für sich hatte verbuchen können, noch zusätzliches Gewicht 
verlieh. Zum anderen hatte sich auf der Sitzung des Planungsausschusses der Studienkommis-
sion für Kernenergie vom 7. Dezember 1953 die Karlsruher Position bei der Bewerbung um die 
Reaktorstation überraschend gut behaupten können [168]. Dies hieß, daß nach eingehender 
Würdigung der von den Städten Karlsruhe und München eingegangenen Antworten zur 
Standortfrage durch Werner Haisenberg selbst die Schlußfolgerung vorgetragen worden war, 
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daß "beide Projekte ... im Ganzen etwa gleich günstig (seien)" [169].1n der Begründung fürseine 
Auffassung war Heisenberg auch auf Einzelheiten eingegangen. Danach sprach für Karlsruhe, 
daß dort im Hinblick auf die Errichtung sehr schwerer Baustrukturen "der Untergrund des 
Geländes für eine Belastung bis zu 50 Tonnen pro Quadratmeter wohl ... sicherer" [170] wäre 
und daß die Stadtverwaltung Karlsruhe eine kostenlose Überlassung des 100 Hektar großen 
Baugrundstücks verbindlich zugesichert habe. Demgegenüber müßte das Gelände in München 
"erst durch Verhandlungen mit dem Bayernwerk oder aus Privathand" [171] käuflich erworben 
werden. Mochte damit die materielle Ausstattung der beiden Angebote auch keineswegs die von 
Haisenberg postulierte Gleichgewichtigkeit begründen, so half ihm in dieser Beziehung der 
Hinweis auf die größere wissenschaftliche Tradition der Bewerberstadt München sowie das 
Gesamtplanungsinteresse der Max-Pianck-Gesellschaft weiter [172]. Besonders schmerzlich 
mußte den die Karlsruher Lösung favorisierenden Mitgliedern der Planungskommission der 
sicherlich genüBlich vorgebrachte Hinweis Haisenbergs in den Ohren klingen, daß auch 
Nobelpreisträger Adolf Butenandt mitsamt seines renomierten Tübinger Max-Pianck-1 nstituts für 
Biochemie dem Land Baden-Württernberg den Rücken kehren und nach München übersiedeln 
würde [173). Damit jedoch würde der Raum Karlsruhe-Heidelberg-Tübingen nach Auffassung 
Haisenbergs weiter an intellektueller Attraktivität verlieren und zunehmend inakzeptabler 
werden. 
Obwohl Butenandts Schritt später in der Öffentlichkeit heftige Kritik auslöste und geradezu als 
Verrat an den Kernreaktorplänen Baden-Württembergs gewertet wurde [174], gelang es selbst 
durch Intervention des zuständigen Kultusministeriums nicht, ihn hiervon abzubringen [175]. Die 
baden-württembergische Landesregierung war über diesen Gang der Dinge geradezu empört 
und sprach offen von Undankbarkeit. Immerhin hatte man, wie Wirtschafsminister Veit, 
Kultusminister Simpfendörfer und auch Ministerpräsident Müller im Rahmen eines Gesprächs 
mit Ernst Telschow noch 1955 zum Ausdruck brachten, selbst keine Lasten gescheut, und 
insbesondere für das Butenandtsche Institut "in der schweren Zeit nach dem Zusammenbruch 
außerordentliche Mittel ... bereitgestellt" [176]. 
Im Hinblick auf die Verlegung des Max-Pianck-lnstituts für Physik von Göttingen nach München 
schienen sich allerdings nicht so ohne weiteres vollendete Tatsachen schaffen zu lassen. Der 
Empfehlung Heisenbergs, "die Standortfrage beschleunigt zu behandeln" und "insbesondere ... 
mit dem Bau des Max-Pianck-1 nstituts für Physik auf dem Gelände des zukünftigen Uranreaktors 
sobald wie möglich" [177] zu beginnen, hatte der Geschäftsführer der Max-Pianck-Gesellschaft, 
Ernst Telschow, als Mitglied der Planungskommission unverzüglich Einwände haushaltstechni-
scher Art entgegengehalten. Danach würde es erst für das Haushaltsjahr 1955 möglich sein, 
"Bau mittel für das neue Max-Pianck-lnstitut" [178] zu beantragen. Um für Jedermann unmißver-
ständlich deutlich zu machen, welche Befürchtungen er hegte, fügte Telschow noch hinzu, daß 
"die Entscheidung über den Standort des Meilers ... der Kernenergie-Kornmission überlassen 
werden (müsse)" [179]. 
Mit seinen Feststellungen versuchte Telschow denjenigen Bestrebungen den Weg zu verstellen, 
die auf indirekte Weise, d. h. über Beschlüsse der Max-Pianck-Gesellschaft, die Vorentscheidung 
für den Standort der Reaktorstation herbeizuführen gedachten. Als Ansatzpunkt für eine 
Einflußnahmemöglichkeit im Sinne der eigenen Vorstellungen hatte Telschow mit den Haushalts-
mitteln das wohl wirkungsvollste Instrument namhaft gemacht. ln die gleiche Richtung wies 
später auch eine Empfehlung, die der Bundesminister für Wirtschaft, Ludwig Erhard, dem 
Kultusminister des Landes Baden-Württemberg, Wilhelm Simpfendörfer, gab [180]. "Auf die 
Verlegung des Max-Pianck-lnstituts", so Ludwig Erhard, "habe ich keinen Einfluß. Sie selbst aber 
können in der gemeinsamen Konferenz der Kultus- und Finanzminister der Länder bei der 
Beratung des Haushaltsvoranschlages der Max-Pianck-Gesellschaft entsprechenden Einfluß 
ausüben" [181]. Da es in diesem Zusammenhang um den nicht unerheblichen Betrag von 5 bis 7 
Millionen DM gehen würde, schien zumindest die Herbeiführung einer beabsichtigten zeitlichen 
Verzögerung des Vorhabens keine sonderlichen Schwierigkeiten aufzuwerfen. Dies jedoch 
25 
würde bereits genügen, um präjudizierenden Charakter annehmenden Standortentschließungen 
der Max-Pianck-Gesellschaft vorzubeugen. 
Selbstverständlich lag es keineswegs in Telschows Absicht, die Planungsarbeiten zur deutschen 
Reaktorstation generell zu verzögern. Diese sollten nach wie vor energisch vorangetrieben 
werden. Um diese Absicht zu unterstreichen, beschloß der Planungsausschuß auf seiner Sitzung 
am 7. Dezember 1953 unter anderem auch, eine weitere Fachkommission einzurichten, und zwar 
die Fachkommission IV für "Reaktortechnik". Daneben brachte Wilhelm Bötzkes, unterstützt von 
Hermann Reusch, zum Ausdruck, daß dringlich auch daran gedacht werden müsse, einen 
Rechtsträger ins Leben zu rufen, "dem die Beschaffung und Verwaltung von Geldmitteln für die 
Planungsarbeiten" [182] zum Uranreaktorprojekt übertragen werden könnten. ln den Bundes-
haushalt war zu diesem Zeitpunkt zum Zwecke der Entwicklung der deutschen Kernenergie-
Industrie bereits eine Summe von 1,9 Millionen DM eingestellt worden [183]. Bötzkes und Reusch 
schlugen vor, die Gründung einer "Forschungsgesellschaft Kernenergie GmbH" ins Auge zu 
fassen, an der sich sowohl staatliche als auch private Gesellschafter mit einer Stammeinlage von 
etwa 100.000,- DM je Mitglied beteiligen sollten [184]. Mit ihrem konzeptionellen Vorschlag zum 
weiteren Auf- und Ausbau der organisatorischen Strukturen des Kernenergieprojektes ging von 
den beiden Vertretern der deutschen Wirtschaft im Planungsausschuß ein entscheidender 
Impuls aus, der im Jahre 1954 schließlich in der Gründung der Physikalsichen Studiengesell-
schaft Düsseldorf mbH mündete [185]. 
Weitaus weniger spektakulär, aber für die zukünftige Weichenstellung der Standortentscheidung 
von nicht unerheblicher Bedeutung, war der Beschluß der Planungskommission, ihr Mitglied 
Hermann Reusch mit der Aufgabe zu betrauen, einen kalkulatorischen Kostenvergleich zwischen 
den beiden möglichen Reaktorstandorten München und Karlsruhe durchzuführen [186]. Der 
Generaldirektor der Gutehoffnungshütte Oberhausen hatte sich gern dazu bereiterklärt Er stellte 
in Aussicht, in dieser Angelegenheit etwa in drei Monaten zu einer Besprechung nach Düsseldorf 
einzuladen, um dort dann an einem Modell die Ergebnisse seiner Bemühungen vorzustellen 
[187]. Als der Baden-Württembergische Wirtschaftsminister Dr. Veit hierüber Bericht erhielt, 
notierte er sofort an den Rand seines Protokollexemplars: "Man muß sich hier wohl einschalten" 
[188]. 
Der Wunsch des Ministers war hingegen vom Geschäftsteil VII seiner Behörde längst ins Kalkül 
gezogen worden [189]. So konnte Professor Franz Kirchheimer als Berichterstatter unverzüglich 
Stellung nehmen. Er hob nicht ohne Stolz hervor, daß Generaldirektor Reusch auf seinen 
Vorschlag hin mit der Projektplanung beauftragt worden sei [190]. Wichtig wäre vor allem, daß 
damit eine Persönlichkeit diese Aufgabe in Händen hielte, die "dem Standort Karlsruhe aus 
verschiedenen Gründen den Vorzug (gäbe)" [191], nach außen hin jedoch als neutral gelte [192]. 
Diese Interpretation der Rauschen Position stellte keineswegs eine Übertreibung dar. Unter dem 
Siegel der Vertraulichkeit hatte Reusch in einem Schreiben an Kirchheimer offen zu .seiner 
Standortauffassung Stellung bezogen und sich folgendermaßen geäußert: "Bezüglich der 
Standortfrage für den Reaktor haben Sie für Karlsruhe meine volle Unterstützung. Das von der 
Stadt München angebotene Gelände in Unterföhringen ist ein besseres Rieselfeld. Dazu kommt, 
daß die Stadt dem Projekt sehr wenig sympathisch gegenübersteht. Schließlich bin ich auch von 
gewissen landsmannschaftliehen Gebundenheiten nicht ganz frei. Württemberg und Baden 
haben meines Erachtens Anspruch darauf, bei der Errichtung neuer Institute bevorzugt 
berücksichtigt zu werden" [193]. Eindeutiger konnte ein Votum für Karlsruhe nicht ausfallen. Von 
den übrigen Mitgliedern der Planungskommission unbemerkt schienen auch die baden-
württembergischen Interessen damit einen wichtigen Verbündeten gefunden zu haben. 
4.2.3 Die Standortbesichtigung vom Dezember 1953 und ihre Auswirkungen 
Nachdem die Druckschrift "Karlsruhe bewirbt sich um den Atom-Meiler" ein recht positives Licht 
auf diesen Standort geworfen und selbst Haisenberg veranlaßt hatte, ihm seine Aufmerksamkeit 
zu widmen, kam es der Stadtverwaltung nunmehr darauf an, auch im Rahmen des für den 8. 
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Dezember 1953 angesetzten Ortstermins den besten Eindruck zu hinterlassen. Angekündigt 
hatte sich eine Delegation des Planungsausschusses, bestehend aus den Professoren Haisen-
berg und Wirtz, dem Ausschußvorsitzenden Dr. Bötzkes sowie Geschäftsführer Dr. Telschow 
[194]. Von Seiten der gastgebenden Stadt Karlsruhe, die durch ihren Oberbürgermeister Klotz, 
Bürgermeister Gurk und die zuständigen Referenten [195] vertreten wurde und daneben noch 
Prof. Henglein von der Technischen Hochschule zugezogen tlatte, war auch auf die demonstrati-
ve Beteiligung hochrangiger Beamter bzw. Minister des Landes Baden-Württemberg hingewirkt 
worden [196]. Zwar konnte Ministerpräsident Müller selbst nicht anwesend sein, doch waren mit 
dem Minister für Bundesangelegentleiten, Oskar Farny, dessen Ministerialrat May sowie 
Ministerialdirektor Dr. Stahlecker, Ministerialrat Dr. Seifriz und Prof. Kirchheimer vom Wirt-
schaftsministerium die kompetenten Ansprectlpartner entsandt worden [197]. 
Der ganztägige Besuchsterm in, der im übrigen genau auf jenen denkwürdigen 8. Dezember 1953 
fiel, an dem der amerikanische Präsident Dwight D. Eisentlower vor der Vollversammlung der 
Vereinten Nation seine aufsehenerregende "Atoms for Peace" Rede hielt, war auf Anregung von 
Ernst Telschow hin so ausgelegt worden, daß neben der eigentlichen Standortbesichtigung 
hinreichend Zeit verblieb, um auch persönlich miteinander bekannt zu werden [198]. Nicht zuletzt 
sollte ein abschließendes gemeinsames Abendessen im repräsentativen Rahmen des Schloßho-
tels "Solms" mit dazu beitragen, die Kommissionsmitgliederfür Karlsruhe zu gewinnen [199]. Das 
erklärte Ziel mußte sein, insbesondere Werner Haisenberg vom Karlsruher Angebot so zu 
beeindrucken, daß er möglicherweise doch noch von seinem bisherigen Votum für München 
abrücken oder sich im Interesse der Sache einer andersartigen Lösung zumindest nicht völlig 
versperren würde. Immerhin war bekannt, daß Heisenberg bereits an dem dem Karlsruher 
Besichtigungstermin folgenden Tag bei Bundeskanzler Adenauer vortragen sollte [200]. 
Das für die Errichtung des Atommeilers nunmehr [201] ins Auge gefaßte Gelände zwischen Rhein 
und Alb, etwa 1,5 km nördlich der Zellstoffwerke Maxau (vgl. Abb. 4), wurde befahren und einer 
Abb. 4: 
Als Baugelände für die Reaktorstation wurde von der Stadt Karlsruhe eine Fläche von 100 Hektar in 
unmittelbarer Nähe des Rheins angeboten. (Aus: Stadt Kar/sruhe, Dezernat für Wirtschaftsförderung 
(Hrsg.), Kar/sruhe bewirbt sich um den Atom-Meiler, o.O., o.J.). 
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eingehenden Besichtigung unterzogen. Teilnehmer der Veranstaltung vermerkten später nicht 
nur, daß sich "die Unterhaltung mit Prof. Dr. Haisenberg und seinen Herren ... außerordentlich 
lebhaft (gestaltet)" [202] hätte, sondern glaubten auch bemerkt zu haben, daß Werner 
Haisenberg von Art und Umfang des offerierten Geländes sowie der "Aufgeschlossenheit der 
Stadtverwaltung sehr beeindruckt" gewesen sei (203]. Diese Einschätzung des Besuchsergeb-
nisses ließ sich interessanterweise wenige Tage später in den Badischen Neuesten Nachrichten 
nachlesen [204], und dies, obwohl die Presse offiziell nicht unterrichtet und dem Presseamt der 
Stadt sogar jedwede Stellungnahme zu dieser Thematik untersagt worden war [205] (vgl. Abb. 5). 
Zur Abrundung der Eindrücke, die man auf dem "Baugelände" gewonnen hatte, suchte die 
Kommission anschließend auch die Technische Hochschule Karlsruhe auf, denn diese war im 
Rahmen der Gesamtkonzeption des Reaktorprojektes als mögliche neue Heimat des aus 
Göttingen zu verlegenden Heisenbergischen Max-Pianck-lnstituts für Physik gegebenenfalls in 
Betracht zu ziehen. 
Der offensichtlich harmonische Verlauf der Besprechungen zwischen den Vertretern der 
Planungskommission, der Stadt Karlsruhe und der Landesregierung fand in einer gemeinsamen 
Abendrunde einen würdigen Ausklang. 
Nochmals hatte hierbei Oberbürgermeister Klotz die Gelegenheit ergriffen, im Rahmen seiner 
kurzen Ansprache die Karlsruher Position zu umreißen: "Wir sind etwas", so Klotz amEndeseiner 
Rede, "und hoffen, durch Sie noch mehr zu werden!" [206] 
Trotz der zum Teillaunigen Reden, die anschließend gehalten wurden [207], und der wiederhol-
ten Vorstöße der "Karlsruher Seite", die Mitglieder der Planungskommission doch in irgendeiner 
Weise zu einer Stellungnahme zu veranlassen, ging man erwartungsgemäß ohne eine abschlie-
ßendes Ergebnis auseinander. Bezeichnend ist das Fazit, mit dem Generaldirektor Bötzkes seine 
Tischrede auklingen ließ: "Ich trinke auf das Wohl von Karlsruhe und auf die Fülle von 
Hoffnungen ohne Gewähr" [208]. 
Dessen ungeachtet, und mit Sicherheit zu voreilig, schätzte man das Besprechungsergebnis im 
Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg recht positiv ein. Ministerialrat Dr. Seifriz glaubte in 
einer internen Aktennotiz festhalten zu können, "daß Dr. Telschow, Dr. Wirtz und wohl auch Dr. 
Bötzkes jetzt schon sehr stark dazu neigen, sowohl das Max-Pianck-lnstitut für Physik wie auch 
den künftigen Atommeiler nach Karlsruhe zu verlegen. Auch bei Prof. Haisenberg war eine starke 
Erwärmung für Karlsruhe deutlich zu erkennen" [209]. 
Sicher war man sich allerdings keineswegs. Dies zeigen die erheblichen Irritationen, die noch im 
Dezember 1953 durch einen Artikel in der Süddeutschen Zeitung ausgelöst werden konnten 
[210]. Dort war unter der Überschrift "Atom-Meiler soll nach München kommen" [211] unter 
anderem zu lesen gewesen: "Die erste deutsche Atomforschungsstätte wird voraussichtlich in 
der Nähe Münchens errichtet werden. Wirtschaftsminister Seidel gab am Freitag bekannt, daß 
entsprechende Verhandlungen der bayerischen Staatsregierung mit dem Max-Pianck-lnstitut für 
Physik zu einem ,positiven Zwischenergebnis' geführt haben" [212]. 
Obwohl Heisenberg, der Direktor des genannten Max-Pianck-lnstituts, auf ein Schreiben des 
baden-württembergischen Ministers für Bundesangelegenheiten hin energisch dementiert hatte, 
durch eigene Äußerungen dem bayerischen Wirtschaftsminister zu einer derartigen Stellungnah-
me Veranlassung gegeben zu haben und alles auf ein Mißverständnis zurückführen wollte [213], 
war man in Stuttgart doch hellhörig geworden. Insofern bestand auch nur eine geringe 
Bereitschaft, der Beteuerung Haisenbergs wirklich Glauben zu schenken, daß er bei seinem 
Besuch in Karlsruhe gelernt habe, daß sehr starke Argumente tatsächlich für diesen Standort 
spr&chen [214]. ln seiner zurückhaltenden Bewertung der Äußerungen Haisenbergs war das 
Staatsministerium noch durch einen Bericht von Ministerialdirektor Dr. Gögler (Landesvertre-
tung Bonn) bestärkt worden [215]. Dieser hatte über eine vertrauliche Rücksprache mit 
Ministerialdirigent Dr. Grau vom Bundeskanzleramt berichtet, daß man es dort für sehr wohl 
möglich halte, "daß Professor Haisenberg gegenüber Minister Seidel tatsächlich die Äußerung 
gemacht habe, die in der Presse erschienen (sei)" [216]. Auch könne keineswegs beruhigen, daß 
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die für die zu treffenden Entscheidungen an sich zuständigen Organe, nämlich "die Atom-
Kommission im Einverständnis mit der Bundesregierung" [217], noch nicht bestehen würden und 
zudem der Deutschland- sowie EVG-Vertrag noch nicht ratifiziert worden sei. Immerhin wären 
die vorbereitenden Arbeiten der Planungsausschüsse von präjudizierender Bedeutung und 
insofern müßten "die Äußerungen Professor Haisenbergs doch ernst genommen werden" [218]. 
Im Rahmen seines Berichts wies Gögler die Landesregierung zudem auf ein seiner Auffassung 
nach wichtiges, in der bisherigen Debatte jedoch "viel zu wenig beachtetes" [219] Argument hin, 
das für den Standort Karlsruhe genutzt werden sollte, nämlich die günstige geostrategische Lage. 
Danach würde "Münchens Lage im Osten ... bei der endgültigen Entscheidung eine wesentliche 
Rolle spielen (und) hierbei hätten die Alliierten, vor allem die Amerikaner, ein entscheidendes 
Wort mitzureden" [220]. Mochte dieser Hinweis der Landesvertretung an sich auch durchaus 
zutreffend sein, so übersah er doch, daß Karlsruhe das Argument der vorteilhaften geostrategi-
schen Lage bereits längst zu seinen Gunsten in die Standortdebatte eingebracht hatte. 
Ministerialrat Seifriz vom Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg war hier der eigentliche 
Initiator gewesen. Er hatte im Rahmen der Gespräche, die zwischen seiner Dienststelle und der 
Stadtverwaltung Karlsruhe im Oktober 1953 geführt worden waren, um die Beantwortung des 
Fragebogens der Pianungskommission abzustimmen, unter anderem darauf gedrungen, beson-
ders hervorzuheben, daß Karlsruhe westlich des Schwarzwaldes läge [221 ]. Selbstverständlich 
war diese Anregung aufgegriffen und mit der Formulierung "Karlsruhe ... liegt am Rhein und 
westlich des Schwarzwaldes [222]", sowie der Kommentierung "was für das Vorhaben von 
Wichtigkeit sein dürfte" [223], in die offizielle Bewerbungsschrift der Stadt aufgenommen 
worden. Um die Bedeutung dieses Sachverhaltes augenfällig zu machen, hatte man das Adjektiv 
"westlich" im Text sogar noch durch Fettdruck optisch besonders hervorgehoben [224]. 
Daß die in gleiche Richtung zielenden Überlegungen Karlsruhes und Göglers zu Zeiten des 
Kalten Krieges durchaus Überzeugungskraft besaßen, mag auch daraus hervorgehen, daß wenig 
später der Publizist Erich Kuby in der Süddeutschen Zeitung (München) der These, ein deutscher 
Atommeiler könne militärischen Absichten dienen, mit dem Argument entgegentrat, daß es 
geradezu abwegig sei, "zu glauben, Amerika lasse es zu, daß ein paar Kilometer von einer 
Randlinie seines Herrschaftsgebietes überhaupt Atomwaffen hergestellt (würden)" [225]. Kuby 
verwies in diesem Zusammenhang darauf, daß aus dem Raum München "schon militärisch 
ungleich geringere Einrichtungen weiter nach Westen verlegt worden (seien)" [226]. 
Auf einen Automatismus ähnlicher Art gedachte sich die baden-württembergische Landesregie-
rung jedoch keineswegs zu verlassen, wenn es um den Standort des Kernreaktors ging. Vielmehr 
beschloß man auf der 42. Ministerratssitzung vom 21. Dezember 1953 erneut, den eigenen 
Absichten dadurch Nachdruck zu verleihen, daß Ministerpräsident Müller direkt eine Unterre-
dung mit Bundeskanzler Adenauer führen und ein Gegengewicht zu Helsenbergs "Unterrichtun-
gen" bilden sollte [227]. Auch wenn von Adenauer nicht so ohne weiteres zu erwarten war, daß er 
sich, wie z. B. Ministerialdirigent Hinsch aus dem Bundeswirtschaftsministerium [228], für die 
Karlsruher Position würde vereinnahmen lassen, so bot ein persönliches Gespräch doch 
zumindest die Gelegenheit, möglicherweise bestehende Vorbehalte auf sachlicher Ebene zu 
diskutieren. Diesem Vorhaben kam entgegen, daß nach zuverlässigen, wenn auch vertraulich zu 
behandelnden Informationen aus dem Bundeskanzleramt [229] fest stand, daß von Konrad 
Adenauer selbst noch keine definitive Entscheidung über den Standort getroffen worden war. 
Zudem hatte der Kanzler ausgesprochen heftig darauf reagiert, daß durch den bayerischen 
Staatsminister für Wirtschaft und Verkehr, Hans Seidel, in der Presse der Eindruck erweckt 
worden war, "daß die Gewinnung von Atomenergie für friedliche Zwecke in der Bundesrepublik 
Deutschland bereits in Angriff genommen (worden) sei und die Errichtung eines Atommeilers" 
[230] in München unmittelbar bevorstehe [231 ]. ln seinem Brief an Seidel wies Adenauer 
ausdrücklich darauf hin, daß das alliierte Verbot einer angewandten Atomforschung bis zum 
lnkrafttreten des Deutschland- und EVG-Vertrages nach wie vor fortbestünde und erst mit 
I nkrafttreten dieser Verträge an den Bau einer Atomreaktorstation herangegangen werden könne 
[232]. Dementsprechend könne vorher "selbstverständlich auch keine Entscheidung über den 
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Sitz eines solchen Werkes getroffen werden" [233]. Da es nicht im außenpolitischen Interesse der 
Bundesrepublik läge, wenn diese Dinge bereits jetzt in die Öffentlichkeit getragen würden, 
forderte der Bundeskanzler den Bayerischen Staatsminister nachdrücklich auf, die Frage 
zukünftig vertraulich zu behandeln [234]. Damit ließ Adenaueres jedoch nicht bewenden. Er 
kündigte an, dem Ministerpräsidenten des Landes Baden-Württemberg, der im übrigen auf den 
Münchner Verstoß mit einer eigenen Pressekampagne geantwortet hatte [235], über die sich 
wiederum Seidel im Antwortschreiben an Adenauer bitter beklagte [236], eine Abschrift seines 
Briefes an Seidel zugehen zu lassen [237] und bemühte in Sachen "Atomwerkpläne" sogar das 
Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesrepublik zu einem heftigen Dementi [238] 
(vgl. Abb. 6). 
Damit war nochmals deutlich geworden, daß Adenauer nicht gewillt war, seine außenpolitische 
Zielsetzung durch einen voreiligen Griff der Länderregierungen nach der Atomkraft gefährden zu 
lassen. 
Auch hatte sich im Laufe des Jahres 1953 herausgestellt, daß es bei weitem nicht so problemlos 
wie ursprünglich angenommen sein würde, eine Standortvorentscheidung für die geplante 
deutsche Reaktorstation herbeizuführen. Neben München hatte sich mit Karlsruhe ein nunmehr 
ebenfalls erst zu nehmender Mitwettbewerber gestellt. Von einer unmittelbar bevorstehenden 
Entscheidungsfällung, über die in den öffentlichen Medien noch 1953 wiederholt berichtet 
worden war, konnte bei realistischer Einschätzung nun keine Rede mehr sein [239]. 
4.3 Die Konkurrenzsituation spitzt sich zu 
Nach Lage der Dinge mußte es für die um die Reaktorstation wetteifernden Städte München und 
Karlsruhe zu Beginn des Jahres 1954 offenkundig sein, daß sie ihre eigene Position bis zur 
nächsten Sitzung der Planungskommission möglichst weiter verbessern sollten, um den 
Konkurrenten ins Hintertreffen geraten zu lassen. Die Ergebnisse der von diesem Gedanken 
getragenen Bemühungen begannen sich schon bald abzuzeichnen. 
Die baden-württembergische Seite setzte dabei mit Bedacht auf die fördernde Wirkung, die von 
materiellen Vorleistungen ausgehen würde. Zunächst leitete die Stadtverwaltung Karlsruhe über 
die Landesbauabteilung der Oberfinanzdirektion und das Kultusministerium eine Instandset-
zung des Chemisch-Technischen Instituts der Technischen Hochschule Karlsruhe ein [240]. Die 
notwendige Generalüberholung, ohne die man es als aussichtslos ansah, Haisenberg das Institut 
als vorläufig erste wissenschaftliche Arbeitsstätte in Karlsruhe anzubieten [241], war von 
Regierungs-Baudirektor K. Kölmel mit einem Betrag von einer Viertel Million DM veranschlagt 
worden [242]. Bis zum Februar 1955 hatten die Kosten der Bauarbeiten diese Summe bereits um 
30.000 DM überschritten und schlossen schließlich mit insgesamt 375.000 DM ab [243]. Diesem 
nach außen hin deutlich erkennbaren finanziellen Engagement zur Verbesserung der Attraktivität 
des Karlsruher Standortangebotes trat die Technische Hochschule demonstrativ noch dadurch 
zur Seite, daß sie Haisenberg ihre volle Unterstützung für seine Reaktorpläne zusicherte [244]. ln 
seinem Antwortschreiben dankte Haisenberg dem Rektor der TH-Karlsruhe, Otto Haupt, für 
diese Bereitschaft mit den Worten: "Auch die Herren Kollegen Gerthsen und Henglein haben sich 
ja schon früher in dem freundlichen Sinne Ihres Briefes ausgesprochen und Ihr Brief wird ein 
weiteres wichtiges Argument in den zukünftigen Entscheidungen sein ... " [245]. 
Mochte auch fraglich bleiben, ob sich gerade Haisenberg durch derartige Bekundungen zu einer 
Änderung seiner Auffassung würde bewegen lassen, so war inzwischen erkennbar geworden, 
daß Baden-Württemberg mit Bundeswirtschaftsminister Erhard eine der bedeutenden Persön-
lichkeiten im Kabinett Adenauer für die Karlsruher Pläne hatte gewinnen können [246]. Im 
Rahmen eines Gespräches zwischen Ministerpräsident Müller und Ludwig Erhard hatte dieser 
am 19. Januar 1954 explizit versichert, daß er "dafür eintreten (würde), daß der Atommeiler nach 
Karlsruhe (käme)" [247]. Daß es sich hierbei nicht etwa nur um eine Höflichkeitsfloskel oder um 
eine fälschliehe Interpretation der erhardschen Äußerung durch Gebhard Müller handelte, 




Mitteilung an die Presse 
Das Bundespresseamt gibt bekannt: 
In der Presse sind in den letzten Tagen hleldungen erschienen, 
aus denen die Öffentlichkeit entnehmen könnte, daß die Gewinnung 
von Atomenergie für friedliche Zwecke in der Bundesrepublik 
bereits in Angriff genommen sei und die Errichtung eines Atom-
meilers unmittelbar bevorstehe. In den Veröffentlichungen wird 
bereits von einer getroffenen Zwischenentscheidung über den Sitz 
eines solchen Atomwerkes gesprochen. 
Demgegenüber ist festzustellen, daß das alliierte Verbot einer 
angewandten Atomforschung bis zum Irrkrafttreten des Deutschland-
und EVG-Vertrages nach wie vor fortbesteht. Erst mit dem Inkraft-
treten dieser Verträge wird somit an den Bau einer Atomreaktor-
station herangegangen werden können, die ausschließlich für fried-
liche Zwecke bestimmt sein wird. Es ist daher bisher auch keine 
Entscheidung über den Sitz eines solchen Werkes getroffen worden, 
noch ist eine solche Entscheidung vorerst überhaupt möglich. 
Bonn, den 23. Dezember 1953 
Veröffentlicht durch das 
Presse- und Informatio;.1samt 
der Bundesregierung. 
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Das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung dementiert Meldungen, nach denen die 
Gewinnung von Atomenergie für friedliche Zwecke in der Bundesrepublik bereits in Angriff genommen 
worden sei. (Aus: Hauptstaatsarchiv Stuttgart, EA 1/4, Nr. 1055 vom 29.12.1953). 
Bundespräsidenten führten [248]. Danach brachte der Bundeswirtschaftminister "erneut zum 
Ausdruck, daß er mit aller Energie für Karlsruhe eintreten werde" [249]. Zudem unterstrich er, daß 
die "Sache ... nach seiner Überzeugung ... weit bedeutsamer (sei), als man bisher angenommen 
habe .... Er rechne damit, daß im Laufe der Jahre um den Atommeiler ein industrielles Zentrum 
mit 100 000 Arbeitern entstehen könnte, ähnlich der Schwerpunktbildung im Ruhrgebiet; von der 
Verwertung der Atomenergie würden schlechterdings alle Produktionszweige erfaßt" [250]. 
Diese Einschätzung der volkswirtschaftlichen Bedeutung des Projektes spräche für sich und 
dürfte verständlich machen, welche Erwartungen die Kontrahenten München und Karlsruhe mit 
ihrer Option für die Kernenergie-Industrie verbanden. 
Der Festlegung des Bundeswirtschaftsministers in der Standortfrage war Beachtung zu 
schenken, denn seiner Behörde oblag nach wie vor die Federführung bei der Vorbereitung der 
deutschen Kernenergie-Industrie. Die "Forschungsgesellschaft Kernenergie", die nach Be-
schluß der Planungskommission vom 7. Dezember 1953 für diese Aufgabe zukünftig an sich 
vorgesehen war [251], hatte sich noch nicht konstituieren können [252], und es schien 
ausgeschlossen, daß sich daran vor Mitte 1954 etwas ändern würde [253]. 
Insofern war es auch nach wie vor das Bundeswirtschaftsministerium, das die Mitglieder der 
"Studienkommission für Kernenergie" zum 24. Februar 1954 erneut zu einer Aussprache nach 
Bonn bat [254]. Auch auf dieser Sitzung ließ sich jedoch keine Annäherung der bekanntermaßen 
unterschiedlichen Positionen zur Standortfrage erreichen, geschweige denn eine Entscheidung, 
wie sie von Werner Haisenberg gewünscht worden war [255], herbeiführen. 
Überraschend deutlich scheint allerdings vom Bundeswirtschaftsministerium und vom Bundes-
kanzleramt der Unmut darüber artikuliert worden zu sein, daß München seine Bemühungen um 
Verbesserungen der eigenen Standortattraktivität wiederum zu lauthals in die Öffentlichkeit 
getragen hatte [256]. Der zwar spektakuläre, aber von seiner Intention her weitsichtige Beschluß 
des Münchner Stadtrates, der Errichtung einer Atommeilerstation im Raume München bereits im 
Vorfelde zuzustimmen, hatte größtes Aufsehen erregt [257]. Nach kontroverser Debatte war der 
zustimmende Beschluß auf der Stadtratssitzung vom 16. Februar 1954 mit 30 gegen 11 Stimmen 
gefallen. Wiederaufbaureferent Helmut Fischer, dem der Münchner Oberbürgermeister Wimmer 
die Federführung in allen die Atommeilerthematik betreffenden Angelegenheiten übertragen 
hatte, schien die Stadt München auf ihrem Weg ins Atomzeitalter ein gutes Stück vorangebracht 
zu haben. Doch dem war nicht so. 
Der vermeintliche Vorteil einer vorausplanenden Entscheidung, mit der man Karlsruhe erneut ins 
Hintertreffen zu bringen gehofft hatte, schien sich in zweierlei Hinsicht geradezu in sein Gegenteil 
zu verkehren. Zum einen löste der Stadtratsbeschluß in der Münchner Öffentlichkeit eine heftige 
Diskussion über die Gefahren der Kernenergienutzung aus, so daß der Eindruck entstand, daß 
die neue Technik in der bayerischen Landeshauptstadt nicht sonderlich willkommen sei [258]. 
Noch Mitte 1955 führte der bayerische Staatsminister für Unterricht und Kultur, Prof. Rucker, ein 
neuerliches Gutachten Werner Haisenbergs ins Felde, um unter anderem die Bedenken des 
Vereins der Münchner Brauerein zu zerstreuen, "daß die Errichtung eines Reaktors in der Nähe 
von München irgendeinen Einfluß ... auf die Herstellung des Bieres haben (könnte) [259]" (vgl. 
Dokumentenanhang). 
Zum anderen nahm die Bundesregierung Anstoß an dem großen Presseecho, welches die 
Münchner Aktivitäten hervorrief und das aus außenpolitischen Rücksichtnahmen nicht er-
wünscht war. 
Einem Bericht Professor Kirchheimers zufolge hatte Ministerialdirigent Hinsch vom gastgeben-
den Bundeswirtschaftsministerium im Rahmen der "Studienkommissions-Sitzung" zu_<;lem un-
verhohlene Kritik an der jüngsten, "von bayerischer Seite betriebenen Pressepropaganda zu 
Gunsten des Standorts München" [260] geäußert und diese mit dem Kommentar "unerfreulich" 
sowie der "Vorbereitung der deutschen Kernenergie-Industrie abträglich" [261] versehen. 
Ministerialdirigent Grau vom Bundeskanzleramt war offenkundig gleicher Auffassung gewesen 
[262]. Diese Entwicklung konnte aus Münchner Sicht nicht befriedigen, zumal die getroffene 
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Entscheidung von der Sache her durchaus der generellen Zielsetzung dienlich war, die 
Vorarbeiten zur deutschen Kernenergienutzung beschleunigt voranzubringen (263]. 
Ein richtiger und wichtiger Schritt gelang der Bayerischen Staatsregierung allerdings mit der 
Ankündigung ihres Kultusministers Dr. Schwalber, Professor Haisenberg gegebenenfalls eine 
Honorarprofessur am traditionsreichen Physikalischen Institut der Universität München anzubie-
ten [264]. Auch hatte die Universität selbst bekundet, Haisenberg nicht nur größtes Entgegen-
kommen zu zeigen, sondern zusammen mit den Staatsbehörden auch dafür zu sorgen, daß eine 
entsprechend großzügige Ausstattung des Lehrstuhls erfolgen würde (265]. Dieses Angebot 
mußte auf Haisenberg eine außerordentlich starke Anziehungskraft ausüben. Denn von jeher 
hatte Haisenberg eine außerordentlich starke Affinität zu einer Professur an der Wirkungsstätte 
seines verehrten Lehrers Arnold Sommerfeld besessen, die ihm jedoch aus verschiedenen 
Gründen bereits zweimal versagt geblieben war [266]. Hinzu kam, daß Haisenberg offenbar mit 
ganzem Herzen nicht nur an der Stadt München, sondern auch an der wundervollen Voralpen-
landschaft hing, die ihn mit unwiderstehlicher Macht anzuziehen schien. Vor diesem Hintergrund 
schien es von vornherein ausgeschlossen, daß ähnlich umfassende Zusagen, die das Baden-
Württembergische Kultusministerium auf Anregung der Stadt Karlsruhe hin [267] kurze Zeit 
später für die Universität Heidelberg und die Technische Hochschule Karlsruhe abgab [268], für 
Haisenberg und seine Standortvotum einen auch nur annähernd gleichen Stellenwert besitzen 
konnten. 
ln ihrem Eifer, das Wohlwollen einflußreicher Persönlichkeiten zu erlangen, um so das Münchner 
Angebot auszustechen, schossen die Bemühungen des Landes Baden-Württemberg gelegent-
lich auch über das Ziel hinaus. So wurde das Vorhaben, die Ehegattinnen der Senatoren der Max-
Pianck-Gesellschaft nach Baden-Baden einzuladen, um diesen die Schönheiten der Schwarz-
waldlandschaft näherzubringen, erst auf die Bedenken hin, die der von Minister Farny ins 
Vertrauen gezogene Staatssekretär Globke vom Bundeskanzleramt geäußert hatte, fallengelas-
sen [269]. Globke hatte es im Hinblick auf die erkennbaren Absichten einer solchen Einladung 
weder für geeignet noch unbedenklich gehalten, einen derartigen Weg zu beschreiten. Stattdes-
sen äußerte er die Auffassung, "daß für solche Zwecke eher eine wissenschaftliche Tagung in 
Baden-Baden die geeignete Gelegenheit schaffen könnte" [270]. Wichtiger noch als diese 
Anmerkung des Staatssekretärs dürfte jedoch sein Hinweis gewesen sein, daß Adenauerinder 
Standortfrage "bis jetzt keineswegs für die Lösung München gewonnen wäre" [271 ]. Diesen, 
wenn auch vorsichtig formulierten Hinweis des als bestinformierten Beamten der Bundeshaupt-
stadt geltenden Globkes, sah Minister Farny als so wichtig an, daß er noch am gleichen Tag den 
stellvertretenden Ministerpräsidenten des Landes Baden-Württemberg, Hermann Veit, hiervon in 
Kenntnis setzte. 
Während man von dem Vorhaben, den Ehegattinnen der Senatoren der Max-Pianck-Gesellschaft 
die Schönheiten des Schwarzwaldes näherzubringen, tatsächlich abrückte, richtete die Stadtver-
waltung Karlsruhe demgegenüber trotz ebenfalls eindeutig erkennbarer Absicht, durchaus 
Besuchseinladungen an die Planungskommissionsmitglieder Heisenberg, Wirtz und Telschow, 
sowie deren Gattinen [272]. Während Heisenberg das Ansinnen der Stadt mit dem Hinweis darauf 
ablehnte, daß er erst kürzlich zusammen mit seiner Frau in Karlsruhe gewesen sei, die Stadt also 
kenne, undWirtzeinen Besuch verschoben wissen wollte, bis die Standortentscheidung gefallen 
sei, nahm Telschow hingegen dankend an [273]. 
4.3.1 Die Planungskommission tagt erneut 
Wer damit gerechnet hatte, daß die Standortfrage auf der dritten Sitzung der Planungskommis-
sion am 8. März 1954 einer Vorentscheidung nähergebracht werden würde, mußte sich 
enttäuscht sehen. Ein entsprechender Tagesordnungspunkt war nicht einmal vorgesehen [274]. 
Vielmehr sollten Fragen des Finanzbedarfs und der Haushaltsplanungen für die Jahre 1954/55 
bzw. 1955/56 im Mittelpunkt der Beratungen stehen. Daneben wollte man noch auf den 
gegenwärtigen Stand der Vorarbeiten zum Reaktorprojekt zu sprechen kommen [275]. Während 
das Protokoll der Sitzung wieder einmal das Drängen Werner Heisenbergs verzeichnete, "daß die 
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Klärung der Standortfrage der Reaktorstation für die weitere Planung ... dringen sei" [276], 
scheint zudem erstmals die grundsätzliche Frage eine Rolle gespielt zu haben, "ob und wie das 
Max-Pianck-lnstitut für Physik mit der kunftigen Reaktorstation zusammenarbeiten solle" [277]. 
Eine enge Kooperation beider Institutionen war bis dahin an sich unstrittig gewesen [278]. 
Insofern konnte die von Haisenberg initiierte Problematisierung dieser Thematik kaum anders, 
denn als Fingerzeig des Nobelpreisträgers verstanden werden, daß die Mitwirkungsbereitschaft 
seines Max-Pianck-lnstituts für Physik an den Reaktorplänen der Bundesrepublik immer im 
Zusammenhang mit seinen Wünschen zum Ausgang der Standortentscheidung gesehen werden 
müsse. Trotz dieser kaum verhohlenen Drohung und möglicherweise hierdurch geradezu 
provoziert, entschloß sich die Kommission offensichtlich, "die Planung der Reaktor-Station ... 
zunächst ohne Rücksicht auf die Verlegung des Max-Pianck-lnstituts für Physik in ihre 
Nachbarschaft durch(zu)führen" [279]. 
Zwar fand diese Position in der von Karl Wirtz entworfenen offiziellen Niederschrift des 
Sitzungsergebnisses [280] keinen expliziten Widerhall [281], doch gibt ein dem Wirtschaftsmini-
sterium Baden-Württemberg durch Franz Kirchheimer abgestatteter Bericht hierüber hinrei-
chend Aufschluß [282]. Welche Brisanz der Thematik anhaftete, mag daraus hervorgehen, daß 
Kirchheimer es nicht für angeraten hielt, alle seine Erkenntnisse in Schriftform niederzulegen. Er 
hob hervor, daß sich "weitere Einzelheiten nicht für einen schriftlichen Bericht (eignen würden)" 
[283], und er aus diesem Grunde dem zuständigen Ministerialrat Dr. Seifriz direkt vorzutragen 
gedenke. 
War auf der Sitzung der Planungskommission auch keine Entscheidung gefallen, so hatte 
Haisenberg mit seiner Problematisierung der Kooperationsmöglichkeit zwischen Reaktorstation 
und Max-Pianck-lnstitut doch für eine weitere Zuspitzung der Standortkontroverse gesorgt. Die 
Zeichen, die Haisenberg zuungunsten von Karlsruhe zu setzen beabsichtigt hatte, waren von der 
Stadt sehr wohl verstanden worden. Sollten überhaupt noch Chancen für die eigene Bewerbung 
bestehen bleiben, so mußten hierfür dringend weitere gewichtige Fürsprecher gewonnen 
werden. Insbesondere dachte man hierbei an die Senatoren der Max-Pianck-Gesellschaft, in 
deren Händen letztendlich die Entscheidung lag, ob und wo neue Max-Pianck-lnstitute errichtet 
werden sollten. Auch schien es vordinglich, auf den Meinungsbildungsprozeß, der sich bei den 
Senatoren in Sachen "Reaktorstandort" vollzog, durch direkte Präsentation der Karlsruher 
Auffassung einzuwirken, wußte man doch, daß es bisher Werner Haisenberg gewesen war, der 
seinen Kollegen vom Senat der Max-Pianck-Gesellschaft ein entsprechendes Bild vom Stand der 
Dinge vermittelt hatte [284]. 
4.3.2 Die Ettlinger Tagung vom Mai 1954 
Offensichtlich wähnte man sich mit den eigenen Chancen dermaßen im Hintertreffen, daß sich 
das Land Baden-Württemberg trotz der vom Bundeskanzler schon früher mit Nachdruck 
gebotenen Zurückhaltung bei einer äffenliehen Erörterung der Kernenergiethematik dazu 
entschloß, zu einer Tagung nach Ettlingen einzuladen. 
Erwartungsgemäß mußte eine derartige Vorgehansweise Kritik auslösen. Daß man sich im 
Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg über die Fragwürdigkeit des beschrittenen Weges 
durchaus im klaren war, zeigen die spitzfindigen Entgegnungen, mit denen man den Einwänden 
begegnete, die einer der nach Ettlingen gebetenen, nämlich der Direktor des Max-Pianck-
lnstituts für Physik der Stratosphäre, Prof. E. Regener, erhoben hatte [285]. Minister Veit stellte 
sich nämlich auf den Standpunkt, daß die ins Auge gefaßte Veranstaltung 
1. nicht öffentlich sei, da sie lediglich der Unterrichtung eines beschränkten Kreises geladener 
Gäste diene [286], und 
2. daß Bundeskanzler Adenauer schließlich nur darum gebeten habe, die öffentliche Diskussion 
über die Frage des Standortes des Atommeilers zurückzustellen [287]. Von einer ausdrückli-
chen Weisung könne hingegen keine Rede sein [288]. 
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Zu der am 5. Mai 1954 im Hotel Erbprinz zu Ettlingen durchgeführten Besprechung erschienen 
auf Einladung des Wirtschaftsministers mit den Professoren Bilfinger (Heidelberg), Hartmann 
(Tübingen}, Kohn (Heidelberg) und Regener (Weissenau) schließlich vier derjenigen sechs 
Senatoren der Max-Pianck-Gesellschaft, von denen man glaubte, sie für die Karlsruher Position 
einnehmen zu können [289]. Vonseiten des Landes waren der Wirtschafts-, Kultus- und Minister 
für Bundesangelegenheiten sowie Prof. Kirchheimer anwesend. Hinzu kamen die Rektoren der 
TH-Karlsruhe, der Universität Heidelberg, der Bürgermeister der Stadt Karlsruhe und der Prinz 
von Fürstenberg. ln diesem Kreise unterhielt man sich über den bisherigen Stand der Dinge und 
suchte die Senatoren der Max-Pianck-Gesellschaft nach Möglichkeit für den Karlsruher 
Standpunkt zu gewinnen. Obwohl Prof. Regener, der die Position eines Vizepräsidenten der Max-
Pianck-Gesellschaft bekleidete, den Veranstaltern gegenüber schließlich die Zusage machte, 
"Herrn Prof. Dr. Haisenberg über das große Ausmaß des Entgegenkommens in Baden-
Württemberg zu unterrichten" [290], läßt sich doch nicht erkennen, in welchem Maße die 
Gastgeber ihre eigentliche Zielsetzung tatsächlich zu realisieren vermochten [291]. Die zurück-
haltenden Formulierungen des Protokolls legen die Vermutung nahe, daß die greifbaren Erfolge 
nicht in einem ausgewogenen Verhältnis zu dem bewußt eingegangenen Risiko standen, sich 
gegebenenfalls dem Tadel der Bundesregierung auszusetzen [292]. 
4.4 Werner Helsenberg präzisiert die Vorgaben zur Gestaltung und Organisation der 
deutschen Reaktorstation 
ln längere Reflexionen darüber einzutreten, ob man durch die Ettlinger Tagung möglicherweise 
die Bundesregierung verärgert habe, war allerdings ohnehin kaum möglich, zog doch ein noch im 
Mai 1954 durch Werner Haisenberg vorgelegtes Memorandum zur Planung der Reaktorstation 
und zu den technischen Gesichtspunkten für die Wahl des Standortes alle Aufmerksamkeit auf 
sich [293]. Das 23 Seiten umfassende Gutachten stellte eine Präzisierung derjenigen Überlegun-
gen dar, die Haisenberg unter dem Titel "Allgemeine Richtlinien bei der Wahl des Ortes für die 
Reaktorstation der Bundesrepublik" [294] im September 1953 erstellt hatte, und die als 
kurzseitige Rahmeninformationen zusammen mit einem Fragebogen vom Planungsausschuß an 
die Städte München und Karlsruhe weitergeleitet worden waren [295]. Nunmehr jedoch wurden 
konkrete Standortanforderungen detailliert erhoben, technische und Kostenberechnungen 
angestellte, Konstruktionszeichnungen vorgelegt und der organisatorische Rahmen für die 
Reaktorstation abgesteckt [296]. 
Mit der Ausführung der bautechnischen Planungsarbeiten soll das Dortmunder Ingenieurbüro 
von Senator Dr. h. c. Friedrich Uhde betraut gewesen sein [297]. Es war jedoch Werner 
Heisenberg, der für das Gesamtgutachten verantwortlich zeichnete und es unter seinem Namen 
vorlegte. 
Als besonders überraschend müssen dabei seine programmatischen Festlegungen in zwei bis 
dahin keineswegs entschiedenen Grundsatzfragen gelten. Zum einen ging er davon aus, "daß ein 
physikalisches Institut für Grundlagenforschung von der Art des Max-Pianck-lnstituts für Physik, 
oder dieses selbst (sie.! der Verf.), räumlich und organisatorisch mit der Reaktorstation eng 
zusammenarbeite(n)" [298] würde. Zum anderen "sollte für die Anlage und den Ort der 
Reaktorstation der Gesichtspunkt gelten, daß sie auf längere Zeit die Stelle sein muß, an der die 
Reaktorentwicklung in Deutschland stattfindet, d. h. im Laufe der Zeit noch andere Reaktoren 
und Reaktortypen errichtet und untersucht werden" [299]. Bereits hier wird der Gedanke deutlich 
formuliert, letztlich die Errichtung eines größeren Forschungszentrums und nicht nur einer 
kleinen Reaktorstation ins Auge zu fassen. Offensichtlich erlangten die Entwicklungen, wie sie in 
dieser Angelegenheit im Ausland, d. h. unter anderem in den USA, in Kanada oder in 
Großbritannien zu beobachten waren, auch für die Bundesrepublik Vorbildcharakter. 
Seinen Konzeptionen nach scheint es für Haisenberg völlig außer Frage gestanden zu haben, daß 
nur er ernsthaft in Betracht kommen könnte, um federführend mit der Entwicklung der friedlichen 
Kernenergienutzung in der Bundesrepublik betraut zu werden. Anders lassen sich seine wenig 
kompromißfähigen Festlegungen sowohl in seinem Mai-Gutachten, als auch an anderer Stelle 
36 
[300), kaum verstehen. Sein Entwurf eines Organisationsplans für die Reaktorstation unter-
streicht diese Auffassung noch, sollte doch die Direktion dieser Institution unmittelbar der noch 
zu konstituierenden deutschen Atomenergiekommission unterstellt sein, als deren designierter 
Vorsitzender Heisenberg galt [301 ]. Zudem sollte innerhalb der Direktion der Reaktorstation die 
Physik die wissenschaftliche Verantwortung tragen [302] und daneben ein wissenschaftliches 
Kuratorium noch Beiratsfunktionen übernehmen. Damit war die Organisationskonzeption 
gänzlich auf die Persönlichkeit eines Werner Haisenberg hin zugeschnitten (vgl. Abb. 7). 
Das vorgelegte Memorandum nannte zunächst jedoch eine Reihe von Eckdaten, die einen 
objektiveren Vergleich der verschiedenen Standortangebote ermöglichen sollten. Von weitrei-
chender Bedeutung war hierbei vor allem die Festlegung, daß die "Bodenbelastung des Reaktors 
weit über das bei normalen Bauten gewohnte Maß hinausgeh(e), und daß somit die Beschaffen-
heit des Baugrundes von entscheidender Bedeutung für die endgültige Wahl des Standortes sein 
(würde)" [303]. Im Gespräch war dabei eine Flächenbelastbarkeit von bis zu 50 t pro 
Quadratmeter [304]. Daß insbesondere die Stadt Karlsruhe später immer wieder gerade auf 
diesen Punkt insistierte und die einschlägige Stelle im eigenen Exemplar des heisenbergschen 
Gutachtens mit dicken Anmerkungszeichen versehen worden war [305], mag deutlich machen, 
von welcher Brisanz auch eine derartige Festlegung begleitet sein konnte. Demgegenüber boten 
die Kosten des Projektes, die, wie die nachfolgende Übersicht zeigt, allein für die Gebäudeerstel-
lung mit fast acht Millionen DM beziffert wurden, offensichtlich keinerlei Zündstoff für öffentliche 
Diskussionen. (Vgl. Tabelle 1 ). 
Die inhaltlichen Ausführungen des Haisenberg Memorandums zur Standortbewertung fanden 
auf der Sitzung des Planungsausschusses vom 13. Juni 1954 deutlichen Widerhall. Nachdem man 
sich auf Drängen von Hermann Reusch darauf hatte verständigen können, zunächst die 
Errichtung eines luftgekühlten graphitmoderierten Reaktors kleinerer Größenordnung (1500 kW) 
[308] ins Auge zu fassen, "ohne allerdings die spätere Errichtung eines Schwerwasser- oder 
angereicherten Reaktors zu vernachlässigen" [309), war unverzüglich wiederum die geographi-
sche Standortfrage aufgeworfen worden. Hierzu waren im Laufe der Kommissionssitzung bereits 
recht aufschlußreiche Stellungnahmen und Positionsbeschreibungen zu hören gewesen. Hei-
senberg etwa, hatte seine Präferenz für den Bau eines luftgekühlten Graphit-Reaktors nicht nur 
damit begründet, daß dies "eine todsichere Angelegenheit (sei) und am schnellsten gehe" [31 0], 
sondern auch sicherheitstechnische Aspekte, die unmittelbaren Einfluß auf die Standortwahl 
haben mußten, geltend gemacht. 
Danach wäre dem Graphitreaktor deshalb der Vorzug vor einem Schwerwasser-Reaktor 
einzuräumen, da er ohne Bedenken in der Nähe dichtbesiedelter Regionen errichtet werden 
könnte. Hingegen dürfe ein Schwerwasser-Reaktor, so Heisenberg, "nur ... in größerer 
Entfernung von einer Stadt, praktisch in unbewohntem oder wenig besiedelten Gebiet (erprobt 
werden)" [311 ]. Offenkundig schwingt in dieser Argumentation die heisenbergsche Konzeption 
einer räumlich nahen Verbindung zwischen Reaktorzentrum und Universität, also seine "Mün-
chenlösung", mit. Hierfür scheint Haisenberg demnach sogar bereit gewesen zu sein, jener 
Schwerwasser-Reaktortechnik den Rücken zu kehren, mit der man kurz vor Ende des 2. 
Weltkrieges in Haigerloch beinahe noch erfolgreich gewesen wäre und mit der man praktische 
Erfahrungen hatte sammeln können. Allerdings bleibt hierbei zu berücksichtigen, daß zu diesem 
Zeitpunkt ein dogmatisches Festhalten an der Schwerwasser-Reaktorlinie ohnehin fragwürdig 
hätte bleiben müssen: Eine hinreichende Versorgung mit Schwerem Wasser war zunächst weder 
aus heimischer Produktion noch über den Weltmarkt sicherzustellen. 
Demgegenüber vertrat Hermann Reusch den Standpunkt, "daß Entwicklung und spätere 
praktische Durchführung (des Reaktors, R. G.) etwas völlig Verschiedenes seien" [312], so daß 
man zwischen technischem Betrieb und wissenschaftlicher Forschung trennen müsse. Sein 
Vorschlag, das Reaktorprojekt möglichst an irgendeine Hochschule anzugliedern, die die 
Voraussetzungen mitbrächte und auf einem Gelände anzusiedeln, das für die technischen 
Voraussetzungen die günstigsten Bedingungen böte (Größe des Geländes, geologische Bedin-
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Kosten der Gebäude für die zu errichtende Reaktorstation nach dem Mai-Gutachten von Werner 
Haisenberg [306] 
i. Physikalisches Forschungsinstitut 
3 Gebäudeteile 16.900 m3 umbauter Raum 
jeDM115,-
2. Institut für Reaktor- und Neutronenphysik 
2 Gebäudeteile 10.800 m3 
je DM 115,- DM i .250.000 
1 Halle 2.900 m3 
je DM 80,- DM 230.000 
3. Reaktor-Gebäude (sehr unsicher) (307] 
Reaktor-Halle 21.000 m3 
je DM 70,- DM 1.500.000 
Lüfter-Haus 3.000 m3 
je DM 60,- DM 180.000 
Laborteil 1.000 m3 
je DM 80,- DM 80.000 
Werkstätten 1.000 m3 
je DM 80,- DM 80.000 
Lager 800m3 
je DM 50,- DM 40.000 
4. Chemisches Institut "Kalte Chemie" 
1 Gebäude 6.000 m3 
je DM 150,-
5. Chemisches Institut "Warme Chemie" (unsicher) 
i Gebäude 3.600 m3 













(Die Angaben umfassen nur die reinen Gebäudekosten ohne den Aufwand für Grunderwerb und Erschließung des 
Geländes. Pos. 1-2 und 4-6 verstehen sich bezugsfertig mit Installation, jedoch ausschließlich wissenschaftlichen 
Einrichtungsinventars. Pos. 3 umfaßt nur den Rohbau ohne Reaktor etc.) 
München-Unterföhring usw. und Karlsruhe sofort für Karlsruhe" [314] einzutreten. Damit war im 
Rahmen von Planungskommissionssitzungen erstmals eine offizielle Gegenposition zur Stand-
ortpräferenz Haisenbergs formuliert worden. Dessen ungeachtet gab es hierüber jedoch keine 
weitere Diskussion. Als Versuch, die Einwände von Reusch gegen Unterföhring zumindest in 
indirekter Weise zu entschärfen, kann allenfalls der Hinweis Haisenbergs gelten, daß aus 
München und dem Münchner Raum einige weitere Angebote eingegangen seien [315]. ln diesem 
Zusammenhang warf Ministerialdirigent Grau vom Bundeskanzleramt dann jedoch wiederum die 
Frage der strategischen Gesichtspunkte bei der Standortwahl auf [316], und Franz Kirchheimer 
hielt eine Entscheidungstindung ohnehin solange für undurchführbar, bis nicht die in Frage 
kommenden Baugrundstücke durch einen Statiker auf ihre Belastbarkeit mit schwersten 
Baustrukturen geprüft worden seien [317]. Dabei wäre mit mehrmonatigen Untersuchungen zu 
rechnen. Karl Wirtz hingegen wollte die Wahl des Geländes davon abhängig machen, daß auch 
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für eine zukünftige Ausweitung des Reaktorzentrums hinreichende Flächen zur Verfügung 
stünden [318]. Der Verlauf der Unterredung ließ einmal mehr deutlich werden, daß die 
Planungskommission zu diesem Zeitpunkt nicht in der Lage war, zu einer einvernehmlichen 
Lösung des Standortproblems zu kommen. 
Damit war auch kaum ernsthaft gerechnet worden, wies doch die Tagesordnung als gesonderten 
Punkt von vornherein die Bildung einer Standortkommission aus [319]. Diese sollte bis zum 
Herbst 1954 die Prüfung der Eigenschaften der vorgeschlagenen Standorte sowie der Zweckmä-
ßigkeit der verschiedenen Angebote vornehmen und den zuständigen Gremien gegenüber 
entsprechende Empfehlungen aussprechen [320]. Auf dieser Basis würde dann eine endgültige 
Entscheidung herbeizuführen sein. 
ln die Standortkommission berief man neben Ernst Telschow, als Vorsitzenden, den Haisen berg-
vertrauten Karl Wirtz sowie den Statiker Professor Oberste-Brinck, dessen Hinzuziehung 
Hermann Reusch empfohlen hatte [321]. Der Kommission wurde das Recht eingeräumt, sich 
gegebenenfalls durch zwei weitere Sachverständige zu ergänzen. Telschow übernahm die 
zusätzlichen Aufgaben unter der Einschränkung, daß er nicht als Sachverständiger, sondern 
mehr als Berichterstatter zu fungieren beabsichtige, der den Planungsausschuß vom Resumee 
der Beratungen der neuen Kommission in Kenntnis setzen würde [322]. Dieser Bekundung nach 
gedachte Telschow zumindest nach außen hin bei der Standorttindung eine neutrale Position 
einzunehmen. Daß er dessen ungeachtet vom Sachwalter der baden-württembergischen 
Interessen, Franz Kirchheimer, nach wie vor als Verbündeter betrachtet wurde, läßt sich einem 
Bericht des Direktors des Geologischen Landesamtes entnehmen. Dort heißt es: "Nach wie vor 
bekunden die Mitglieder der Planungskommission, mit ihnen auch Dr. Telschow, die Auffassung, 
daß dem Projekt Karlsruhe gegenüber München unbedingt der Vorzug gebührt. Demnach 
können wir der Entschließung der neuen Kommission in Optimismus entgegensehen" [323]. 
Zunächst jedoch trat mit der Stadt Köln noch ein weiterer Interessent für die Reaktorstation auf 
den Plan. Über den nordrhein-westfälischen Staatssekretär Prof. Leo Brandt, einem der 
engagiertasten Streiter für den breiten Aufbau einer deutschen Kernenergieindustrie [324], war 
man an den Planungsausschuß herangetreten und hatte um Zusendung der entsprechenden 
Fragebögen nachgesucht [325]. Diese wurden dem Nachzügler Köln auch zugestanden, wobei 
im Planungsausschuß Einigkeit darüber bestand, daß es nicht zweckmäßig sei, zur Zeit auch 
"noch weitere Städte in die Standortplanungen ein(zu)beziehen" [326]. Der Bewerberkreis muß 
bereits zu diesem Zeitpunkt als geschlossen gelten, wobei selbst Köln keine tatsächliche Chance 
mehr besaß, den Zuschlag zu erhalten. Tatsächlich scheint beim Planungsausschuß auch keine 
Beantwortung des Fragebogens durch die Stadt Köln eingegangen zu sein. 
Weichenstellungen grundsätzlicher Art hatte es auch in anderer Hinsicht gegeben. Einstimmig 
war der Planungsausschuß übereingekommen, die Physikalische Studiengesellschaft in der 
Rechtsform einer GmbH zu errichten [327], und zwar unter ausschließlicher Beteiligung der 
Industrie. Eine gemischte Unternehmensform, von der man allenfalls haushaltsrechtliche 
Probleme erwartete, kam nicht mehr in Betracht [328]. Ebenso wurde eine allzu enge Verbindung 
zwischen Physikalischer Studiengesellschaft und Max-Pianck-Gesellschaft, auf die insbesonde-
re Karl Wirtz insistiert hatte [329], mit der Begründung verworfen, daß man hier dann mit einer zu 
großen Einflußnahme der Länderregierungen rechnen müsse, die ihrem kulturpolitischen 
Hoheitsanspruch durch das Königsteiner Abkommen [330] gerade Ausdruck gegeben hatten. 
Aus der Sicht der deutschen Industrie waren derartige Gedankenspiele auch längst überholt. 
Hermann Reusch hatte zwischenzeitlich verbindliche Zusagen nahmhafter Großunternehmen 
vorliegen, sich an der zu gründenden Gesellschaft mit Geschäftsanteilen in Höhe von 50.000 DM 
bis 100.000 DM zu beteiligen [331]. Danach konnte die Physikalische Studiengesellschaft, deren 
Aufgabe darin bestehen sollte, "die wissenschaftlichen Arbeiten für die friedliche Anwendung der 
Kernphysik zu fördern" [332], ohne Schwierigkeiten mit einem Grundkapital von 2 Millionen 
ausgestattet werden. Dieser fortgeschrittene Stand der Dinge überraschte den Planungsaus-
schuß, der letztlich "nicht damit gerechnet (hatte), daß sich die Industrie schon in diesem 
Stadium einer provisorischen Zwischenlösung" [333] so ernsthaft engagieren würde. Durch ihr 
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finanzielles Engagement brachte die Industrie deutlich zum Ausdruck, daß der Aufbau der 
Atomwirtschaft in der Bundesrepublik nicht nur eine Angelegenheit des Staates allein sei, 
sondern im entscheidenden Maße von privater Seite mitgetragen und mitbestimmt sein würde. 
Hierüber hatte man sich selbstverständlich längst verständigt. Auch daß der Staat nicht selbst als 
Gesellschafter der Physikalischen Studiengesellschaft auftreten sollte, war beschlossene Sache. 
Vor allem ließ sich so vermeiden, daß im Bundeshaushalt offen größere Finanzmittel ausgewie-
sen werden mußten, die direkt dem Bereich der angewandten Atomforschung zuflossen. 
Derselbe Zweck ließ sich weitaus weniger augenfällig dadurch erreichen, daß aus allgemeinen 
Forschungsmitteln über den Haushaltsansatz des Bundeswirtschaftsministeriums einer weithin 
unbekannten Institution wie der Physikalischen Studiengesellschaft entsprechende Beträge 
überwiesen wurden. Daß diese dann die Bundesmittel nur als "durchlaufende Posten" an die 
vorbestimmten Empfänger weiterleiten sollte, stand auf einem anderen Blatt. Alle Beteiligten 
vermochten bei wohlwollender Betrachtungsweise unter diesen Umständen ihr Gesicht zu 
wahren. 
Zur weiteren Forcierung der Planung einer Gesellschaftsgründung setzte man eine aus den 
Herren Bötzkes, Pretsch und Telschow bestehende Kommission ein, die die erforderliche 
Satzung unter Hinzuziehung von Juristen des Bundeswirtschaftsministeriurns erarbeiten sollte 
[334]. 
4.5 Der Bundeskanzler wird unterrichtet 
Von den Ergebnissen der Planungsausschußsitzung wurde Bundeskanzler Adenauer durch 
Werner Heisenberg unterrichtet. Der Kanzler hatte sich mit der Bitte an Heisenberg gewandt, im 
Rahmen eines persönlichen Briefes über die Gesichtspunkte zu berichten, die bei der Wahl des 
Standortes für die zukünftige Atomstation beachtet werden müßten [335]. Heisenberg nutzte 
diese Gelegenheit, um nicht nur die im Planungsausschuß unstrittigen Sachverhalte darzulegen, 
sondern den Kanzler auch für die eigene, d. h. heisenbergsche Sicht der Dinge, einzunehmen. Die 
einschlägigen Textpassagen in dem von Karl Wirtz konzipierten Briefentwurf lassen in dieser 
Hinsicht an Deutlichkeit nichts zu wünschen übrig. Es heißt dort: "Der Planungsausschuß ist 
bisher von der Voraussetzung ausgegangen, daß die wissenschaftliche Beratung der Reaktor-
Versuchsstation in die Hand des Max-Pianck-lnstituts für Physik gelegt werden soll; ... Der 
künftige Standort für die Reaktorstation müßte in diesem Fall also auch Rücksicht auf die Belange 
des Max-Pianck-lnstituts für Physik nehmen, das zur Zeit in Göttingen liegt. Sollte die 
Reaktorstation nicht in der unmittelbaren Nähe von Göttingen errichtet werden können, so würde 
die Max-Pianck-Gesellschaft für eine Verlegung des Instituts wahrscheinlich den Wunsch haben, 
eine Stelle zu suchen, an der es wie bisher in engerem Kontakt mit anderen Max-Pianck-lnstituten 
stehen kann ... Ich persönlich muß darüber hinaus gestehen, daß es für mich ein sehr schwerer 
Entschluß sein würde, einer Verlegung des MPI für Physik von Göttingen zuzustimmen, wenn als 
neuer Standort ... eine andere Stadt als München gewählt würde, das durch seine Hochschulen, 
seine große geistige und wissenschaftliche Tradition und als vielseitige Industriestadt eine Reihe 
von so großen Vorzügen in sich vereinigt, daß nur eine Verlegung des Max-Pianck-lnstituts für 
Physik aus Göttingen gerechtfertigt erschiene. Bei der Wahl eines anderen Standortes für die 
Reaktorstation möchte ich mich deshalb zumindest im Augenblick auf eine räumliche enge 
Zusammenarbeit zwischen meinem Institut und der Reaktorstation noch nicht festlegen" [336]. 
Von der Sache her klang es an sich recht plausibel, daß Heisenberg im Gegenzug für das seinem 
Institut aufgebürdete "Opfer" eines Standortwechsels doch wenigstens gewährleistet wissen 
wollte, daß auch seine Wünsche und Überlegungen nicht gänzlich unberücksichtigt blieben. 
Andererseits bot die alternativlose Festlegung auf den Standort München für einen wie auch 
immer gearteten Kompromiß keinen Spielraum. Die Ausführungen Heisenbergs konnten den 
Bundeskanzler nur in der Auffassung bestärken, daß eine Standortentscheidung immer auch 
eine Entscheidung für oder gegen Heisenberg und seine Mitwirkung am Reaktorprojekt sein 
würde. 
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4.6 Resignation in Karlsruhe? 
Die eindeutige Haltung Heisenbergs, sein großes öffentliches Ansehen und vor allem das hohe 
Maß an Vertrauen, das ihm der Kanzler in Atomangelegenheiten entgegenbrachte, schien 
maßgebliche Bonner Kreise [337] seit etwa Mitte des Jahres 1954 zu der Auffassung veranlaßt zu 
haben, daß sich die Bundesregierung nach Unterzeichnung der EVG-Verträge durch Frankreich 
für die Errichtung der Reaktorstation in München aussprechen würde. Von dieser Stimmungsla-
ge hatte der in der Regel gutunterrichtete Bundesratsminister Farny die Landesregierung Baden-
Württembergs in Kenntnis gesetzt [338], und diese Informationen waren auch der Stadtverwal-
tung Karlsruhe nicht verborgen geblieben [339]. Es machte sich daraufhin Resignation breit. 
Oberbürgermeister Klotz resümierte, daß er unter diesen Bedingungen "nicht gewillt (sei), die 
Stadtverwaltung in das Feuer einer aussichtslosen Schlacht zu hetzen" [340]. 
Er ließ sich jedoch von Franz Kirchheimer davon überzeugen, daß die Würfel doch noch nicht 
endgültig zugunsten des Konkurrenten München gefallen seien [341 ]. Mit den umlaufenden 
Gerüchten würde möglicherweise nur das Ziel verfolgt, Karlsruhe zu voreiligen Schritten zu 
veranlassen. Dazu bestünde jedoch keinerlei Ursache. Das zuständige Entscheidungsgremium, 
nämlich die erst kürzlich konstituierte Standortkommission, habe sich noch keineswegs 
festgelegt und würde ohnehin eher der Karlsruher denn der Münchner Position zuneigen [342]. 
Zudem habe Haisenberg versichert, "sich auf jeden Fall dem Urteil der Standortkommission (zu) 
beugen" [343], und man könne außerdem unterstellen, daß die Entscheidungen in erster Linie 
"von denjenigen Kreisen getroffen (würden), die das Geld für die Errichtung der Station gäben" 
[344]. 
Zwar ließ sich Oberbürgermeister Klotz von den Darlegungen seines Gesprächspartners 
überzeugen, doch konnte diesem bei der Verbreitung seiner zweckoptimistischen Positionsein-
schätzung nicht wohl sein. Dies um so weniger, als noch im Laufe des Monats Juli neuerliche 
Hiobsbotschaften aus Bonn eintrafen. Zunächst machte eine Unterredung zwischen Ministerial-
rat May von der baden-württembergischen Landesvertretung und Ministerialrat Hinsch aus dem 
Bundeswirtschaftsministerium offenkundig, daß auch hier die Durchsetzbarkeil der Karlsruher 
Vorstellungen nunmehr kritischer beurteilt wurden [345]. Es schien danach unvermeidbar, der 
von Haisenberg vertretenen Position entgegenzukommen, um sich überhaupt noch eine Chance 
zu bewahren. Als Kompromiß brachte das Bundeswirtschaftsministerium die Überlegung ins 
. Gespräch, die Reaktorstation "einem technischen Leiter des Max-Pianck-lnstituts zu unterstel-
len" und "Heisenberg die Oberleitung zu übertragen, die (dieser) ja dann auch von München 
ausführen könnte" [346]. Die Zielrichtung dieses Vorschlages lag auf der Hand. Zum einen 
machte Karlsruhe aus seiner Schwäche eine Tugend und signalisierte Kompromißbereitschaft. 
Zum anderen würde Haisenberg auf jeden Fall sein Gesicht wahren können [347] und nicht 
zuletzt war auch daran zu denken, daß die Aufgabenstellung der Reaktorleitung, -entwicklung 
etc. für maßgebliche Wissenschaftler aus dem direkten Umfeld Haisenbergs nicht unbedingt 
unattraktiv erscheinen würde [348]. Ministerialrat Hinsch sah den vom Bundeswirtschaftsmini-
sterium vorgeschlagenen Weg aber nur unter der Bedingung überhaupt als gangbar an, daß der 
Planungsausschuß in seiner Entscheidung mehr der Lösung Karlsruhe zuneigen und nicht durch 
eine Option für München ohnehin weitere Überlegungen zunichte machen würde. 
Mit anderen Worten: Die Aussichten Karlsruhes, Standort der Bundes-Reaktorstation zu werden, 
standen selbst nach der an sich wohlmeinenden Einschätzung des hierfür federführenden 
Ministeriums nicht mehr zum besten. Wenig später berichtete Minister Farny zudem noch, daß 
neuesten Informationen zufolge der Planungsausschuß durch Haisenberg davon verständigt 
worden sei, daß er sich endgültig für München entschieden habe [349]. Nun solle der Meiler in der 
Nähe der Autobahn München-Nürnberg, nördlich der Stadt, errichtet werden. Dem Wunsch 
Haisenbergs entsprechend habe der Planungsausschuß ein Expertengremium "mit der Prüfung 
des zur Verfügung stehenden Geländes beauftragt" [350], allerdings auch beschlossen, die 
gleiche Kommission nach Karlsruhe zu entsenden [351 ]. 
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Für Farny stand fest, daß es nunmehr unumgänglich sein würde, im Interesse der von Baden-
Württemberg angestrebten Lösung "in irgendeinerneuen Form aktiv" [352] zu werden, um nicht 
den Kürzeren zu ziehen [353]. Er erbat sich hierzu von Kirchheimer geeignete Vorschläge. 
Dieser versuchte daraufhin zunächst einmal, die Wogen der allgemeinen Verunsicherung zu 
glätten [354] und die Linien der eigenen Mitstreiter zu stabilisieren. Wertvolle Dienste leistete ihm 
hierbei ein Schreiben von Planungsausschußmitglied Hermann Reusch (GHH), welches eine 
durchaus positive Einschätzung gab [355] und von daher Anlaß genug bot, Minister Farny zu 
ermuntern, seinen Einfluß in Bonn nach wie vor für das Karlsruher Projekt geltend zu machen 
[356]. 
4.7 Der EVG-Vertrag scheitert, doch die Planungsarbeiten für die deutsche Reaktor-
station bleiben hiervon unberührt 
Für die Neukonzeption weiterreichender Strategien blieb hingegen vorerst wenig Zeit. Schon am 
4. August 1954 traf bei der Stadtverwaltung Karlsruhe die Einladung des Planungsausschusses zu 
einer Besprechung nach Göttingen ein [357], in der es darum gehen sollte, "den Architekten und 
gleichzeitig damit auch den Vertretern der" konkurrierenden Städte München und Karlsruhe "die 
Einzelheiten des Gesamtprojektes von ... Haisenberg und seinen Mitarbeitern darlegen" [358] zu 
lassen. Die Planungsarbeiten sollten nach dieser vorbereitenden Diskussionsrunde in eine 
konkretere Phase treten können. Der Besprechungstermin wurde auf den 2. September 1954 
festgesetzt [359] und fand im Auftrage des Planungsausschusses, allerdings nicht unter 
Hinzuziehung aller seiner Mitglieder statt. 
Überraschenderweise wurde die Göttinger Besprechung in der vorgesehenen Weise auch 
tatsächlich durchgeführt, und dies, obwohl die Kernenergiepläne der Bundesrepublik nur zwei 
Tage zuvor einen schweren Rückschlag erlitten hatten. Die französische Nationalversammlung 
hatte dem Vertragswerk zur Gründung einer europäischen Verteidigungsgemeinschaft am 30. 
August 1954 eine endgültige Absage erteilt [360] und damit unter anderem auch den deutschen 
Erwartungen auf einen baldigen legalen Zugriff auf die friedliche Kernenergienutzung den Boden 
entzogen. Dieser gravierende außenpolitische Rückschlag der Regierung Adenauer tangierte die 
Reaktorpläne unmittelbar, bewirkte allerdings keineswegs, daß die Vorarbeiten in erkennbarer 
Form abgebremst wurden oder ins Stocken gerieten. Ganz im Gegenteil. Man führte in den 
zuständigen Gremien die Arbeiten fort, als ob der Pariser Eklat nicht stattgefunden habe. Dies 
untertreichen, wie gesagt, Durchführung und Ergebnisse der Göttinger Planungstagung vom 2. 
September 1954 in augenfälliger Weise. Unter Leitung von Werner Heisenberg nahmen an der 
Sitzung für die Stadt Karlsruhe Bürgermeister Dr. Gutenkunst, Stadtbaudirektor Merz und 
Industriearchitekt Professor Schelling teil, während München seinen Stadtrat Helmut Fischer, 
den Architekten Professor Ruf, einen Referenten des Wiederaufbauamtes [361] sowie Ministerial-
direktor Dr. Heilmann vom Bayerischen Wirtschaftsministerium entsandt hatte. Das Max-Pianck-
lnstitut für Physik war durch die Professoren Biermann, Heisenberg, v. Weizsäcker und Wirtz 
sowie Dipl.-lng. Weimervertreten. Ferner hatte man noch den langjährigen Bausachverständigen 
der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft, Architekt Schrank, in beratender Funktion hinzugezogen [362]. 
Im wesentlichen präzisierten Heisenberg und seine Mitarbeiter ihre konzeptionellen Vorstellun-
gen zur Anlage einer mit dem zu verlegenden Max-Pianck-lnstitut für Physik verbundenen 
Reaktorstation [363]. Als Orientierungsrahmen überreichte man den Städten Karlsruhe und 
München ein Memorandum, das den bisherigen Stand der Planungen und Vorüberlegungen 
widerspiegelte [364]. 
Mit Ausnahme des Reaktorgebäudes selbst war für die übrigen Baueinheiten der Standard einer 
an sich üblichen, vom Kriterium der Zweckrationalität bestimmten, Industriearchitektur gefor-
dert. Die Reaktorstation sollte zunächst aus neun, in bestimmter Art und Weise zueinander 
angeordneten Gebäudekomplexen bestehen [365], und zwar: 
aus einem Institut für die Reaktor- und Neutronen-Physik, das für den Bau und Betrieb des 
Reaktors verantwortlich ist und die neutronenphysikalischen Experimente im Zusammen-
hang mit dem Reaktor vornimmt (Leitung Prof. Wirtz); 
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aus dem eigentlichen Reaktor, der in einem verhältnismäßig großen Gebäude unterzubringen 
ist, wobei die technischen Einzelheiten zur Zeit noch weitgehend ungeklärt sind (Leitung Prof. 
Wirtz); 
einem Institut für Kalte Chemie für allgemeine chemische Arbeiten (Leitung Prof. Seelmann-
Eggebert); 
einem Institut für Warme Chemie für Arbeiten und Umgang mit radioaktiven Stoffen (Leitung 
Prof. Seelmann-Eggebert); 
einem Isotopen-Gebäude, das im großen und ganzen die Aufgaben der jetzt in Göttingen 
befindlichen Isotopen-Verteilungsstelle der Max-Pianck-Gesellschaft übernehmen wird; 
den technischen Betrieben, d. h. Strom-, Wasser-, Gasversorgung, Fernheizung usw.; 
einem Chemischen-Institut für Heiße Chemie, das allerdings noch nicht in der ersten 
Ausbaustufe benötigt würde, und dessen technische Gestaltung noch nicht abgeklärt ist; 
einem Verwaltungsgebäude; sowie 
einer Kantine mit Gästehaus, Kasino usw. [366]. 
Das Max-Pianck-lnstitut für Physik, für das man nunmehr, insbesondere zur Überraschung der 
Karlsruher Sitzungsteilnehmer [367], einen gesonderten Standort wünschte, sollte in mittlerer 
Entfernung zwischen Hochschule und Reaktorstation errichtet werden [368]. Dieser Gesichts-
punkt kam für die Stadt Karlsruhe völlig überraschend und war daher nicht in Vorüberlegungen 
eingeflossen. Die entsprechende Protokollpassage hält diesen Sachverhalt auch ausdrücklich 
fest [369]. Infolgedessen ergab sich die Notwendigkeit, in der Stadt Karlsruhe erst noch nach 
einem geeigneten Platz für das Institut zu suchen, während demgegenüber München wieder 
einmal offensichtlich alles vorab gewußt und in seine Vorbereitungen einbezogen zu haben 
schien [370]. 
Der zeitliche Ablauf der Baudurchführung wurde von Heisenberg ebenfalls skizziert und auf gut 
drei Jahre veranschlagt. Bis Ende 1957 sollten sich dieser höchst optimistischen Vorgabe nach 
die wesentlichen Arbeiten an den Gebäuden abschließen lassen [371 ]. 
Ebenso erwartete man von den Architekten der Städte München und Karlsruhe, daß sie zügig zu 
Werke gehen und die Vorlage eines detaillierten General-Bebauungsplanes bis spätestens zum 
Jahresende 1954 vornehmen würden [372]. Es war mithin keine Zeit zu verlieren. 
4.8 Der Gesamtbebauungsplan wird entworfen und zur Diskussion gestellt 
So überrascht es nicht, daß man sich in der Stadtverwaltung Karlsruhe bereits wenige Tage nach 
der Göttinger Besprechung unter Vorsitz von Oberbürgermeister Klotz zu einer ersten Bera-
tungsrunde zusammenfand [373]. Es wurde vereinbart, Prof. Schelling bei der Ausarbeitung des 
Gesamtentwurfes sowohl durch die Technische Hochschule als auch die zuständigen städti-
schen Dienststellen jegliche gewünschte Unterstützung zuteil werden zu lassen [374]. Daß die 
Aufgabenstellung einen erheblichen Kräfteeinsatz erfordern würde, darüber konnte allein schon 
aufgrundder Erfahrungen, die man im Zusammenhang mit der Denkschrift "Karlsruhe bewirbt 
sich um den Atom-Meiler" [375] hatte sammeln können, kein Zweifel herrschen. Als motovieren-
des Moment mögen jedoch Informationen gewirkt haben, die Prof. Kirchheimer, dem Vertrauten 
der Stadt Karlsruhe in Kernenergiefragen, zu Ohren gekommen waren [376]. Danach hatte 
Hermann Reusch folgendes verlautbaren lassen: "Die Standortfrage wird voraussichtlich noch 
einige Kämpfe bringen. Ich kann mir aber nicht denken, daß Herr Heisenberg sich durchsetzen 
wird. Es sprechen zuviele gute Gründe gegen seinen Standpunkt und notfalls sind wir auch in der 
Lage, gegen ihn zu entscheiden und ohne ihn zu arbeiten. Diese ketzerische Auffassung bitte ich 
aber, nicht in allzu weite Kreise hineinzutragen" [377] {vgl. Abb. 8). Wie auch immer man diese 
Einschätzung würdigte; sicher war zumindest, daß Karlsruhe mit seinem Generalbebauungsplan 
für die Reaktorstation und das Max-Pianck-lnstitut für Physik im Planungsausschuß Fürsprecher 
finden würde. Eine nachlässige Behandlung der gestellten Aufgabe kam, abgesehen von allen 
sonstigen Erwägungen, schon von daher nicht in Frage. 
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Elsässerstr. 2. 
Die Standortfrage wird voraussichtlich noch e1n1ge Kämpfe 
bringen. Ich kann mir aber nicht denken, daß Herr Beisenberg 
sich durchsetzen wird. Es sprechen zuviel gute Gründe gegen 
seinen Standpunkt und notfalls sind wir auch in der Lage, 
gegen ihn zu entscheiden und ohne ihn zu arbeiten. Diese 
ketzerische Auffassung bitte ich aber, nicht in allzu weite 
Kreise hineinzutragen. 
gez. H. Reusch. 
Hermann Reusch nimmt zur Standortfrage Stellung und spielt mit dem Gedanken, auf Werner 
Heisenbergs Mitwirkung beim Aufbau einer deutschen Reaktorstation ggf. zu verzichten. (Aus: 
Hauptstaatsarchiv Stuttgart, EA 1/4, Nr. 1055 vom 10.9.1954). 
'-------------------~---~--~---~--- ~---------------------' 
Der Planungsausschuß der Studienkommission für Kernenergie beauftragte die Städte Karlsruhe 
und München in der zweiten Septemberhälfte 1954 nunmehr definitiv mit der Ausarbeitung eines 
vorläufigen Bebauungsplanes [378]. Da die Fragen der Rahmenrichtlinien und Kostenübernah-
me für die Entwürfe ebenfalls geklärt waren [379], konnten die Architekten damit beginnen, ihre 
Überlegungen zu konkretisieren. 
Allerdings zeigte sich schon bald, daß die für die Durchführung der Planungsarbeiten 
veranschlagte Zeitspanne von etwa drei Monaten keinesfalls eine Phase werden würde, in der 
sich die konkurrierenden Städte vor gegenseitigen Störmanövern sicher glauben konnten. Über 
das Lancieren sachlich begründet erscheinender Einwände gegen das jeweils andere Projekt 
[380] sollte ein Klima der Unsicherheit erzeugt werden, durch das man auch die federführenden 
Architekten aus dem Tritt zu bringen hoffte. 
Einem ersten Versuch in dieser Richtung war bereits wenige Wochen nach Übernahme des 
Architektenauftrages der Karlsruher "Chefplaner" Prof. Schelling ausgesetzt. Ihm hatte der vom 
Planungsausschuß als Ansprachpartner für technische Fragen benannte Diplomingenieur Karl 
Weimer [381]- der im übrigen als Mitarbeiter Haisenbergs am Max-Pianck-lnstitut für Physik in 
Göttingen tätig war - in einem Schreiben mitgeteilt, daß "Karlsruhe ... als Sitz des Instituts 
weniger geeignet (wäre), weil es von Erdbeben heimgesucht (würde)" [382]. Dieser Einwand 
verursachte erhebliche Unruhe, denn es ließ sich kaum ernsthaft bezweifeln, daß der Graben-
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bruchdes Rheintals als eines jener Gebiete in der Bundesrepublik zu gelten hatte, das für seine 
tektonischen Störungen bekannt war. Unklar blieb, inwieweit dieser Sachverhalt in der architek-
tonischen Auslegung der Reaktorstation Berücksichtigung finden mußte, und ob im Vergleich zu 
dem nur wenige hundert Kilometer entfernt liegenden München tatsächlich von einer grundle-
gend andersgearteten Situtation gesprochen werden konnte. 
Ratsuchend wandte sich Schelling daraufhin mit der Bitte an die Stadtverwaltung Karlsruhe, für 
die Erstellung eines einschlägigen Gutachtens Sorge zu tragen [383]. Dieses lag dann auch 
bereits vierzehn Tage später vor und war vom Leiter des Geodätischen Instituts der TH-Karlsruhe, 
Prof. H. Merke!, angefertigt worden [384]. Merke! kam dabei zu dem Ergebnis, daß wohl eher 
München denn Karlsruhe einer größeren Erdbebengefährdung ausgesetzt sei [384]. Seine 
eindeutig ausfallende Schlußfolgerung faßte er mit den Worten zusammen: "Die Auffassung, daß 
sich Karlsruhe als Sitz einer Reaktor-Station aus seismischen Gründen weniger eigne als 
München, ist daher nicht vertretbar" [386]. 
Auf den ersten Blick schien es so, als ob die Auftraggeber mit diesem Ergebnis der gutachterli-
ehen Stellungnahme vollauf zufrieden sein konnten. Doch dem war keineswegs so. Entweder sah 
man es als wenig glücklich an, daß die Auflistung der seit 1911 bis 1954 im süddeutschen Raum 
beobachteten größeren Erdbeben in gut der Hälfte aller Fälle die Region Rastatt- Karlsruhe-
Mannheim, jedoch keinesweg München, als Epizentrum auswies [387]; oder aber es wurde als 
nachteilig empfunden, daß die Werte, die die Beben auf der seismischen Stärkeskala erreicht 
hatten, durch die eigenen Aktivitäten in die Unterlagen des Planungsausschusses geraten 
könnten [388]. Wie dem auch sei. Die Stadtverwaltung gelangte in Übereinstimmung mit Prof. 
Schelling zu der einhelligen Auffassung, daß "das Gutachten des Geodätischen Instituts ... zur 
Weiterleitung an das Max-Pianck-lnstitut bzw. an die Planungskommission ungeeignet (erschei-
ne)" [389]. Es solle daher zweckmäßigerweise nur zu den eigenen Akten genommen werden 
[390]. Man selbst hatte zur Frage der Erdbebengefährdung Klarheit gewonnen und konnte nach 
außen bzw. in der Öffentlichkeit argumentieren, im Besitz eines zur völligen Zufriedenheit 
gereichenden Gutachtens zu sein. Gegebenenfalls konnten Auszüge daraus auch in die zu 
erstellenden Planungsunterlagen eingehen. 
Doch kaum war dieses Problem vom Tisch, wurden Gerüchte laut, daß radioaktive Rückstände 
aus dem Kühlwasser der Reaktorstation den Rhein verseuchen und damit alle Anlieger gefährden 
könnten [391 ]. Einwände gegen das Karlsruher Projekt seien deshalb sowohl von der Industrie an 
Rhein und Ruhr als auch von den unterhalb Karlsruhes gelegenen Städten erhoben worden, "die 
aus dem Grundwasser der rechtsrheinischen Kiesbänke ihr Trinkwasser" [392] gewännen. ln 
modifizierter Form tauchte damit wiederum eine Argumentation auf, die bereits im November des 
Jahres 1953 eine wesentliche Rolle gespielt hatte, allerdingvon Karlsruhe schon damals durch 
gutachterliehe Stellungnahmen der Stadtwerke und des Geologischen Landesamtes energisch 
zurückgewiesen worden war [393]. Nach dem Schriftwechsel zwischen Ministerpräsident Müller 
und Bundeskanzler Adenauer [394] und auch dem Verzicht Heisenbergs, die Wasserproblematik 
weiterhin als handicap Karlsruhes hinzustellen [395], mußten derartige Einwände an sich als 
ausgeräumt gelten. Zu Recht betonte der 1954 zu einer neuerlichen gutachterliehen Stellungnah-
me aufgeforderte Franz Kichheimer daraufhin: "Selbst Prof. Heisenberg, der alles in das Feld 
führt, um München herauszuheben und Karlsruhe abzutun, hat keine Gefahr für das Rheinwasser 
konstruieren können" [396]. Hinzu kam, daß man im Planungsausschuß zwischenzeitlich den 
Bau eines Iuft- und nicht wassergekühlten Reaktortyps favorisiert hatte [397], so daß letztlich kein 
konkreter Anlaß gegeben war, um den Standort Karlsruhe über den Hinweis auf eine Wasserver-
seuchungsgefahr ins Gerede zu bringen. 
Es war offensichtlich, daß Karlsruhe immer stärker in eine Devensivposition gedrängt wurde und 
dies zu einem Zeitpunkt, als die planerischen Grundlagen für eine Entscheidungstindung erst im 
Entstehen begriffen waren. Dieser aus baden-württembergischer Sicht ungerechtfertigten 
Entwicklung suchte man sich insofern entgegenzustellen, als nicht nur die eigenen Standortvor-
züge eindeutiger hervorgekehrt, sondern auch die Münchner Gegebenheiten in ein ungünstige-
res Licht gerückt wurden. Eine sieben Einzelpunkte umfassende "Argumentationshilfe", die auf 
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Franz Kirchheimer zurückging [398], und der Karlsruher Position im Vorfelde der Meinungsbil-
dung mehr Gewicht verleihen sollte, weist dabei die Rheinnähe des angebotenen Bauplatzes mit 
sichtlicher Zufriedenheit als außerordentlich positiv zu wertenden Standortfaktor aus. Es heißt 
dort: "Das von der Stadt angebotene Gelände kann mit jeder beliebigen Wassermenge versorgt 
werden, da neben dem Grundwasser der Rheinaue auch der Stromlauf und die das Gelände 
berührende Alb zur Verfügung stehen. Bei München ist eine Wasserversorgung in vergleichba-
rem Umfang unmöglich" [399); und: "Die Lage des von der Stadt Karlsruhe für den Bau der 
Reaktorstation vorgesehenen Geländes gestattet die Abfuhr der radioaktiven Abfallstoffe des 
Atommeilers auf dem Schiffswege, ohne daß irgendwelche Landstrecken in Anspruch genom-
men werden müssen. Von dem bei München befindlichen Gelände müßten diese für die 
Versenkung in das Meer vorgesehenen gefährlichen Substanzen zunächst über Land verfrachtet 
werden .... Die Gefährdung bestehender Wasserversorgungen oder der Unterlieger am Rhein 
durch den Betrieb des Atommeilers ist ausgeschlossen, da das strahlende Material nicht in das 
Kielwasser eintritt und auch dem Grundwasser ferngehalten werden kann" [400]. Trotz dieser 
Klarstellungen, die im Januar 1955 noch eine zusätzliche Untermauerung durch ein Gutachten 
der Abteilung für Wasserbau im Regierungspräsidium Nordbaden erhalten hatten [401], konnte 
man es auf diese Weise offensichtlich nicht erreichen, die "in Sonn" hartnäckig umlaufenden 
Gerüchte über die Nichteignung des Rheins zum Abtransport radioaktiver Abfälle zum Verstum-
men zu bringen [402]. 
Aus diesem Grunde wandte sich Wirtschaftminister Veit über verschiedene Vertraute [403] an 
Robert Pferdmenges, den Finanz- und Wirtschaftsberater Konrad Adenauers, der interessanter-
weise später sogar an der die Standortfrage entscheidenden Sitzung im Bundeskanzleramt (29. 
Juni 1955) teilnahm. Veit bat darum, dem Kanzler auf informellem Wege die Vorzüge des 
Karlsruher Standortes nochmals zu Gehör zu bringen, um so ein Gegengewicht zu den 
Interventionen Haisenbergs zu schaffen [404]. Pferdmenges kam diesem, ihm über den Teilhaber 
des Bankhauses Oppenheim (Haus) und den Generaldirektor der Karlsruher Lebensversiche-
rungs-AG. (Dr. Möller) angetragenen Wunsche, gern nach und schrieb unter anderem folgendes 
an das Bundeskanzleramt: "Ich kann mir zwar über die technischen Einzelheiten in der 
Standortfrage des Atommeilers kein Urteil erlauben, könnte mir aber durchaus denken, daß, 
soweit die Bundesregierung Einfluß auf diese Frage nehmen wird, man Karlsruhe einen Gefallen 
tun sollte, um den Eskapaden, die jetzt in München geritten werden, einen gewissen Dämpfer 
entgegen zu setzen" [405]. 
Mit gleicher Intention zog man auch wiederum Hermann Reusch ins Vertrauen [406], der von 
jeher der Position der Stadt Karlsruhe sehr nahe gestanden hatte. Als besonders günstiger 
Umstand konnte hierbei vermerkt werden, daß Reusch zusammen mit A. Patersen von der 
Metallgesellschaft auf der konstituierenden Sitzung der Physikalischen Studiengesellschaft 
Düsseldorf mbH vom 8. November 1954 zum stellvertretenden Vorsitzenden des Aufsichtsrates 
gewählt worden war [407]. Den Vorsitz hatte Wilhelm Bötzkes selbst übernommen. lnfolge der 
Kompetenzverlagerung für die Federführung beim Aufbau der deutschen Kernenergieindustrie 
vom Bundesministerium für Wirtschaft auf die Physikalische Studiengesellschaft konnte davon 
ausgegangen werden, daß insbesondere auch der Stimme Hermann Reuschs ein noch größeres 
Gewicht zuwachsen würde. Er selbst vertrat in einem Brief an Wirtschaftsminister Veit die 
folgende Auffassung: "Der Planungsausschuß hat inzwischen die Projektarbeit für München und 
Karlsruhe in Auftrag gegeben ... Wir werden dann eine entsprechende Empfehlung machen. Es 
läßt sich heute noch nicht übersehen, welchem Standort die Mehrheit des Planungsausschusses 
zuneigt. Ich selbst bin stets energisch für Karlsruhe eingetreten und glaube, daß es gelingen wird, 
eine Entscheidung in diesem Sinne durchzusetzen. Wir werden' dann allerdings unter Umständen 
auf die Mitarbeit von Herrn Professor Haisenberg verzichten müssen, für den München allmählich 
eine Kabinettsfrage geworden ist. Die letzte Entscheidung wird bei der Physikalischen Studien-
gesellschaft, Düsseldorf, liegen. Ich habe nach der Zusammensetzung des Aufsichtsrates die 
Überzeugung, daß hier Karlsruhe der Vorzug gegeben wird. Im Augenblick bleibt nichts anderes 
übrig, als die Herren, die hier zu bestimmen haben, persönlich zu bearbeiten, was ich bisher 
hoffentlich nicht ganz ohne Erfolg getan habe" [408]. 
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Während all dieses sich mehr im Hintergrund vollziehenden Geschehens hatte es die Stadtver-
waltung Karlsruhe keineswegs versäumt, die planarische Gestaltung von Reaktorstation und 
Max-Pianck-lnstitut für Physik zügig voranzubringen. Sie war hiervon auch in keiner Weise 
abgerückt, als zunächst unüberschaubar wurde, welche Konsequenzen sich für die Terminierung 
der Planungsarbeiten aus der Gründung der Physikalischen Studiengesellschaft und den daraus 
resultierenden organisatorischen Umstrukturierungen ergeben würden. 
Wie weitsichtig man gehandelt hatte, zeigte eine Einladung, die Werner Haisenberg am 9. 
Dezember 1954 an die Städte Karlsruhe und München richtete, und in der er zu einer 
Besprechung der vorläufigen Bebauungspläne schon für den 18. Dezember nach Göttingen 
einlud [ 409]. Diese Einladung erfolgte weder im Namen der Standort- noch der Planungskommis-
sion, sondern wurde in folgenden Zusammenhang gestellt: "Da die Gründung der 'Physikali-
schen Studiengesellschaft Düsseldorf' organisatorische Änderungen notwendig macht, die noch 
nicht abgeschlossen sind, kann der Planungsausschuß im Augenblick nicht zusammentreten. Da 
andererseits eine weitere Verzögerung den Beginn der Bauarbeiten an der Reaktorstation im 
Frühjahr 1955 unmöglich machen würde, bitte ich Sie ... zu einer Sitzung am 18. Dezember 
1954 ... im Sitzungszimmer der Generalverwaltung der MPG in Göttingen .... Ich werden die 
Pläne dann unmittelbar an das Bundeswirtschaftsministerium weiterleiten, das sich die Entschei-
dung über die Wahl des Standortes vorbehalten hat" [410]. 
Haisenbergs Initiative mußte dabei als deutliche Brüskierung der neugegründeten Physikali-
schen Studiengesellschaft und ihres Aufsichtsratsvorsitzenden Wilhelm Bötzkes wirken. Zum 
einen hatte Haisenberg das umfassende Mandat, welches nunmehr für die Vorbereitungen zum 
Aufbau der deutschen Kernenergie-Industrie vom Bundeswirtschaftsministerium auf die Physi-
kalische Studiengesellschaft übergegangen war, grundsätzlich in Frage gestellt. Und zum 
anderen ist zu berücksichtigen, daß Bötzkes es ausdrücklich abgelehnt hatte, den seiner 
Auffassung nach mit Gründung der Physikalischen Studiengesellschaft de facto beendeten 
Auftrag der ehedem zuständigen Studienkommission für Kernenergie durch ein nochmaliges 
Zusammentreten von deren Planungsausschuß zu reaktivieren. "Die Weiterverfolgung aller Pläne 
und Absichten", so Bötzkes in einem Schreiben an Ministerialdirigent Hinsch, "spiele (nun, R. G.) 
in erster Linie in der Physikalischen Studiengesellschaft, unbeschadet des Kontaktes, der auch 
künftig zwischen dieser Gesellschaft und dem Bundeswirtschaftsministerium bestehen würde" 
[ 411]. 
Auf diese Klarstellungen Bötzkes sowie dessen Weigerung, den im Hinblick auf seine aktuelle 
Zuständigkeit ohnehin fragwürdig gewordenen Planungsausschuß zudem noch kurzfristig zu 
einer Sitzung einzuberufen, reagierte Haisenberg ausgesprochen heftig. Er warf Bötzkes vor, den 
Fortgang der Vorbereitungsarbeiten unnötigerweise zu verzögern und scheute auch vor 
einschneidenden Konsequenzen nicht zurück: "Aus unserem heute geführten Telefongespräch", 
so Haisenberg in seiner Rücktrittserklärung an Bötzkes, "scheint mir hervorzugehen, daß Sie 
meinen Wunsch, den Planungsausschuß noch vor Weihnachten mit den wichtigen, seit längerer 
Zeit anstehenden Entscheidungen zu befassen, nicht erfüllen zu können glauben. Sie wissen, daß 
ich schon im ganzen vergangenen Jahr über den schleppenden Gang der vorbereitenden 
Arbeiten des Ausschusses unzufrieden war, und daß wir meines Erachtens die Folgen eines 
weiteren Aufschubs nicht mehr verantworten können. Ich glaube also, aus Ihrer Entscheidung 
schließen zu müssen, daß unsere Vorstellungen von dem, was auf diesem Gebiet notwendig ist, 
so weitvoneinander abweichen, daß keine Grund Iage füreinegedeih I iche Zusammenarbeit mehr 
besteht. Ich werde mich also an den Arbeiten des von Ihnen geleiteten Ausschusses nicht mehr 
beteiligen können" [412]. 
Diese Auseinandersetzung mit Heisenberg, die sich zudem noch dadurch weiter zugespitzt hatte, 
daß Haisenberg ohne Beteiligung der Physikalischen Studiengesellschaft nunmehr selbst zu 
einer Besprechung der Standortplanungen für den 18. Dezember 1954 in die Generalverwaltung 
der Max-Pianck-Gesellschaft nach Göttingen eingeladen hatte, nahm Bötzkes bereits auf der 
Januarsitzung des Aufsichtsrates der Physikalischen Studiengesellschaft zum Anlaß, um eine 
grundsätzliche Klärung des Verhältnisses seiner Gesellschaft zur Bundesregierung herbeizufüh-
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ren. Im Vorfeld hierzu war es selbst innerhalb der Physikalischen Studiengesellschaft, und zwar 
zwischen Ernst Telschow und Werner Bötzkes, zu deutlichen Meinungsdifferenzen über das 
Vorliegen eines ausdrücklichen Mandates in Sachen "Atomangelegenheiten" für Werner 
Haisenberg gekommen. Bötzkes sah dies keineswegs als gegeben an, während Telschow dies 
demgegenüber unterstellte und gleichzeitig damit begann, Heisenberg bereits federführend in 
die Durchführung der weiteren Planungsarbeiten einzubinden. (Vgl.: IKB, 18/111, Brief Telschow/ 
PSG an Bötzkes vom 21. 12. 1954). Dieses stillschweigende Schaffen vollendeter Tatsachen war 
Bötzkes allerdings allein schon von seinem Verständnis der Aufgaben der Physikalischen 
Studiengesellschaft und ihrer Kommissionen her, nicht zu akzeptieren bereit. Er wandte sich 
deshalb mit einem entschiedenen Schreiben an Telschow, warf diesem Kompetenzüberschrei-
tung vor und forderte ihn auf, zukünftig im Sinne der Auffassung des Aufsichtsrates der 
Physikalischen Studiengesellschaft zu handeln. Insbesondere stellte Bötzkes mit leicht ironi-
schem Unterton klar: 
"Zum Schluß Ihrer Aufzeichnungen teilen Sie noch mit, daß Sie Herrn Heisenberg gebeten 
haben, einen Zeit- und Finanzierungsplan aufzustellen. Wenn ich auch selbstverständlich nichts 
dagegen habe, Herrn Heisenberg auch schon jetzt weitgehend in alle Dinge einzuschalten, so 
glaube ich doch, für ein solches Mandat des Herrn Helsenberg auch eine Meinungsäußerung des 
Aufsichtsrates herbeiführen zu müssen. (sie!, d. Verf.) Insofern möchte ich Sie bitten, Ihren Brief 
an Herrn Heisenberg als eine rein private Sache zu bezeichnen und die Beauftragung nicht als 
eine solche, die von der Geschäftsführung der Physikalischen Studiengesellschaft ausgeht. 
Wenn zu meinen vorstehenden Ausführungen sicher auch da und dort Zweifel hinsichtlich der 
Zweckmäßigkeit des Vorgehens entstehen können, so möchte ich Sie doch bitten, entsprechend 
zu verfahren." (Zit.: IKB, 18/111, Bötzkes an Telschow vom 22. 12. 1954). 
Dieser recht direkten Zurecht- und Handlungsanweisung setzte Telschow allerdings offen 
Widerstand entgegen. Er antwortete Bötzkes in einem ausführlichen Schreiben unter anderem: 
"Ihren Ausführungen auf Seite 3 oben kann ich zu meinem Bedauern nicht zustimmen. Die 
Beschränkungen, die für die Geschäftsführung der Physikalischen Studiengesellschaft beste-
hen, sind in den Satzungen festgelegt. Ich bin daher- und zwar nicht nur privat, sondern auch als 
Geschäftsführer der Studiengesellschaft- berechtigt, Herrn Heisenberg zu bitten, einen Zeit-
und Finanzierungsplan für das ganze Projekt aufzustellen ... Bei dem beabsichtigten Besuch bei 
den Herren Adenauerund Erhard müssen wir doch in der Lage sein, auf Fragen der Finanzierung 
und Zeit sofort zu antworten. Ich wüßte nicht, wie das geschehen sollte, wenn diese Dinge nicht 
vorher von Herrn Heisenberg mit seinen technischen Beratern erarbeitet sind. Sie schreiben, daß 
Sie "selbstverständlich nichts dagegen hätten, Herrn Heisenberg auch schon jetzt weitgehend in 
alle Dinge einzuschalten." Dazu darf ich sagen, daß Herr Heisenberg auf Grund der persönlichen 
mehrfachen Rücksprachen, die er mit Herrn Adenauerund Herrn Erhard hatte, der Auffassung ist 
(meines Erachtens mit Recht), daß er ein Mandat für die Errichtung bzw. Planung der 
Reaktorstation besitzt. Ich glaube nicht, daß ein solches Mandat bis jetzt für die Studiengesell-
schaft vorliegt. Es wird daher wohl eine der wichtigsten Aufgaben des Aufsichtsrats sein, im 
Einvernehmen mit Herrn Heisenberg eine Abgrenzung der Arbeit vorzunehmen und dann der 
Bundesregierung die entsprechenden Vorschläge zu machen." (Zit.: IKB, 18/111, Telschow an 
Bötzkes vom 30. 12. 1954). 
Doch auf eine solche Vorgehensweise gedachte Bötzkes sich keineswegs einzulassen. Er 
erwartete stattdessen ein direkt klärendes Wort der Bundesregierung in seinem Sinne. Dieses 
strebte er folgerichtig bei nächstmöglicher Gelegenheit, d. h. bei der Aufsichtsratssitzung der 
Physikalischen Studiengesellschaft im Januar 1955, an. Und in der Tat fand Bötzkes hier volle 
Zustimmung. Das umfassende Mandat, das die Bundesregierung der Physikalischen Studienge-
sellschaft für das gesamte Reaktorprojekt übertragen hatte, wurde vollauf bestätigt. Ausdrücklich 
unterstrich das Bundesministerium für Wirtschaft auch, daß es "nunmehr die Arbeiten der ... 
vorbereitenden Ausschüsse als beendigt ansehe" [413]. Dies bedeutete, daß Bötzkes sich auf 
ganzer Linie gegenüber den heisenbergschen Auffassungen hatte durchsetzen können und auch 
Telschows Interpretation nunmehr gegenstandslos war. 
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Ungeachtet des weiteren Ganges der Dinge und der Problematik, die damit einherging, war das 
von Haisenberg initiierte Göttinger Treffen am 18. Dezember 1954 tatsächlich zustande 
gekommen. 
Von der Terminierung her, so die Argumentation, sollte der Fortgang der Vorbereitungsarbeiten 
mithin gewährleistet bleiben. Diesen Anforderungen vermochte sowohl der Münchner Architekt 
Prof. Ruf als auch sein Karlsruher Kollege Schelling durch fristgerechten Abschluß ihrer 
Planungs- und Entwurfsarbeiten zu entsprechen [414]. Den Karlsruhern war es sogar möglich, 
die vollständigen Unterlagen vorab noch dem zuständigen Ministerium zur Kenntnis zu bringen 
[ 415]. Auch präsentierten sie ihre Gesamtplanungen an läßlich der GöttingerSitzung wiederum in 
gedruckter und gebundener Form, so daß die Münchner Ausarbeitungen schon vom rein 
optischen her einen weit weniger ausgereiften Eindruck hinterlassen mußten [ 416]. Es war nicht 
zu verkennen, daß man auf Karlsruher Seite an eine Vorgehansweise anknüpfte, die sich bereits 
bei der Vorlage der ersten gedruckten Denkschrift hervorragend bewährt hatte [417]. Wiederum 
schienen die Münchner sich völlig überraschen zu lassen, zumal ihr in Form loser Blätter 
verfügbares einziges Exemplar der Entwurfsarbeiten auch erst noch vervielfältigt werden mußte, 
um dem Bundeswirtschaftsministerium übergeben werden zu können [418]. Auf dieser Basis war 
natürlich in keiner Weise daran zu denken, einflußreiche Persönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens durch Übersendung einer werbewirksam konzipierten Druckschrift von den Vorzügen 
der eigenen Planungen und damit des offerierten Standortes der Reaktorstation zu überzeugen. 
Mit erheblichem Fingerspitzengefühl für die Erfordernisse einer erfolgsträchtigen "Geschäftspo-
litik" hatte Karlsruhe hingegen längst die Initiative ergriffen. Exemplare seiner vom Dezernat für 
Wirtschaftsförderung herausgegebenen Denkschrift: "Max-Pianck-lnstitut für Physik, Reaktor-
Verwaltung und Reaktor-Station in Karlsruhe" [419] lagen noch vor Jahresende 1954 maßgebli-
chen Herren des Kanzleramtes, des Wirtschaftsministeriums und der Physikalischen Studienge-
sellschaft zur persönlichen Unterrichtung vor [420]. Auch Kanzler Adenauer wurde noch im 
Januar 1955 in diese Bemühungen einbezogen (Vgl. Abb. 9). 
Für die bayerische Landeshauptstadt zeichnete sich ein erheblicher Prestigeverlust ab. Schon 
von daher schienen sich die knapp 6.500 DM, die Karlsruhe in die Druckfertigung seiner zweiten 
Denkschrift investiert hatte, bezahlt zu machen [421 ]. Doch noch war der auf den 31. Dezember 
1954 festgesetzte Abgabetermin für die endgültigen Planungsarbeiten nicht verstrichen. Unter 
erheblichen Anstrengungen gelang es dem Münchner Wiederaufbaureferenten, Stadtrat Helmut 
Fischer, zwischen Weihnachten und Neujahr auch für seine Stadt eine illustierte Druckschrift der 
projektierten Bauvorhaben in Buchform mit Lageplänen, Skizzen, Grund- und Aufrissen 
fertigsteilen zu lassen und daher mit Karlsruhe gleich zu ziehen [422]. Die 100 gedruckten 
Exemplare hatten die Stadt München 5000 DM gekostet [423]. (Vgl. Abb. 8/1- 8/VI). 
Die formalen Unterschiedlichkeiten bei der Präsentation der Planungsausarbeitungen waren von 
den an der Göttinger Besprechung Beteiligten sehr wohl registriert worden. Offenkundig hatte 
die von Karlsruhe vorgelegte Denkschrift einen guten Eindruck hinterlassen [424]. Einer der 
Sitzungsteilnehmer, Regierungsbaurat Hipp vom Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg, 
äußerte sich hierüber mit großer Zufriedenheit. Er hatte den Eindruck gewonnen, daß "die 
Karlsruher Planungen ... nicht nur rein äußerlich, sondern auch sachlich weitgehender und 
besser durchgearbeitet (seien), als die Münchner Planungen" [425]. Ansonsten herrschte die 
Auffassung vor, daß die sachlichen Gegebenheiten den beiden Städten in etwa dieselben 
Chancen für die Errichtung der ersten deutschen Reaktorstation eröffnen würden [426]. Die 
Bauvorschläge für Reaktorstation und Institute galten als gleichwertig. "Seide Architekten hatten 
ähnliche Entwürfe in Stahl beton-Skelettbauweise mit den Merkmalen eines modernen Instituts-
gebäudes eingereicht" [427]. Auch die Rahmenbedingungen geologischer, hydrologischer und 
meteorologischer Art schienen sich nicht wesentlich voneinander zu unterscheiden bzw. 
aufgrund der geringen Reaktorgröße von 1,5 MW Leistung keine Rolle zu spielen. Der Vorteil 
Karlsruhes, als einziger der beiden Standorte die "Versorgung mit großen Wassermengen für 
Kühlzwecke und dergleichen" [428] gewährleisten zu können, besaß damit kein durchschlagen-




des deu~chen Süden 
München, im Jahre 1158 gegründet, ist so bekannt, daß man in wenigen 
Worten seine speziellen Vorzüge für die Ansiedlung des Max-Pionck· 
Instituts für Physik und die Reaktorstation schildern kann. Die Bayerische 
Landeshauptstadt zählt heute 930 000 Einwohner und wird zulalge ihres 
jährlichen Zuwachses von 20-25 000 Personen in Bälde die Millionen· 
grenze erreichen, wogegen zum Beispiel Kerlsruhe nur 220 000 und Göt· 
tingen nur 80 000 Einwohner hat. Die Anziehungskraft Münchens ist in 
800 Jahren erprobt und nicht nur seine erstarkende Wirtschaft, die 
es zur größten boyarischen Industriestadt gemacht hat, wird auch in 
Zukunft anziehend wirken. 
Die Stadt ist reich an historischen und kunstgeschichtlich wertvollen Bau· 
werken. Sie hat großzügig angelegte Straßen und Plätze und sie erhielt 
nicht umsonst vor Jahrzehnten den Beinamen .,lsar-Athen". Nach dem 
Urteil vieler Besucher ist der Wiederaufbau besonders weit gediehen und 
die meisten Lücken, die der Bombenkrieg gerissen hat, sind erfreulicher· 
weise geschlossen. Neue und moderne Bauten in den von einem außer· 
ordentlich starken Verkehr durchpulsten Straßen der Kernstadt zeugen 
von dem kraftvollen Lebensrhythmus dieser Stadt, von der der Herr 
Bundeskanzler Dr. Adeneuer bei der Einweihung des neuen General-
direktionsgebäudes der Allianz jüngst meinte, daß sie sich immer mehr 
zu einem Zentrum der Kultur und der Wirtschaft in Deutschland enl· 
wickeln würde. Das Stadtgebiet ist reichlich durchsetzt mit ausgedehnten 
Grünflächen, wie beispielsweise dem Holgarten und dem Englischen 
Garten, dem Nymphenburger Schloßpark, dem Bolanischen Garten oder 
dem Tierpark; die beiden erstgenannten gehören zu den schönsten An· 
lagen ihrer Art in Deutschland. Das abwechslungsreiche landschaftsbild 
der Isarauen setzt sich innerhalb des Stadtgebietes in den lsaronlogen 
fort. 
Die Stadt liegt om Rande der reizvollen voralpinen See· und Bergland· 
schoft. Vor ihren Toren dehnen sich große Waldungen, wie der Forsten· 
rieder Park, der Forst Kasten, der Perlacher und der Känigswieser Forst. 
Staroberger See und Ammersee, Tegernsee und Schliersee, Staffelsee und 
Chiernsee locken in einem Umkreis von 25-90 km. Die Tölzer, Schlierseer 
Abb. 8/1: 
und Tegernseer Berge, die Gebirgsorte Garmisch und Mittenwald, Bad 
Reichenhell und Berchtesgaden sind in 1-2112 Stunden mit der Bahn oder 
dem Kraftwogen zu erreichen. Wer also nicht nur dos Stadtleben liebt, 
findet reichlich Gelegenheit, seine Kräfte in einer schönen Umgebung 
zu stärken. 
DIE HOCHSCHULSTADT 
Daß München kultureller Mittelpunkt des süddeutschen Raumes mit einer 
reichen Tradition ist, ist allbekannt. Es ist nicht umsonst die Ur- und 
Wahlheimat vieler berühmter Gelehrter- darunter mancher Chemiker 
und Physiker- und Künstler gewesen, die mit ihren Namen auch der 
Stadt, in der sie lebten und wirkten, Glanz und Ansehen verschafften. Der 
Zahl der Studierenden noch ist München heule die bedeutendste Hoch· 
schulstadt im westdeutschen Bundesgebiet. An der größten deutschen 
Universität, der ludwig-Moximilians-Universität, mit eigener großer 
Bibliothek sind über 11 000 Studenten immatrikuliert. Die schweren 
Kriegsschäden an den Instituten werden Zug um Zug behoben. für 
moderne Klinikbaulen, in deren Rahmen später auch ein Isotopen-Kran· 
kenhaus errichtet werden kann, ist gegenwärtig ein großer Wettbewerb 
ausgeschrieben. Rektor, Senat und Naturwissenschaftliche Fakultät der 
Universität würden sich freuen, den Professoren des Max-Pionck-lnstituts 
für Physik in ihrem Rahmen lehrmöglichkeit zu geben. Die Technische 
Hochschule hat über 4 500 eingeschriebene Studenten. Sie ist damit die 
zweitgrößte im Bundesgebiet. Moderne Institutsgebäude sind für sie im 
Bau. Auch sie würde sich freuen, Professoren, die in Zukunft am Mox-
Pianck-lnstitut oder der Reaktorstation wirken würden, lehrmöglichkeit 
zu bieten. Denn sowohl an der Universität wie an der Technischen Hoch· 
schule werden seit vielen Jahren kernphysikalische Forschungen durch· 
geführt. Das Bayerische Staatsministerium für Unterricht und Kultus würde 
gemeinsam mit dem Staatsministerium für Wirtschaft und mit den beiden 
Hochschulen bestrebt sein, den Forschungen des Mox-Plonck-lnslituts und 
seinen leitenden Herren jede mögliche Unterstützung zu gewähren. 
Im Innenblatt seiner Bewerbungsschrift empfiehlt sich München als kultureller Mittelpunkt und damit 
als Stadt, die das angemessene Niveau zur Seherbergung der Zukunftstechnologie "Reaktorstation" 
besitzt. Von der Gesamtkonzeption her lehnte sich die Münchner Bewerbungsschrift deutlich an das 




Der Übersichtsplan weist die vorgesehenen Bauplätze des Max-Piack-/nstituts mit der 
Reaktorverwaltung sowie des Reaktors mit dem Institut für Neutronenphysik aus. Dabei sollte das Max-
Pianck-lnstitut/Reaktorverwaltung am Nordwest-Ende des Englischen Gartens errichtet werden, von 
wo aus die Universität mit der Straßenbahn in etwa 10 bis 15 Minuten zu erreichen war. Für den 
eigentlichen Reaktor und die zugehörigen Institute war an ein außerhalb des Stadtkreises München an 
der Grenze der Landkreise München und Freising gelegenes Baugelände gedacht worden. Dieser 
Platz, in unmittelbarer Nähe des Örtchens Dietersheim gelegen, war ca. 11 km vom Standort des Max-
Pianck-lnstituts sowie der Reaktorverwaltung entfernt. Bei seiner Wahl kam auch zum tragen, daß es 
innerhalb Münchens zunächst eine heftige öffentliche Diskussion über die von einem Reaktor 
ausgehende Gefährdung der Bevölkerung eines Ballungsraumes gegeben hatte. (Quelle: 
Bewerbungsschrift München). 
Abb. 8/111: 
Modellaufnahme der Südwestansicht des Max-Pianck-/nstituts für Physik und der Hauptverwaltung des 
Reaktors. Im Zentrum ist der langgestreckte Bau des Max-Pianck-lnstituts postiert. Links davon liegen 
die zugehörigen Hörsäle. Rechts gegenüber die Reaktorverwaltung. Etwas abseits sind Gästehaus und 
Hausmeisterwohnung zu finden. (Quelle: ebenda). 
Abb. 8/V: 
Südwestansicht von Reaktorstation und zugehörigen Instituten. Im oberen Bildteil vorn links befinden 
sich das Institut für Reaktor- und Neutronenphysik. Etwas abgesetzt davon, als Kopf des Ensembles, 
steht der Reaktor. Daranschließen sich nach unten hin fünf Institutsbauten an. Dem Reaktor in etwa 
gegenüber sind die Infrastrukturanlagen zu finden, und zwar der Werkstättenzentralbetrieb sowie 
Garagen, Feuerwache und Kantine. (Aus: ebenda). 
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MPI U. HAUPTVERWALTUNG 
Abb. 8//V: 
Grundriß des Max-Pianck-lnstitutes für Physik und der Reaktorhauptverwaltung am Münchner 
Diese/platz. (Aus: ebenda). 
Abb. 8/V/: 
REAKTORSTATION UND INSTITUT 
FOR NEUTRONENPHYSIK 
Grundriß der Reaktorstation und des Instituts für Neutronenphysik (Aus: ebenda). 




Hochzuverehrender Herr Bundeskanzler! 
Bunde 5 k anzle r amt 
fing.' .... 955 * 
ltl91'1l'- __ ) _____ - ·--. 
Unter höflicher Bezugnahme auf mein Schreiben vorn 2o.11.1953 
erlaube ich mir, Ihnen eine weitere Denkschrift der Stadtver-
waltung Karlsruhe Uber die Frage der Errichtung eines Atom-
meilers und eines Max-Planck-Instituts in Karlsruhe zu über-
reichen. Die Stadtverwaltung Karlsruhe wäre Ihnen, sehr ver-
ehrter Herr Bundeskanzler, sehr zu Dank verbunden, wenn Sie 
ihr Streben, Standort der obengenannten Institute zu werden, 
unterstützen wUrden. 
FUr Ihre freundliche MUhewaltung danke ich, hochzuverehrender 
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Abb. 9: 
Bürgermeister Dr. Gurk (Karlsruhe) übersendet Bundeskanzler Konrad Adenauer die zweite 
Denkschrift der Stadt und bittet um Unterstützung des Kar/sruher Anliegens. (Aus: Bundesarchiv 
Koblenz, B 136/6107 vom 12.1.1955). 
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zur Kritik [429]. Demgegenüber schien ein Vergleich der meteorologischen Verhältnisse für 
München nicht sonderlich günstig auszufallen. Die Stadt wies im Jahresdurchschnitt etwa 80 
Prozent mehr windstille Tage als Karlsruhe auf und hatte fast die doppelte Anzahl von Tagen mit 
Bodennebel zu verzeichnen [430]. Von der Kostenseite her fiel das Karlsruher Angebot um gut 
eine Million DM günstiger aus, als das Münchner. Man hatte für den ersten Bauabschnitt, d. h. die 
Erstellung der Gebäude des Max-Pianck-lnstituts für Physik, der Reaktorverwaltung sowie des 
Instituts für Reaktor- und Neutronenphysik, Ausgaben in Höhe von 5,151 Mio DM veranschlagt, 
während München demgegenüber einen Betrag von 6,384 Mio geltend machte. 
Hinzu kamen Grunderwerbs- und Aufschließungskosten von 1,581 Mio DM auf Karlsruher und 
i ,285 Mio DM auf Münchner Seite. Einen Einblick in die einzelnen Kostenpositionen vermittelt die 
nachfolgende Tabelle. 
Tabelle 2: 
Vergleichende Gegenüberstellung dervon den Städten Karlsruhe und München veranschlagten 
Baukosten für das Max-Pianck-lnstitut, die Reaktorverwaltung und die Reaktorstation* 
Bau- und Erschließungskosten ·· 
München Karlsruhe 
DM DM 
1. Grunderwerb, Aufschließung, Herrichtung des Geländes 
a. Für MPI und Reaktor-Verwaltung 532.000 250.000 
b. Reaktorstation 753.000 i .331.000 (a) 
2. Gebäudekosten 
a. Für MPI und Reaktor-Verwaltung 4.600.000 3.800.000 
b. Reaktorstation (Pförtnerhaus, Reaktorinstitut, 
Werkstättengebäude Neutronenphysik und Halle, 
Verbindungsbau zum Reaktorinstitut) 1.784.000 1.351.000 
Entstehende Gesamtkosten 7.669.000 6.632.000 
(* Die Baukosten für den Reaktor sind in der Aufstellung nicht enthalten [431 ]; a. Vgl. Anmerkung (432].) 
Den Wünschen der Planungskommission entsprechend, hatte Karlsruhe seine Konzeption für 
das Gesamtvorhaben folgendermaßen präzisiert: 
1. Die eigentliche Reaktorstation und das Max-Pianck-lnstitut für Physik, einschließlich der 
Reaktorverwaltung, waren räumlich voneinander getrennt. Während das für die Reaktorsta-
tion vorgesehene Gelände nördlich von Maxau in unmittelbarer Rheinnähe lag, hatte man für 
die übrigen Institutionen ein Gelände in unmittelbarer Nähe der Technischen Hochschule 
gewählt. 
Auf halbem Wege zwischen den beiden Einrichtungen, und damit unter verkehrstechnischen 
Gesichtspunkten äußerst günstig plaziert, sollte auf dem Gelände des früheren Flughafens 
ein größeres zusammenhängendes Wohngebiet neu erschlossen werden (Vgl. Abb. 10). 
Einschließlich der erforderlichen Infrastruktur sollten dadurch im Endzustand Wohnungen 
für ca. 20.000 bis 25.000 Menschen entstehen; 
2. Das Verkehrswesen sowie die Strom-, Wasser- und Gasversorgung sollten, soweit sie für den 
vorgesehenen Zweck noch nicht genügten, entsprechend ausgebaut werden; 
3. Das Max-Piack-lnstitut für Physik und die Reaktorverwaltung bildeten einen eigenständigen 
Baukomplex (Vgl. Abb. 11 ), bestehend aus: 
-Eingang und großem Hörsaal, 
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Abb. 10: 
Übersicht über die 
Standorte für die 
Reaktorstation, das Max-
Pianck-lnstitut für Physik, 
die Reaktorverwaltung 
sowie die Wohnregion in 
Karlsruhe. Die Pläne hierzu 
hatte Architekt Prof. Erich 
Schelling erstellt. (Aus: 
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für Physik und die 
Reaktorverwaltung 
sollten in unmittelbarer 
Nähe der Technischen 
Hochschule errichtet 
werden. Auf der 
Abbildung bezeichnet: 
a. Eingang und großen 
Hörsaal; 




d. die dazugehörigen 
Werkstätten und 
e. Garagen bzw. 
Hausmeisterwohnungen. 






- dem eigentlichen Max-Pianck-1 nstitut, 
- der zugehörigen Werkstatt, sowie 
-Garagen und Hausmeisterwohnungen. 
Die vorgesehene Bauweise wies mehrgeschossige Gebäude großzügigen Zuschnitts aus 
(Vgl. Abb. 12). Das Gesamtvolumen an umbauten Raum sollte gut 35.000 m3 ausmachen. 
4. Von der Reaktorstation, deren grundsätzliche Konzeption ebenfalls vorlag (Vgl. Abb. 13), 
sollten zunächst zwei Gebäudekomplexe errichtet werden, nämlich das sogenannte Reaktor-
institut und das Betriebsgebäude (Vgl. Abb. 14). 
Das Reaktorinstitut umfaßte im wesentlichen Räume und Laboratorien für die experimentelle 
Physik, die Gesundheitsüberwachung, Sammlungen, die Neutronenphysik, Räume für die 
theoretische Physik, Bibliothek, Archiv und Rechenbüros. 
Das Betriebsgebäude wies Büros, Wartezimmer, Laboratorien, eine Kantine, Küchen, einen 
Fahrhof, Werkstätten, Feuerwehrgebäude, eine Wäscherei, Hausmeisterwohnungen und 
vieles mehr auf. Selbst an eine Kaminhalle im Obergeschoß des Hauses sowie an einen 
Kantinengarten mit See vor der "Haustür" war gedacht (Vgl. Abb. 15). 
Insgesamt gesehen waren an läßlich der Göttinger Besprechung mithin bereits sehr differenzierte 
Planungsunterlagen vorgelegt worden. Es bestand nunmehr durchaus eine lnformationsgrund-
lage, auf der sich eine rationale Standortentscheidung fällen ließ. 
Doch ging es eigentlich tatsächlich um dieses Problem? Oder sollten nicht vielmehr die 
bestehenden Präferenzen, die die verschiedenen Miglieder des Planungsausschusses einem der 
beiden Standorte bereits längst entgegenbrachten, nur eine weitere Legitimation erhalten? 
Sicher war, daß das weitere Geschehen hierüber Auskunft geben würde. 
Abb. 12 
Südansicht des geplanten Max-Pianck-lnstituts für Physik und der Reaktorverwaltung. Die zum Max-Pianck-
lnstitut gehörenden Gebäudekomplexe sind im linken Bildteil zu finden. Eingangshalle und Vorlesungssaal 
sind in der Mitte postiert, während sich die Reaktorverwaltung rechts davon anschließt. (Aus: Stadt 
Karlsruhe, Dezernat für Wirtschaftsförderung (Hrsg.), a.a.O.). 
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Grundriß des Reaktorinstituts (I) und der Betriebsgebäude (II) in Höhe des Erd-, Unter- und Obergeschoßes. (Aus: Stadt 
Karlsruhe, Dezernat für Wirtschaftsförderung (Hrsg.), a.a.O.). 
Abb. 15: 
Westansicht der Reaktorstation vom Rhein her. Im rechten Bildteil sind die Betriebsgebäude vor dem 
dahinter angesiedelten Reaktorinstitut zu erkennen. Nach links hin schließen sich fünf Auswertungsinstitute 
an. Das Gelände wird im östlichen Teil durch das mit einem Schornstein versehene Reaktorgebäude 
begrenzt. (Aus: Stadt Karlsruhe, Dezernat für Wirtschaftsförderung (Hrsg.), a.a.O.). 
Ein Rahmengutachten Heisenbergs, welches er im Anschluß an den Göttinger Erörterungstermin 
und unter Hinzuziehung der von Karl Weimer erstellten "Vergleichenden Gegenüberstellung der 
naturgebundenen Eigenschaften und technischen Gegebenheiten der für die deutsche Reaktor-
Station zur Wahl stehenden Standorte Karlsruhe und München" [433] verfaßt hatte, hielt 
folgendes fest: 
"Hinsichtlich des Baugeländes bestehen, sowohl was Festigkeit des Bodens als auch Ausdeh-
nung und Erweiterungsmöglichkeiten des Geländes betrifft, an keiner der beiden Stellen 
Bedenken. Auf dem Karlsruher Gelände würde man wegen des hohen Grundwasserstandes und 
wegen des Auftretens von Schwimmsand beim Bau einige Vorsichtsmaßregeln anzuwenden 
haben, die in München unnötig sind. Andererseits wäre eine spätere Erweiterung des ... 
Geländes in Karlsruhe leichter möglich als bei München ... Die Versorgung des Geländes mit 
Gas, Elektrizität und einer ausreichenden Menge von Wasser bietet an keiner der beiden Stellen 
Schwierigkeiten ... Eine Versorgung mit großen Wassermengen für Kühlzwecke und dergleichen 
wäre praktisch nur bei Karlsruhe möglich, erscheint aber für die geplanten Versuchsanlagen 
unnötig" [434]. 
Im Hinblick auf die Gefährdung der Bevölkerung durch radioaktive Abgase urteilte Heisenberg: 
"ln beiden Fällen ist der Standort ... so günstig gewählt, daß der Wind von der Reaktorstation auf 
die Stadt zu nur in etwa 5-10% der Zeit ... bläst ... Die für die Frage der Luftverunreinigung 
ungünstigen windstillen Wetterlagen scheinen in München etwas häufiger als in Karlsruhe; dafür 
ist die Entfernung von der Station zur Stadtmitte in München erheblich höher (17 km) als in dem 
Karlsruher Projekt (7,5 km) ... Die Beseitigung radioaktiver Abfallprodukte in der Station wird in 
beiden Fällen nach den im Ausland bewährten Methoden ohne Verunreinigung des Abwassers 
erfolgen" [435]. 
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Zu den Fragen der Rekrutierung von Arbeitskräften, der Bereitstellung von Wohnraum sowie der 
verkehrstechnischen Lage von Reaktorstation und Max-Pianck-lnstitut kam er zu folgendem 
Ergebnis: 
"ln Karlsruhe ist ein Platz unmittelbar neben der Technischen Hochschule, in München eine 
verkehrstechnisch günstige Stelle am nördlichen Stadtrand ... gewählt worden. Im ersteren Falle 
ist die Verbindung vom Physikalischen Institut zur Technischen Hochschule näher, im zweiten 
kann der Weg vom Institut zur Station schneller zurückgelegt werden .... ln beiden Fällen wird es 
möglich sein, einen Teil der technischen Arbeitskräfte für die Station in der Stadt selbst zu 
rekrutieren. Wohnraum für die Arbeitskräfte der Station kann in beiden Fällen in den der Station 
nächstgelegenen Vorstädten beschafft werden" [ 436]. 
Allerdings war Haisenberg nach wie vor vom größeren wissenschaftlichen Potential Münchens 
überzeugt, welches seiner Auffassung nach "das Heranziehen hochqualifizierter wissenschaftli-
cher Kräfte an die Station erheblich erleichtern ... (würde)" [437]. Sein vergleichendes 
Gesamturteil lautete: 
"Für die Errichtung einer solchen Station bieten die beiden Stellen, Karlsruhe und München, 
günstige äußere Voraussetzungen. Vorzüge und Nachteile sind in den beiden Projekten etwas 
verschieden verteilt, halten sich aber im ganzen ungefähr die Waage" [438]. 
Dessen ungeachtet votierte Haisenberg unter Hinweis auf das größere wissenschaftliche 
Potential der Stadt auch in diesem Gutachten wiederum ausschließlich für München [439]. Er 
ging sogar soweit, eine Verlagerung seines Max-Pianck-lnstituts für Physik nach Karlsruhe 
ausdrücklich auszuschließen: 
"Das Max-Pianck-lnstitut für Physik, das bisher in enger Verbindung mit der Universität 
Göttingen gearbeitet und von ihr wissenschaftliche Anregungen und tüchtige Mitarbeiter 
bezogen hat, könnte daher ohne Beeinträchtigung seiner Wirksamkeit von Göttingen nach 
München verlagert werden. Zu einer Verlagerung von Göttingen nach Karlsruhe würde sich der 
unterzeichnete Leiter dieses Instituts jedoch nicht entschließen können" [440]. 
Mit dieser unverholenen Drohung, seine Position für die Standortwahl auf Biegen und Brechen 
durchsetzen zu wollen, stieß Haisenberg jedoch zunehmend auf weniger Verständnis. Man hielt 
ihm vor, daß seine Argumentation einer sachlichen Kritik kaum standhalten könne. Zum einen 
dürfte nicht unerwähnt bleiben, daß ein "mit der TH Karlsruhe unmittelbar verbundenes Max-
Pianck-lnstitut ... zweifellos die erforderliche Anziehungskraft auf die in Betracht kommenden 
hochqualifizierten wissenschaftlichen Kräfte ausüben (würde)" [441 ]. Und zum anderen sollte 
man nicht den Fehler begehen, die wissenschaftliche Ausbeute eines Forschungsinstitutes von 
der Größe des Universitäts- und Hochschulbetriebes abhängig zu machen [442]. 
Außerordentlich verärgert über die starre Haltung Haisenbergs zeigte sich wiederum Hermann 
Reusch, der Ernst Telschow in einem Brief wissen ließ: "Besonders unsympathisch ist mir sein 
(Heisenbergs, d. Verf.) Hinweis darauf, daß er es ablehnt, das Göttinger Institut nach Karlsruhe zu 
verlegen" [443]. 
4.9 Die Eskalation 
Da Reusch bereits die Ankündigung Heisenbergs, nicht nach Karlsruhe zu kommen, mit 
deutlichen Unmutsäußerungen quittiert hatte, konnte man nur von Glück sprechen, daß Rausch 
auf der Sitzung des Aufsichtsrates der Physikalischen Studiengesellschaft vom 11. Januar 1955 
nicht zugegen war [ 444 ]. Dort nämlich hatte Haisenberg auf die Anmerkungen der Ministerialdiri-
genten Hinsch (Bundeswirtschaftsministerium) und Grau (Bundeskanzleramt) sowie des stell-
vertretenden Aufsichtsratsvorsitzenden der Physikalischen Studiengesellschaft, Alfred Petersen, 
ausgesprochen heftig reagiert [445]. Sich wechselseitig bestätigend hatten die genannten Herren 
nämlich erklärt, daß allein die Max-Pianck-Gesellschaft für die Finanzierung der Verlegung des 
Heisenberg Instituts zuständig sei und hierzu weder Finanzmittel des Bundes noch der 
Physikalischen Studiengesellschaft bereitgestellt würden. ln dem statement, zu dem Haisenberg 
sich daraufhin hatte hinreißen lassen, war von ihm zunächst betont worden, "daß für eine 
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sinnvolle Arbeit der Reaktorstation das Max-Pianck-lnstituts für Physik räumlich mit dieser 
verbunden sein müsse" [446]. Schon mit dieser Feststellung korrigierte Haisenberg die von ihm 
früher selbst ins Spiel gebrachten andersartigen Optionen [447] und wies diese für alle offen 
erkennbar als nichts anderes, denn als Druckmittel gegen die Planungskommission aus. 
Naturgemäß konnte dies weder als sonderlich geschickte noch als sachdienliche Verhandlungs-
führung gewertet werden. Ganz im Gegenteil. Haisenberg hatte sich und seine Verhandlungspo-
sition selbst völlig desavouiert. Die daran anschließende Drohung Heisenbergs, sich im Falle 
einer seiner Forderung nicht entsprechenden Entscheidung aus dem Bereich der Kernenergie-
forschung gänzlich zurückzuziehen, [448] konnte, zumindest soweit sie unter den vorgenannten 
Umständen überhaupt noch ernst genommen wurde, nur für weiteres böses Blut sorgen. Ein 
Eskalieren der Kontroverse wurde geradezu vorprogrammiert. Es war nicht zu übersehen, daß 
zukünftig die Ebene der Sachentscheidung auch nach außen hin ganz offen durch diejenige der 
Personalentscheidung überdeckt werden würde. Zur Diskussion stand nunmehr eine Realisie-
rung der deutschen Reaktor-Eigenbaupläne mit oder ohne Beteiligung von Werner Heisenberg, 
wobei vorerst offen bleiben mußte, wer gegebenenfalls an seine Stelle würde treten können und 
ob für den Bundeskanzler ein Verzicht auf Haisenberg überhaupt in Frage kam. 
Als überholt mußten von etwa Mitte Januar 1955 an auch jene Überlegungen gelten, die darauf 
abgezielt hatten, Haisenberg notfalls durch eine ortsungebundene Mitwirkungsmöglichkeit in 
das Karlsruher Reaktorprojekt einzubinden, d. h. ihn die Gesamtleitung der Karlsruher Reaktor-
station von München aus durchführen zu lassen [449]. Einer derartigen Lösung hatte Haisenberg 
selbst den Weg verstellt. Ebenfalls keinen Realitätsgehalt besaß der im Rahmengutachten 
Haisenbergs [450] konzipierte Vorschlag, gleich zwei Reaktoren zu errichten, nämlich zunächst 
eine deutsche Eigenbau-Versuchsstation in München und später einen Leistungsreaktor im 
Karlsruher Raum [451 ]. Hiergegen sprachen aus Karlsruher Sicht nicht nur die begrenzten 
Ressourcen finanzieller und personeller Art, unter denen sich der Aufbau einer deutschen 
Atomwirtschaft vollziehen würde, sondern auch der Umstand, daß keineswegs davon ausgegan-
gen werden konnte, daß größere Leistungsreaktoren zukünftig in der Nähe dichtbesiedelter 
Regionen errichtet werden würden [452]. 
All dieses Hin und Her, zusammen mit den eskalierenden Äußerungen Heisenbergs, veranlaßte 
verschiedene Miglieder der Planungsinstitutionen Konsequenzen zu ziehen, die möglicherweise 
gerade das Gegenteil dessen bedeuteten, was Haisenberg an sich hatte bewirken wollen. 
Insbesondere Hermann Reusch, dem selbstverständlich umgehend zu Ohren gekommen war, in 
welche Situation Haisenberg sich auf der Aufsichtsratsitzung der Physikalischen Studiengesell-
schaft hineinmanövriert hatte, drang darauf, diese Angelegenheit nunmehr grundlegend zu 
bereinigen. Was er darunter verstand, geht aus einem Schreiben hervor, welches er an Franz 
Kirchheimer gerichtet hatte [453]. Darin heißt es an entsprechender Stelle: "Herr Haisenberg hat 
eine sehr einseitige Stellungnahme für München ausarbeiten lassen. Man hat die Absicht bemerkt 
und ist verstimmt. Sehr unschön war auch die Drohung, daß er seinen Arbeitsstab nicht nach 
Karlsruhe, sondern nur nach München verlagern wolle. Ich habe mich eigentlich schon mit dem 
Gedanken abgefunden, daß wir den Meiler ohne Herrn Heisenberg bauen" [454]. 
Daß dies keine leeren Worte bleiben würden, mußte für alle außer Frage stehen, die Hermann 
Reusch kannten. 
Bereitsam 25. Januar 1955 hielt er ein wohlfundiertes Gegengutachten (vgl. Anhang 15) zu der 
heisenbergschen Interpretation des Standortvergleichs in Händen, welches zu dem zusammen-
fassenden Ergebnis kam: "Der kritische Vergleich der beiden vorgenannten Projekte fällt bei aller 
Sachlichkeit in bezugauf die Standorttindung eindeutig zugunsten von Karlsruhe aus [455]." 
Das mehrseitige Gesamtgutachten leitete Reusch unmittelbar an Wilhelm Bötzkes, den Auf-
sichtsratsvorsitzen der Physikalischen Studiengesellschaft, weiter [456]. Dieser wiederum 
signalisierte, daß er mit der Bewertung der Sachlage, wie sie sich in dem Rausch-Gutachten 
darstellte, übereinstimmen würde [457]. Besonders aufschlußreich war in dieser Hinsicht der 
Hinweis Bötzkes, daß sich die Ergebnisse, die Reusch vorgelegt hatte, weitgehend mit 
denjenigen decken würde, die zwischen den Zeilen aus dem Gutachten, das Dipl.-lng. Weimer 
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vom Göttinger Max-Pianck-lnstitut für Physik erstellt hatte [458], herauszulesen seien [459]. 
Diese Feststellung hatte es in sich. Sie war gleichbedeutend mit dem Vorwurf, daß Haisenberg in 
seinem auf dem Standortvergleich Weimers beruhenden Rahmengutachten nicht objektiv 
geurteilt haben konnte. Demnach mußte eine von subjektiven Überlegungen geprägte Interpreta-
tion der Fakten Haisenbergs Hand geführt haben, als er sein so wichtiges Gutachten nieder-
schrieb. Damit jedoch war seineIntegritätals Wissenschaftler in Frage gestellt, denn ließ sich ein 
schwerwiegenderer Vorwurf erheben als derjenige, Untersuchungsergebnisse nach eigenem 
Gutdünken umzugestalten? 
Es ist unschwer zu erkennen, worauf Bötzkes und Reusch letztendlich abzielten. Sie wollten 
zumindest denkbar werden lassen, das Reaktorprojekt notfalls auch ohne Beteiligung Haisen-
bergs zu realisieren. Daß zur gleichen Zeit Ernst Telschow in Gesprächen mit Spitzenpolitikern 
Baden-Württembergs [460] ähnlichen Überlegungen Ausdruck verlieh und ganz offen davon 
sprach, daß "Prof. Dr. Haisenberg wohl nicht ganz der richtige Mann für einen industriellen 
Reaktor [461 ]"sei, läßt deutlich werden, in welchem Maße man sich in den Planungsgremien der 
Physikalischen Studiengesellschaft bereits mit dem Gedanken vertraut gemacht hatte, auf 
Haisenbergs Mitarbeit zu verzichten. 
Eine dramatische Schlußrunde zeichnet sich ab 
5.1 Zum Wandel der politischen Rahmenbedingungen 
War bis zur Jahreswende 1954/55 das entscheidende Hemmnis für die friedliche Nutzung der 
Kernkraft in der Bundesrepublik die ausstehende Souveränität und damit zusammenhängend, 
das Fortbestehen alliierter Vorbehaltsrechte gewesen, so schien die internationale politische 
Entwicklung hier nunmehr doch für einengundlegenden Wandel zu sorgen. Seit der Londoner 
Neun-Mächte-Konferenz über die Neuregelung der Westintegration und des Wehrbeitrages der 
Bundesrepublik vom Herbst 1954, sowie der Unterzeichnung des neuen Vertragswerkes auf den 
Pariser Konferenzen vom Oktober 1954 ("Pariser Verträge"), hatten sich die Chancen der 
Bundesrepublik zur Wiedererlangung der Souveränität deutlich verbessert. 
Allerdings galt, und das war das eigentliche Problem, die Zustimmung der Französischen 
Nationalversammlung als noch keineswegs gesichert. Es mußte demzufolge immer noch 
befürchtet werden, daß die "Pariser Verträge" eine ähnlich unerfreuliche Entwicklung nehmen 
könnten, wie die vorausgegangenen und gescheiterten Verträge zur Europäischen Verteidi-
gungsgemeinschaft 
Doch dem war nicht so. Nach hektischen Tagen und turbulenten Debatten hatten die 
französischen Parlamentarier am 29. und 30. Dezember 1954 endgültig den Beitritt der 
Bundesrepublik zur Westeuropäischen Union (WEU) und zur Nordatlantischen Verteidigungsge-
meinschaft (NATO) gebilligt. Einer möglichen Ratifizierung des Vertragswerkes standen damit 
von dieser Seite her keine Schwierigkeiten mehr im Wege. Ebenso waren die Pariser Verträge vom 
Deutschen Bundestag noch im Dezember 1954 erfolgreich in erster Lesung behandelt worden, 
und wurden schließlich Ende Februar 1955 ratifiziert. 
Vor dem Hintergrund dieses Geschehens konnten kaum noch Zweifel darüber aufkommen, daß 
die Bundesrepublik in Kürze, d. h. allenfalls in wenigen Monaten, die Souveränität erlangen und 
die Bundesregierung damit auch die Entscheidungsbefugnis über die deutschen Reaktorpläne 
selbst in Händen haben würde. Offenkundig, und hierüber mußten sich die um die Reaktorstation 
konkurrierenden Städte München und Karlsruhe völlig im klaren sein, war nunmehr auch die so 
heftig umstrittene Standortfrage ins Stadium der Entscheidungsreife getreten. Nach vorbereiten-
der gutachterlicher Empfehlung durch die Physikalische Studieng~sellschaft würde es die 
Bundesregierung sein, die die letzte Entscheidung zu treffen hatte. ln diesem Falle war es sogar 
Konrad Adenauer in eigener Person, der sich das endgültige Votum vorbehalten hatte, obwohl er 
dieses sicherlich in eine Kabinettsentscheidung einzubinden gedachte [462]. Unter dieser 
Konstellation konnte in den folgenden Monaten eine nochmals heftig aufflammende Schlußrun-
de im Wettbewerb um den Reaktorstandort kaum ausbleiben. 
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Dies um so weniger, als auch die neue bayerische Staatsregierung unter Ministerpräsident Dr. 
Wilhelm Hoegner (SPD) keine Zweifeldaranhatte aufkommen lassen, daß auch sie energisch für 
die Reaktorpläne einzutreten gedachte. Im Rahmen seiner Regierungserklärung vom 11. Januar 
1955 war von Hoegner explizit betont worden: 
"Hier darf hervorgehoben werden, daß die gesamte bayerische Staatsregierung geschlossen 
dafür eintritt, in Bayern die Voraussetzungen für die Errichtung eines besonders wichtigen 
Forschungsinstituts zu schaffen: Der erste deutsche Atommeiler soll in Verbindung mit dem neu 
zu errichtenden Max-Pianck-1 nstitut für Kernphysik in Bayern entstehen .... Da der bedeutendste 
deutsche Atomphysiker, der Nobelpreisträger Prof. Werner Heisenberg, als gebürtiger Münchner 
seine wissenschaftliche Laufbahn in Bayern begonnen hat und da Bayern als einziges deutsches 
Land in ausreichendem Umfang den wichtigen Rohstoff für die Atomforschung, das Uran, 
gewinnen könnte, erhöhen sich die Aussichten, daß die von der bayerischen Regierung 
gerneinsam mit der Landeshauptstadt geführten Bemühungen urn die· Errichtung dieser 
bedeutsamen Forschungsstätte, zu einem Erfolg führen [463]". 
Es konnte demzufolge keineswegs damit gerechnet werden, daß die bayerische Koalitionsregie-
rung aus SPD, Bayernpartei, FDP und BHE unter Hoegner das Reaktorprojekt etwa halbherziger 
betreiben würde, als ihre Vorgängerin unter Ministerpräsident Hans Erhard (CSU). Von dieser 
Seite her bestand für Baden-Württemberg keine Möglichkeit, unverhoffte Schützenhilfe für die 
Durchsatzung der eigenen Interessen zu erhalten. Allerdings war sicherlich nicht von Nachteil, 
daß in Baden-Württemberg mit Gebhard Müller ein "CDU-Ministerpräsident" die Regierungsge-
schäfte führte. Ein Kabinettsbeschluß, wie etwa der vom 7. Februar 1955, "sich nachdrücklich 
dafür einzusetzen, daß sich die Bundesregierung für Karlsruhe als Standort des künftigen 
deutschen Atommeilers entscheidet [464]", konnte so zusätzliches Gewicht erlangen. 
5.2 Baden-Württembergische Initiativen 
Auf die Möglichkeit, zu den in Verantwortung stehenden Bonner Parteifreunden engsten Kontakt 
zu halten, und hierbei auch die Koalitionspartner Freie Demokraten/Demokratische Volkspartei 
(FDP/DVP) sowie Gesamtdeutscher Block/Bund der Heimatvertriebenen und Entrechteten (GB/ 
BHE) in die Pflicht zu nehmen, war unter anderem durch die baden-württembergische 
Landesvertretung in Sonn wiederholt hingewiesen worden [465]. ln einer Aktennotiz für Minister 
Farny vom 14. Februar 1955 heißt es zum Beispiel:" ... die Mitglieder unseres Kabinetts (werden) 
die Herren Bundesminister über das Problem ,Standortfrage eines neu zu errichtenden 
Atommeilers' unterrichten, und zwar sei vorgesehen, daß der Herr Ministerpräsident die CDU-
und CSU-Mitglieder, Herr Minister Haußmann die FDP-Mitglieder und Herr Minister Dr. Veit (?) 
die BHE-Mitglieder des Bundeskabinetts anschreiben (sollte) [466]". Zudem, so der Inhalt eines 
weiteren Aktenvermerks, "solle man versuchen, die Frage zu klären, inwieweit die CSU-
Mitglieder des Bundeskabinetts sich in Anbetracht des Regierungswechsels in München noch 
sehr stark für München als Standort einsetzen würden, oder ob vielleicht als Auswirkung des 
Regierungswechsels und den damit zusammenhängenden politischen Konsequenzen ein 
besonders starker Druck seitens der CSU-Mitglieder zugunsten von München nicht mehr 
ausgeübt würde [467]." 
Offensichtlich sollte keine der sich bietenden Chancen unausgeschöpft bleiben, um in den 
entscheidenden politischen Gremien für eine den Karlsruher Vorstellungen gegenüber wohlwol-
lende Grundeinstellung zu sorgen. Wie kaum anders zu erwarten war, begnügte man sich 
keineswegs damit, es in dieser Hinsicht bei Absichtserklärungen zu belassen. 
Noch im Februar 1955 betraute Ministerpräsident Gebhard Müller seinen Minister für Bundesan-
gelegenheiten, Oskar Farny, mit der Aufgabe, sämtlichen CDU-Mitgliedern des Bundeskabinetts 
(468) die entsprechende Karlsruher Bewerbungsschrift einschließlich einer zusätzlichen Kurzer-
läuterung der besonderen Vorzüge des Karlsruher Standortes persönlich zu überreichen [ 469]. ln 
gleicher Weise verfuhr man mit den Vertretern der FDP/DVP, des GB/BHE sowie der Deutschen 
Partei (DP). 
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Die Resonanz auf den Stuttgarter Vorstoß fiel zwar unterschiedlich aus, war im ganzen gesehen 
jedoch recht positiv. ln keinem Falle stieß man auf Ablehnung, wobei die Mehrzahl der 
Bundesminister sich allerdings eine endgültige Entscheidungsfällung weiterhin vorbehielten. 
Heinrich Lübke zum Beispiel, der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, 
äußerte sich aus der Sicht seines Ressorts heraus folgendermaßen: 
"Die Nutzbarmachung der Atomenergie ist für unser Ressort von größter Bedeutung, da 
Atomstrahlen (Gammastrahlen) für die Frischhaltung von Lebensmitteln verwendet werden 
können ... Zu der mir zugeleiteten Denkschrift ... bemerke ich, daß die zugunsten Karlsruhe's 
aufgeführten Gründe schlüssig erscheinen. Ich halte jedoch eine sorgfältige Prüfung der 
Angelegenheit für erforderlich und möchte davon absehen, mich vor deren Abschluß zu dieser 
Denkschrift abschließend zu äußern. Ich werde Ihnen sobald wie möglich meine Auffassung 
bekanntgeben" [470]. 
Auch der Staatssekretär des Bundeskanzleramtes, Hans Globke, gab eine zurückhaltende 
Stellungnahme ab. Auftragsgemäß teilte er mit, daß "die Frage der Erforschung und friedlichen 
Anwendung der Atomenergie Gegenstand eingehender Prüfung durch die Bundesregierung 
(wäre)", und "der Herr Bundeskanzler die Frage des Standortes des Reaktors einer Besprechung 
in einem späteren Zeitpunkt" [471] vorzubehalten gedächte. Doch dies war auch gar nicht anders 
zu erwarten gewesen. 
Demgegenüber legte sich der Bundesminister für besondere Aufgaben, Dr. Robert Tillmanns 
(CDU), wesentlich deutlicher fest. Er ließ Oskar Farny wissen, daß er sich bei den Beratungen im 
Kabinett für Karlsruhe stark machen würde [472]. 
Noch weiter ging der kleinste Koalitionspartner der Regierung Adenauer, die mit nur fünfzehn 
Mandaten im Bundestag vertretene, aber für die Sicherstellung einer 2/3-Mehrheit unverzichtba-
re Deutsche Partei. Ihr Fraktionsvorsitzender, Dr. Hans-Joachim von Merkatz, hatte schriftlich 
bekundet, daß die Bundesminister Hellwege und Dr. Seebohm mit ihm darin übereinstimmten, 
"daß sich die Fraktion der Deutschen Partei im Bundestag dafür einsetzen (würde), den 
geplanten Atommeiler in Karlsruhe zu errichten" [473]. 
Doch nicht nur die baden-württembergische Landesregierung konnte sich rühmen, auf höchster 
politischer Ebene einflußreiche Fürsprecher für die eigene Sache gewonnen zu haben. Auch die 
Stadt Karlsruhe war nicht untätig geblieben und vermochte Erfolge vorzuweisen. Ihr Bürgermei-
ster und Wirtschaftsdezernent, der Landesvorsitzende der nordbadischen CDU, Dr. Franz Gurk, 
hatte von dem ihm landsmannschaftlieh und politisch verbundenen Präsidenten des Deutschen 
Bundestages, Eugen Gerstenmaier, die Zusage erhalten, sich an geeigneter Stelle für die 
Karlsruher Wünsche zu verwenden. Gerstenmaierging bei seinen Überlegungen davon aus, daß 
über die Wahl des Reaktorstandortes voraussichtlich diejenigen Kräfte zu entscheiden haben 
würden, die auch die Finanzierung trügen. Im Hinblick auf den "lndustriemeiler" stand es für ihn 
außer Frage, daß dies "entweder der Bundesverband der deutschen Industrie oder (aber) die 
beteiligten lndustriegruppen" [474] sein mußten. Insofern bot er Bürgermeister Gurk an, auf 
Wunsch beim Präsidenten des Bundesverbandes der Deutschen Industrie zugunsten der Stadt 
Karlsruhe zu intervenieren [475]. Zudem wandte sich Gerstenmaier in einem offiziellen, 3seitigen 
Schreiben an Bundeswirtschaftsminister Erhard und bat diesen, sich im Kabinett für die Wahl 
Karlsruhes als Reaktorstandort stark zu machen [476]. 
Wie hilfreich sich derart "informelle" Unterstützung gegebenenfalls auszuwirken vermochte, war 
unter den beteiligten Politikern sicherlich kein Geheimnis. Der angesprochene Sachverhalt fand 
kurze Zeit später, wenn auch in anderem Zusammenhang, gleich eine neuerliche Bestätigung. 
Der Baden-Badener Oberbürgermeister Dr. Ernst Schlapper hatte Mitte März 1955 zugunsten von 
Karlsruhe ein persönliches Gespräch sowohl mit Bundeskanzler Adenauer, als auch seinem 
Staatssekretär Globke geführt, und diesen nochmals alle Argumente zu Gehör gebracht, die für 
die Wahl des baden-württembergischen Standortes sprachen [477]. Auch wenn sich dabei 
herausstelle, daß Adenauer nicht bereit war, zu diesem Zeitpunkt bereits eine endgültige 
Stellungnahme abzugeben, so hatte Schlapper doch Wichtiges in Erfahrung gebracht: Er konnte 
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die baden-württembergische Landesregierung davon unterrichten, daß der Bundeskanzler von 
"höchsten militärischen Stellen" [478] ein Gutachten über den Standort des Atommeilers 
angefordert habe [ 479], von dessen Ergebnis er seine Entscheidung "in ersten Linie" abhängig zu 
machen gedachte, "auch wenn andere Momente mit berücksichtigt werden müßten" [480]. 
Dies war für Karlsruhe ein äußerst informativer Hinweis, hatte man doch von jeher die günstigere 
geostrategische Lage für sich reklamieren können. Es vergingen keine zwei Tage, bis der 
Karlsruher Bürgermeister Gurk durch Präsident Seifriz vom Wirtschaftsministerium von dieser, 
unter dem Siegel strenger Vertraulichkeit geäußerten Neuigkeit, unterrichtet war. ln seinem 
Telefonat hatte Seifriz folgendes geäußert: 
"Durch den Herrn Bundeskanzler wurde bekannt, daß ein strategisches Gutachten anhängig sei, 
von dem alles abhängen werde. Verhandlungen über dieses Gutachten seien im Gange" [481]. 
Die Gesprächsergebnisse Schlappers begannen mithin weitere Kreise zu ziehen und sorgten 
dafür, die Standortproblematik in ein etwas anderes Licht zu rücken. 
Hinzu kam, daß der Baden-Badener Oberbürgermeister noch weitere Informationen aus Sonn 
mitgebracht hatte. Danach war ihm von dem sich ansonsten sehr zurückhaltend äußernden 
Staatssekretär Globke zu erkennen gegeben worden, daß dessen Auffassung nach "die Chancen 
für Karlsruhe etwas günstiger zu werten seien" [482], als diejenigen von München. Zudem hatte 
Globke zugesichert, sich selbst für die Wahl des Karlsruher Standortes einzusetzen. Dies 
bedeutete, daß die baden-württembergischen Bemühungen nunmehr sowohl vom Kanzleramt 
als auch vom Wirtschaftsministerium her ein gewisses Maß an Rückendeckung erhalten konnten, 
um ein Gegengewicht zu den Interventionen zu schaffen, die von "bayerischer Seite" aus beim 
Bundeskanzler bzw. den verschiedenen Bundesministerien erfolgten. 
Eine derartige Unterstützung schien nach wie vor dringend geboten zu sein, war doch schließlich 
keineswegs verborgen geblieben, daß durch Werner Heisenberg, die Stadt München und auch 
den Freistaat Bayern sowohl auf schriftlichem wie mündlichem Wege eine Reihe von Initiativen 
ergriffen worden waren, um die anstehende Entscheidung in die "richtigen" Bahnen zu lenken. 
Besondere Unruhe riefen bei den Baden-Württembergern dabei jene Aktivitäten hervor, die von 
Werner Haisenberg ausgingen. Aus Gesprächen mit Ministerialdirigent Hinsch vom Bundeswirt-
schaftsministerium wußte man seit Mitte Januar 1955, daß Haisenberg "seine Forderungen für die 
Domizilierung des Atommeilers und des Sitzes des Max-Pianck-lnstitutes in München ... in sehr 
massiver Form vertreten (hatte)" [483] (Vgl. Abb. 16). Der Einschätzung des Bundeswirtschafts-
ministeriums nach sprach nunmehr vieles dafür, daß Heisenberg sich mit seiner Auffassung beim 
Bundeskanzler würde durchsetzen können [484]. 
Auch hatte Haisenberg sich darum bemüht, Wirtschaftsminister Erhard auf die Münchner Linie 
umzustimmen [485]. Im Vorfelde dieser Besprechung war sogar ein bayerischer Minister-Kollege, 
nämlich der Bundesminister für besondere Aufgaben und stellvertretende Vorsitzende der CSU, 
Franz-Josef Strauß, an Ludwig Erhard herangetreten und hatte ihn gebeten, sich unter 
Einbeziehung landsmannschaftlicher Erwägungen doch für den Standort München einzusetzen. 
"Ich brauche Ihnen gegenüber nicht besonders zu betonen", so Strauß in seinem Schreiben an 
Erhard, "daß die CSU größten Wert darauf legen würde, daß München dafür in Frage käme. Ich 
bin deshalb durch den Vorstand beauftragt worden, Sie um eine Aussprachemöglichkeit mit 
Vertretern der Landesgruppe über diese Frage in der kommenden Woche zu bitten" [486]. Dies 
war sicherlich kein ganz leicht zu erfüllendes Ansinnen, hatte Erhard doch bereits seit langem den 
Karlsruhern seine wohlwollende Unterstützung zugesagt und sah sich dem Land Baden-
Württemberg gegenüber zudem durch sein württembergisches Bundestagsmandat verpflichtet. 
Außerdem schien Strauß das Anliegen der Landesgruppe nicht ganz so wichtig zu nehmen, wie 
sich nach dem zitierten Schreiben vielleicht vermuten ließe. Von dem Anerbieten Erhards, Strauß 
möge ihn "doch im Plenum auf die Angelegenheit des ersten deutschen Atommeilers (Unterbrin-
gung in München) ansprechen" [487], da bei der derzeitigen Terminlage vor der Besprechung 
beim Bundeskanzler "eine Aussprache mit Herren der Landesgruppe nicht stattfinden" könne, 




In Unterhaltungen mit dem Bundeswirtsclluftsm.inisteriUI:l wurde 
bekannt, dass Prof'. Heisenberg seine Forderunt.;en für die 
Domizilierung des Atommeilers und des Sitzes des Unx-Planck-
Institutes in München neuerdings in sehr massiver Farn ver-
treten habee Profe Reisenberg habe sogur erklärt, dass 
Karlsruhe für ihn ohne Interesse sei. Reusch steht nach 
wie vor klar und bestir::unt :fü:r Kurlsruhe ein. Im Bundeswirt-
schaftsministerium selbst neigt ncue:::·dincs Min.Dir. Bintsch 
zur Neutralität. Minister Erhard habe gegenüber Pro:f.Heisen-
berg erklärt, er sei zwar Bayer, er habe aber auf die Tat-
sache, dass er ein württembergisches Bundestagsmandat trage, 
Rücksicht zu nehmen und hätte sich nicht der These Beisenberg 
gefügt. 
Der Bundeskanzler selbst habe bis jetzt den Forderungen 
Beisenbergs noch keine Entscheidung :fol~en lassen, sondern 
vorgeschlat;en, erst nach Ratifizierung der Pariser Verträge 
in endgüJ.:tige Beflprecbungen, al;;o vorau:::sichtlic!: Ende Februar t 
einzutreten .. 
Abb. 16: 
Ich halte es für notwendig, dass die Abgeordneten des 
Bundestages, namentlich der CDU, für BemÜhQ~gen beim Kanzler 
angeregt \'Jerden, um die badisch-württembergischen Viiinsehe zu 
unterstreichen. 
gez. Farny 
Der baden-württembergische Minister für Bundesangelegenheiten, Oskar Farny, resümiert den Stand der 
Dinge und rät zur Entfaltung neuer Aktivitäten. (Aus: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 17.1.1955). 
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ministeriumvom 29. Juni 1955 hält dazu explizit fest: "Ist nicht geschehen, obwohl Gelegenheit 
dazu gewesen wäre" [ 488]. 
Dessen ungeachtet gestand Erhard in dem Gespräch mit Haisenberg zu, zukünftig "eine neutrale 
Haltung einnehmen" [489] zu wollen. Diese Äußerung löste in Baden-Württemberg zunächst 
erhebliche Beunruhigung aus und ließ den Vorwurf des "Frontenwechsels" aufkeimen [490]. 
Klärende Rücksprachen mit dem Bundeswirtschaftsministerium machten jedoch bald deutlich, 
daß man nichts zu befürchten hatte und die Äußerung Erhards eher kosmetischen Charakter 
besaß [491]. 
Welche Wirkungen Haisenberg hingegen durch seinen Briefwechsel mit Konrad Adenauer hatte 
erzielen können, war weniger eindeutig ersichtlich [ 492]. Immer noch verschanzte sich Adenauer 
hinter der Auffassung, daß "vor Abschluß der Pariser Verträge eine endgültige Festlegung des 
Standortes des Atommeilers und überhaupt eine Klärung der damit zusammenhängenden 
Fragen, insbesondere in der Öffentlichkeit, nicht angängig sei" [493]. Mit dieser Position 
vermochte er eine Entscheidung zunächst noch zu vertagen. Auch wenn Haisenberg diese 
Begründung offensichtlich akzeptierte, hatte er seine Auffassung bekräftigt, daß das Fällen der 
Grundsatzentscheidung, "die Übertragung gewisser Verantwortungen und die Bereitstellung 
gewisser Mitiei für die Vorbereitungsarbeiten" [494] ohne weiteres bereits zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt vorgenommen werden könnte. 
Einem am Göttinger Max-Pianck-lnstitut für Physik angefertigten "Strategiepapier" sind die 
Absichten zu entnehmen, die Heisenberg mit seiner Haltung verfolgte. Dort heißt es: 
"Wenn die Verantwortung und gewisse Mittel an Herrn Heisenberg übertragen werden, wird er 
später stets diese Verantwortungen behalten, und für den Standort maßgebend sein .... Seine 
Stellung in der Studiengesellschaft wird dann stark sein" [495]. 
Adenauer gegenüber hatte Haisenberg seine "Wünsche" nochmals mit Nachdruck vertreten und 
klargestellt, daß er sich nicht mehr für die Angelegenheit zu interessieren gedachte, wenn man 
seinen Vorgaben nicht entsprechen würde [496]. Unabdingbar war danach: 
1. Eine Standortwahl in der näheren Umgebung von München sowie 
2. Die Neuerrichtung eines kernphysikalischen und eines chemischen Instituts der Max-Pianck-
Gesellschaft am gleichen Ort. 
Adenauer scheint von Heisenbergs Auftritt nicht unbeeindruckt geblieben zu sein. Zumindest 
stellte er noch für den Februar 1955 eine Besprechung der Gesamtproblematik in Aussicht und 
gedachte hierzu die Bundesminister Erhard und Schäffer sowie die zuständigen Vertreter der 
Länderregierungen von Bayern und Baden-Württemberg hinzuzuziehen [497]. Allerdings sollte 
es hierzu dann doch nicht kommen. Eine Erörterung der Thematik, allerdings unter ausdrückli-
cher Ausklammerung des wohl heikelsten Aspektes, nämlich der Standortfrage, wurde dann erst 
am 24. März 1955 durchgeführt [498], am selben Tage also, als auch Oberbürgermeister 
Schlapper bei Adenauer vorsprach. 
Zur anberaumten Sitzung bat der Bundeskanzler eine Delegation des Vorstandes der Physikali-
schen Studiengesellschaft (Boetzkes und Telschow), die Bundesminister für Wirtschaft und 
Finanzen sowie Werner Heisenberg und den Präsidenten der Max-Pianck-Gesellschaft, Otto 
Hahn, in den kleinen Sitzungssaal des Hauses Schaumburg. Im ausdrücklichen Widerspruch zu 
den Themenvorgaben Adenauers versuchte Werner Haisenberg wiederholt, doch "die Standort-
frage anzuschneiden und den ... Bundeskanzler zu einer Erklärung hierüber zu veranlassen" 
[499]. Daß der verhandlungserfahrene Adenauer dieses Verhalten nicht goutieren konnte, lag auf 
der Hand. Erwartungsgemäß wies er das Ansinnen Haisenbergs zurück und erklärte: "Ich stehe in 
der Verantwortung und kann im Augenblick aus außenpolitischen Erwägungen darüber keine 
Debatte zulassen" [500]. Die Verärgerung Adenauers läßt sich daran erkennen, daß er 
Haisenberg explizit darauf hinwies, "daß Baden-Württemberg ein sehr großzügiges Angebot 
gemacht habe" [501]. Damit war diese Thematik dann allerdings nicht mehr Gegenstand weiterer 
Erörterungen, sondern man wandte sich der beabsichtigten Besprechung von Finanzierungsfra-
gen zu. Das Haisenberg vorliegende Positionspapier seines Max-Pianck-lnstitutes empfahl ihm 
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hier, sich der Auffassung der Physikalischen Studiengesellschaft anzuschließen und gegebenen-
falls dafür zu plädieren, daß ein Drittel der Kosten des Reaktors von der Industrie und zwei Drittel 
vom Bund getragen würden [502]. Es finden sich in diesem Zusammenhang erstmals Bedenken 
der Wissenschaft, daß die Industrie "auf Grund ihrer eigenen jetzigen Ausgaben für kernphysika-
lische Einrichtungen" [503] einen zu großen Einfluß auf die Gesamtentwicklung des atomaren 
Bereichs in der Bundesrepublik erlangen könnte. 
5.3 Eine herbe Enttäuschung: Die Physikalische Studiengesellschaft votiert doch 
für den Standort München 
Die Chancen der Stadt Karlsruhe, Sitz der deutschen Reaktorstation zu werden, stellten sich im 
Februar 1955 in einem recht positiven Lichte dar. Man hatte ein großzügiges und vielbeachtetes 
Angebot vorgelegt, besaß namhafte Fürsprecher auf Banner Ministerebene, konnte unter 
anderem auf eine günstige geostrategische Lage verweisen und schien auch in den Gremien der 
Physikalischen Studiengesellschaft überzeugt zu haben, zu mal man Hermann Reusch auf seiner 
Seite hatte. Dem weiteren Gang der Entscheidungstindung konnte an sich mit hoffnungsvoller 
Erwartung entgegengesehen werden. Diese Einschätzung kam auch in einer persönlichen und 
als "höchst vertraulich" eingestuften Mitteilung zum Ausdruck, die Prof. Franz Kirchheimer dem 
baden-württembergischen Wirtschaftsminister Dr. Veit zukommen ließ. "Der Aufsichtsrat der 
Physikalischen Studiengesellschaft", so Kirchheimer, "dürfte nach den mir zugegangenen 
Informationen dem Projekt Karlsruhe den Vorzug geben, so daß lediglich eine Intervention des 
Herrn Heisenberg an höchster Stelle die Entscheidung des Kabinetts zu Gunsten von München 
beeinflussen könnte ... " [504]. Man schien sich mithin eine sehr günstige Ausgangsposition 
verschafft zu haben. 
Das weitere Prozedere sah vor, daß die formelle Beschlußfassung über die Standortfrage bei der 
Bundesregierung liegen würde, allerdings auf der Grundlage einer gutachterliehen Empfehlung 
der Physikalischen Studiengesellschaft erfolgen sollte [505]. Bei dieser liefen demnach die 
zunächst entscheidenden Fäden zusammen. Doch wie, so fragte man sich, würde das Volt um der 
Physikalischen Studiengesellschaft im konkreten Falle tatsächlich ausfallen? Mit Spannung 
wurde den bevorstehenden Stizungen der Gremien der Physikalischen Studiengesellschaft 
entgegengesehen. 
5.3.1 Die Physikalische Studiengesellschaft und ihre gutachterliehe Stellungnahme 
zur Standortfrage 
Noch auf ihren Aufsichtsratssitzungen vom 11. Januar und 2. Februar 1955 hatte sich die 
Physikalische Studiengesellschaft der Frage der Standorttindung für die Reaktorstation nicht 
vorrangig zugewandt. Heisenberg war gebeten worden, einen kurzen Bericht über die bis dahin in 
den verschiedenen Ausschüssen geleistete Arbeit, die technischen Einzelheiten des geplanten 
graphitmoderierten Reaktors [506], sowie die von München und Karlsruhe ausgearbeiteten 
vorläufigen Pläne zu geben (507]. Dies hatte er auch getan und schließlich dafür plädiert, nicht 
etwa einen Reaktor in den Vereinigten Staaten zu kaufen, sondern stattdessen eine Eigenent-
wicklung zu betreiben. Auch wenn es hierüber insbesondere mit Dr. Knott von den Siemens-
Schuckertwerken (Erlangen) zu einer ausgiebigeren Diskussion kam, schloß sich der Aufsichts-
rat der Physikalischen Studiengesellschaft der Auffassung Heisenbergs an [508]. Damit war in 
dieser Hinsicht eine Grundsatzentscheidung gefallen. 
Um diese mit Leben zu erfüllen, stand konsequenterweise als nächstes die Abklärung der 
Finanzierungsfragen auf dem Programm. Prinzipiell hatte Ministerialdirigent Hinsch vom 
Bundeswirtschaftsministerium hierzu bereits deutlich gemacht, daß die Bundesregierung nicht 
bereit sein würde, die Gesamtfinanzierung des Reaktorprojekts zu übernehmen [509]. Es ging-
mit anderen Worten - um eine Kostenbeteiligung der. Industrie, die wesentlich über das 
hinausgehen mußte, was an Gesellschaftskapital in Höhe von 1,6 Mio. DM bisher aufgebracht 
worden war. 
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Die Forderungen der Bundesregierung riefen Widerspruch hervor. Ernst Telschow wies darauf 
hin, "daß nach der geschichtlichen Entwicklung die Gründung der Physikalischen Studiengesell-
schaft ursprünglich lediglich als Rechtsträger für die Verwaltung und Verwendung der vom 
Bundeswirtschaftsministerium zur Verfügung gestellten Gelder vorgenommen worden sei ... 
(und) lediglich die Zinsen des eingezahlten Stammkapitals ... für die Handlungsunkosten der 
Studiengesellschaft verwendet werden (sollten)" [51 0]. Er erinnerte auch daran, daß die 
Studiengesellschaft "lediglich als eine Art Treuhandverwaltung gedacht" [511] war, was ihm ein 
anderer Sitzungsteilnehmer, nämlich Ministerialdirigent Grau vom Bundeskanzleramt, auch 
bestätigte. 
Im gleichen Tenor nahm der Aufsichtsratsvorsitzende der Physikalischen Studiengesellschaft, 
Wilhelm Bötzkes, Stellung. Er unterstrich, daß "die Finanzierung der allgemeinen Grundlagenfor-
schung ... Sache des öffentlichen Haushalts bleiben (müsse), wie auch bisher die Finanzierung 
der Fachausschüsse ausschließlich aus Bundesmitteln erfolgt (war)" [512]. Dies verband Bötzkes 
mit einer eindringlichen Mahnung: "Sollten seitens des Bundesfinanzministeriums in Zukunft 
Mittel für die vorbereitenden Forschungsarbeiten nur untere der Auflage bereitgestellt werden 
können, daß die Industrie sich an der Aufbringung der Mittel jeweils pari passu beteiligt, so 
könnten die Voraussetzungen für eine weitere Arbeit der Physikalischen Studiengesellschaft 
nicht mehr als gegeben angesehen werden" [513]. 
Die Industrie drängte es offenkundig nicht in eine finanzielle Beteiligung an der Reaktorstation. 
Auch wenn man sich mit verbindlichen Zusagen zunächst deutlich zurückhielt, signalisierte man 
dennoch, sich am Bau des Reaktors mit 30 Prozent der erforderlichen Aufwendungen beteiligen 
zu wollen [514]. Doch auf welchen Betrag würde sich dieses Engagement in Mark und Pfennig 
beziffern lassen? Haisenberg hatte in einer Überschlagsrechnung die Summe von 30 Mio. DM 
genannt, wobei die Investitionskosten für den eigentlichen Reaktor, und nur an diesem gedachte 
die Industrie sich zu beteiligen, mit 16 Mio. DM zu Buche schlugen [515]. Es stand außer Frage, 
daß zunächst noch detailliertere Berechnungen angestellt werden mußten, um zu einer 
Entscheidungsgrundlage zu gelangen. 
Auf Initiative von Karl Winnacker hin bildete man unter dieser Aufgabenstellung einen "kleinen 
Arbeitskreis", die sogenannte Technische Kommission, die unter Leitung von Karl Wirtz 
beauftragt wurde, bis Anfang Februar 1955 einschlägige Ergebnisse vorzulegen [516]. Die von 
der Technischen Kommission unter Mitwirkung von Finkelnburg, Küchler, Pretsch, Rieß, 
Schimmelbusch, Wengier und Wirtz erarbeitete Kostenabschätzung wies eine erforderliche 
Gesamtsumme von gut 35 Mio. DM aus [517]. Davon entfielen auf die Reaktorstation selbst etwa 
28 Mio. DM, während weitere 7 Mio. DM für den Neubau des Max-Pianck-lnstituts für Physik 
veranschlagt waren. Der Reaktor als solcher schlug mit gut 17 Mio. DM zu Buche, wobei die 
größten Ausgabeposten mit 9 Mio. DM auf die Beschaffung von 30 Tonnen Uran und mit 2,5 Mio. 
DM auf die Beschaffung von 500 Tonnen Graphit entfielen (Vgl. Tabelle 3). 
Die Kalkulation wies noch erhebliche Unsicherheitsfaktoren auf, so daß die Technische 
Kommission empfahl, "bei ... künftigen Verhandlungen von einem Betrag von 35-40 Mio. (DM) 
auszugehen" [519]. Auch ein Gutteil Politik war in die Stellungnahme der Technischen 
Kommission mit eingeflossen. Sie hatte nämlich ausdrücklich betont, sich nicht vorstellen zu 
können, daß das Max-Pianck-lnstitut nicht zur Reaktorstation verlegt werden würde [520], und 
damit einer der Grundsatzforderungen Haisenbergs entsprochen. Gleichwohl sah man es nicht 
als Aufgabe der Physikalischen Studiengesellschaft an, hierfür die Kosten zu übernehmen. 
Vielmehr wurde kurzerhand folgendes zum Programmpunkt erhoben: "Wesentlich für die 
Beschlußfassung, welche der beiden ... Städte (München bzw. Karlsruhe; R. G.) für den 
Reaktorbau in Frage kommen soll, wird die Übernahme der Verlegungs- und Baukosten des Max-
Pianck-lnstituts für Physik durch das betreffende Land sein. Darüber hinaus muß angestrebt 
werden, daß die Standort-Stadt ihrerseits von den Errichtungskosten zum mindesten die 
Aufschließungskosten übernimmt und das Baugelände kostenfrei zur Verfügung stellt" [521]. 
Aus der Konkurrenzsituation der beiden Städte Karlsruhe und München sollte also weiter Kapital 
geschlagen werden. Unter den gegebenen Umständen konnten die Betroffenen sich diesen 
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Tabelle 3: 
Abschätzung der Kosten für die geplante deutsche Reaktorstation [518] 
1. Kosten für Grunderwerb, Aufschließen und Herrichten des Gelän-
des, 
Anschluß an die öffentlichen Versorgungseinrichtungen 
Gern. Kostenaufstellung Karlsruhe bzw. München DM 1.600.000,-
2. Baukosten für den Reaktor selbst: 
a) Reaktorbaustoffe 
30 t Uran (Angebote liegen noch nicht vor) DM 9.000.000,-
500 t Graphit von der Dichte 2 DM 2.500.000,-
b) Schutzkonstruktion 
Stahlmantel446 t je DM 1.000,- DM 450.000,-
Eisenkonstruktion 250 t je DM 2.000,- DM 500.000,-
Beton 1600 cbm je DM 300,- DM 480.000,-
c) Ausrüstung 
Maschinen, nämlich Großgebläse, Filter (einseht. Ersatz), 
Hebezeuge, Lade- und Entladevorrichtungen DM 1.500.000,-
Kontroll- und Steuereinrichtung mit netzunabhängiger 
Stromversorgung DM 100.000,-
Transporteinrichtungen für radioaktives Material, 
Rohrpostanlage, Hängebahn DM 100.000,-
Wissenschaftliche Apparate, Laborgerät, Ausrüstung 
des Kontrollraumes, Strahlun'gsüberwachung am Reaktor DM 250.000,-
Technische Ausrüstung einer Graphit-Werkstatt 
(höchste Reinheit gefordert) DM 200.000,-
d) Gebäude 
Reaktorhalle mit Lüfterhaus, Betriebsräume und Labor, 
Werkstätten und Lager für Uran, Graphit und Isotope DM 2.000.000,-
ohne Montage zusammen DM 17.080.000,-
3. Sonstige zur Reaktorstation gehörende Gebäude 
Institut für Reaktor- und Neutronen-Physik, gemäß 
Kostenaufstellung München Bau DM 1.800.000,-
Einrichtung DM 2.200.000,-
I. Chemisches Institut Bau DM 1.000.000,-
Einrichtung DM 1.000.000,-
Verwaltungsgebäude mit Nebengebäuden, Garagen, Hausmeister, 
Gästehaus Bau DM 1.000.000,-
Einrichtung DM 500.000,-
Zentralwerkstatt mit Hilfsbetrieben, Schreinerei, Glasbläse-
rei Bau DM 300.000,-
Einrichtung DM 300.000,-
Kasino und Werkstücke DM 150.000 
Nebengebäude, Garagen für Fahrbereitschaft und Werksfeuerwehr, 
Wohnungen für Hausmeister, Kraftfahrer, Wächter DM 100;000,-
insgesamt DM 8.350.000,-
4. Fahrzeugpark 
Löschfahrzeug und Gerätefahrzeug für Feuerwehr, 2 LKW, 




Transformatorenstation 20 kV, ausbaufähig für 5000 kVA, 
5 ausgebaute Hochspannungszellen, 3 Zellen Reserve, 
Doppelsammelschienensystem, 2 Trafo je 500 kVA DM 50.000 
Niederspannungsschalteinrichtung, Meßeinrichtungen, 
ausbaufähig für 5000 kVA, Blindstromkompensation DM 35.000 
Gebäudeanteil (gemeinsam mit Heizhaus) DM 15.000 
Niederspannungskabelnetz auf dem Gelände, etwa 
1000 m Erdkabel 4 x 150 0 NEKRA, verlegt DM 40.000,-
Fernmeldeleitungen DM 15.000 
Fernheizwerk für 3 Mio. WE/h mit 2 Kesseln, Kohlenbunker 
und Förderanlage, Wasseraufbereitung DM 400.000,-
Gebäudeanteil mit Trafostation, ausbaufähig für 
2-fache Leistung DM 150.000,-
Heizleitungen auf dem Gelände DM 100.000,-
Pumpwerk und Anschluß an städt. Wasserleitungsnetz DM 40.000,-
Wasserleitungen auf dem Gelände .. DM 65.000,-
Gebäudeanteil zusammen mit Heizhaus DM 10.000,-
Anschluß-Station an Ferngasleitung, Druckregelanlage 
(im Gebäude der Pumpstation) DM 10.000,-
Gasleitungen auf dem Gelände DM 25;000,-
Wäscherei für Schutzkleidung des Reaktor- und Chemiepersonals 
(im Gebäude des Fernheizwerks) 
zusammen 
6. Physikalisches Institut (Max-Pianck-lnstitut für Physik) 








6. Physikalisches Institut MPI 
Summe 1.-6. 





DM 17.000.000,- (50%) 











Die in Klammern gesetzten Prozentsätze geben die Unsicherheit an, mit der gerechnet werden 
muß, da Typ und Größe des Reaktors noch nicht feststehen. 
Der Betrag unter 2. setzt voraus, daß kein zusätzlicher deutscher Uranbergbau finanziert werden 
muß. 
Nicht enthalten in den Kosten sind Institute und Gebäude, die erst nach Inbetriebnahme des 
Reaktors arbeiten können, z. B. lsotopenstelle, warme und heiße Chemie, Technologisches und 
Medizinisches Institut. 
Forderungen nicht entziehen, so daß Ernst Telschow schon wenige Tage später an Hermann 
Reusch zu berichten vermochte: "Am 8. und 9.2. d. J. war ich in Stuttgart und habe dort den 
Wirtschaftsminister, den Kultusminister und den Ministerpräsidenten besucht und ihnen einen 
Bericht über den gegenwärtigen Stand der Reaktorstation, insbesondere auf die Frage der 
Finanzierung gegeben. Der Ministerpräsident erklärte mir in Anwesenheit des Kultusministers, 
daß das Land Baden-Württemberg bereit sei, die Kosten für die Errichtung des Max-Pianck-
lnstituts für Physik zu übernehmen, sofern die Reaktorstation nach Karlsruhe käme. Ein 
entsprechender Beschluß der Finanzkommission des Landtages liege bereits vor" [522]. Diese 
Zusage wurde später durch Kabinettsbeschluß sogar noch dahingehend erweitert, daß sich das 
Land Baden-Württemberg verbindlich bereiterklärte, "in jedes Angebot des Landes Bayern 
einzutreten und erforderlichenfalls darüberhinaus noch einen Mehrbetrag von 2-3 Millionen DM 
zu bewilligen, um damit die Kosten der Verlegung des physikalischen Instituts von Göttingen 
nach Karlsruhe zu übernehmen" [523]. Ein größeres Entgegenkommen konnte man ·wahrlich 
kaum zeigen. 
Um die Meinungsbildung zur Standortfrage innerhalb der Physikalischen Studiengesellschaft 
voranzubringen, hatte deren Aufsichtsratsvorsitzender Wilhelm Boetzkes ein einschlägiges 
Gutachten von Hermann Reusch [524] zum Anlaß genommen, auch die übrigen Mitglieder des 
Aufsichtsrates um eine Stellungnahme zu bitten [525]. Hinzu kam, daß zu diesem Zeitpunkt auch 
" ... der Bundeskanzler bzw. die Bundesregierung eine eingehende Stellungnahme der Studien-
gesellschaft in der Standortfrage erwartet(e)." (Zit.: IKB, 18/111, Brief Telschow an Bötzkes v. 
8. 2. 1955) Ministerialdirigent Grau vom Bundeskanzleramt hatte hierbei keine Zweifel daran 
aufkommen lassen, daß dies nur in Form einer differenzierten schriftlichen Darlegung zum Für 
und Wider der Gegebenheiten an den konkurrierenden Standorten erfolgen könne. Augen-
scheinlich sollte diesem Gutachten im weiteren Gang der Entscheidungstindung eine entschei-
dende Rolle zufallen. 
Graus Gesprächspartner, der Geschäftsführer der Physikalischen Studiengesellschaft, schien 
diese Auffassung zu teilen. Er unterrichtete seinen Aufsichtsratsvorsitzenden Bötzkes nämlich 
nicht nur über die inhaltlichen Aspekte der Unterredung mit Grau, sondern riet explizit dazu, "die 
Frage des Standorts bzw. die Stellungnahme der Studiengesellschaft in der Frage des Standortes 
nicht durch eine einfache Abstimmung im Aufsichtsrat" zu entscheiden. (Zit.: ebenda). Bötzkes 
reagierte umgehend und ließ Telschow folgendes wissen: 
"Es scheint mir in der Tat richtig und zweckmäßig zu sein, daß sich zumindest der Aufsichtsrat 
näher mit der Frage München oder Karlsruhe befaßt, bevor eine Beschlußfassung erfolgt. Die 
bisherige Behandlung dieser Frage im Aufsichtsrat darf in der Tat wohl als etwas zu summarisch 
erscheinen, um die Physikalische Studiengesellschaft für Besprechungen mit dem Herrn 
Bundeskanzler festzulegen. Aus diesem Grunde schreibe ich an alle Mitglieder des Aufsichtsrats 
... einen Brief, in dem ich sie bitte, in Vorbereitung der nächsten Aufsichtsratssitzung durch die 
Sachverständigen ihrer Firmen eine motivierte Stellungnahme für das eine oder das andere 
Projekt ausarbeiten zu lassen ... Auf der Grundlage dieser Stellungnahme ist eine Beschlußfas-
sung im Aufsichtsrat eher möglich als ohne eine solche ... Es bleibt dem Aufsichtsrat ferner 
unbenommen ... die ganze Angelegenheit erneut insbesondere mit Herrn Professor Heisenberg 
zu besprechen." (Zit.: IKB, 18/111, Brief Bötzkes an Telschow vom 9. 2. 1955). 
Wie angekündigt, wandte sich Bötzkes mit einer entsprechenden Aufforderung an seine 
Aufsichtsratskollegen, und zwar an: 
Dr. Altred Petersen, Vorstandsmitglied der Metallgesellschaft A.G./Frankfurt, 
Dr. Carl Knott, Vorstandsmitglied der Siemens-Schuckert Werke A.G./Erlangen, 
Hermann Schlosser, Mitglied des Vorstandes der Deutschen Gold und Silber-Scheideanstalt! 
Frankfurt, 
Dr. Otto Koehn, Direktor der Allgemeinen Elektrizitäts-Gesellschaft/Frankfurt, 
Prof. Dr. Ulrich Haberland, Vorsitzender des Vorstandes der Farbenfabriken Bayer A.G./ 
Leverkusen, 
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Dr. Hans Reuter, Vorsitzender des Vorstandes der DEMAG A.G./Duisburg, 
Prof. Dr. Karl Winnacker, Vorsitzender des Vorstandes der Farbwerke Hoechst A.G./Frankfurt, 
Dr. Hermann Reusch, Vorsitzender des Vorstandes des Gutehoffnungshütte Aktienvereins für 
Bergbau und Hüttenbetrieb/Oberhausen, sowie 
Dr. Wilhelm Bötzkes, Vorsitzender des Vorstandes der Industriekreditbank A.G./Düsseldorf in 
eigener Person. 
Bis auf Karl Winnacker kamen alle der genannten Aufsichtsräte der Physikalischen Studienge-
sellschaft der Bitte Bötzkes um gutachterliehe Äußerung zur Standortfrage nach [526]. Danach 
ergab sich, daß von Seiten der deutschen Industrie ausschließlich Hermann Reusch für Karlsruhe 
votiert hatte, während alle übrigen sich für München aussprachen (vgl. Abb. 17). Es zeigt sich 
somit, daß die später von Werner Haisenberg in die Öffentlichkeit getragene Auffassung, 
einflußreichste Vertreter der Industrie (hätten) kein rechtes Interesse für ... Bayern bekundet, die 
Voraussetzungen in Baden-Württemberg als günstiger erachtet und damit die Wahl Karlsruhes 
herbeigeführt, nicht zutrifft. (Vgl.: W. Heisenberg, der Teil und das Ganze, München 1969, S. 299 
sowie BNN v. 13. 7. 1956) .. Ganz im Gegenteil. Zum einen bildeten die Standortgutachten 
tatsächlich die Grundlage für die eindeutige Beschlußfassung der Aufsichtsrats- und Gesell-
schafterversammlung der Physikalischen Studiengesellschaft vom 28. Februar 1955 zu Gunsten 
von München. Zum anderen schließen sich die Gutachter in beinahe wörtlich gleichen 
Formulierungen der Argumentationslinie Heisenbergs an, wie sie dieser in seinem Rahmengut-
achten vom Dezember 1954 vorgegeben hatte. 
Explizit formulierte dabei etwa die AEG: "Entsprechend unserer Auffassung von dem Reaktor-
Projekt folgen wir weitgehend den Argumenten von Herrn Prof. Heisenberg". (Zit.: Firmenarchiv 
IKB, Bestand 3, fol. 6). Vor diesem Hintergrund kam Ulrich Haberland von den Farbenfabriken 
Bayer AG zu folgendem Gesamturteil: 
"Zur Standortfrage für den zu errichtenden Reaktor hat Herr Professor Dr. Heisenberg bereits 
eingehend Stellung genommen. Eine technische Kommission hat sich in etwa in ihrer Sitzung in 
Höchst gleichfalls dazu geäußert. Das Ergebnis dieser Stellungnahme ist, daß vom technischen 
Standpunkt aus weder gegen den Standort München, noch gegen den Standort Karlsruhe etwas 
einzuwenden ist. Gegen beide Standorte ist einzuwenden, daß sie zu nahe an stark besiedelten 
Wohn- und Industrie-Räumen liegen, was aber in Deutschland an allen anderen Plätzen ebenfalls 
der Fall sein wird, vor allen Dingen dann, wenn man eine Verbindung zu einer Universität oder 
Technischen Hochschule für unbedingt notwendig ansieht. Eine Entscheidung über den 
endgültigen Standort kann also nicht mehr von technischen Fragen abhängig gemacht werden, 
sondern ist bedingt von Gesichtspunkten, die ein technisches Gutachten nicht berücksichtigen 
kann." (Zit.: Firmenarchiv IKB, Bestand 3, fol. 15) 
ln gleicher Weise argumentierte Hermann Schlosser von der DEGUSSA, der zudem auf recht 
moderate Weise zum Ausdruck brachte, daß letztendlich Werner Heisenberg für die Auswahl des 
Standortes ausschlaggebend sei und man sich dessen Votum anschließen solle: 
"Nachdem keine weiteren begründeten Vorschläge über anderweitige Standorte- einschließ-
lich des Göttinger Raumes- vorgelegt worden sind, sollte die Entscheidung über die endgültige 
Wahl für die Reaktorstation, die zeitlich nunmehr drängt, in erster Linie unter Berücksichtigung 
von Überlegungen zu treffen sein, wie sie von den an der Mitwirkung beteiligten wissenschaftli-
chen Kreisen vertreten werden." (Zit.: Firmenarchiv IKB, Bestand 3, fol. 11) 
Und last not least traten auch die Siemens-Schuckertwerke AG mit Carl Knott, F. Trendelenburg 
und W. Finkeinburg in /aller Deutlichkeit, wenn auch von den Motiven her nicht völlig 
uneigennützig, für die Option Haisenbergs ein. ln ihrer Stellungnahme heißt es unter anderem: 
"Bezüglich des zu erreichenden wissenschaftlichen Wirkungsgrades der geplanten Reaktorsta-
tion vertreten die Unterzeichneten die Auffassung, daß in dieser Hinsicht aus folgenden Gründen 
München unbedingt vorzuziehen ist. Die Reaktorstation muß ... in engster Verbindung mit dem 
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Entscheidung ist bedingt von Gesichts· 
punkten, die ein technisches 3-utachteJ 
nicht berück sic~ltigen kann. 
Es liegt kein Gutachten vor. 
Tabellarische Obersicht von Wilhelm Bötzkes: Die Aufsichtsratsmitglieder der Physikalischen 
Studiengesellschaft geben ihr gutachterlieh begründetes Votum zur Standortfrage ab. (Aus: Firmenarchiv der 
lndustriekreditbank, Bestand 3, tol. 1 ). 
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räumliche Nachbarschaft nicht nur zu einer Technischen Hochschule, sondern gerade auch zu 
einer Universität ... von entscheidender Bedeutung. Diese Voraussetzungen sind in München 
gegeben. Die Auffassung von Herrn Professor Heisenberg, daß er mit dem Max-Pianck-lnstitut 
von Göttingen ... nur nach München, nicht aber nach Karlsruhe, umzuziehen gewillt ist, halten 
wir für sachlich berechtigt. Die wissenschaftliche Oberleitung und Betreuung des gesamten 
Vorhabens durch Herrn Professor Heisenberg scheint uns nicht nur aus sachlichen Gründen, 
sondern auch im Hinblick auf das Ansehen der Station im ln-und Ausland sehr wichtig. Über die 
erwähnten allgemein sachlichen Gesichtspunkte hinaus würden wir vom Standpunkt des FL 
(Forschungs-Laboratorium der Siemens-Schuckertwerke A.G.; d. Verf.) aus einen Aufbau der 
Reaktorstation im Münchner Raum bevorzugen, weil dann wegen der verkehrsgünstigen Lage zu 
Erlangen eine Zusammenarbeit zwischen dem FL und der Reaktorstation sehr erleichtert sein 
würde." (Zit.: Firmenarchiv IKB, Bestand 3, fol. 4). 
Nun ist allerdings nicht von der Hand zu weisen, daß es sich die Vorstandsmitglieder der 
Physikalischen Studiengesellschaft mit der Begründung ihrer Standortentscheidung durchweg 
eher leicht gemacht hatten. Ohne sich der Mühe zu unterziehen, eigene Erhebungen zu 
veranlassen, begnügte man sich damit, diejenigen Argumentationen zu repitieren, die in den 
Gutachten von Karl Weimer und Werner Heisenberg zu finden waren. Auf dieser Basis sprachen 
sich, wie gesagt, sechs der sieben Beteiligten für die "Münchenlösung" aus. Einzig Hermann 
Reusch hatte eine tiefergreifende Analyse vornehmen lassen. Und ausgerechnet diese war es, die 
sich gegen München aussprach. (Vgl. Anhang 15). Über die politische Brisanz, ja sogar 
Peinlichkeit dieser Gegebenheit war sich die Geschäftsführung der Physikalischen Studienge-
sellschaft durchaus im klaren.ln einer Art Memorandum, welches Karl Weimer Mitte März 1955 an 
Ernst Telschow sandte, wird die bestehende Situation trefflich charakterisiert. Weimer hält hierbei 
folgendes fest: 
"Der Bundeskanzler erwartet offenbar, daß die PSG ihre Empfehlung zur Standortfrage 
eingehend begründet und nicht nur das Ergebnis einer Abstimmung im Aufsichtsrat mitteilt (s. 
Vermerk Dr. Telschow vom 5. 2. 55 über ein Gespräch mit Dr. Grau). Hierbei könnte aber eine für 
das Präsidium der PSG verfängliche und peinliche Situation entstehen, wenn nämlich zugegeben 
werden müßte, daß der Aufsichtsrat die Standortfrage garnicht ernsthaft geprüft, sondern sich 
lediglich unter dem Druck des Heisenberg'schen Ultimatums für München entschieden hat. Wer 
wird den Mut haben, dies zuzugeben? Die Heisenberg'schen Gründe ... lassen sich doch 
höchstens im Hinblick auf ein MPI vertreten, aber niemals für eine Reaktor-Station. Kann Dr. 
Bötzkes in der Sitzung mitteilen, daß von allen Aufsichtsratmitgliedern nur ein einziges 
Gutachten vorliegt, das sich eindeutig für Karlsruhe ausspricht? Was geschieht, wenn sich Prof. 
Heisenberg bei seinem Vortrag zum Standort auf einen Beschluß des Aufsichtsrates bezieht? Um 
die PSG vor einer möglichen Panne zu retten, sehe ich nur eine Möglichkeit: Prof. Heisenberg 
muß zur Standortfrage als erster sprechen, er muß für seine Person die Wahl von München 
begründen, und er muß sein Ultimatum vor dem Bundeskanzler wiederholen. Die PSG kann 
daraufhin erklären, daß sie, um sich der Mitarbeit von Prof. Heisenberg zu versichern, garkeine 
andere Wahl habe, als den Standort München zu akzeptieren. Damit übernähme allerdings Prof. 
Heisenberg persönlich und ausschließlich die volle Verantwortung. Ich glaube, daß die PSG die 
Last der Verantwortung ganz klar festlegen muß. Sollte sich später die Wahl von München als 
verfehlt herausstellen, werden Aufsichtsrat und Gesellschaft dem Präsidium die Verantwortung 
kaum abnehmen. Verheerend wären die Folgen, wenn die Öffentlichkeit eines Tages erfahren 
würde, nach welchen Gesichtspunkten eine solch wichtige Frage entschieden wurde." (Zit.: 
Firmenarchiv IKB, Bestand 16, I, Brief vom 18. 3. 1955). 
Dennoch; es blieb dabei: Die Aufsichtsratsmitglieder der Physikalischen Studiengesellschaft 
hatten die Präferenz Heisenbergs für München akzeptiert, sich auf eine Mehrheitsentscheidung 
verständigt und würden nun diese Position nach außen hin als ihre gutachterliehe Stellungnahme 
vertreten. 
Einen Tag nachdem sich durch Ratifizierung der Pariser Verträge im Deutschen Bundestag der 
Weg in eine "atomare Zukunft" für die Bundesrepublik weit geöffnet hatte, schien damit die 
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Physikalische Studiengesellschaft nicht etwa Karlsruhe, sondern München die Beschreitung 
dieses Weges ebnen zu wollen. Es stand fest, daß die Aufsichtsratsmitglieder mehrheitlich für 
München als Standort der deutschen Reaktorstation votiert und hierüber einen formellen 
Beschluß herbeigeführt hatten. Der Bundesregierung gegenüber würde dies also die gutachterli~ 
ehe Stellungnahme sein, die die Physikalische Studiengesellschaft abzugeben gedachte. 
Verbunden zudem mit dem Angebot, ein Viertel der erwarteten Baukosten in Höhe von 10 
Millionen DM zu übernehmen. Ausschlaggebend für die formelle Begründung des Standortvo-
tums- und in dieser Beziehung hatte man sich weitgehend der Argumentation Haisenbergs 
angeschlossen- war in erster Linie gewesen, daß München "gewisse Vorteile in wissenschaftli-
cher Hinsicht (Universität, Technische Hochschule)" [527] zu bieten schien. 
Der 28. Januar 1955 wurde damit zum schwarzen Tag für die Karlsruher Bewerbungsbemühun-
gen um die Reaktorstation. Man konnte allenfalls noch darauf setzen, daß das Bundeskabinett 
sozusagen in letzter Instanz die Entscheidung der Physikalischen Studiengesellschaft verwerfen, 
und sich überraschend für Karlsruhe aussprechen würde. Doch konnte eine derartige Hoffnung 
überhaupt realistisch sein? 
5.3.2 Die Reaktion Baden-Württembergs auf die neue Sachlage 
Unter den gegebenen Umständen sprach vieles dafür, daß neuerliche Anstrengungen um die 
Gewinnung der Reaktorstation von vornherein nurmehr geringe Erfolgsaussichten besitzen 
konnten. Dessen ungeachtet dachte Baden-Württemberg keineswegs daran, das Votum der 
Physikalischen Studiengesellschaft als verbindliche Vorentscheidung widerspruchslos hinzu-
nehmen. Ganz im Gegenteil. Man begann erneut Aktivitäten zu entfalten und richtete alle 
weiteren Bemühungen vornehmlich daran aus, sowohl die Mitglieder des Bundeskabinetts für 
sich einzunehmen, als auch die Aufsichtsräte der Physikalischen Studiengesellschaft umzustim-
men. 
Im Rahmen dieser "Doppelstrategie" kam es, wie bereits an anderer Stelle ausführlich dargestellt 
worden ist, in der ersten Märzhälfte 1955 zunächst zu einer umfassenden und persönlichen 
Unterrichtung der maßgeblichen Mitglieder des Bundeskabinetts durch die Stuttgarter Landes-
regierung. 
Daneben suchte Bundesratsminister Farny in Begleitung von Franz Kirchheimer am 16. und 17. 
März 1955 die leitenden Persönlichkeiten der Physikalischen Studiengesellschaft auf [528]. Ziel 
dieser "good-will-tour" war es nicht nur, "den gegenwärtigen Stand des Projektes und die ihm 
entgegenstehenden Schwierigkeiten zu erkunden" [529], sondern der Industrie die unveränderte 
Absicht des Landes Baden-Württemberg zu verdeutlichen, "den Bau eines Kernreaktors bei 
Karlsruhe weitgehend zu unterstützen" [530]. Die bei der Deutschen Gold- und Silberscheidean-
stalt, der Metallgesellschaft, den Farbwerken Hoechst, der Industriekreditbank und den Farben-
fabriken Bayer geführten Gespräche bestätigten,,daß die Errichtung eines mit dem Max-Pianck-
lnstitut für Physik verbundenen Versuchsreaktors von etwa 1500 kW Dauerleistung zunächst in 
München vorgesehen war. Allerdings verwies einer der Gesprächspartner, nämlich Wilhelm 
Bötzkes von der Industriekreditbank Düsseldorf darauf, daß er dennoch eine Chance für 
Karlsruhe sehe, und zwar dann, wenn das Land Baden-Württemberg das bayerische Angebot 
wesentlich überbieten würde. Nur auf diese Weise, so Bötzkes, sei dem "Widerstand des Prof. 
Heisenberg gegen den Standort Karlsruhe zu begegnen" [531 ]. 
Von dem nach wie vor verbindlichen Beschluß, den der Aufsichtsrat der Physikalischen 
Studiengesellschaft unter Vorsitz von Wilhelm Bötzkes gerade zwei Wochen zuvor zugunsten von 
München gefaßt hatte, war dabei mit keiner Silbe die Rede. Sollte das diesbezügliche Votum 
mithin doch noch revidierbar sein und nichts anderes darstellen, als einen geschickten 
Schachzug im Pokerspiel um das größtmögliche finanzielle Engagement der Bewerberstädte? 
Oder hatte Bötzkes die Absicht, durch das Erheben gewichtiger neuer Forderungen den 
Karlsruhern ihr Interesse an der Reaktorstation zu verleiden? 
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Sicher ist, daß der Aufsichtsratsvorsitzende der Physikalischen Studiengesellschaft seine 
Vorstellungen den Gesprächspartnern Farny und Kirchheimer gegenüber dahingehend konkreti-
sierte, daß: 
Baden-Württemberg einerseits einen Betrag von sieben Millionen DM für die Verlegung des 
Max-Pianck-lnstituts für Physik bereitzustellen habe; 
und andererseits der Physikalischen Studiengesellschaft weitere drei Millionen DM zur 
Planung und zum Bau des Atommeilers überlassen werden müßten [532]. 
Bedenkt man, daß die Industrie sich selbst mit nur etwa zehn Millionen DM am Versuchsreaktor-
projekt zu beteiligen gedachte, so wird ersichtlich, welche Bürde hier dem Land Baden-
Württemberg zugemutet werden sollte. 
Doch dieses nahm die Überlegungen Bötzkes ernst. Ohnehin hatte man bereits früher die Zusage 
gegeben, die Kosten für den Neubau des Max-Pianck-lnstituts für Physik zu übernehmen, und an 
einem Zusatzbetrag von 3 Millionen DM wollte man das Gesamtvorhaben keinesfalls scheitern 
lassen. Schon am 21. März 1955 lag ein Kabinettsbeschluß vor, der den erhobenen Forderungen 
verbindlich Rechnung trug und so die Karlsruher Absichten zusätzlich untermauerte [533]. 
Ais weiteres Ergebnis ihrer Unterredungen konnten Minister Farny und Prof. Kirchheimer der 
baden-württembergischen Landesregierung mitteilen, daß die Industrie davon ausging, selbst 
einen eigenen größeren Reaktor von 10.000 bis 50.000 kW zu errichten. Dieser sollte dem Studium 
von Problemen der Energieerzeugung dienen und ohne Staatsbeteiligung aus eigenen Mitteln 
finanziert werden. Einhellig vertrat man die Auffassung, daß zur Errichtung dieser Anlage die 
Wahl des Karlsruher Standortes sehr wahrscheinlich sei [534]. Alfred Petersen von der 
Metallgesellschaft griff sogar auf die Formulierung "nahezu Gewißheit" [535] zurück und fügte 
dem die Bermerkung hinzu, daß " ... Herr Haisenberg namhaften Vertretern der Industrie nicht 
geeignet (erschiene), einem Unternehmen mit praktischer Zielsetzung vorzustehen" [536]. 
Es empfahl sich mithin, die Vorzüge Karlsruhes auch weiterhin hervorzuheben und das Angebot 
möglichst attraktiv zu halten. Dies um so mehr, als sich Gerüchte zur Gewißheit verdichtet hatten, 
daß noch ein weiterer Wettbewerber auf den Plan zu treten gedachte. Das Land Rheinland-Pfalz 
war über seinen Staatssekretär im Ministerium für Wirtschaft und Verkehr, Dr. Steinlein, an 
Bundeskanzler Adenauer bzw. Wirtschaftsminister Erhard mit dem Vorschlag herangetreten, 
einen Atomreaktor im Eifelgebiet, und zwar im Kreis Mayen (ca. 30 km westlich von Koblenz), zu 
errichten [537]. Zwar hatte es zunächst den Anschein, als ob diese Absichten von der 
Physikalischen Studiengesellschaft mit dem Hinweis auf den fortgeschrittenen Stand der 
Planungsarbeiten in München und Karlsruhe bereits endgültig durchkreuzt worden wären [538], 
doch sorgte ein Schreiben des Bundeswirtschaftsministers vom 8. März 1955 für neuerliche 
Unruhe. Er forderte darin die Physikalische Studiengesellschaft auf, zum "Projekt Eifel" Stellung 
zu nehmen und machte so offenkundig, daß man in Sonn dieses Vorhaben noch keineswegs ad 
acta gelegt hatte [539]. Auch wenn Ernst Telschow im Rahmen seines Antwortschreibens 
wiederum keinen Zweifel daran ließ, daß der Standort Eifel aufgrund der geleisteten Vorarbeiten 
und insbesondere des "Fehlen(s) von Hochschulen ... zur Zeit nicht ernsthaft erwogen werden 
(könne)" [540], blieb doch ein gewisses Gefühl des Unbehagens zurück. Immerhin hatte ein 
weiterer Interessent seine Option für die Reaktorstation angemeldet, und es war keineswegs 
abzusehen, welches konkrete Angebot sich dahinter verbergen mochte. 
Hinzu kam, daß das Land Rheinland-Pfalzsein Angebot, Standort des Atommeilers zu werden, 
offenkundig mit erheblicher Hartnäckigkeit zu betreiben gedachte. Der sowohl von der 
Physikalischen Studiengesellschaft als auch dem Bundeswirtschaftsministerium sehr zurückhal-
tend aufgenommen und als aussichtslos beurteilten ersten Offerte ließ Staatssekretär Steinlein 
nämlich schon Ende April1955 zwei weitere folgen [541]. Diese bezogensich auf die Gemeinde 
Ulmen, knapp zwanzig Kilometer nordwestlich von Kochern (Mosel), litten allerdings gleicherma~ 
Ben unter dem bereits gegen Mayen geltend gemachten Mangel der "Universitätsferne" [542]. 
Nicht ohne Resonanz blieb daneben der Vorschlag der Rheinisch-Westfälischen Elektrizitätswer-
ke (RWE) vom Januar 1955, "als Standort des neuen Atommeilers ... das Kraftwerk Höhn der 
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Elektrizitätswerk Westerwald AG in Erwägung zu ziehen" [543]. Die RWE boten an, gegebenen-
falls das Gelände [544] "und eine alte Grube für die Versenkung radioaktiver Abwässer kostenlos 
zur Verfügung zu stellen" [545]. Das Bundeswirtschaftsministerium entschloß sich daraufhin 
allerdings doch nur zu einer bedingten Zusage. Man wolle, so daß Fazit, diesen Vorschlag 
"vielleicht zu einem späteren Zeitpunkt, nicht aber schon bei der Errichtung des ersten 
Versuchsreaktors" [546] berücksichtigen. 
Unübersichtlich blieb demgegenüber die Entwicklung, die die durch die nordrhein-westfälische 
Landesregierung in Vorschlag gebrachte Beteiligung der Bundesrepublik am 20.000 kW 
Reaktorprojekt "JENER" (= Joint Establishment for Nuclear Energy Research) der Stiftung 
"Fundamental Onderzoek van de Materie" (FOM) der Niederlande und Norwegens nehmen 
würde. Von Prof. Leo Brandt, dem Staatssekretär im nordrhein-westfälischen Ministerium für 
Wirtschaft und Verkehr initiiert und unter Mitwirkung des Bonner Ordinarius für Theoretische 
Physik, Prof. Weizel, sowie des niederländischen Unternehmensberaters Dr. E. S. Sirnon 
(Enschede) in die Wege geleitet [547], lag seit Februar 1954 ein konkreter niederländisch-
norwegischer Vertragsentwurf zur deutschen Mitarbeit am FOM-Projekt vor [548]. Wiederholt 
hatte man sowohl auf Seiten der Industrie bzw. der Physikalischen Studiengesellschaft als auch 
im Rahmen von Besprechungen mit dem in Atomangelegenheiten federführenden Bundeswirt-
schaftsministerium dieses Vorhaben erörtert [549], da es unter anderem ja gegebenenfalls sehr 
direkten Einfluß auf die deutschen Versuchsreaktorpläne zu nehmen versprach. Denn, so die 
Überlegungen, sollte es möglich werden, die gewünschten Erfahrungen auf dem Gebiet der 
Reaktorphysik und des Reaktorbetriebes in Kooperation mit den Niederlanden und Norwegen zu 
erlangen, so konnte man den Bau eines eigenen Versuchsreaktors wenn nicht gar hinfällig 
werden lassen, so doch zumindest aufschieben [550]. Dies schien im Hinblick auf mögliche 
Kostenersparungen in Millionen höhe, aber auch den in Aussicht gestellten Wissenstransfer in die 
Bundesrepublik, die zügige Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses sowie den 
Anschluß an die norwegische Schwerwasserproduktion ein durchaus erstrebenswertes Ziel zu 
sein. 
Wiederholt war dieser Weg von Leo Brandt favorisiert worden [551 ]. Demgegenüber hatte das 
Bundeswirtschaftsministerium zu Bedenken gegeben, sich nicht durch eine zu frühzeitige 
Bindung an das niederländisch-norwegische Projekt voreilig vom zukünftig möglicherweise 
wesentlich vielversprechenderen anglo-amerikanischen "Wissenspool" abzuschneiden [552]. 
Auch auf das Drängen von Leo Brandt hin war es schließlich am 17. Januar 1955 zu einer direkten 
Gesprächsrunde zwischen deutschen Industrievertretern und der FOM-Leitung gekommen 
[553]. Mochte Brandt über das Ergebnis des Meinungsaustausches und über den weiteren Gang 
der Dinge auch enttäuscht sein, da die Physikalische Studiengesellschaft schließlich doch einen 
deutschen Alleingang favorisierte, so wurde die Tür zur trilateralen Zusammenarbeit doch nicht 
gänzlich zugeschlagen. Aus einer Aktennotiz, die Karl Winnacker über die Aufsichtsratssitzung 
der Physikalischen Studiengesellschaft vom 2. Februar 1955 anfertigte, wird dies deutlich. Darin 
heißt es: "Zur Angelegenheit FOM wurde verabredet, daß Herr Telschow Herrn Staatssekretär 
Brandt bittet, die Brücken nicht abzubrechen, aber langsam und vorsichtig zu verhandeln. Wir 
sehen gemeinsam die Gefahr, daß diese holländische Gesellschaft in unerfreulichen Zusammen-
hang oder Gegensatz mit der Studiengesellschaft kommt" [554]. Als Ergebnis einer Besprechung 
im Bundeswirtschaftsministerium vom 15. April 1955 zur gleichen Thematik wird festgehalten, 
daß sich nunmehr daß Bundesland Nordrhein-Westfalen gegebenenfalls selbst mit einem 
Jahresbetrag von bis zu 500.000 DM am niederländisch-norwegischen Vorhaben beteiligen 
werde, wobei mit der weiteren Verhandlungsführung die Professoren Weizel und Riezler betraut 
würden [555]. 
Kaum hatte der Vorstoß Nordrhein-Westfalens diesen vorläufigen Abschluß gefunden, bemühte 
sich die Stadt Aachen darum, sich bei der eigenen Landesregierung als Standort für die Bundes-
Reaktorstation ins Gespräch zu bringen (Vgl. Anlage 19). ln seinem Schreiben an Ministerpräsi-
dent Karl Arnold (CDU) bat der Aachener Oberbürgermeister Heusch darum, derartige 
Überlegungen in Erwägung zu ziehen und "gegenüber der Bundesregierung ... auf die Vorteile, 
die Aachen als Standort bieten würde, ... hinzuweisen" [556]. Über den von der Stadt 
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beschrittenen Weg unterrichtete Heusch noch am selben Tage, d. h. am 20. April 1955, 
Staatssekretär Globke vom Bundeskanzleramt [557]. Auch hatte die Stadtverwaltung ihr 
Vorhaben bereits mit der traditionsreichen Technischen Hochschule Aachen und mit Staatsse-
kretär Leo Brandt vom nordrhein-westfälischen Ministerium für Wirtschaft und Verkehr abge-
stimmt. Ein ebenfalls im Vorfelde der lnteressensbekundung für eine Reaktoransiedlung mit 
Wilhelm Bötzkes von der Physikalischen Studiengesellschaft geführtes Gespräch über die 
Chancen einer Aachener Bewerbung fiel allerdings weniger günstig aus. Bötzkes hatte keine 
Zweifel daran gelassen, daß die Aachener Bemühungen zu spät kämen. Die Planungen in 
_München und Karlsruhe seien, so seine Feststellung, "soweit vorgeschritten, daß es im jetzigen 
Stadium nicht mehr möglich (wäre), einen neuen Standort, bezüglich dessen Eignung die 
notwendigen Voruntersuchungen noch nicht getroffen seien, in die Gespräche einzubeziehen" 
[558]. 
Ähnliche Befürchtungen mögen auch Ministerpräsident Arnold dazu bewogen haben, mit dem 
Anliegen der Stadt Aachen zunächst nicht bei der Bundesregierung oder der Physikalischen 
Studiengesellschaft vorstellig zu werden. Wie aus einer Aktennotiz aus dem Bundeskanzleramt 
hervorgeht, war die Physikalische Studiengesellschaft selbst im Juli 1955 "nicht mit dem 
Aachener Projekt befaßt worden" [559] und es ließ sich nicht erkennen, "ob die Regierung des 
Landes Nordrhein-Westfalen die Anregung des Oberbürgermeisters der Stadt Aachen ... weiter 
verfolgen will" [560]. 
Auch in Anbetrachtall dieser Entwicklungen bemühte sich deshalb der baden-württembergische 
Ministerpräsident Gebhard Müller selbst darum, zugunsten seines Landes direkten Einfluß auf 
den Gang des Geschehens um die Standortentscheidung zu nehmen. 
Doch sein persönliches Gespräch mit Werner Heisenberg, in dem er zum wiederholten Male das 
weitgehende Entgegenkommen der Stadt Karlsruhe unterstrich [561] und zudem die Bereitschaft 
erklärte, "den persönlichen Wünschen des Herrn Haisenberg und seiner Mitarbeiter durch die 
Wohnungsbeschaffung und das Errichten von Lehrstühlen entgegenzukommen" [562], verfehlte 
seine Wirkung. Haisenberg votierte weiterhin unbeirrt für München. Nichts und niemand schien 
ihn hiervon abbringen zu können. Baden-Württembergs Hoffnung konnte einzig darin bestehen, 
daß das Bundeskabinett unter Konrad Adenauer sich den Wünschen der Regierung Müller nicht 
ebenso hartnäckig verschließen würde. 
Alles in allem stellte sich die Situation im März 1955 so dar, als ob es zu einer Aufsplitterung des 
deutschen Reaktorprojektes kommen würde. ln München schien die Errichtung eines eher 
wissenschaftsorientierten Forschungsreaktors unter Leitung von Werner Haisenberg sehr 
wahrscheinlich geworden zu sein, während sich für einen größeren "industrienahen" Reaktor 
Karlsruhe als Standort besonders empfahl. Da es sich in beiden Fällen um Reaktoren deutscher 
Eigenkonstruktion handeln sollte, mußte allerdings befürchtet werden, daß dieser Kompromiß 
die Kräfte der Beteiligten sowohl in finanzieller als auch vor allem in personeller Hinsicht 
überfordern würde. Eines der beiden Projekte konnte, wenn überhaupt, nur halbherzig oder mit 
zeitlicher Verzögerung betrieben werden. Dies war den konkurrierenden Städten durchaus 
bewußt und klang auch in einem Schreiben, das Werner Haisenberg an Ministerialdirigent Grau 
vom Bundeskanzleramt richtete, offen an. Dort hieß es im Zusammenhang mit einem Bericht über 
die deutschen Reaktorpläne an die NATO: "Es ist die Errichtung einer Versuchsstation für 
Reaktorentwicklung geplant. Die Leistung des ersten vorgesehenen Reaktors wird erheblich 
unter der vereinbarten Grenze von 10.000 kW liegen, und es werden sich in den ersten zwei 
Jahren auch keine weiterreichenden Pläne durchführen lassen" [563]. 
Was mit dem "Zweitprojekt" dann letztlich geschehen würde, mußte als weitgehend offen 
angesehen werden [564]. ln einer Stellungnahme für die baden-württembergische Landesregie-
rung empfahl deshalb der Präsident des Geologischen Landesamtes, Franz Kirchheimer, mit 
Weitblick, daß sich "gegenwärtig, bei den beschränkten Mitteln und dem zögernden Vorgehen 
der interessierten Kreise ... alle Bestrebungen auf den Bau einer umfassend brauchbaren, also 
größeren Anlage konzentrieren (sollten)" [565]. Von daher konnte es letztlich nur darum gehen, 
den Zuschlag zur Errichtung des zunächst geplanten Reaktors zu erlangen. 
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"ln Sachen Atommeiler", so die Einschätzung von Minister Farny in einem Schreiben an den 
Landesvorsitzenden der CDU Badens, den Karlsruher Bürgermeister Dr. Gurk, "scheint es zu 
einer recht dramatischen Schlußrunde zu kommen" [566]. Und mit dieser Prognose sollte Farny 
völlig Recht behalten. 
6. Die Entscheidung fällt 
Das die eigentliche Dramatik auslösende Geschehen begann sich zunächst noch kaum merklich 
anzukündigen. Seit Ende März 1955 war wiederholt davon die Rede gewesen, daß Adenauer in 
die Erwägungen um die Standortentscheidung für die deutsche Reaktorstation auch eine 
gutachterliehe Stellungnahme "höchster militärischer Stellen" [567] einzubeziehen gedachte. 
Dieser wurde sogar maßgebliche Bedeutung zugesprochen [568], was sich unter anderem auch 
dadurch zu erhärten schien, daß der Bundeskanzler ohne das Vorliegen einer entsprechenden 
Stellungnahme des Amtes Blank(= Amt des Bevollmächtigten des Bundeskanzlers für die mit der 
Vermehrung der alliierten Truppen zusammenhängenden Fragen) bzw. der NATO noch auf der 
Besprechung mit Vertretern der Physikalischen Studiengesellschaft vom 24. März 1955 eine 
Erörterung der Standortthematik strikt abgelehnt hatte [569]. 
Wenig später, und zwar am 2. April1955, war dann einer der militärische Berater Adenauers und 
zwar der vormalige militärische Chefdelegierte bei den EVG-Verhandlungen, Generalleutnant 
a. D. Dr. Hans Speidei [570], über Staatssekretär Globke und den Leiter der Militärischen-
Abteilung der Dienststelle Blank, General Adolf Heusinger, damit beauftragt worden, in Sachen 
Standorttindung die Auffassung der NATO einzuholen [571] (Vgl. Abb. 18). 
General Heusingers Dienststelle wurde vom Ansinnen der Bundesregierung keineswegs 
überrascht. Schon seit dem 5. März 19551ag eine Notiz des Dipi.-Physikers Lützow vor, in der die 
für eine Beurteilung der Standortwahl unter militärischen, d. h. Sicherheitsaspekten, maßgebli-
chen Faktoren zusammengetragen worden waren (Vgl. Anhang). Lützow kam dabei zu 
folgendem Fazit: "Wenn bei der Ortswahl zwischen Göttingen, München und Karlsruhe zu 
entscheiden ist, so kann aus der Beurteilung obiger Werte heraus die Wahl nur auf Karlsruhe 
fallen. Dieser Ort bietet die größte Wahrscheinlichkeit, nicht in die Hand des Gegners zu fallen ... " 
[572]. Mit der NATO hatte man allerdings noch keinen Kontakt aufgenommen, so daß hiermit 
Hans Speidei beauftragt werden mußte. 
Speidei hatte sich daraufhin an den Supreme Allied Commander Europe (SACEUR), also den 
Oberbefehlshaber der NATO-Streikräfte in Europa, General Altred Maximilian Gruenther 
gewandt [573], und um eine entsprechende Stellungnahme gebeten. Der Amerikaner Gruenther 
erklärte sich hierzu auch durchaus bereit, erbat sich jedoch seinerseits einige Tage Bedenkzeit, 
um die Problematik mit den Experten im Supreme Headquarter Al Iied Powers Europe (SHAPE) zu 
erörtern [574]. 
Über das Ergebnis dieser Bemühungen konnte Speidei schon am 23. April 1955 an Theodor 
Blank, den Beauftragten der Bundesregierung für die mit der Vermehrung der allierten Truppen 
zusammenhängenden Fragen und späteren Bundesverteidigungsminister, in militärischer 
Knappheit folgendes berichten: 
"Der Oberbefehlshaber von SHAPE, General Alfred Gruenther, teilte mir heute ... mit, daß seiner 
Ansicht nach für den Reaktorbau nur Karlsruhe und nicht München in Frage kommen könne" 
[575] (Vgl. Abb. 19). 
Diese Aussage ließ von ihrer Eindeutigkeit her keinen Raum für differierende Interpretationen 
und konnte bei realistischer Betrachtungsweise von der Bundesregierung wohl auch nur 
schwerlich ignoriert werden. Adenauer trug diesem Sachverhalt selbst in seiner Einladung zu 
einer Gesprächsrunde u. a. mit den Ministerpräsidenten der Länder Baden-Württemberg und 
Bayern, den Bundesministern Erhard, Schäffer, Blank, Balke und Strauß, sowie dem Vorsitzen-
den des Aufsichtsrates der Physikalischen Studiengesellschaft, W. Bötzkes, Rechnung. Es sollte 
darum gehen, die zunehmend heikler gewordene Frage des Reaktorstandortes zu klären, wobei 
Adenauer bereits vorab folgendes besonders hervorgehoben hatte: 
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1 • An den ~~ 
Herrn Beauftragten des Bundeskanzlers /, 
fUr die mit der Vermßh~tng der alliier-
ten Truppen zusammenhängenden Frngen ~n~~/\~~~ 
z.Hd. von Herrn General Heueinger ~·~ 
Bonn A ~~~~ lty ' 
Betr.z Erforschung und friedliche Anwendung der Kernenergie~ 
hierx Bau eines Kernreaktors. 
Die Physikalische Studiengesellschaft DUeeeldorf, die von 
16 fUhrenden w~otucut~ohen Induatrief1rmen gagrUndet worden ist 
und die Aufgabe hat, auf gemeinnütziger Grundlage die wiesen-
achaftliehen Arbeiten fUr die friedliche Anwendung der Kernphysik 
zu ftlrdcrn, insbesondere oen Bau des eratfln Kernreaktors in der 
Bundearepublik vorzubereiten, hat vorgeschlagen, zunächst eine Ver-
euchsetation fUr Reaktorenentwicklung mit einer Kapazität von 
6000 kW zu errichten. Die Station soll einerseits der Grundlagen-
forschung dienen und andererseits die Möglichkeit bieten, fUr alle 
Arbeiten auf dem Gebiet der friedlichen Atomtechnik Erfahrungen 
zu sammeln, die die Industrie in die Lage versetzen, an der Ent-
wicklung auf diesem Gebiet teilzunehmen und später möglicherweiae 
Leistungsreaktoren (Atomkraftwerke) zu bauen. Das Max-Planck-In-
stitut fUr Physik hat hierzu das in Abschrift anliegende "Programm 
der Reaktorstat:bn11 vorgelegt, aua dem ich Näheres Uber die Aufga-
ben der geplanten Station zu ersehen bitte. Um den Bau der Station 
auf ihrem Gebiet haben eich bisher die Stadtverwaltungen Karlsruhe 
und MUnchen beworben, die bereits eingehende Baupläne auearbeiten 
ließen und in ihren Absichten von ihren Landesregierungen unter-
stUtzt, werden. Wie mir soeben zur Kenntnis get•racht wird, soll sich 
auch die Stadt Aachen in Verbindung mit der dortigen Technischen 
Hochschule und mit der Universität Köln um den Sitz des Atomreak-
tors bemUhen. 
In diesem Zusammenhang hat der Präsident der Max-Planck-
Geaellschaft zur Erörterung gestellt, zwei Reaktoren ( einen 
reinen Forschungsreaktor und einen der e.ngewandten Forschung 
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Abb. 18 (1): 
dienenden Leistungereaktor) an verschiedenen Orten - etwa 
den Forschungsreaktor in der Nähe von München und den Lei-
stungsreaktor bei KarlsrUhe - zu errichten. 
Die Bundesregierung ist im Hinblick auf die außeror-
dentliche Bedeutung, die der Erforschung und friedlichen An-
wendung der Kernenergie zukommt, bereit, die Vorbereitungen 
fUr denEeaktorbau ~u f~rdern, wobei sie sich der Beschrän-
kungen bewußt iet, die zunächst noch nach dem Besatzungarecht 
auf diesem Gebiet bestehen. Sie schenkt der Frage des Stand-
ortes besondere Aufmerksamkeit und hat sich die Entscheidung 
hierüber vorbehalten. 
Der Herr Bundeskanzler hat mich beauftragt, Sie zu bit-
ten, vom Verteidigungsstandptulkt aus zu den erwähnten Vor-
schlägen für den Reaktorbau, insbesondere zu der Frage des 
Standortes, Stellung zu nehmen. Der Herr Bundeskanzler legt 
hierbei Wert darauf, auch die Auffassung der NATO-Experten 
zu diesem Problem kennen zu lernen. Ich wäre dankbar, wenn 
Sie mir die erbetene Stellungnahme in Bälde zuleiten könnten. 
2) Nach Abgan_g 
Herrn Ministerialdirigenten Gumbel 
mit der Bitte um Kenntnisnahme. 
3) Wv. nach Abgang t}:; 
Bemerkung: Nach Vortrag beim Herrn 
Staatssekrstär und nach Besprechung 
mit General Heusinger am 31.3.1955. 
~*· ..;..-Dr. Globke 
Abb. 18 (2): 
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~~ ~( t-ff-<,vl· 
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Der Staatssekretär des Bundeskanzleramtes, Hans Globke, erbittet vom Beauftragten des 
Bundeskanzlers für die mit der Vermehrung der alliierten Truppen zusammenhängenden 
Fragen, z. H. General Heusinger, eine Stellungnahme zur Frage des Standortes der 
Reaktorstation unter militärischen Gesichtspunkten. (Aus: Bundesarchiv Koblenz, B 136/ 
6107 vom 2.4.1955). 
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"Da auch bei der Entscheidung über den Standort einer Reaktorstation, die nur friedlichen 
Zwecken dient, Gesichtspunkte der Landesverteidigung sowie der Sicherheit der Reaktoranla-
gen und ihres Personals zu berücksichtigen sind, habe ich militärische Stellen um eine Äußerung 
ersucht, die jetzt vorliegt" [576]. 
Damit war erkennbar, daß Adenauer die Standortkontroverse gegebenenfalls unter Hinweis auf 
die höchste Nato-Autorität zu entscheiden gedachte und damit einen Weg gefunden zu haben 
glaubte, um auch Werner Haisenberg ein Ausscheren aus einem für ihn unliebsamen Beschluß 
unmöglich zu machen. Der Überraschungseffekt, auf den Adenauer für das Gelingen seines 
Vorhabens sicherlich mit gesetzt hatte, wurde allerdings durch ein vorzeitiges Bekanntwerden 
der Gruenters-Entscheidung konterkariert. Nicht nur, daß Generalleutnant a. D. Hans Speidei 
seinen "hochverehrten, lieben Herrn Ministerpräsidenten" [577] Gebhard Müller vertraulich 
schon Anfang Mai 1955 davon in Kenntnis gesetzt hatte, daß sich die NATO eindeutig für 
Karlsruhe als Standort der zu errichtenden Reaktorstation ausgesprochen hatte [578]. Auch über 
die Aktivitäten Speidels vom 20. und 23. April, also seine Aufzeichnungen über das Gespräch mit 
Gruenther und sein Bericht an Blank, finden sich in den Akten des baden-württembergischen 
Staatsministeriums überraschenderweise Abschriften. Man war mithin über diese Vorgänge von 
Anfang an bestens unterrichtet. Auch hatten Müller und Speidei zumindest eine Gelegenheit 
wahrgenommen, um im persönlichen Gespräch den neuesten Stand der Dinge zu erörtern. Als 
günstiger Anlaß diente hierzu die Gedenkveranstaltung, die zum 150. Todestag von Friedrich v. 
Schiller am 8. Mai 1955 im Württembergischen Staatstheater zu Stuttgart durchgeführt worden 
war [579]. 
Auf der anderen Seite zeigte sich auch Werner Haisenberg über die neuesten Entwicklungen 
keineswegs schlechter unterrichtet, als seine baden-württembergischen Widersacher. Als Indiz 
hierfür dürfte unter anderem gelten, daß er nicht mehr bereit war, an der für den 28. Juni 1955 
anberaumten konstituierenden Sitzung des Technisch-Wissenschaftlichen Beirates der Physika-
lischen Studiengesellschaft teilzunehmen, die damit am Vortage der entscheidenden Bespre-
chung bei Bundeskanzler Adenauer stattfand. Diese Art des persönlichen Protestes scheint für 
Haisenberg auch keineswegs ungewöhnlich gewesen zu sein. So hatte er bereits früher, und zwar 
im Zusammenhang mit den Verhandlungen über das Abkommen zur Errichtung einer europäi-
schen Organisation für kernphysikalische Forschung, auf eine Ungeschicklichkeit des Ratspräsi-
denten Amaldi mit demonstrativem Fernbleiben von den Verhandlungen in Paris (28. Juni bis 3. 
Juli 1953) geantwortet (Vgl. Politisches Archiv des Auswärtigen Amtes). 
Auch im neuerlichen Falle hatte es den Anschein, als ob Haisenberg über den zu erwartenden 
Ausgang der Unterredung beim Bundeskanzler bereits vorab Kenntnis erhalten hatte, so daß er 
seine Sache verloren gab und seiner Mißbilligung durch Fernbleiben von der Sitzung der 
Physikalischen Studiengesellschaft Ausdruck verlieh. 
Allerdings spiegelte der Verlauf der Sitzung des Technisch-Wissenschaftlichen Beirates (TWB) 
die Befürchtungen Haisenbergs in keiner Weise wider. Zunächst hatte sich Alfred Petersen, der 
stellvertretende Aufsichtsratsvorsitzende der Physikalischen Studiengesellschaft, nur widerstre-
bend zur Übernahme des Vorsitzes im neuen Gremium bereiterklärt Er betrachtete sich auch 
ausdrücklich als Leiter und nicht als Vorsitzender der Institution TWB [580]. Nach wie vor sollte 
diese Interimslösung durch Einbeziehung des demonstrativ abwesenden Werner Haisenberg 
bereinigt werden [581 ]. 
Im Anschluß an diesen Auftakt stellte Wilhelm Bötzkes den Anwesenden die gutachterliehe 
Stellungnahme der Physikalischen Studiengesellschaft zur Standortfrage dar und rückte hierbei 
keinen Deut von der am 28. Februar 1955 in Aufsichtrat und Gesellschafterversammlung 
beschlossenen Position ab [582]. Er unterstrich, daß die Physikalische Studiengesellschaft " ... 
auf Grund der eingeholten Gutachten den Standort München für den künftigen Reaktor vorzöge" 
[583] und begründete diese Entscheidung mit dem Hinweis darauf, daß "hierfür ... allerdings 
nicht technische, sondern wissenschaftliche Gesichtspunkte (Universität und Technische 
Hochschule) maßgebend (gewesen seien)" [584]. Sibyllinisch fügte Bötzkes wiederum hinzu, 








Mitglied des Bundestages 
B o n n 
Der Oberbefel.lshabcr von SHAPE, General Alfred 
G r u e n t h e r 
sprache mit seinen 
sieht nach für den 
K a r 1 s r u h e 
kolll1:len könne .. 
, teilte mir heute nach Rück-
Experten mit, dass seiner An-
R e a k t o r b a u n u r 
und nicht München in F·rage 




Herrn General Heusingen 
Der Oberbefehlshaber der NATO in Europa, General Altred Gruenther, äußert sich auf Anfrage der 
Bundesregierung zur Frage des Standortes für eine deutsche Reaktorstation. (Aus: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 
vom 23.4.1955). 
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Bötzkes an der ins Auge gefaßten Finanzierungsregelung für den Bau der Reaktorstation fest und 
wies dem Bund drei Viertel und der Industrie ein Viertel der entstehenden Kosten zu [586]. Sicher 
war nunmehr auch, daß der Planungsausschuß an die Errichtung einer Forschungsstation 
ähnlich derjenigen von Harwell (Großbritannien) bzw. Oakridge (Kanada) dachte [587]. 
Unterstellt man, daß der Aufsichtsrat der Physikalischen Studiengesellschaft wohl kaum weniger 
gut über die Standortempfehlungen des Amtes Blank bzw. der NATO und ihre Bedeutung für die 
Bundesregierung informiert gewesen sein wird, wie alle übrigen Beteiligten, so bekommt das 
"München-Bekenntnis" Bötzkes eine durchaus eigene Bedeutung. Dies um so mehr, als die 
Physikalische Studiengesellschaft diese Entscheidung wenig später ohne viel Aufhebens 
kurzerhand zu revidieren vermochte [588]. Es scheint einiges dafür zu sprechen, daß Bötzkes 
unter den gegebenen Verhältnissen mit dem ostentativen Votum für München einen Weg zu 
beschreiten suchte, um Heisenberg doch noch die Mitarbeit am Reaktorprojekt zu ermöglichen. 
Denn nach wie vor stand dessen Drohung im Raum, sich aus der angewandten Kernforschung 
gänzlich zurückzuziehen, falls nicht seiner Forderung nach Errichtung der Reaktorstation und 
des Max-Pianck-lnstituts für Physik in München entsprochen würde. Wohlwissend, daß nach der 
NATO-Stellungnahme hierfür kaum noch ernsthafte Realisierungschancen bestehen konnten, 
stelle das Votum der Physikalischen Studiengesellschaft eine Geste des guten Willens dar, durch 
die man sich Haisenberg zu verpflichten hoffte. Denn hatte sich die Physikalische Studiengesell-
schaft nicht bis zuletzt an seine Seite gestellt? Und auch die Bundesregierung würde 
gegebenenfalls doch nur den Notwendigkeiten entsprechen, die höchste militärische Stellen bei 
der Errichtung einer deutschen Reaktorstation für unabdingbar hielten. Diesen "Sachzwang" 
mußte doch auch Heisenberg einsehen können. Sein möglicher Rückzug aus der angewandten 
Kernphysik würde mithin in jedem Falle letztlich die Falschen treffen und damit in deren Augen 
eine schreiende Ungerechtigkeit darstellen. Konnte Heisenberg sich zu derartigem tatsäQhlich 
guten Gewissens hergeben, wenn sich die Physikalische Studiengesellschaft bis zuletzt an seine 
Seite stellte? Man hatte zumindest versucht, dieser Entwicklung entgegenzutreten und würde 
nun abwarten müssen, welchen Verlauf am nächsten Tag die Sitzung beim Bundeskanzler nahm. 
Allerseits hatte man sich hierauf nochmals gründlich vorbereitet [589], die Argumentationslinie 
festgelegt, Hintergrundgespräche geführt [590] und sich mit den eigenen Fürsprechern im 
Bundeskabinett abgestimmt [591]. Am Mittwoch Nachmittag des 29. Juni 1955 versammelte sich 
unter Leitung von Bundeskanzler Adenauer im kleinen Sitzungssaal des Hauses Schaumburg 
eine hochkarätige Gesprächsrunde. Erschienen waren fünf Bundesminister (Balke, Blank, 
Erhard, Schäffer und Strauß), der Ministerpräsident, der Wirtschaftsminister und der Minister für 
Bundesangelegenheiten des Landes Baden-Württemberg, der Bayerische Kultusminister (Prof. 
Rucker) in Vertretung des Bayerischen Ministerpräsidenten, der Bayerische Staatssekretär Dr. 
Guthsmuths, der Präsident der Deutschen Forschungsgemeinschaft (Prof. Raiser), der Deutsche 
Botschafter in den Vereinigten Staaten (Krekeler), der Aufsichtsratsvorsitzende der Physikali-
schen Studiengesellschaft (W. Bötzkes) und sein Geschäftsführer (E. Telschow), Dr. Pferdmen-
ges, sowie mehrere Staatssekretäre [592]. Auffälligerweise, und auch in dieser Hinsicht ließen 
sich bereits Rückschlüsse auf den erwarteten Gesprächsverlauf ziehen, hatte Bayern weitaus 
weniger gewichtige Repräsentanten in die Gesprächsrunde entsandt, als Baden-Württemberg. 
Die zusätzliche Einbeziehung von Botschafter Krekeler durch die Bundesregierung signalisiert, 
daß die deutschen Reaktorplanungen immer noch eine Dimension aufwiesen, die den rein 
nationalen Rahmen sprengten. Wichtig ist, daß Krekeler unter diesem Aspekt anläßlich einer 
Besprechung mit Bötzkes, Telschow und Holzmann Anfang Juli 1955 Bedenken gegen den 
Standort München vorgebracht hatte [593]. 
Nach ausführlicher Diskussion, bei der die kontroversen "Meinungen von Wissenschaft und 
Wirtschaft ... offenbar hart aufeinander geprallt (waren)" [594], zeichnete sich dann als 
Entscheidung der Bundesregierung folgender Kompromiß ab: 
1. Die große Versuchsreaktorstation, ausgestattet mit einem Reaktor von etwa 5.000 bis 6.000 
kW Leistung, sollte in Karlsruhe errichtet werden; 
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2. Das Max-Pianck-lnstitut für Physik sollte, bei zustimmender Entschließung des Senats der 
Max-Pianck-Gesellschaft, nach München verlagert werden; 
3. Zur Ergänzung dieses Instituts sollte dort ein kleiner Reaktor für rein wissenschaftliche 
Zwecke gebaut werden, dessen Kosten sich auf drei bis fünf Millionen DM belaufen sollten; 
und 
4. Wurde vorgesehen, Werner Haisenberg mit der "Oberleitung" für die Errichtung und die 
Versuchsarbeiten des Karlsruher Reaktors zu betrauen [595]. Für den Fall, daß Heisenberg, 
der von Bötzkes und Telschow zu einer nun endgültigen Entscheidung darüber aufgefordert 
werden sollte, ob er nach München oder Karlsruhe gehen wolle, sich für München entschied, 
wurde als Kandidat für die Leitung des Karlsruher Reaktors erneut Prof. Gentner (Freiburg) 
vorgeschlagen (596] (vgl. Dokumentenanhang). 
Insgesamt gesehen schien sich damit die Karlsruher Position durchgesetzt zu haben, während 
der München-Teil des Beschlusses wohl eher als versöhnliche Geste an Werner Haisenberg 
gedacht war. Weniger wohlmeinende Zungen sprachen sogar von einem "Geschenk", welches 
Werner Haisenberg dargebracht wurde [597]. Das Bundeswirtschaftsministerium sah in der 
Aufforderung an Heisenberg, sich zwischen den Projekten München und Karlsruhe zu entschei-
den, ohnehin nichts anderes als eine Vergehensweise von "offenbar nur taktische(r) Bedeutung, 
da niemand daran zweifel(n) (könne), daß die auch vom BWM vorgeschlagene Kompromißlö-
sung durchgeführt werden (würde)" [598]. Die angesprochene "Kompromißlösung" sah, wie 
erwähnt, die Errichtung des großen Eigenbaureaktors in Karlsruhe vor, während München 
allenfalls einen kleineren Reaktor für reine Forschungszwecke erhalten sollte. 
Von daher kann es kaum überraschen, wenn Minister Farny im Rahmen eines Telefonates mit 
dem Karlsruher Bürgermeister Dr. Gurkam 30. Juni 1955 zum Besprechungsergebnis resümierte, 
daß "Herr Ministerpräsident wie auch der Herr Stellvertretende Ministerpräsident und er selbst ... 
mit dem Ergebnis zufrieden (seien)" [599]. "Man werde", so Farny weiter, "das wirtschaftlich viel 
wertvollere, nämlich den industriellen Atommeiler, bekommen" [600]. Demgegenüber würde 
München nur einen Meiler in Laboratoriumsdimension erhalten. "Er glaube, daß das für München 
ein Danaer-Geschenk sein werde" [601]. 
Ähnlich muß es wohl auch Werner Haisenberg gesehen haben, der sich über den Beschluß der 
Bundesregierung maßlos enttäuscht gab. Der Physikalischen Studiengesellschaft gegenüber 
äuß.erte er, daß die "vorgesehenen kleinen Reaktoren" für ihn "nicht interessant (seien)" [602] und 
er es deshalb ablehnen würde, "solche Gnadengeschenke anzunehmen" [603]. Dies waren 
deutliche Worte, die zudem den Kern der Problematik trafen. 
Auch in der Öffentlichkeit nahm Haisenberg nunmehr kein Blatt mehr vor den Mund und griff die 
Bundesregierung deutlich erkennbar an. ln seiner mit Spannung erwarteten Rede anläßlich der 
fünften Tagung der Nobelpreisträger in Lindau vom 12. Juli 1955 bezeichnete er es als "schweren 
Fehler", daß man die "geplante und unbedingt erforderliche Station in zwei Teile auseinanderrei-
ßen (wolle)" (604] und "daß man die Entscheidung über den Standort ... nicht schon vor zwei 
Jahren gefällt habe" [605]. Doch damit nicht genug. Es würde geradezu dem Sinn der Station 
widersprechen, so Heisenberg, wenn in räumlicher Trennung voneinander der wissenschaftliche 
Teil der Arbeiten in München und der technische in Karlsruhe durchgeführt werden solle. 
"Höchstens könne man aus ,politischen Gründen' die Plutonium-Gewinnung und die Anreiche-
rung der seltenen Uran-Isotope von der Reaktorstation trennen" [606]. Dieser Hinweis ließ 
aufmerken, waren doch im Bewußtsein der Öffentlichkeit die Begriffe Plutonium und angereich-
ertes Uran ohnehin auf's engste mit der Vorstellung von einer militärischen Nutzung der 
Atomkraft verknüpft. Hinzu kam, daß es Haisenberg bei dieser Anmerkung nicht beließ, sondern 
sein Lindauer Referat mit der Aufforderung beschloß, "daß alles vermieden werden solle, was der 
deutschen Forschung den Anschein geben könne, sie bereite militärische Maßnahmen vor" 
[607]. Zumindest unterschwellig stand damit die Befürchtung Haisenbergs im Raum, die 
Bundesregierung habe sich bei ihrem Votum für den Karlsruher Standort auch von militärischen 
Überlegungen leiten lassen [608] (Vgl. Abb. 21 ). 
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Durchweg wurden die Ausführungen Haisenbergs auch in diesem Sinne interpretiert und sorgten 
für entsprechende Unruhe. Auf einer Sitzung des Ministerrates vom 18. Juli 1955 wies etwa der 
Karlsruher Oberbürgermeister Klotz voller Sorge auf verschiedene Presseäußerungen Haisen-
bergs hin, "aus denen zu schließen sei, daß der Reaktor, der nach Karlsruhe komm(e), 
militärische Aufgaben tangie(re)" [609]. Klotz befürchtete, daß "hierdurch Unruhe unter der 
Karlsruher Bevölkerung entsteh(en) könnte" [610] und bat die Landesregierung, zunächst "die an 
sich sehr erfreuliche Gewinnung des Reaktors für Karlsruhe nicht weiter zu publizieren und zu 
unterstreichen" [611]. Ein anderer Sitzungsteilnehmer, und zwar Landesgewerbeamts-Präsident 
Dr. Seifriz vom baden-württembergischen Wirtschaftsministerium, wußte aufgrundvon vertrauli-
chen Informationen aus dem Bundeskanzleramt über die Stimmungslage in Sonn zu berichten, 
daß man dort der Auffassung war, daß Haisenberg sich "durch eine Reihe unbedachter 
Presseäußerungen ,danebengesetzt' (habe)" [612]. Wenig später ist sogar von einer "starken 
Verstimmung" [613] die Rede, die nach Ansicht von Ernst Telschow sogar dazu geführt habe, daß 
die Bundesregierung nicht mehr wünsche, durch Prof. Haisenberg auf der bevorstehenden 
internationalen Genfer Atomkonferenz vertreten zu werden [614]. Dennoch war es Haisenberg 
selbst, der Außenminister von Brentano auf schriftlichem Wege die Bereitschaft zur offiziellen 
Teilnahme an der Genfer Atomkonferenz aufkündigte und damit - wenn auch "mit den besten 
Empfehlungen" - eine längst gegebene Zusage zurückzog. Als "Ersatzmann" für sich brachte 
Haisenberg .in kaum verblümter Weise seinen Mitarbeiter und Schüler Karl Wirtzins Gespräch, 
während Otto Hahn demgegenüber eher auf Wolfgang Gentner setzte (Vgl. Abb. 20). 
Nach diesen heftigen Wellen, die das Ergebnis der Besprechung mit dem Bundeskanzler vom 29. 
Juni 1955 ausgelöst hatte, mußte von besonderem Interesse sein, wie sich die Gremien der 
Physikalischen Studiengesellschaft letztlich zu den gefaßten Beschlüssen stellen würden. Die 
entscheidene Aufsichtsratssitzung war auf den 15. Juli 1955 anberaumt worden, und als Gast 
hatte man insbesondere Werner Haisenberg hinzugebeten [615], den man bereits vorab für die 
vorgeschlagene Lösung zu gewinnen versucht hatte [616]. Diesem wurde im Anschluß an eine 
Skizzierung der nunmehr bestehenden Ausgangslage durch Wilhelm Bötzkes auch unverzüglich 
das Wort zu einer ausführlichen Stellungnahme erteilt. 
Haisenberg begann seine Ausführungen ebenso mit einem verbalen Paukenschlag, wie er sie mit 
einem solchen enden ließ. "Die Reaktorphysik", so seine Eingangsfeststellung, "{sei) vom rein 
wissenschaftlichen Standpunkt aus nicht mehr besonders interessant" [617]. Und, so sein Fazit, 
"er werde seine Arbeit und die seines Institutes wieder auf reine Grundlagenforschung 
konzentrieren ... , falls die Reaktorentwicklung in Karlsruhe durchgeführt würde" [618]. Mit 
absoluter Konsequenz blieb Haisenberg damit in der strittigen Standortfrage seiner bisher 
eingenommenen Positiontreu und erwies allen Kompromißvorschlägen eine unmißverständli-
che Absage. Gleichzeitig nutzte er sein statement zu einer "Generalabrechnung" mit dem von der 
Bundesregierung in der Konzeption der Reaktorstation eingeschlagenen Weg. Er warf ihr unter 
anderem vor, Erfahrungen nicht berücksichtigt zu haben, die im Hinblick auf die Notwendigkeit 
einer engen Zusammenarbeit "zwischen der rein wissenschaftlichen und der angewandten 
Forschung" [619] bereits während des Krieges bei den Arbeiten am Reaktor in Haigerloch hatten 
gesammelt werden können. Es sei danach völlig falsch, im Anfangsstadium des Reaktorbaus eine 
örtliche Trennung von wissenschaftlicher und angewandt-technischer Entwicklung vorzuneh-
men [620]. Zudem dürfte auch das, was die Bundesregierung unter einem "kleinen Reaktor für 
München" verstünde, auf "technischen Mißverständnissen" beruhen [621 ]. Eine derartige 
Eigenkonstruktion erfordere eine Mindestmenge von 25 Tonnen Uran, "so daß die Kosten für 
einen solchen Reaktor fast ebenso hoch sein würden wie diejenigen des Reaktors in Karlsruhe" 
[622]. Im übrigen galt zu diesem Zeitpunkt noch nicht einmal die Uranversorgung auch nur eines 
deutschen Reaktors als gesichert [623]. Mit einem aus den USA importierten Versuchsreaktor für 
ein bis zwei Millionen DM gedachte Haisenberg sich mithin nicht abspeisen zu lassen. 
Seine Darlegungen, und vor allem die Ankündigung, sich aus der deutschen Reaktorentwicklung 
zurückzuziehen, löste in der Aufsichtsratssitzung der Physikalischen Studiengesellschaft eine 
"eingehende Aussprache" aus. Obwohl insbesondere Winnancker, Haberland, Knott, Petarsen 
und auch Reusch Haisenberg geradezu bedrängten, "seine Bedenken zurückzustellen und sich 
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MAX-l'LAllCK-Dl'STITUT PÜR PHYSIK 
Prof .. w .. Heiaenberg 
An den 
Bundesminister des Auswärtigen 
Herrn Dr. von B r e n t a n o 
Bonn 
Göttinge.n, 18 .. Juli 1955 
Sehr verehrter Herr Btindeaminister ! 
Sie hatten mich durch Ihr Schreiben vom 2l.Jun1 1955 gebeten 
als ~fttglied der deutschen Delegation an der Tagung über Atom-
energiefragen in Genf teilzunehmen .. Ich hatte Ihnen am 25 .. Jun1 
meine Zusage geschrieben, da ich annahm, dass ich an den Arbeiten 
für die friedliche Ausnützung der Atomenergie in Deutachland 
später an verantwortlicher Stelle teilnehmen würde.. Diese Voraus-
setzungen haben sich inzwischen grundlegend dadurch geändert, 
daaa nach einer Entscheidung der Bundesregierung die deutsche 
Atomreaktor-Station ~ KaXlarUhe errichtet werden wird, und ich 
daher keine Möglichkeit hahe, unmittelbar mit meinem Institut 
an der Errichtung der Station mitzuarbeite~ Die Frage der 
Atomenergieausnützung wird also für absehbare Zeit ausaerhalb 
meines eigentlichen Interessengebietes liegen mtinsen, und ich 
bitte Sie daher, von meiner Beteiligung an der Delegation absehen 
zu wollen. Mit dem P~dsidenten der Deutschen Porschungsgemein-
sohaft9 Herrn Prof. Raiaer, habe ich auch schon in diesem Sinne 
gesprochen. 
Hinsicht11ch eines Ersatzmar~es fllr mich möchte ich keine 
Vorachläge machen .. Sachlich wäre es wohl das richtigute, wenn 
man den Wissenschaftler oder Techniker entsenden kijnnte, der 
später die wissenschaftliche Verantwortung fUr die Reaktorstation 
tragen wird .. Ob sich aber die Physika11schs Studiengesellschaft 
DUsseldorf schon in der nächsten Zeit über die Leitung der zu-
künftigen Reaktorstation wird ~tacheiden kdnnen~ scheint mir 





Wenn Sie einen sach.kundigen Berater in den Fragen des 
Reaktorbaus brauchenp so ist der geeignetste deutsche Vertreter 
sicher Herr Prof. WIRTZ (der als Mitglied der Expertengruppe 
auf jeden Fall nach Genf kommen wird), da Prof. Wirtz sich zusammen 
mit einer kleinen Gruppe von tüchtigen Mitarbeitern in meinem 
Institut während der letzten zwei Jahre sehr grUndlieh mit allen 
Fragen des Reaktorbaus beschäftigt hat und schon aus der Kriegszeit 
Erfahrungen auf diesem Gebiet besitzt. 
Abb. 20: 
Abschrift 
Mit den besten Empfehlungen 
bin ich 
Ihr seh~ergebener 
gez .. W., Reisenberg 
Herrn Dr. Hötzkes vertraulich zur Kenntnis 
und zum Werbleib bei den dortigen Akten. 
Wie mir mitgeteilt wir~1 beabsichtigt das 
Auswärtige Amt nunmehr,•Prof. ~ntner anstel-
le von Prof. Reisenberg nach Genf zu delegie-
ren. 
Nobelpreisträger Werner Haisenberg zieht dem Auswärtigen Amt gegenüber die Zusage zurück, die 
Bundesrepublik Deutschland als Deligierterauf der ersten Genfer Atomkonferenz zu vertreten (Aus: IKB, 
Bestand 15, Brief vom 18.7.1955). 
Atommeiler kostet 80 Mill.. 
Helsenberg Jn Llndau I Nur eine Anlage zweckmlUllg 
Von um.erem r.ach Llndau entsandten 
Wb!iienschattllchen Mitarbeiter 
. Dr. t:duard Wlldbagen 
Llndau, 13, Juli 
Wa< kann Im Augenblick über die 
Frage elnesAiommellerbaus lnDenlseb-
land gesagt werden? Uber dieses Pro· 
blem spracll gestern auf der fünften 
TagUnK der Nobelpre!Airllger in Llndau 
Prof. Werner II e ls e n b er g, Gßttlngen. 
Hier der Extrakt seines Vorlrasea. 
Zur Zelt streiten sicll MündJen und 
Karlsruhe darum, Sitz des ersten deut-
schen Atommeilers zu werden .• l!eide 
Stä<lliLWld.Jli:IY!v."ragend gerüstet, ~:~m 
0Je'7ifbcit au!zunehmen.Trl'l~!lelll_Y/ä.r~ 
es ein scllwerer Fehler, wolllemanwlrk-
1Iili<lle ilcJ?läiru! u}1cr~un'Ji~Iöit~dQi.:. 
~~ifuJ%~.ta!fcli\ ]~z-~~1 Te_ile •• •!tS.WlJ!l!:.. 
\Vlrrlmt es überhaupt für einen Sinn, 
wenn wir in Dcutscllland<'lne Atomkraft-
station bnucn? Vt'nrum übernehmen wir 
nlcllt elnfacll das, was man lm Ausland 
bereits entwickelt hat? Das Ist ein eng-
herziger Standpunkt, vor dem wir uns 
hüten m!issen, denn die Ausnützung der 
Atomkraft Ist die Technik von morgen 
und die Wirlscllnll von übermorgen, aus 
du Deutschland •lth nlcllt nussdllloßen 
darf. w~mn l)('ufsehland steh nn dieser 
Entwicklung aktiv betetilgen will, nacll-
dcm es scllon viele Jahre versäumt hat, 
so muß es zuniichst in Zusammenarbeit 
von Wisscnscllalt und Tecllnik versucllen, 
den Vorsprung des Auslandes aufzu· 
holen. Zu diesem Zweck .ist eine &roße 
Vetsucllsstatlon nötig. Zu Ihr gehört eine 
Reihe von Nebenlrutltuten. Die Kosten. 
einer vemilnitigen Anlage belragen rd, 
30 Millionen DM. 
Diese Station - die erste Stufe -
sollte eng mit der Industrie zusammen-
arbetten und alle Zweige der Forscllung 
berückslclltlgen, unter anderem aucll die 
Medizin, die ja an der Erforschung der 
Atomwirksamkeit hervorragend Inter-
essiert ist. Sie sollte gewissermaßen ein 
Umsclllagplatz !Ur Erfahrungen zwi. 
sehen Wissenschaft und Tecllnlk sein. 
Deshalb sollten alle ln Frage kommen· 
den Firmen Arbeitsgruppen entsenden, 
damit man sich gegenseitig mit dem 
Stand der neuesten Forscllung vertraut 
maclll. Höcllstens aus pollllscllen Grün· 
~cn wäre es lllögllcll, die Gewinnung der 
·Noch keine Atomkraftwerb 
Voo UD$erem Kouupondenten 
Kl, Dlluoeldorf, II. Juli 
Ja der Bunnesrepubllk Ist vorerst nidlt 
an den Bau von Atomkrallwerken ge• 
dadlt. Das teille der frühere Leiter der 
Produktlvllälszentrale der OEEC, Horlen, 
anläßllch einer Vortrag!lversarnm1ung 
dl''l RAIIont~lisJerunu!tkuratorlumß drr 
dculsdlen Wlrlscllalt ln Dilsseldorl mit. 
England hat 16 dieser Werke errlditet. 
Dabei baben sich jedoch, wie Harten er· 
klärte, erhebliche Sdlwlerigkellen durcll 
das in!lzierte Wasser ergeben, !Ur dils 
man vorläufig noch keine Abfluß· oder 
Speldlermöglichkeit ge!Wlden hat. In 
...., ___ • _ __._.~_,.. ~--f-..1 -··' .Sl---- rt-i..l-.o 
Heisenberg 
Aufteilung der deutschen Reaktorstation gegen 
ine 
welobo!n Sbmdort die En1<odlllld~ ~retiUt 
werde. 
Profe!!!!OT Hehlenberg berlfferle die Kosten 
einer ~n Reaktorlltatlon mit den Neben-
instituten auf rund 211 MIJllonen Mark. Davon 
würden allein auf den Reaktor 17 Millionen 
Mark entfallen. Dle in der ~ laut l!ewor-
denen Befürchtun~ren, daß eine AtomfOT'I!ChunJtS-
atatlon ungilnstlge Auswirkungen auf die Be-
völkenmtr nahegelej!ener Stildie haben könne, 
eelen unbearllndet. Man habe heute genUgend 
Wege «efunden, um AbfAlle zu beseitigen und 
zu verhindern, daß die Luft übermäßig radio-
aktiv ~. ProteNOr Heli!enberg betonte zum 
Schluß, daß alles vermieden werdun solle, was 
der delrl6d\en Foi"Bchung den Anod>ein ·geben 
k!lnne, !de b«f::!Al mllitllrlscbe Maßnahmen vor. 
WeUe~~re Ji.tOUIJM!IIer-:Betlpredmngen 
ll...,ttpri CEIB· tler.) - In der Atommeller-
l"rage IInden zur Zelt, wie Ministerpräsident 
Dr. Müller mitteilte, nod:t eingehende Be-
spnchunlllen der lntere .. terten Regierungs-
aulien mit Industriellen, G<!lehrten und der 
GneliJichaft für pbyslkalisclle Forschung statt. 
Dle in Bonn se!aßten Besdllllsse sollen erst 
dann verölfentllcllt werden, wenn diese Be-
ltf"tt'edwngen ab~&d1losscn sind und werm der 
l. lndeswlrtachaflsmlnlster den Gesetzentwurf 
Ober Atom1orftdlUnlf und Atomnutzung \·or-
, .. ,..,gt hat. Dr. MUll er Nklärte die Zu!rieden-
nelt der l.andesreglerull!l mit den Bonner Enl· 
scllcld.ungen. 
Helsenberg Uber die Atom-Meiler 
lJndAu (dpa) 
Das größ!Al Interesse von allen Vorlrllgm 
der Nobelprelolrllger- Tagung in Llndau er-
weckte am Dienstag das Referat von Professor 
Werner Helsenberg (Göltlngen), der llber die 
Pläne !Ur eine Reaktorstation Im Gebiet der 
Bundesrepublik eprncll. Die Entwicklung von 
Atornkra!twerken Im Ausland zeige, daß hier 
ein wichtige. neues Gilblet der Wirtschaft ent-
stehe. Wenn Deub!chland sich aktiv an dieser 
Entwld<luJllt betelUgen wolle, ao müsse es zu-
nftchst Jn Zusammenarbeit von Wissenschaft und 
'l'fe:hnik venuchco, ~en .. V1U'Strrung.dea.Auslan~ 
des B~Zill:IOltr\ und' elitkli.a, AtomJ'eaKtO.r~ zlt 
cl)twic;j<~tr.. . ,, . . . . , 
Nadi def!~ Vor6lld des. Auslandu ~I hierzu 
der twckkml!ßtgste Weg.der ßatl einer Versuchß-
st.atlon ·für. Reaktoren-Entwicklung. Zu dieser 
fit.ttmi',grh!lrlen ein oder mehrere Vrnruclls-
!'<>llktoren, ein l~ttut 1Ur NculfOnenpby•lk, ein 
'Welteri!l!i fÜf Chemie und eine Reibe von Werk-
5llltten.: vor aUett~ fllr Elektronik, Eventtlell 
l<önne spll~ ein Jootltut für Isotopentrennung 
und flll' med:l:rln:lsche Foi"Bchung hltUutreten. 
Die St.!!tlon aolle ~g mit der Industrie zusam-
menfli'IIelten. Die tlnz~lnen Firmen könnten Ar• 
bel~.entlenden. Die Slatlol) bilde also 
gewissermaßen einen Umschlagplatz [Ur Erfnh-
ni!tJen zw:l!chm W!ssell.lcllaft und Technik .. 
Helstnbel"'l bezeichnete es als sch,weren Feh-
ler, daß.~YU~n die Ent.ocheldung über den Stand-
ort (VOJ"'Iesdllagm sind München und Karls-
Du größle lnlere,.e von allen VorlrDgan der wehheo Standort dlo llfllidlol<!u~o ~•lAllt wordt. ruhe) nicht llchon vor zwei Jahren «eUillt habe. 
NobelprehlrAger·Tagung ln Undau erweckte dat Proleuor Holaenberg h•lll•rle die Kotten aloar Neuerdlnp ."'-''en sosar, Teilungspläne aufge. 
RoJerat von Prof. Werner H elo e • b er o (061· deutultan 1\eaktor·Slatlon mit d .. NeiHo•lotlltu• taucht, tmd • t- habe man vorgeschlagen den 
tlngen), der über dte Pläne l!lr olne Reaktor• tan •ul ruad amtundnranalu ~llltoaen Malll. Da· wi.ul!enschaf '1t:t '' der Arbeit ln MUn~llen 
tlatlon Im Gabtel der 8unduropubllk apra<h. Die von wOrden allela auf den lil.eaktor alebuho don technl· 'Cl?!Jl · .. -,., zu leisten Ell ' 
Entwld!lung von Atomkrallwerken Im Auoland Mllllonan ~arll tntlallan l!t h•h wtnlg "nn, lc:he T I' EI A. -1 sl' dnc 
••loa, daß hier ein wldltlg., nouu <lobtet der ein• l!lalne Ruktor·Siathi~~o wie elv von llll•rl· ~~ tl j I'~ ~lo..._,: em ltrnd er 
Wirtsmall enhtche. Wenn Deuluhtand al<h tkUy kan!adloQ firme• 11\1 etwa 1,2 bla IWtl Mllllonon . a. on. bo•• .....,'Co ' ~~ 1cn 
an dieser l!ntwld<lunn belelllgeq wollo. oo Mark angeboten werde, 111 erworben, ßohha JIP· C·ründcv .2\ '•111 I(; ~~ • • <lic 
mQsso •• zun8dul in Zusammenarbeit voo Wil• aktor .. oolen our fQr Hoducllulon Und wlnen. Anrelcll lcriJt ~r frj At. 0''••p lsslo 
aen•m•ll und !emnlk veuutheo, don VorJpJUng lld!altlldto lnolllule geeignet, §taßglen Jedo<lt fQr Ro.~kto 1(0"' 1& tvJ erJti<f! • 11{/J 
0~do41 ll du Auolandes auhubolen und olgeoo Atomr<l\lh dlo OJUildlogoolon<ltunu ald!t. Dlo t.alluou olner llcis •lr:~j l>JJ,, Jrl 6111 •11 tv, "<&e.o, 04 Ioren zu cntwld<eln. daullld!u 1\oaktor-BtaUon oollo WhiOn•dloftlern, h b,. /J~>j .j0 11 
9 
e b lit~/Jn 12 J 
Holoonberg bualmneto •• alo orhweren Pobler, Ttdlni~ofll und WirlO<:I,.IIlQJ~ Obertrogon wer• ~~t"~ rler /Ji8ctu
1 
°• er;biJrJ,.1 4Yett1~ rler • /J/f dafi man die l!nlt<ltaldung Obor do~ Btaedorl don, llle ln dl( Pru•• laut aowordonon llo!Ordl- Jv !411 11<t D I& G'r "'•trJ e 4t (vorpetdllaoon alnd MOnehenund Karlorubtl \unoon, daß oi!IO Atomloratlluno .. toUon ungUn• Phbl:t/Jilg rle•re /" 4 "b!ttJb!""·li. 8l~t41J/"'' nlmt amon vor twel Ja.hren uolllll hab,. Nouor• tilge Auowlrkungen aul die 8ov61t.erung n•h•· .\: Y•11r. <I er Y er/J
11 
loi111c rlies • h411 d!e dlniJ' selon oogor Tollung•plln• aulgolaudlt, und Q<legenor Stldle heben ~ilnno, seien unbegrOn· q 111lg811 lflre11 lirlc 9· .,,11 °11111Jt er 4r <ieJt •wer habe man vorgaod!lag00, den wluenod!•ll· <Iot. Mon hobo heute ganOgond We3a gofu•den, 81 d!t."rl :tu84 li{dgJ/"IIt" ~lle ••101'1 I IIJ llmen Toll der Arbeit tn Mnnmen, den to<ltnl· um AbUlie ou buoiUgon und w vorhlncler•, doi ~ •he11 • /Jf!rJ~"llh r:ijlc01 '••e 11 lrltt BoiJ o<hen ln l{orlsruhe JU Iabien. lllno oolme Tellunq dlo Luft übormll!lg udloaktly wordo, ' •t"0 • PJ, be lilJg,. Iei! 11 rler rler wtdouprecho •her dem Slno dor,ltaUoa, H6<h· Pro!, HelooniHorg halonie..., SdlluA, doD elloo Jutlsi toto9~ Yaf!c0/4te11rlllcte11 ~llct <1-IJ}(etr,. alons k6nDa man ous .poiltllld!e~ Onloda~' dlo Ylllllladan warda~ oollo, wu dar deuucll .. POl• );•rcte OIJ, ~ II Ulltl' CJ,e :tul' ,~Oge11 81vlr. Plutonlum·Gawlnnung und dio Aaroldoall!llP du ad!~n§ den Antlrld> qeben kllnno, olo berolto Ol>Jh II cJ 0 1.\:s MerJ "''Iee "•tl 91Jt. 
,.ltonan Uran·loolopa vo~ dar Jl.uktorotatlon., mlllllrlullo MlDnalunen vor, o .. h•lb könne 'l<f! Blto />.er }(, lvftte ~~~~~. I; IJJ Og/Jfl 
abtrennoft und an einer anderen Slolto durmlilh· , ... oucll erwlgon, ob nlrht dlo Plulonlumh•utal·"~'t/,f ~llt eJ, Oq<f! 011111)1 ."llrJ r, 8be OJog,.11 9 ren. Der Vortragende betonte aber, doi IOr dla lung und dlo Anreldlel~ng d .. U11n1ln GoiJlaln.feJ8 tt. ,;e114l>J er /JI) 8Bto11 So~/ 4Urf!' Sache tunKmit wenigotons <llo Arbeit an ~I q •r omolt mit anderen e~;oplllf<llon f!laato vorgo· 011bet "1dg11 1/l<f! t1 G l Bllg 0/og• Stelle das tl<hllgste ,.,, unabblnglg devo~, tnr nommen werden aollo. (dpa) g lll!t d!~r". ·~ II{/ •hrt 0höre II 
er lb/Je"'•e ~•tb•t7 hob,.~' 
Abb. 21: 
II •etll "~'rle bereit 
• ~'rot. 
Aus dem Presseecho auf Haisenbergs Lindauer Referat vom 12. Juli 1955. (Aus: KfK, 
Pressearchiv). 
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(der) großen Aufgabe nicht zu entziehen" [624], lehnte es dieser kategorisch ab, sich in 
irgendeiner Weise zur Übernahme von Verantwortung verbindlich bereitzuerklären. Die auswei-
chende Formulierung, "sich beratend, soweit dies seine anderen Pflichten erlaub(t)en, auch für 
das Projekt Karlsruhe zur Verfügung zu stellen" [625], vermochte den Eklat selbst für das 
Protokoll nur mühsam zu bemänteln. Eine Annäherung der Standpunkte war nicht möglich 
gewesen, obwohl Wilhelm Bötzkes es selbst an dem Hinweis nicht hatte fehlen lassen, daß die 
Bundesregierung definitiv "an ihrer Konzeption festzuhalten wünsche" und davor gewarnt habe, 
"durch eine erneute Aufrollung der Standortfrage die Dinge auf unabsehbare Zeit zu verzögern" 
[626]. Auch diese Anspielung auf das von Heisenberg früher selbst so häufig ins Felde geführte 
Argument der Verhinderung unnötiger Zeitverzögerungen beim Aufbau der deutschen "Kern-
energie-Industrie", vermochte ihn nun nicht anzufechten. 
Bötzkes drängte allerdings darauf, nunmehr durch die Physikalische Studiengesellschaft einen 
eindeutigen und klaren Beschluß herbeizuführen. Der daraufhin von Karl Winnacker formulierte 
Vorschlag, "das Projekt Karlsruhe zu akzeptieren" [627], fand die ungeteilte Zustimmung des 
gesamten Aufsichtsrates. Man beschloß einstimmig, "die Entscheidung der Bundesregierung, 
daß Karlsruhe als Standort für den 6.000 kW Reaktor gewählt werden soll, (anzunehmen) ... und 
... sofort mit den Vorarbeiten zur Errichtung der Station an diesem Ort zu beginnen" [628] (Vgl. 
Abb. 22). 
Nachdem offenkundig geworden war, daß Haisenberg unten diesen Bedingungen für die 
Durchführung der wissenschaftlichen Planung der Karlsruher Reaktorstation nicht zur Verfü-
gung stehen würde, hatte sich noch am Rande der Aufsichtsratssitzung der Physikalischen 
Studiengesellschaft vom 15. Juli 1955 die Frage gestellt, wer diese Aufgabe überhaupt würde 
wahrnehmen können. Genannt wurden umgehend die Professoren Maier-Leibnitz, Haxel, 
Gentner, Riezler und Wirtz [629]. Da der insbesondere von Seiten Baden-Württembergs zunächst 
stark favorisierte Freiburger Physik-Ordinarius Wolfgang Gentner eine Tätigkeit bei GERN in 
Genf vorzog [630], lag es an sich nahe, den Göttinger Mitarbeiter Heisenbergs und Leiter der 
Reaktor-Konstruktionsgruppe am dortigen Max-Pianck-lnstitut für Physik, Karl Wirtz, für sich zu 
gewinnen. Dieser galt nicht nur als ausgezeichneter Sachkenner, sondern besaß zudem das 
Wohlwollen Heisenbergs, der sich bei Winnacker bereits für Wirtz verwandt hatte [631 ]. "Man 
könn(e)", so die einhellige Auffassung von Heisenberg und Winnacker, "Wirtz den Aufbau (der 
Reaktorstation unmöglich) zumuten, wenn er hinterher nicht der Chef (würde) [632]. Außerdem, 
so die Andeutung Heisenbergs, sei "sein (eigener, d. Verf.) Zusammenhang mit dem Reaktor 
natürlich naheliegender ... , wenn einer seiner Schüler dort" [633] maßgeblich tätig sei. 
Womit diese Option zu fördern wäre, lag für den baden-württembergischen Wirtschaftsminister 
Veit unmittelbar auf der Hand. Es mußte darum gehen, an einer der der Reaktorstation nahe 
gelegenen Hochschulen entsprechende Lehrstühle bereitzustellen und diese den ins Auge 
gefaßten Reaktor-Wissenschaftlern anzubieten. Veits Aktennotiz nach erging die Aufforderung, 
das Kultusministerium zu unterrichten, damit dieses dafür Sorge tragen könne, den Weg von 
Wirtz an eine der Universitäten des Landes in jeder Hinsicht zu ebnen [634]. Daß die Technische 
Hochschule Karlsruhe sich beim Ausbau des Lehr- und Forschungsgebietes der Reaktorwissen-
schaften mit einem Berufungsvorschlag zunächst "primo et unico loco" [635] auf den Heidelber-
ger Kernphysiker Prof. Dr. Otto Haxel verständigt hatte und demgegenüber der dringende Bitte 
von Wirtschaftsminister Veit um Bereitstellung einer Honorarprofessur für Karl Wirtz nur sehr 
zögerlich nachkam, sei hier nur am Rande vermerkt. Hierauf wird an anderer Stelle noch 
zurückzukommen sein. 
Mit ihrem Votum für Karlsruhe hatte die Physikalische Studiengesellschaft einen weiteren 
Meilenstein in der Standortentscheidung gesetzt. Die übereinstimmenden Positionen von 
Bundesregierung und Physikalischer Studiengesellschaft mußten es als nunmehr geradezu 
unwahrscheinlich erscheinen lassen, daß von dem beschlossenen Weg abgewichen würde. Zu 
einer gegenteiligen Auffassung schien keine Veranlassung zu bestehen. Die Kontrahenten 
konnten mithin davon ausgehen, daß die Würfel endgültig gefallen seien. 
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Abb. 22: 
Die Entscheidung der Physikalischen Studiengesellschaft wird bekannt. (Aus: HStSt, EA 114, Nr. 1055 vom 
18.7.1955). 
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Dennoch zeigt das Verhalten der Betroffenen, daß sie sich ihrer Sache immer noch nicht gänzlich 
sicher sein zu können glaubten. Insbesondere auf Seiten Baden-Württembergs herrschte in 
dieser Hinsicht ein gerüttelt Maß an Mißtrauen. Man fragte sich, ob nicht doch mit der Möglichkeit 
zu rechnen sei, daß in letzter Minute wieder alles hintertrieben würde und suchte dementspre-
chend nach immer neuerlichen Bestätigungen für die getroffene Entscheidung. Diese erhielt man 
auch, und zwar sowohl von der Physikalischen Studiengesellschaft [636] als auch dem 
Kanzleramt bzw. dem Bundeswirtschaftsministerium [637]. 
Die Öffentlichkeit wurde dann Anfang August 1955 durch offizielle Erklärungen der Pressestellen 
des Staatsministeriums Baden-Württemberg (638] und auch des Bundeskanzleramtes [639] von 
der Standortwahl unterrichtet (Vgl. Abb. 23). ln einem zusätzlichen Schreiben an den bayeri-
schen Ministerpräsidenten Hoegner hatte Adenauer die getroffene Entscheidung unter Bezug-
nahme auf die vorangegangene Presseerklärung sogar nochmals explizit erläutert. Aus seinem 
Schweizer Urlaubsdomizil Müren ließ Adenauer Hoegner folgendes wissen: "Bei der erwähnten 
Besprechung (vom 29.6.1955, d. Verf.) wurde vorgesehen, daß der große Reaktor bei Karlsruhe 
errichtet werden sollte, und zwar aus den vertraulich bekanntgegebenen Gründen von SHAPE. 
Es sollte weiter die Verlegung des Max-Pianck-lnstituts für Physik von Göttingen nach München 
betrieben und bei München ein kleinerer Reaktor errichtet werden, der Herrn Professor 
Haisenberg gestatten würde, in vollem Umfange die nötigen wissenschaftlichen Arbeiten 
auszuführen. Die anwesenden Vertreter der Industrie waren ebenfalls für diese Lösung" [640]. 
Auch diesen Ausführungen nach konnte kaum Anlaß bestehen, die gefällte Grundsatzentschei-
dung mißzudeuten und den Standort Karlsruhe erneut infrage zu stellen. 
Dessen ungeachtet sorgte ein Vorstoß Werner Haisenbergs erneut für Unruhe. Dieser hatte auf 
der Aufsichtsratssitzung der Physikalischen Studiengesellschaft vom 9. September 1955 unter 
Bezugnahme auf ein Gespräch mit Bundeswirtschaftsminister Ludwig Erhard, dem Bayerischen 
Ministerpräsidenten Hoegner sowie dessen Kultusminister Rucker [641] (Vgl. Anhang) nämlich 
die Frage aufgeworfen, "ob nicht neben Karlsruhe auch für München ein größerer Reaktor 
vorgesehen und zunächst die Errichtung dieses Reaktors in Angriff genommen werden sollte" 
[642]. Haisenbergs neuerlicher Versuch, die Grundsatzentscheidung zur Standortfindung, die 
Bundesregierung und Physikalischer Studiengesellschaft getroffen hatten, doch noch umzuwer-
fen, führte zu einer äußerst lebhaften Aussprache. Unverzüglich widersprach Ministerialdirigent 
Hinsch aus dem Bundeswirtschaftsministerium, der sich hierzu vorab hatte ausdrücklich 
ermächtigen lassen [643]. Er hielt stattdessen fest, daß Minister Erhard "bei der von Herrn 
Professor Haisenberg erwähnten Besprechung davon ausgegangen sei, daß über den Karlsruher 
Meiler zugunsten der Errichtung bei Karlsruhe entschieden sei" [644]. Man habe im Rahmen der 
Tegernseer Gesprächsrunde ausschließlich erörtert, wie für Haisenberg in München ein kleiner 
Reaktor für wissenschaftliche Zwecke bereitgestellt werden könne [645]. Es sei hingegen in 
keiner Weise darum gegangen, die Entscheidung der Bundesregierung auf den Kopf zu stellen. 
Auch Ministerialdirigent Grau, der Vertreter des Bundeskanzleramtes, trat dieser Linie bei. Er 
verlaß einen Brief, den Bundeskanzler Adenauer an Ministerpräsident Hoegner gerichtet hatte 
und in dem betont wurde, "daß der größere Meiler nach Karlsruhe kommen soll(e), daß aber 
nichts dagegen einzuwenden sei, wenn ein kleinerer Meiler für Herrn Professor Haisenberg in 
München errichtet werde" [646]. SowohlHinschals auch Grau ließen keinen Zweifel daran, daß 
eine Änderung der Entscheidung des Bundeskanzlers in dieser Angelegenheit nicht zu erwarten 
sei [647]. Zur Bekräftigung dieser Position hielt Hinsch später in einer internen Aktennotiz fest, 
daß er sich eine solche Meinungsänderung schon deswegen nicht vorstellen könne, "weil die 
Entscheidung in einem größeren Kreise gefällt worden (sei): Anwesenheit von mehreren 
Bundesministern und der Ministerpräsidenten der beteiligten Länder bzw. deren Vertreter. Hinzu 
komm(e), daß die Entscheidung ... auf einer Stellungnahme von General Grünther (basiere)" 
[648] (Vgl. Anhang). Obwohl auch Wilhelm Bötzkes und Hermann Reusch vom Vorstand der 
Physikalischen Studiengesellschaft wiederholt auf die Eindeutigkeit der Entscheidung "des 
Herrn Bundeskanzlers" [649] aufmerksam machten, kam . man schließlich auf Drängen von 
Winnacker, Haberland und anderen doch überein, Alfred Petersen damit zu beauftragen, bei 
96 
Nr .. 825/55 
Mitteilung an die Presse 
Das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung gibt bekannts 
Mit der Ratifizierung der Pariser Verträge sind im wesentlichen 
die bisher der Bundesrepublik auferlegten Beschränkungen auf dem 
Gebiet der Kernenergie weggefallen. Die Bundesregierung prüft 
nunmehr alle MBgliohkeiten, die sich !Ur die Kernforschung und die 
teobnisoh-wirtsohaftliohe Verwertung der Kernenergie zu friedli-
chen Zwecken in der Bundesrepublik bieten. Aue diesem Anlaß fand 
kürzlich unter dem Vorsitz des Bundeskanzlers eine Besprechung 
etatt,i •. der insbesondere Vorschläge für die Errichtung der ersten 
Reaktorstation in der Bundearepublik er~rtert wurden. Diese Station 
soll auf gemeinnütziger Grundlage der Forschung und der Entwicklung 
der friedlichen Atomtechnik sowie der Heranbildung des wissenschaft-
lichen und technischen Nachwuchses dienen. Bei der Besprechung 
wurde in Abwägung aller in Betracht kommende~ Gesichtspunkte vor-
gesehen, die Re•ktoretation bei Karlsruhe 0u ·a~riohten. Die weite-
ren Verhandlungen über den Bau und den Betrieb der Station werden 
nunmehr zwischen den beteiligten Kreisen der Wissenschaft und Wirt-
schaft, dem Bund, dem Land Baden-Württemberg und der Stadt Karls-
ruhe geführt werden. Im Zusammenhang mit den Plijnen für die Reak-
toretation wird auch die Frage geprüft, wie eine Mitarbeit des Max-
Planck-Instituts für Physik in Göttingen~ dessen ·Leiter, Professor 
Heisenberg, auf dem Gebiet der kernphysikalischen Forschung führend 
tätig ist, bei der Errichtung und an den Arbeiten der Station ge-
sichert werden kann. 
Unabhängig lii~~cnsind die Bayerische Regierung und die Stadt Mün-
chen an Professor Reisenberg mit dem Vorschlag herangetreten, sein 
Institut von GBttingen nach MOnehen zu verlegen. HierOber werden 
noch Verhandlungen zwischen der Leitung der Max-Planok-Gesellschaft, 
der Bayerischen Regierung, der Stadt MUnchen und Professor Reisen-
berg geführt. 
Bonn, den 2. August 1955 
Veröffentlicht durch das 
Presse- und ~nformationsaot 
der Bundesregierung. 
Abb. 23 (1): 
Presseerklärung des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung zur 




Das Land Baden-Wlirttemberg ist vom Kohlenrtrfi er weit entfernt. 
Es muss daher danach streben, auch in der ferneren Zukunft bei 
abnehmenden Kohlenvorräten seine Energieversorgung sicherzu-
stellen. Die hochentwickelte und spezi8lisierte Industrie des 
Landes erfordert es, mit den neu.esten Erk~:~m"~::issen der Tech-
nik und mit den modernsten Fertigungsmethoden stets Schritt 
zu halten. Die Erzeu~ung von Atomenergie und die Atomtechnik 
sind in den Bereich der Verwirklichung gerlickt. Der demnächst 
in Genf stattfindende Atomkongress wird der Öffentlichkeit 
zeigen, dass die Welt am Vorabend des Atomzeitalters steht und 
dass ein Zeitalter neuer Technik be?innt. Die Technik kann gu-
ten, aber auch verderblichen Zwecken dienen. Deutschland wird 
nach der Wiederherstellung seiner Souveränität, die ihm auch 
auf dem Gebiet der Atomforschung die Freiheit gegeben hat, alles 
tun, um die Atomenergie ausschliesslioh flir friedliche Zwecke 
zu gebrauchen. 
Das Land Baden-Württemberg h&t im Hinblick auf den zunehmenden 
Energiebedarf und in EDkenntnis der technischen Bedürfnisse sei-
ner Industrie Wert darauf gelegt, sich massgeblich an der deut-
schen Atomforschung zu beteiligen. Eine engG Zusamruenarbeit zwi-
schen dem Wirtschaftsministerium und der Stadtverwaltung Kerls-
ruhe sowie die Initiative und ständige Mitwirkung des Minister-
präsidenten haben es erreicht, dass die Entscheidung der Bundes-
regierung zugunsten von Kerlsruhe gefallen ist. Diese Stadt wird 
der Standort des ersten deutschen Atomforschungsmeilers werden. 
Gleichzeitig mit dem· ~rossen Forschungsmeiler wird auch ein che-
misches Institut errichtet werden, dem zweifellos noch weitere/ 
folgen werden, da Kerlsruhe als Mittelpunkt der Forschung sich 
auch entscheidend an der Ausbildung der Studenten, Ingenieure und 
Forscher auf dem Gebiet der Atonwissenschaft beteiligen muss. 
Da die Universitäten Freiburg' und Heidelberg über die ersten Kräfte 
auf diesem Gebiet verfligen, wird eine enge Zusammenarbeit zwischen 
dem Forschungsmeiler und den genannten Universitäten in erster 
Linie angestrebt. Die L~ndesregierung wird auch bei der Weiterbe-
handlung der Angelegenheit die Interessen des Landes und seiner 
Wirtschaft wahrnehmen. 
Xermerk· m c.ö.55 von der Pressestelle des 
Staatsministeriums der Presse übergeben. 
Abb. 23 (2): 
Presseerklärung des baden-württembergischen Staatsministeriums zur Entscheidungsfällung 
über den Reaktorbauplatz vom 2. August 1955. (Aus: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 148). 
"Staatssekretär Westrick zu sondieren, ob eine nochmalige Besprechung bei dem Herrn 
Bundeskanzler über die Standortfrage im kleinsten Kreise opportun bzw. möglich sei" [650]. 
Doch hierfür war es längst zu spät. Eine wie auch immer geartete Revision der gefaßten 
Beschlüße stand für die Bundesregierung längst nicht mehr zur Diskussion und dementspre-
chend mußte sich ein weiteres Gespräch zwischen dem Bundeskanzler und Werner Haisenberg 
zu dieser Thematik erübrigen [651 ]. "Ich habe", so Staatssekretär Westrick im Schreiben an 
seinen Kollegen Globke vom Bundeskanzleramt, "Herrn Petersen gesagt, daß nach meiner 
Meinung die Wiederholung der bisherigen Gespräche nur dann sinnvoll sei, wenn Prof. 
Haisenberg sich entschließen würde, auch im Falle der Beibehaltung der Entscheidung für 
Karlsruhe seine wissenschaftliche Mitarbeit zur Verfügung zu stellen" (652]. Doch dies war genau 
das Gegenteil dessen, worum es Haisenberg ging, zumal Westrick ganz offen zum Ausdruck 
gebracht hatte, daß er sich von einem Gespräch zwischen Adenauer und Haisenberg keine 
Änderung der ergangenen Entscheidung erwarte [653]. Im Gegenteil. "Ich glaube jedoch", so 
Westrick, "daß Herr Prof. Haisenberg nach einem solchen Gespräch davon überzeugt sein wird, 
daß die Entscheidung endgültig ist" [654]. Gleichermaßen urteilte Staatssekretär Globke. "An der 
Entscheidung des Herrn Bundeskanzlers zugunsten von Karlsruhe", so seine Erklärung vom 22. 
September 1955, "(werde) nicht mehr gerüttelt. Die Entscheidung sei endgültig" [655] (Vgl. 
Abb. 24). Daß diese Einschätzung tatsächlich zutraf, konnte Alfred Petersen wenig später der 
Physikalischen Studiengesellschaft aus erster Hand berichten. ln seinem Schreiben an Wilhelm 
Bötzkes gab er diesem folgende Zusammenfassung über den Vorstoß beim Bundeskanzler: 
"Wegen der Standortfrage habe ich mit Herrn Staatssekretär Westrick und Herrn Staatssekretär 
Globke in Beisein des Bundeskanzlers gesprochen. Die Unterredung verlief negativ, da der Herr 
Bundeskanzler es ablehnte, in der Standortfrage eine Änderung eintreten zu lassen." (Zit.: I KB, 2, 
Brief Patersen an Bötzkes vom 5. 10. 1955) 
7. Ausblick 
Mit Genugtuung konnte Baden-Württembergs stellvertretender Ministerpräsident Veit auf der 
Aufsichtsratssitzung der Physikalischen Studiengesellschaft vom 10. November 1955 so den 
Dank seines Landes für die getroffene Standortwahl abstatten [656]. ln Anwesenheit des 
neuernannten Bundesministers für Atomfragen, F.-J. Strauß, kündigte er zudem die "freudige 
Mitarbeit" [657] Baden-Württembergs am Reaktorprojekt an und wiederholte die verbindliche 
Zusage des Landes, sich an der Finanzierung der Reaktorstation mit einem Betrag von zehn 
Millionen DM zu beteiligen. Ebenso habe man, wie Veit unterstrich, erste organisatorische 
Infrastrukturen geschaffen, und zwar: 
1. eine unter der Leitung von Präsident Seifriz stehende Sonderabteilung für Kernenergie-
Fragen im Wirtschaftsministerium; 
2. einen 21-köpfigen "Beirat für Kernenergie", der die Aufgabe habe, das Wirtschaftsministe-
rium über Angelegenheiten der Kernenergie zu beraten sowie bei Maßnahmen auf diesem 
Gebiet zu unterstützen [658); und 
3. sei dem Ministerrat die Bildung eines interministeriellen AusschuBes beschlossen worden, 
um auch auf dieser Ebene die anstehenden Aufgaben besser koordinieren zu können [659]. 
Als nicht weniger erfreulich war anzusehen, daß der Karlsruher Stadtrat sich bereits am 20. 
September 1955 mit einer deutlichen Mehrheit von dreiundvierzig zu sechs Stimmen formell für 
die "Errichtung des ersten Atomreaktors der Bundesrepublik innerhalb der Gemarkungsgrenzen 
von Karlsruhe" [660] ausgesprochen hatte (vgl. Abb. 23). Von dieser Seite her standen dem 
Vorhaben mithin auch keine Hindernisse mehr im Wege. Ohnehin schien die Karlsruher 
Bevölkerung der Errichtung eines Atommeilers keineswegs ablehnend gegenüberzustehen. Eine 
von der Stadtverwaltung bei EMNID in Auftrag gegebene Meinungsumfrage legte diesen Schluß 
zumindest nahe. Danach befürworteten 63% der befragten Männer bzw. 27% der Frauen den Bau 
eines Reaktors, während sich 1.5% der Männer bzw. 30% der Frauen dagegen aussprachen [661 ]. 
Insgesamt votierten 43% der Befragten für und 23% gegen den Atommeiler in ihrer Stadt, 
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Abb. 24: 
1. A k t e n v e r ro e r k 
betra !rriehtung einou Ato~oilera in Xurlsruhe. 
Herr Minister Parny hatte am 22. Sept. eine Beaprechung 
mit Herrn Staatssekretär Globke im BundeekanEleremt in 
der oben näher bezeichneten Angelegenheit. Herr Dr. Globke 
hat eindeutig erklärt, dass an der Entscheidung des Herrn 
Bundeskamüere &ugunsten von Knrlaruhe nicht mehr gerlittelt 
werde. Die ~utecheidung sei endgültig. 
gez .. K a 7 
2. Nachricht hiervon 
Herrn li.inisterinldirelr.tor 
Pro!. Dr.-lng. E. H o t z 
Wirtsohaftsmini~terium 
Herrn Präsident Dr. S e i ! r i z 
Landesgewerbeamt 
s t u t t g a r t 
mit der Bitte um ge!l. Kenntnisnahme. 
2.z.d.A. 
LAND BADEN-WÜRTTEMBERG 
Vertretung beim Bund 
I. V .. 
gez. M a y h 
Staatssekretär Globke vom Bundeskanzleramt bestätigt die Standortentscheidung. (Aus: HStSt, EA 
1/4, Nr. 1055 vom 23.9.1955). 
. .~ai!lUSJl~.UXl . . 
~1114rblif!i'iiimehhr l!n !HillJ:uluuha 
111 43:6 für omme1 
Stadtratsentsd1eid am 20. September 1955· nad1 gewissenhaften Prüfungen 
Drei studlen'kommlsslonen tn der Schweiz, 
tn Frankreich und England, am 11. September 
19$5 las_t drel Stunden Prus.ekonterenz über 
den AtommeUer nnd• am 20~ September tweJ .. 
alUndt.u:e Stadtratsdebatte Ubh dle ErstellunK 
einu Atomreaktors Innerhalb der Gemarkungs .. 
f:r~~:o~tu~t;s~teiübfs~n~~t ~~~~t.a~i~a~le~:: 
Stadtverwaltuni naeb verschiedenen Aufla&en 
=~}~~ ~~e:.a~~~~n~~~~=0de~r~~t;::;~:r:~;( 
bewies al-b durch die nesetzun.- auch des letz.. 
ten Stul. J lm Kleinen 8tadlha1lesaal währeucl 
der entscheidenden Sladtratslh:ung. Jnteret~se, 
aber kelne Unruhe tn der Stadt, wie Oberbßr .. 
~~t!!i~~r d~:~ t ~~=·~t~n"e"rr~t~:rikJ:~ t;rf!~; 
eJn echtes splegelblld der BevHlkerungssUm .. 
lllung zu haben, Bel der aelnerzelUgen PJa .. 
::::* :::~~~~f:~:r~~e~~ s~~~~~~\~1i~m8:\~~ 
:~~~~~:~;eh~~~ ~~~!torgn;E:r:~~~t MWie tt:J: 
tember durcbgetUhtten Bdragun~r vOn rund 
1000 Karlaruher Einwohnern hatten sich 43 Pro .. 
zent fUr d~n Bau des Atommellers, und 23 Pro. 
J:ent dagegen ausgesprochen, während 34 Pro~ 
tent der Befragten keine entsdlledene Melnuuft' 
vertraten. 
Am 4, August 1955 bat dle nundesreglerun~t 
dle Erdchtun.c eines Atommeilers ln Deutsth• 
11\nd bekannt gegeben und die AnleKUDR Inner .. 
halb der Gemarkungsgren:ten von Karlsruhe in 
Aussteht gestellt. erinnerte OberbUrgermelster 
Klotz, Viele nan-en seien vordem und setther 
zu lßsen gewesen, Er danke allen, die dabei 
mttcewlrkt llaben) besonders auch· der baden .. 
wUrttemberglschen Reglerun_c JDr ihre Untet• 
&tütxun., tJle Sladtverwaltun.n habe Mittel eln .. 
nesetzt, um eine Untersuchung nach nllen Sei· 
ten und damit elne Ent.scheldun,:: nach bestem 
Winen und Gewissen zu ermOgJichen. 
Etne erste $lUdlenkommlsdon reiste wlh .. 
rend der Genrer Atomkonferenz ln dJese Stadt, 
dle Im nesltze eines Atommeilers ist. DeiR:e .. 
ordneter Dr. G ur k berichtete als Delega. 
tlenstobrer wle am Samstag aut der Presse .. 
~~~::~:r~er»~~J~t ~::; ~~:m~'i.r:f;!:"t~t:~d 
und den Erkentnlssen der Atomwissenschaftler 
Wim6gllch explodieren, Der Atomm"Utl bedeu .. 
tet kein Problem mehr; er wird zunäc:lt4t Ke .. 
:u1.mmelt, steher ln Beton verwahrt und später 
t:Ur VerwendunJ: außerhalb ln eine wobt noch 
ln Europa etnzu:rldltende zentrate abtranspor .. 
tlert. Die Abwässer J.lnd nicht mehr radlo .. 
aktiv~ Dle nevatkerun.:- beweftt sh:b um den 
t'ei~t':er~~~:rt!u~~~sa~1:&Tm:-:n;1C:!chtt:':r:; 
. Uben:eugende Mehrbett tUr den Bau des dor· 
ttren Atommeiler•. Die Kommission habe die 
Uebeneugunr; gewonnen, 1· Der Bau von 
Atonunellern ln Deutschland Ist dringend er· 
forderllcb, um den a:ewaltlgen wJssenschart· 
llchen VorsprunR des Auslandes aufzuholen. 
z. ·Der Bau etnes Atommeilers auf dem vor .. 
gesehenen GeUinde am Rhein kann ln vollem 
\Jmfan~e verantwortet werdt!n, KarluUht 
lrllrde mit der saKenannten ,.heißen Chemie" 
nlcbts 'ZU tun haben. aber evtl, besondere Jn .. 
etllute bekommen~ Der nat,t wUrde der Ge .. 
nehmlgun~r und Aufslebt durdl den nund un .. 
ter tllnxuzlehun-" wlisenschafUlcher Experten 
unterlle.ren. · 
Ueber die Beobachtungen der nach 8ac1ay 
bel Pari$ gereisten 2weUen atudtenkommlulon 
berichtete Belgeordneter Dr. Ba 11. Die Uto 
dorl neschifUgten könnten cetAhrdimde Radio. 
akUvlt.IU sot6rt dUrch einen kleinen, am Rock .. 
~~.s:.~~e:~~\~~~~c;t~~s F~~~.t;I~~~KI~:s:::.:; 
entfernten Dorles kann aldJ ebenfalls an el .. 
~:~ro,f:~~=~. s:::~~ich;,~::~d~ned!!elte:::t~\t: 
tur dle Menschen noeh tUr dle Ernte ff3b:u .. 
etellen, Das Dort besitzt keine wasnrtettunR, 
vielmehr Wlf"d .das Trlnkwauer aus nrunnen 
unmittelbar beim Meiler tt:epumpt. AUrh dlea 
-erwles s)th Als ungeJ.lhrllclt, Du Jth:Jge Atom· 
J:nelle.t hat %500 kw. Daneben wird eln 10 008 
kw~Meller autrebaut, Keine Explotlonsgetahr. 
wenn der Reaktor zu beiQ wUrde, stellt. er 
altb von selbst ab: UebrJ' dtn AtommUll be .. 
!'~ri\i~rkfn~!uw~etevf~d~::be~lfl~fnw;::: 
Abb. 25: 
grabenen AbtAlle schon bald tn einer euro" 
plUseben Zentrate zur FrlschhaltWlg von Le .. 
bensmltteln VerwendUnJ; finden. Der 6 bis "' 
km vom Stadtrand von Parts. Z:O km vom Zen~ 
trum von Versallies entfernt liegende J\tom .. 
meUer wlre bedenkenlos nilher an Parts her-
angetUckt worden, wenn dort eln getlgnet 
große-s Gelände zur VerfUgung gestanden 
blUte und dle GrundstOckspreise nicht zu llocb 
gewesen wliren, Nach Ansicht des Leiters des 
AtotntneJlen ln Bac1ay, berJ:e ein Atom:meUer 
beute weniger Gefahren Jn sich als jedea auf 
Kohlenballs arbeitende werk, 
Als Letter der drltten Studtepkommlsston 
berichtete nUrrermebter nr. G u t e n k u n s t 
Uber die britischen Atomerkenntnlue und den 
Atommeiler von llarwell, Anclt hter wurde 
die Ue)]erzeugunl" gewonnen: Dei Einballung 
der Blcbe-rhe:ltsbesUmmungen sind nennensa 
werte BetrlebssUSrungen unm6gllch. die Explo-
sion eines Atommeilers Jst ausgeschlossen, dlo 
SicherheU der BeschlHUgten lst unter der 
selbstverstlridllchen Elnha\tun.r; der J:ebotenen 
Slcherheltsmannahmen größer als Jn den mel~ 
slen anderen JndustrJewerken. Die 4000 An.r;t .. 
stellten.. darunter 'JOO Wlssenschaftler, wobnen 
~::!, ~~~r~~r 1:u~~~;~e~roa1,!i~~~~~ru"ne3e:'!t 
was abseits von London aogelel(t wurde, Docb 
Ist diE' BevlSlkerung durch die 'J:atsache. daß 
dle Bediensteten seit Jahten dort ohne Schi· 
den arbeiten und wohnen, vtnlhr • beruhlitt 
worden, Daß aucb durch die Abwasser kein& 
Gefahr besteht, neht daraus hervor. daß die 
Abwasser von Harwelt ln die Themse abge .. 
leitet werden, aus der untethaib dieser Efn• 
tlußstelle T.rlnkwuser für die 10 .Mil11onen. 
stadt entnommen wird~ Es nlclmet Sich bereits 
eJne große Jndustde:entwlddung Jm Zusam .. 
menh.ang mit dem Atommeiler ab, 
Bevor du Stadtrat ln dle Diskusston ,eintrat, 
vetwleli Oberbürgermeister Klotz aucb auf dls 
Stellungnahme von Landrat a roß und Ge .. 
&chJUtstUhrer nr. G e r r a d s JUr die In du"' 
atrle~ und llandelskammer, die belde atu du 
PrE-ssekonferenz am 17. September nam 'l't>Jl .. 
nahme an den Studienkommissionen und reif .. 
llcher UeberprUfung ein Ja ~:um Atommeiler .. 
bau abgegeben.haban. DJe Industrie- Und llan .. 
~~:~r:::;~ !~:'~e~ o8ebl:tt~ern!~o:::::~~~: 
in allen großen Lindern der Welt zeigt. daJJ 
aJ1e Kratte eJngesetzt werden müssen, die 
Nutzbarmachun,l{ dieser Energie für frled .. 
Hebe Zwecke zu f6rdern Und Jene heute noch 
nicht voll über-sehbaren Möglichkelten auuu .. 
schöpfen, (lJe BUch JQr die Wirtschaft eines 
jeden Landes damlt verbunden f!:lnd, Es Ist Y.U 
begrüßen, daß sJm auw Deutschland dlueu 
Bemühungen endllch wieder anschJJeßeJJ ka.un. 
was die spl"Zlelle Fra,ge de~ Standortes eines 
zukUnttJgen Meilers In Karlsrube im IUnbllrk 
aut die Wirtschaft du Bezirks angeht, so 
kann es keinem Zwellel unterlle,~:en. daß &leb 
nat:b (len bisherigen Erfahrungen große Mög .. 
IIehkelten ergeben, und zwar nicht nur fUr 
einen Tell der beults ansllssJgen Betriebe, 
sondern auch ttlr die Erwe1terun2 der wlrt .. 
sthattllchen Basis der Stadt und des bleslgen 
Bezirks Ober-haupt... ._ 
Die Mein.qng der Stadträte 
A1s erster Diskussionsredner sprach Stadtrat 
Dr, s ~ h l e 1 e (SPD). Ein neues zeltalter babe 
ln der Energlegewlnnumr und der Technik be .. 
~:.onnen, etklll.rte er. Andere Under bitten el· 
nen Vorsprung ln praktischen Erfahrungen von 
nahezu zehn Jahren. ner JetziKe Plan du 
Da:uea etnes Atommeilers sel von weltrelcllen .. 
der Bedeutun~t für Karrsruhe. Schon lange 
habe steh die SPD*Fraldlon eingehend damit 
befaßt. Er bezeichnete es als eln ·tobenswertes 
demokratisches Bemßhent daß die Stadtverwal,. 
tun";: unter Autbrlngung nicht aerlnger Mittel 
dreJ studtenkommtsslonen an wldltiU Punkte 
s('hh:kte, Mit großem Ernst sel dort mlt Wls• 
aenscliaftlorn und Techhlkern dlskutle:rt 'WOr• 
den, tmmer mlt dem &le:llhen Ercetmlst Die 
Aufatellunx etnes Atommetiers auf Karlsruber 
Gemarkung sel -zu verantworten, Man mUue 
die l!l6glldtkelt der · Enen::tegewtnnUnl ilber 
tUe Atomspaltunn ah eine neuung aus dem 
Dllemma des steJg~nden Energlebedarts bol ab-
neJunenden EnerKlequellen (Kohle und Oel) 
betrachten. Namens der SPD·FraktJon aa&te 
er .Ja zum J\tommellerbau. 
Auch Stadtrat s eh war z (CDU) verwies ln 
knappen Worten aut das welUra~:ende Problexn. 
Nadl austUhrUehen Besprechung-en lo der CDU• 
:::~~Uo~:~~~·~::e:1~ E~~~~~~t::'rJ::e:,~ 
rldltet werden sollte. ! 
Stadtrat Dr. K e n 1 e r (FDPJ verwies darauf, 
(laß es &leb um keJnC~ politische. sondern um 
etne Gewissensfrage handelt, Alle. die ln den 
StudJenkoromlsslonen tell&enommen haben, 
wUrden Ja sa&en. Er dankte auch fUr die zu .. 
lthrtrten, (lle ihn und 1elne PArtel erreichten 
und die aus ernster GewJssensforidmu.: ent ... 
sprungen seJen. Oft stehen sie ln wesentllt:hen 
PUnkten mit~ den tatsächlichen oe,rebenhe-lten 
tn ·Widerspruch, Man mUue btdenken, daß dle 
Atomtedlnlk JDr frJtdllche zwecke eine Reall .. 
tMt sei, was besonders greU während der Ato1n ... 
konferenz: 1n GenJ sichtbar wurde, Wenn f"ln 
Land bierbei nicht mUhalten kanne, tel es zum 
wtrtschaUJJchen Tode verurteilt. neshalb müsse 
man die Atomenng1e auch Jn Deutschland ent .. 
\VIdteln, Da wtr hier Uber k13lne WU&ten ver .. 
tu.::en. mUsse ein Meiler ah>o Immer tn det 
NAhe von bewohnten stellen uoserea eng be .. 
rrenzten Landes errichtet werden, FUr Jtarls• 
ruhe wUrde dle Erddltun~~: elne& AtommeU~u 
eine wesentlldJ wachsende J)edeutunl( der 
Tectmbchen Hotbsdtull\ die Enlclituna eines 
J:thdo~tlsehen lnstltntu und wesentllche FOrt .. 
uhrltte tn der Krankenbehandlung brln~en. 
Die Vorteile kftnnten also nldlt an~«welfeU 
werden, nelltdl mßue dle Fraae der Gefahr 
Im Vordergrund stehen, Aber ln theoretischen 
und prakttsclJen Ueberleguncen klme man zu 
der Ueben:eugung. daß keJne Gerahr bestände. 
nJes hlltten. uhlrelche wtssensdlattler besß .. 
tlgt Und es htene alle deutschen ·wJssensehaft .. 
Jltllen Letstunren negieren. wenn man dJesea 
FachmAnnern nteht glauben wollte, nachdem slo 
acbon zehn .Jahre praktisch aut dlese,m Gebiete 
arbeiten. zu sagen~ daß diese Lf;loute lOgeu. 
wlre schwerlich zu verantwo,ten, In kelnent 
Artikel über Atomgetabreri aelen tatsldJJlcho 
Geschehnisse aus der Praxis mit· gebändigter 
Atomenergie angeführt. Jller .mUsse man sehr 
wobt zwischen Folgen der AtombombenexpJO• 
slonen Und der friedlichen Atomteebulk unter .. 
scllelden, Im Obrlgen be&lnne aueh ham der 
.Zustlmmunn des Stadtrates der nau des Atom• 
mallen nicht sotort, sondern ent durch dazu 
berufene Organe des Bundes, des Landes, der 
Wissenschaft Und Wirtschaft nach genauen 
PrOfungen und untenteUun.: unter der nau• 
aufsieht des Bundes. Er plldlerte tnr die Et• 
rlclltunK des Atommeilen aur KarJuuber Ge• 
markung. · 
Stadtrat Dr, B u eh t a (WdHl erk!irte. daß 
Argumente über elne größere Gefahr KarJs .. 
rubes Im Falle eines Krle&es nicht stJehhaltiJ: 
seien, weil nach elnem Atombombenkrieg nlc.llt 
nur stldte. sondern ganze Lln!'ler ausceHJscb,t 
'WOrden, wobei er noch lL a. Thomas l'llano xl-
ttute~ Nach .lntllc:hen Stellungnahmen er ... 
-wachse dem ln der Rheln:nJedernng neJegenen 
K.arlsruhe dUrch den Bau elnes Atommeliert 
keine wettere Un.run.st ln seiner .resundhelt-
Uchen Lage. na,ecen sei eln oewlnn ab J;ner .. 
eiequelle der Zukunft elndeutl~:. Die BemU-
bungen des OberbUrgerroeJsters wid des nu~ .. 
-Rermelsteramtea seien unter 11lesem Gesichts .. 
punkt dankbar zu berrnßen. Es wllre unver• 
stlindllch, wenn nicht elnsUmmlg Ja zum nau 
~eeugt würde. StAdtrat nr. Duehta unterstrlth 
diese Melnun~ noch mlt Repliken auf dle Ent",. 
wlddun.: der Eisenbahn. 
Stadtrat Dr. M e% Ire k (KPDl vertu eine 
Er~Hlrung, tn I der es u. a. heißt. daß das, V:·as 
heute von den Vertretern der Stadtverwaltun~: 
und den Mitgliedern dtr studlendtle«ntlonen 
vorgebr<~cbt werde, nlebt ln der kunen Zelt 
von ein bis zwel stunden durchdacht tfud ab .. 
rewogen werden könne. Es bestehe noch keine 
Kl:lrUn~t tlbtr den Triger dro; Unternehmens 
und Qb~r die Kontrolle. ner Stadtrat ael mlt 
tter EntscheldWllf Qbertordert, Es beBtehe kein 
Zweifel, dRft dJe Meose:hheJt ln da! Atomzeit-
alter etn~eetreten sei, und daß diese neue, un• 
cebeure Kraft Und HUtsquelle dem deneltl• 
aen Brfordernb ent.spddlt, wtll der. Energlflo 
Offizielle Verlautbarung zum Stadtratsbeschluß vom 20.9.1955 im Amtsblatt für den Stadtkreis 
Karlsruhe. (Aus: StAK, H., Nr. 781.57, H.2, vom 23.9.1955). 
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Noch in anderer Hinsicht konnte man in Baden-Württemberg mit dem Verlauf, den die 
Gesamtentwicklung nahm, recht zufrieden sein. Zum einen hatte Karl Wirtz, der nach Ansicht 
Werner Haisenbergs "einzige" deutsche Wissenschaftler, "der zur Zeit vom Reaktorbau praktisch 
irgend etwas verstünde" [663], Interesse an der Mitarbeit am Karlsruher Projekt signalisiert und in 
einem Gespräch mit Franz Kirchheimer bereits am 6. August 1955 darum gebeten, "daß die 
Herren des Max-Pianck-lnstituts für Physik bei dem Betrieb des Atommeilers in Karlsruhe nicht 
ausgeschaltet (würden)" [664]. 
Zum anderen stand seit dem 9. September 1955 fest, daß nicht etwa der ursprünglich 
vorgesehene graphitmoderierte Reaktor, sondern einer vom Schwerwassertyp geplant werden 
sollte [665], für den Karlsruhe im Hinblick auf die Kühlwasserversorgung Standortpräferenzen 
besaß. Und nicht zuletzt hatte sich auch auf dem 6. Bundesparteitag der CDU, der vom 26.-29. 
April 1956 in Stuttgart stattfand, wiederum bestätigt, daß der Aufbau des Atommeilers in 
Karlsruhe erfolgen würde [666]. Von Franz-Joseph Strauß, dem zuständigen Bundesminister für 
Atomfragen und Gastredner von der Bruderpartei CSU, war sein Referat unter scherzhaft-
ironischer Anspielung auf die einleitenden Ausführungen des Parteitagspräsidenten Simpfen-
dörfer [667] nämlich mit den Sätzen eröffnet worden: "Ich hoffe auch, daß ich in dieser Stadt und 
in diesem Land des Freundes Gebhard Müller wenigstens gnädig geduldet bin, da meine amtliche 
Aufgabe zur Zeit u. a. auch darin besteht, den badischen Bevölkerungsteil dieses Landes durch 
den Aufbau eines Atommeilers in Karlsruhe mit der Tatsache zu versöhnen, daß sie den Charakter 
der Landeshauptstadt verloren hat" [668] (Abb. 26). Diese scherzhafte Bemerkung bildete später 
dann jenes Fünkchen Hintergrund, auf dem das Gerücht fußen sollte, die Standortentscheidung 
Adenauers für Karlsruhe habe tatsächlich etwas mit einer innenpolitischen Ausgleichspolitik im 
neuformierten deutschen Südweststaat zu tun gehabt. Dies trifft allerdings keineswegs zu. 
Abb. 26: 
Besichtigung des Reaktorstandortes Kar/sruhe durch den Bundesminister für Atomfragen, Franz-Josef Strauß 
(Bildmitte), in Begleitung von Oberbürgermeister Günther Klotz (links) und Bürgermeister Dr. Gutenkunst 
(rechts). (Aus: Stadtarchiv Karlsruhe, Badische Allgemeine Zeitung Nr. 261 vom 11. November 1955). 
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Abb. 27: 
Festversammlung zur Unterzeichnung des Vertrages über die Gründung der "Kernreaktor Bau- und 
Betriebsgesellschaft mbH" am 19. Juli 1956 im Kleinen Saal der Stadthalle zu Karlsruhe (von l.n.r.: 
Kultusminister Simpfendörter, Oberbürgermeister Klotz, Generaldirektor Prof. Dr. Winnacker, 
Wirtschaftsminister Dr. Veit, Prof. Dr. Otto Hahn und Ministerpräsident Dr. Müller). (Aus: Stadtarchiv 
Karlsruhe, Badische Neueste Nachrichten, Nr. 168 vom 20. Juli 1956). 
Neuerliche Beunruhigung ist erst im Mai 1956 wieder zu verspüren, als der zunächst für die 
Errichtung der Reaktorstation vorgesehene Standort am Rhein, etwa sieben Kilometer vom 
Stadtzentrum Karlsruhes entfernt, überraschend ins Gerede gebracht wurde. Er sei, so die 
Einwände der Göttinger Fachleute Bornscheuer, Drouven, Müller, Seyd und Bauer [669], zu 
hoch- und grundwassergefährdet, erfordere zu kostspielige Aufschüttungsmaßnahmen und läge 
auch zu dicht an bewohntem Gebiet [670]. Von den in Betracht kommenden Alternativen 
favorisierte man einen Standort im Hardtwald, der dann auch tatsächlich gewählt wurde, 
allerdings den Nachteil aufwies, auf der Gemarkung Leopoldshafen zu liegen. Die Probleme, die 
mit der Verlegung der Reaktorstation aus dem Karlsruher Stadtgebiet in den Landkreis 
verbunden waren, sollten sich in ihrer ganzen Tragweite erst später in aller Deutlichkeit zeigen. 
Sie führten jedoch nicht, wie möglicherweise Werner Haisenberg noch im stillen gehofft hatte 
[671], zu einem Scheitern des Karlsruher Projektes. Dieser Themen komplex, also das Aufbre-
chen einer heftigen und langjährigen "Standortdiskussion am Standort", wird an anderer Stelle 
noch ausführlich zu behandeln sein. 
Zunächst jedoch konnte man in Karlsruhe im Frühjahr 1956 davon ausgehen, daß der Errichtung 
der Reaktorstation nunmehr nichts mehr im Wege stünde. Dies umso weniger, als sich auch die 
öffentliche Hand und die deutsche Industrie auf ein Finanzierungsmodell für das Reaktorent-
wicklungszentrum verständigt hatte [672]. Danach sollte die Industrie über eine eigens hierzu 
gegründete "Kernreaktorfinanzierungs GmbH" fünfzig Prozent des erforderlichen Stammkapi-
tals von zunächst dreißig Millionen DM und später dann vierzig Millionen DM zeichnen. Die 
verbleibenden weiteren fünfzig Prozent teilten sich im Verhältnis 3: 2 der Bund und das Land 
Baden-Württemberg [673]. Die Stimmrechte in den Aufsichtsorganen des zu gründenden 
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gemischtwirtschaftlichen Unternehmens verteilten sich paritätisch auf die staatlichen und die 
privatwirtschaftliehen Gesellschafter. Die laufenden Kosten sollten allein von der öffentlichen 
Hand übernommen werden. 
Auf der Grundlage dieser Konzeption wurde am 19. Juli 1956 im feierlichen Rahmen als 
Trägergesellschaft des Vorhabens die Kernreaktor Bau- und Betriebs-GmbH gegründet (Vgl. 
Abb. 27). 
Damit fand einerseits ein erstes Kapital bundesdeutscher Kernenergiegeschichte seinen Ab-
schluß, während gleichzeitig in Karlsruhe ein neuesaufgeschlagen wurde. 
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DFG am 28.2.1953, a.a.O., S. 2, Bericht Heisenberg. 
[65] Zit.: Akten des WiMi B.-W., VS-Vertraulich, AZ: Geh. 11/8405.1, Nr. 10 zu 11 vom 27.2.1953, 
Niederschrift über die Besprechung im Bundesministerium für Wirtschaft am 23.2.1953. 
Diegenaue Bezeichnung des erwähnten Gesetzes lautet: Gesetz Nr. 23 der Militärregierung 
Deutschland, Amerikanisches Kontrollgebiet, betreffend Überwachung der wissenschaftli-
chen Forschung vom 12.9.1949 und Neufassung der Verzeichnisse nach der Entscheidung 
der Alliierten Hohen Kommission Nr. 12 vom 12.4.1951. 
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[66] Über die unterschiedlichen Auffassungen zur Aufgabe und personellen Besetzung der 
deutschen "Atomenergiekommission" vgl.: Themas Stamm, a.a.O., S. 159f und S. 163-171. 
[67] Zit.: Akten des WiMi B.-W., VS-Vertraulich, AZ: Geh. 11/8405.1, Nr. 4 zu 5 vom 3.2.1953, W. 
Heisenberg an L. Erhard. 
[68] Zit.: ebenda. 
[69] Zit.: ebenda. 
[70] Vgl. Anmerkung 54. 
[71] Nach: Akten des WiMi B.-W., VS-Vertraulich, AZ: Geh. 11/8405.1, Nr. 10 zu 11. 
[72] Die Vertreter der Industrie im Moderatoren-Ausschuß waren: a) Herr Oberste-Berghaus 
von der Bamag-Meguin AG und b) Herr Ulrich von den Graphitwerken Kropfmühl AG/ 
München. 
[73] Vgl. hierzu u. a.: Firmenarchiv GHH, Bestand 400101462/31. 
[74] Vgl.: ebenda, insbesondere die Korrespondenz mit Ludwig Erhard, Hans-Christoph 
Seebohm oder Karl Albrecht (Bundesminister für den Marshallplan). 
[75] Vgl.: Akten des WiMi B.-W., VS-Vertraulich, AZ: Geh. 11/8405.1, Nr. 1 zu 2 vom 23.11.1952, S. 
2r. 
[76] Nach: Firmenarchiv GHH, Bestand 400101462/32 vom 30.10.1952, Brief: Bundeswirt-
schaftsministerium (Unterabteilung IV A) an H. Reusch, betr. Einladung zur Besprechung 
am 7.11.1952. "Ich wäre außerordentlich dankbar, wenn Sie einer Anregung von Herrn Prof. 
Heisenberg folgend, an dieser Besprechung teilnehmen könnten". Die Sitzung fand 
schließlich am 20.11.1952 statt. 
[77] Vgl.: Firmenarchiv GHH, Bestand 400101462/7. Unter anderem hatte H. Reusch einen Sitz 
im Aufsichtsrat der von Bötzkes geführten Industriekreditbank (Düsseldorf). 
[78] Insbesondere wären hier die Professoren Schneiderhöhn und Gentner sowie Bergwerksdi-
rektor Ficke zu nennen. 
[79] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 4 zu 5 vom 18. Mai 1953; sowie: ebenda, Nr. 9 vom 1. Juni 
1953. 
[80] Vgl.: KfK, INR, R. 311, Schrank 4, FA-Reaktorplanung, Niederschrift über die Sitzung des 
Arbeitsausschusses Planung am 30. Mai 1953 in den Räumen der lndustriekreditbank. 
[81] Zit.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 9 vom 1. Juni 1953, F. Kirchheimer an Geschäftsteil VII des 
Wirtschaftsministeriums Baden-Württemberg. 
[82] Vgl.: ebenda. 
[83] Die übrigen Tagesordnungspunkte betrafen: a) Uranbergbau und verfügbare Uranmen-
gen; b) Moderatoren; c) Aufbau und Ausbildung der Mannschaft; sowie d) Finanzierung. 
[84] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 9 vom 1.7.1953, Bericht F. Kirchheimer an Wirtschaftsmi-
nisterium Baden-Württemberg (Geschäftsteil VII). 
[85] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 10, Protokoll der Sitzung des Planungsausschussesam 
30.5.1953, S. 2. 
[86] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1, vom 4.6.1953, BriefE. Telschow (MPG) an Oberbürgermei-
ster Klotz. Die Einbringung des Antrages durch Telschow entsprach dem Instanzenweg, 
war aber insofern für Karlsruhe recht günstig, als F. Kirchheimer sich als offizieller Initiator 
und Verfechter dieses Vorschlages nicht gleich zu erkennen geben mußte. 
[87] Nach: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1, Aktennotiz OB Klotz vom 15.12.1952. Der Vortrag 
Heisenbergs wurde Mitte Dezember im Süddeutschen Rundfunk übertragen. Nach: Akten 
des WiMi B.-W., VS-Vertraulich, AZ: Geh. 11/8405.1, Nr. 2a vom 23.1.1953. Später war in der 
Badischen Allgemeinen Zeitung vom 1./2.6.1957 davon die Rede, daß OB Klotz nach 
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eigener Aussage anläßlich einer Einweihung eines großen Ferienhauses im Hochschwar-
zwald im Dezember 1952 von einem Jungen Oberregierungsrat (Abt. Energieversorgung 
beim Wirtschaftsministerium = Dr. Greifeld) auf die Möglichkeiten aufmerksam gemacht 
worden sei, die die friedliche Kernenergienutzung auch für Kommunen beinhalte. 
Daraufhin sei er initiativ geworden. Zu den wütenden Protesten Kirchheimers zu dieser 
Darstellung der Dinge vgl.: Schreiben Nr. 461/57 des Badischen Geologischen Landesam-
tes an Oberregierungsrat Grunert (WiMi B.-W.) vom 24.6.1957. 
[88] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1, Aktennotiz OB Klotz vom 15.12.1952. 
[89] Vgl.: ebenda. 
[90] Vgl.: ebenda. 
[91] Zit.: ebenda. 
[92] Zit.: Akten des WiMi B.-W., VS-Vertraulich, AZ: Geh. 11/8405.1, Aktenvermerk ORR Dr. 
Greifeid vom 23.1.1953. Mit Greifeids origineller Wortschöpfung dürfte das die deutsche 
Kernenergie-Industrie vorbereitende Gremium gemeint gewesen sein. 
[93] Vgl.: ebenda. 
[94] Zit.: ebenda. 
[95] Vgl.: Protokoll der Sitzung der Senatskommission für Atomphysik vom 19.11.1952; sowie: 
Akten des WiMi B.-W., VS-Vertraulich, AZ: Geh. 11/8405.1, Nr. 1 zu 2 vom 23.11.1952, 
Niederschrift über die Sitzung zur Bildung einer deutschen Kernenergie-Kommission im 
Bundesministerium für Wirtschaft am 20.11.1952. 
[96] Vgl.: Akten des WiMi B.-W., VS-Vertraulich, AZ: Geh. 11/8405.1, Aktenvermerk ORR Dr. 
Greifeid vom 23.1.1953. Greifeid beruft sich explizit auf seine Informationen. 
[97] Zit.: ebenda, Aktenanmerkung Seifriz vom 24.1.1953. 
[98] Vgl.: Akten des WiMi B.-W., VS-Vertraulich, AZ: Geh. 11/8405.1, Nr. 2 vom 24.11.1952; Nr. 5 
vom 5.2.1953; Nr. 8 vom 25.2.1953; Nr. 10 zu 11 vom 6.3.1953 (jeweils Brief Kirchheimer an 
Geschäftsteil VII im B.-W. WiMi). Zudem: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 5 vom 18.5.1953; Nr. 4 
vom 18.5.1953 und Nr. 9 vom 1.7.1953. Kirchheimer selbst gehörte dem Geschäftsteil VII im 
WiMi B.-W. als Referent (Sachverständiger) an. 
[99] Siehe: Schwarzwälder Bote, Nr. 103 vom 7 .5.1953, S. 3. Fortgesetzt am 8.5. und 9.5.1953. 
[100] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 6b vom 12. Mai 1953, ORR Greifeid (WiMi B.-W.) an OB 
Klotz. Zudem: StAK, Neuere Urkunden Nr. 1. Für den Hinweis auf dieses Dokument danke 
ich Herrn Dr. Bräunche, StAK. 
[101] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 26.5.1953, Briefwechsel OB Klotz mit E. Telschow 
( Generalverwaltung der MPG); Abschriftlich an Prof. Kirchheimer, handschriftliche Anmer-
kung. 
[1021 Vgl.: Geologisches Landesamt Baden-Württemberg, Brief Nr. 976/53 vom 15. Mai 1953, F. 
Kirchheimer an Geschäftsteil VII. 
[103] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 26.5.1953, Stadt Karlsruhe an Generalverwaltung der 
MPG. 
[104] Vgl.: ebenda. 
[105] Zit.: ebenda. 
[1 06] Zit.: eben da. 
[107] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 9 vom 1. Juni 1953, F. Kirchheimer an Geschäftsteil VII, 
S. 2. 
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[1 08] Zit.: ebenda. Eine Kostenabschätzung des Wirtschaftsministeriums Baden-Württemberg 
sprach bereits im Februar 1953 von einem erheblich höheren Finanzvolumen, nämlich von 
50 Mill. DM. Vgl.: Akten des WiMi B.-W., VS-Vertraulich, AZ: Geh.- 11/8405.1, Nr. 6 vom 
11.2.1953. 
[109] Zur Auflistung der Aktivposten des Standortes Karlsruhe vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 
26.5.1953, Stadt Karlsruhe an Generalverwaltung der MPG. 
[110] Zit.: ebenda. 
[111] Zit.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 10 vom 30. Mai 1953, Protokoll der Sitzung des 
Arbeitsausschusses Planung. 
[112] Zit.: ebenda; Vgl. auch: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 4. Juni 1953, E. Telschow (MPG) an 
OB Klotz. Eine Standortbesichtigung wurde für einen Termin in etwa vier Wochen 
angekündigt. 
[113] Nach: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 9 vom 1. Juni 1953, F. Kirchheimer an Geschäftsteil VII. 
[114] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 19.9.1953. 
[115] Nach: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 4.6.1953, E. Telschow (MPG) an OB Klotz. 
[116] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 12 vom 16.6.1953. 
[117] Nach: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 12.6.1953. 
[118] Zit.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 12 vom 16.6.1953. 
[119] Zit.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 12.6.1953. 
[120] Vgl.: ebenda. Als Ansprechpartner wurden für die TH-Karlsruhe die Professoren Henglein 
und Gerthsen genannt. 
[121] Tatsächlich setzte sich der Dekan der Fakultät für Natur- und Geisteswissenschaften der 
TH-Karlsruhe, Prof. Henglein, daraufhin in einem Schreiben an den Präsidenten der MPG, 
Prof. Otto Hahn, für den Standort Karlsruhe ein. Demgegenüber beurteilte Prof. Gerthsen 
die Angelegenheit wesentlich zurückhaltender. Er ließ erkennen, daß seiner Auffassung 
nach die Chancen Karlsruhes äußerst gering seien. Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 
24.7.1953, Aktennotiz Dr. Gurk; und: ebenda, Briefkopie Henglein an Hahn vom 20.7.1953. 
[122] Vgl. dazu: StAK, H., Nr. 781.57, H.1 vom 20.10.1954, Aktennotiz Dr. Gurk. Es wird überein 
Zusammentreffen von Seifriz, Gurk und Kromer mit Wirtz in Kassel berichtet. 
[123] Die Stadtverwaltung hatte es nicht versäumt, die Übersendung des Fragebogens durch das 
Wirtschaftsministerium anmahnen zu lassen. Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 18 vom 
10.7.1953, Stadtverwaltung Karlsruhe an WiMi B.-W. 
[124] Zit.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 19.9.1953, E. Telschow (MPG) an OB Klotz. 
[125] Vgl.: ebenda. 
[126] Mit ihrem erfolgreichen Wasserstoffbombentest vom 12.8.1953 demonstrierte die Sowjet-
union, daß sie in dieser Hinsicht mit den USA (Test vom 1.11.1952) zumindest hatte 
gleichziehen können. Dieses unerwartete Ereignis traf die USA wie ein Schock. 
[127] Bedenken dieser Art werden u. a. daran deutlich, daß auf einer Besprechung zwischen 
Vertretern des Karlsruher Stadtrates am 6.1 0. 1953 immer wieder der friedliche Charakter 
des eigenen Atomprojekts unterstrichen wurde. Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 
8.10.1956. 
[128] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 8.10.1953. Protokoll über eine Besprechung mit 
Vertretern des Stadtrates und des Bürgermeisteramtes am 6.1 0.1953, S. 2. 
[129] Zit.: ebenda. 
[130] Zit.: ebenda, S. 2. 
[131] Vgl.: ebenda, S. 4. 
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[132] Nach: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 1.1 0.1953. Vorsitzende der Stadtratsfraktionen waren: 
Hermann Walter (SPD), Dr. Siegfried Kühn (CDU) und Prof. Albert Kessler (DVP). 
[133] Zit.: ebenda, S. 2. 
[134] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H.1 vom 1. Oktober 1953, Anlage II. Es handeltsich um einen Teil 
der von E. Telschow (MPG) der Stadt Karlsruhe per 19.9.1953 übersandten Unterlagen. 
Heisenbergs Pläne orientierten sich an den Gegebenheiten der kanadischen Reaktorsta-
tion Chalk River. 
[135] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 1.10.1953, S. 6. 
[136] Zit.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 1.10.1953, Anlage II, S. 1. 
[137] Klotz hatte die Problematik in folgende Worte gekleidet: "Daß die Geschichte nicht ganz 
harmlos sei, gehe allein daraus hervor, daß die Luft mit Radioaktivität geschwängert 
werde". Zit.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 8.10.1953. 
[138] Zit.: ebenda, S. 6. Selbst Stadtrat Berggötz, der später der "Ablehnungsfront" angehörte, 
hatte seine Zustimmung nicht versagt. 
[139] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 28.10.1953, Aktenvermerk Dr. Gurk. 
[140] Darauf hatte man sich offensichtlich in München beschränkt. 
[141] Dieser Gedanke ging auf eine Anregung von Ministerialrat Seifriz zurück. Vgl.: StAK, H., Nr. 
781.57, H. 1 vom 28.10.1953, Aktenvermerk Dr. Gurk. 
[142] So konnten etwa die von US-Dienststellen zugesagten "Aufnahmen des für die Reaktorsta-
tion vorgesehenen Geländes ... der schlechten Wetter- und Sichtverhältnisse wegen ... 
nicht angefertigt werden". Demgegenüber waren die vom Vermessungs- und Liegen-
schaftsamtangefertigten Lagepläne für die Bewerbungsschrift nicht zu verwenden. Ein Teil 
der Fotographien wurde von der Industrie- und Handelskammer bzw. dem Verkehrsverein 
zur Verfügung gestellt. Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 13.11.1953. 
[143] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 30.10.1953, Auftrag an Dr. Grolmann. 
[144] Vgl.: KfK, Aktensammlung der Rechtsabteilung (RA), M 27 (3). 
[145) Zur Terminplanung vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 28 vom 9.11. 1953. 
[146] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1. Antwortschreiben Heisenbergs an OB Klotz vom 9.11.1953 
und ebensolches von Telschow vom 14.1 1.1953. 
[ 14 7] Zit.: eben da, Brief vom 9.11.1953. 
[148] Zu nennen wären: Ministerpräsident Müller, Wirtschaftsminister Veit, Ministerialrat Seifriz, 
Oberregierungsrat Greifeid (alle Baden-Württemberg). Zudem Ministerialdirigent Hinsch 
(Bundeswirtschaftsministerium), Ministerialdirigent Grau und Staatssekretär Dr. Globke 
(Bundeskanzleramt). 
[149] Einbezogen wurde hier u. a. Bundeswirtschaftsminister Ludwig Erhard. Mit dem einflußrei-
chen Vorsitzenden des Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages, Erwin Scho-
ettle (SPD), versuchte man einen "der Schwaben in Bonn" für sich zu gewinnen. Vgl.: Kurt 
Gayer, Die Schwaben in Bonn, Stuttgart 1968, S. 113-120. 
[150) So Prof. Bayer (Bayer Werke), Prof. Henglein (TH-Karlsruhe), Gurt L. Schmitt als 
Herausgeber der "Vertraulichen Wirtschaftsbriefe", sowie Dr. Friedrich Uhde (Dortmund), 
dessen Ingenieurbüro von Prof. Heisenberg mit Planungsarbeiten für die deutsche 
Reaktorstation betraut worden war. 
[151] Nach: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 20.11.1953, Dr. Gurk an Bundeskanzler Adenauer. 
[152] Zit.: ebenda. 
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[153] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 5.12.1953, Schreiben von C. L. Schmitt an Dr. Gurk: "Aus 
meiner jahrzehntelangen Praxis als Werbefachmann darf ich Ihnen zunächst meine 
Anerkennung und meinen Beifall zu der sehr ansprechenden und geschickten Werbung für 
Ihre Bemühungen aussprechen". 
[154] Nach: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 30.11.1953, Prof. Joos an Dr. Gurk. 
[155] Zit.: StAK, H., Nr. 781.53, H. 1 vom 30.11.1953, Aktenvermerk Gurk. 
[156] Zit.: ebenda. 
[ 157] Zit.: ebenda. 
[158] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 3.11.1953, Brief Seifriz (WiMi B.-W.) an Gurk. 
[159] Zit.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 13.11.1953, Stellungnahme G. Müller an K. Adenauer. 
[160] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 5. November 1953, Stadtwerke Karlsruhe, Generaldirek-
tor Dr. Möhrle an Stadtverwaltung/Dez. IV. Es fand eine Rücksprache mit den Professoren 
Henglein und Holluta statt. 
[161] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 13.11.1953. Aktennotiz Gurk über Gespräch mit 0. J. 
Rösch/Wasserwirtschaftsamt. 
[162] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 29 vom 11.11.1953. 
[163] Vgl.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 13.11.1955, Brief G. Müller an K. Adenauer. 
[ 164] Zit.: ebenda. 
[165] Nach: ebenda. 
[166] Zit.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 34 vom 11.11.1953, Aktenvermerk Greifeld. 
[167] Zu den wertvollen Diensten, die Farny in Sachen Reaktorstation dem Lande Baden-
Württemberg leistete, vgl. insbesondere: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055. 
[168] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 65. Protokoll der Besprechung des Arbeitsausschusses 
Planung am 7.12.1953, Top 3 (Abschrift). 
[169] Zit.: eben da. Vgl. zudem den Bericht Kirchheimers zu den Ergebnissen der FachausschuB-
sitzung in: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 44 vom 11.12.1953. Dort heißt es: "Herr Prof. 
Haisenberg hat nunmehr seine sachlichen Bedenken gegen eine Errichtung des Reaktors 
auf dem von der Stadt Karlsruhe vorgeschlagenen Gelände aufgegeben". Dies war ein 
glattes Fehlurteil. 
[170) Zit.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 65. 
[171] Zit.: ebenda. 
[172] Vgl.: ebenda. 
[173] Nach: KfK, INR, R. 311, FA-Reaktorplanung, Niederschrift über die Besprechung des 
Arbeitsausschusses Planung am 7.12.1953, S. 8. 
[174] Vgl. u. a.: Neue Zeitung/Baden, Nr. 298 vom 22.12.1953; Mannheimer Morgen Nr. 299 vom 
24.12.1953 oder Die Neue Zeitung, Berlin, Nr. 302 vom 29.12.1953. 
[175] Vgl. den Bestand: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1. Dazu: Stuttgarter Zeitung Nr. 299 vom 
23.12.1953. 
[176] Vgl.: Firmenarchiv GHH, 40010146/486 vom 11.2.1955, Telschow an Reusch. 
[177] Zit.: KfK, INR, R. 311, FA-Reaktorplanung, Niederschrift über die Besprechung des 
Arbeitsausschusses Planung am 7.12.1953, S. 6. 
[178] Zit.: ebenda. 
[179] Zit.: ebenda. 
[180] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 63 vom 26.1.1954, Brief Ludwig Erhard an W. 
Si mpfendörfer. 
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[181] Zit.: ebenda. 
[182] Zit.: KfK, INR, R. 311, FA-Reaktorplanung, Protokoll der Planungsausschußsitzung vom 
7.12.1953, s. 6. 
[183] Nach: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 44 vom 11.12.1953, Bericht Kirchheimer an Geschäftsteil 
VII. 
[184] Vgl.: ebenda. 
[185] Vgl.: Niederschrift über die konstituierende Sitzung des Aufsichtsrates der Physikalischen 
Studiengesellschaft am 8.11.1954, in: KfK, RA, M 33. Oder: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Bd. II I, 
o. N., Der Gewerkschaftler, Nr. 3 (1956). 
[186] Vgl.: KfK, INR, R. 311, FA-Reaktorplanung, Protokoll der Planungsausschußsitzung vom 
7.12.1953, s. 8 
[187] Vgl.: ebenda. 
[188) Zit.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 65 vom 2.2.1954, Niederschrift der Planungsausschußsit-
zung vom 7.12.1953, S. 5. 
[i89] Vgl.: ebenda, Aktenanmerkung S. 6. 
[190] Nach: ebenda, Aktenbemerkung F. Kirchheimer vom 17.2.1954, S. 6ft. 
[191] Zit.: ebenda, S. 6 unter c). 
[192] Zit.: ebenda, Anlage X. Abschrift eines Briefes vom 7.2.1954, Hermann Reusch an F. 
Kirchheimer. 
[193] Zit.: ebenda. 
[194] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 43 vom 11.12.1953, Aktennotiz Seifriz. 
[195] Dies waren: Generaldirektor Dr. Möhrle, Vermessungsdirektor Lang, Baudirektor Krieger 
und Verwaltungs Oberinspektor Kessinger. Nach: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 30.11.1953, 
Aktenvermerk. 
[196] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 42 und Nr. 43, Einladung der Stadt Karlsruhe an 
Ministerpräsident Müller bzw. Wirtschaftsminister Veit. 
[197] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 43 vom 11.12.1953, Aktennotiz Seifriz. 
[198] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 30.11.1953, Aktenvermerk Gurk über Telefonat mit 
Telschow. 
[199] Vgl.: ebenda. 
[200] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 48 vom 21.12.1953, Aktennotiz Seifriz. Der Standort 
München war durch Mitglieder der Planungskommission bereits Mitte November 1953 
aufgesucht worden. Vgl.: Badische Neueste Nachrichten vom 10.12.1953. 
[201] Ursprünglich sollte auf Vorschlag von F. Kirchheimer hin der Bauplatz etwas weiter südlich 
liegen, und zwar zwischen Maxau und Daxlanden, nicht allzuweit vom damaligen 
Hafengebiet entfernt. Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 12.6.1953. 
[202] Zit.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 43 vom 11.12.1953, Aktennotiz Seifriz. 
[203] Nach: ebenda. 
[204] Vgl.: Badische Neueste Nachrichten, Nr. 289 vom 10.12.1953 im Pressearchiv der Stadt 
Karlsruhe. 
[205] Vgl.: ebenda, Aktenbemerkung des Presseamtes für die Dezernate I und IV. 
[206] Zit.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 9.12.1953, Protokoll der Tischreden "anläßlich des 
Besuches der Gäste aus Göttingen, Stuttgart, Freiburg usw. in Zusammenhang mit der 
Besichtigung des Geländes am 8.12.1953, S. 3. 
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[207] Vgl.: ebenda. Unter anderem die Bemerkungen Bötzkes zu einem Strafmandat in Höhe von 
1,00 DM, welches er in Karlsruhe einmal für unerlaubtes Parken erhalten hatte. 
[208] Zit.: ebenda, S. 4. 
[209] Zit.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, N r. 43 vom 11.12.1953, Aktennotiz Seifriz. 
[21 0] Vgl. die Süddeutsche Zeitung vom 18.12.1953, hier nach: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 48 
vom 21.12.1953, Rückseite. 
[211] Zit.: ebenda. 
[212] Zit.: ebenda. 
[213] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 54 vom 21.12.1953, W. Heisenberg an 0. Farny. 
[214] Nach: ebenda. 
[215] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 53 vom 22.12.1953, Abschrift des Briefes Gögler 
(Landesvertretung) an Göler (Staatsministerium). 
[216] Zit.: ebenda. 
[217] Zit.: ebenda. 
[218] Zit.: ebenda. 
[219] Zit.: ebenda. 
[220] Zit.: ebenda. 
[221] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 28.10.1953, Aktenvermerk Gurk. 
[222] Zit.: Karlsruhe bewirbt sich um den Atommeiler, KfK, RA, M 27 (3), S. 20. 
[223] Zit.: ebenda. 
[224] Vgl.: ebenda. 
[225] Vgl. Süddeutsche Zeitung/München vom 28.12.1953, Erich Kuby: "Atommeiler nicht gleich 
Atombombe". 
[226] Zit.: ebenda. 
[227] Nach: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 57 vom 21.12.1953. Vgl. zudem: ebenda, Nr. 48 vom 
21.12.1953, Empfehlung von Seifriz. 
[228] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 47 vom 18.12.1953. Als Ergebnis der Besprechung wurde 
festgehalten, daß sich Herr Hinsch bei der weiteren Bearbeitung der Angelegenheit mit 
Nachdruck für Karlsruhe einsetzen würde. 
[229] Nach: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, N r. 52 vom 23.12.1953, Bericht Seifriz. 
[230] Zit.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 56 vom Dezember 1953, Bundeskanzler Adenauer an 
Staatsminister Seidel. 
[231] Adenauer bezog sich auf den Artikel "Atom-Meiler soll nach München kommen" in der 
Süddeutschen Zeitung München vom 18.12.1953. 
[232] Nach: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 56 vom Dezember 1953, Bundeskanzler Adenauer an 
Staatsminister Seidel. 
[233] Zit.: ebenda. 
[234] Nach: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40402 vom 24.12.1953, Bundeskanzler Adenauer an 
Staatsminister Seidel. 
[235] Vgl.: Badische Zeitung Freiburg vom 23.12.1953; Frankfurter Allgemeine, Nr. 298 vom 
26.12.1953; Badische Nachrichten, Nr. 300 vom 23.12.1953; Durlacher Tagblatt, Nr. 298 vom 
23.12.1953; Rhein-Neckar-Zeitung, Nr. 299 vom 23.12.1953; Mannheimer Morgen, Nr. 299 
vom 24.12.1953. 
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[236] Vgl.: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40402 vom 18.1.1954, Brief H. Seidel an Bundeskanzler 
K. Adenauer. Seidel schob alle Verantwortung mit der Begründung auf Baden-Württem-
berg, daß man ihn von hier zu seiner Handlungsweise provoziert habe. Erst durch die 
Pressekonferenz von Gebhard Müller sei die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit auf Seidels 
Presseerklärung gelenkt worden. 
[237] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 56 vom Dezember 1953, Adenauer an Seidel. 
[238] Vgl.: Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundesrepublik vom 29.12.1953, Nr. 
247, S. 2062. "Kein deutsches Atomwerk". Abschriftlich in: HStSt, EA 1/4 Nr. 1055, vom 
23.12.1953. 
[239] Siehe u. a.: Badische Volkszeitung vom 24.11.1953: "Karlruhe im Endkampf um den Atom-
Meiler". 
[240] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 28.12.1953, Beschluß Dez. IV an Oberfinanzdirektion 
Karlsruhe. 
[241] Nach: ebenda. 
[242] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 11.1.1954, Regierungsbaudirektor K. Kölmel an 
Stadtverwaltung Karlsruhe (Gurk). 
[243] Vgl.: ebenda. 
[244] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H.1 vorn 20.1.1954, Brief Heisenberg an RektorderTH-Karlsruhe 
(Otto Haupt). 
[245] Zit.: ebenda. 
[246] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 60 vom 20.1.1954, Aktennotiz Staatsrat Schlößer 
(Staatsministeriurn). 
[247] Nach: ebenda. 
[248] Vgl .. : HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 2.2.1954, Aktennotiz G. Müller. 
[249] Zit.: ebenda. 
[250] Zit.: ebenda. 
[251] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 44 vom 11.12 .. 1953, Geologisches Landesamt an WiMi B.-
W., Geschäftsteil VII. Sitzung des Fachausschusses I vom 7.12.1953. "Die Kommission hat 
beschlossen, die an der Schaffung einer Reaktorstation unmittelbar interessierten Unter-
nehmen der deutschen Industrie und die Besitzer der Uranvorkommen unverzüglich zur 
Gründung einer GmbH aufzufordern. Die, Forschungsgesellschaft Kernenergie' soll unter 
der wissenschaftlichen Beratung durch den gegenwärtigen Expertenkreis der Träger der 
Planung sein und die im Bundeshaushalt 1954 eingestellten 1.900.000 DM und sonstigen 
Zuschüsse für die Entwicklung der deutschen Kernenergie-Industrie entgegennehmen". 
[252] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 48 vorn 26.2.1954. Bericht F. Kirchheimer über die Sitzung 
der Studienkommission für Kernenergie im Bundeswirtschaftsministerium am 24.2.1954. 
Ursache für Verzögerung war ein schwerer Autounfall, den W. Bötzkes, der Vorsitzende des 
Planungsausschusses, erlitten hatte. 
[253] Vgl.: ebenda. 
[254] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 66 vorn 15.2.1954, Einladung des Bundeswirtschaftsmini-
steriums. Die erste Sitzung hatte am 23.2.1953 stattgefunden. 
[255] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 68 vom 26.2.1954, Bericht Kirchheimer an Geschäftsteil 
VII. Zudem: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 76 vom 13.3.1954, Anlage: Niederschrift über die 
Besprechung im Bundesministerium für Wirtschaft am 24.2.1954. 
[256] Vgl.: ebenda. 
[257] Vgl. u. a.: Süddeutsche Zeitung, Nr. 39 vom 17.2.1954. 
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[258] Vgl. u. a. die öffentliche Kontroverse, die zu dieser Problematik zwischen Stadtrat Helmut 
Fischer (Wiederaufbaureferent) und dem Vorsitzenden der Bayernpartei, Dr. Joseph 
Baumgartner, geführt worden ist. Nach: Pressearchiv KfK, Bd. I, Nr. 1/47. Bereits das 
Abstimmungsergebnis von 30: 11 Stimmen hatte eine erhebliche Opposition gegen das 
Projekt erkennen lassen. 
[259] Zit.: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40402, W. Haisenberg an Rucker, Brief/Gutachten vom 
4.6.1955. 
[260] Zit.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 68 vom 26.2.1954, Bericht Kirchheimer an Geschäftsteil 
VII, S. 2. 
[261] Nach: ebenda. 
[262] Vgl.: ebenda. 
[263] Vgl. hierzu die explizite Nennung dieses Vorhabens im Protokoll der Besprechung beim 
Bundeswirtschaftsministerium am 24.2.1954. HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 76, Anhang. 
[264] Nach: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 71 vom 25.2.1954, Stadt Karlsruhe an WiMi B.-W. 
[265] Vgl.: ebenda. 
[266] Hierzu vgl.: A. Hermann, Die Jahrhundertwissenschaft Werner Haisenberg und die Physik 
seiner Zeit, Stuttgart 1977, S. 132f. 
[267] Nach: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 71 vom 25.2.1954, Stadt Karlsruhe an WiMi B.-W. Der 
Vorschlag wurde in der darauffolgenden Ministerratssitzung positiv erörtert. 
[268] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 20.3.1954. Kultusministerium Baden-Württemberg an 
Stadt Karlsruhe (Dr. Gurk). Es wurde zugesagt, Haisenberg durch "eine Professur mit einer 
oder den beiden Hochschulen im besonderen Maße zu verbinden, falls vorgesehen wird, 
einen Atommeiler in Karlsruhe zu errichten". 
[269] Vgl.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 3.3.1954, Aktennotiz Farny. 
[270] Zit.: ebenda. 
[271] Zit.: eben da. 
[272] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 29.3.1954. Die Anregung hierzu war von F. Kirchheimer 
ausgegangen. Zudem vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 15.3.1954, Aktenvermerk Dr. Gurk 
über Besprechung im WiMi B.-W. mit Dr. Seifriz und Prof. Kirchheimer vom 15.3.1954. 
[273] Vgl.: ebenda. 
[274] Vgl.: KfK, INR, R. 311, FA-Reaktorplanung vom 26.2.1954, Telschow an Wirtz (Einladung 
und Tagesordnung). 
[275] Vgl.: ebenda. 
[276] Zit.: KfK, INR, R. 311, FA-Reaktorplanung vom 17.5.1954, E. Telschow an Mitglieder der 
Planungskommission. Niederschrift über die Sitzung des Planungsausschusses am 
8.3.1954 in Göttingen, S. 3. 
[277] Zit.: ebenda. 
[278] Vgl. u. a.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 65 vom 2.2.1954, Niederschrift über die Besprechung 
des Arbeitsausschusses Planung am 7.12.1953, S. 4. Zudem: Protokoll der 2. Sitzung der 
Kommission für Atomphysik der DFG am 19.11.1952, S. 4. 
[279] Zit.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 74 vom 9.3.1954, Bericht Kirchheimer an Geschäftsteil VII. 
[280] Vgl.: KfK, INR, R. 311, FA-Reaktorplanung vom 10.5.1954, Wirtz an Telschow. 
[281] Die Entscheidung wird als offen dargestellt. Danach sei für die weitere Planung "grundsätz-
lich zu klären, ob und wie das MPI für Physik mit der künftigen Reaktorstation 
zusammenarbeiten solle". Zit.: KfK, INR, R. 311, FA-Reaktorplanung vom 17.5.1954, S. 3. 
[282] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 74 vom 9.3.1954. 
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[283] Zit.: ebenda. 
[284] Auf der Sitzung des Senates der MPG vom 29.1.1954 hatte "Heisenberg einen Überblick 
über die gegenwärtige Situation und die Angebote der Städte Karlsruhe und München" 
gegeben. Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1, vom 6.2.1954, Telschow (MPG) an Gurk. 
[285] Vgl.: HStSt, EA6/10, Bü 8710zu Nr. 92. Briefvom 20.4.1954, Prof. Regeneran MinisterVeit. 
Dort heißt es u. a.: "Nach der oben ausgedrückten Weisung des Herrn Bundeskanzlers 
glaube ich vorschlagen zu müssen, eine beabsichtigte Besprechung über diesen Gegen-
stand erst dann erfolgen zu lassen, nachdem Sie ... mit Herrn Haisenberg darüber 
gesprochen haben". 
[286] Nach: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, zu Nr. 92, Aktenvermerk vom 28.4.1954. 
[287] Vgl.: ebenda. 
[288] Vgl.: ebenda. 
[289] Nicht erschienen waren Prof. Hans Dölle (Tübingen) sowie Generaldirektor Dr. H. Reusch 
von der GHH. Von letzterem wußte man allerdings, daß er ohnehin die Karlsruher Position 
vertrat. Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 84 vom 22.4.1954, H. Reusch an Minister Veit. 
Insgesamt wies der Senat der MPG zu diesem Zeitpunkt 34 Senatoren auf. 
[290] Zit.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 92. Niederschrift über die Besprechung in Ettlingen vom 5. 
Mai 1954, den künftigen Standort eines deutschen Atommeilers betreffend, S. 2. 
[291] Einschlägige Meinungsäußerungen oder Protokollnotizen ließen sich nicht ausfindig 
machen. 
[292] An neuen Erkenntnissen ergab sich, daß die aus der lsar zur Verfügung stehende 
Wassermenge zwar für den geplanten Umfang des Reaktorbetriebes ausreichen würde, 
den Anforderungen jedoch im Falle einer Leistungserweiterung des Atommeilers nicht 
gewachsen wäre. Nach: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 7.5.1954, Aktennotiz Farny. 
[293] Vgl.: KfK, Zentralarchiv des Vorstandes (ZdV), F: 1/1. 
[294] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 19.9.1953. 
[295] StAK, H., Nr. 781.57, H.1 vom 19.9.1953, BriefTelschowan OB Klotz. 
[296] Vgl.: KfK, ZdV, F: 1/1, Gutachten Haisenberg vom Mai 1954. 
[297] Nach: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 10.12.1953, Brief Prof. Henglein an Dr. Gurk. Nach: 
HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 91 vom 18.5.1954 war die Firma Uhde auf Beschluß des 
Planungsausschusses vom 8.3.1954 allerdings nur mit der technischen Kalkulation für ein 
Verfahren zur Herstellung schweren Wassers betraut worden. 
[298) Zit.: KfK, ZdV, F: 1/1, Gutachten Haisenberg vom Mai 1954, S. 1. 
[299] Zit.: ebenda. 
[300] Vgl. u. a.: KfK, INR, Zi. W., Vorbereitung dtsch. Reaktorstation (6), Briefentwurf K. Wirtz für 
W. Haisenberg an K. Adenauer vom 23.6.1954: "Ich persönlich muß darüber hinaus 
gestehen, daß es für mich ein sehr schwerer Entschluß sein würde, einer Verlegung des MPI 
für Physik von Göttingen zuzustimmen, wenn als neuer Standort für das Max-Pianck-
lnstitut für Physik eine andere Stadt als München gewählt würde ... ". 
[301] Vgl.: KfK, ZdV, F: 1/1, Gutachten Haisenberg vom Mai 1954, S. 11. Neben der Atomenergie-
kommission wird als Alternative noch eine "Forschungsgesellschaft f. Atomenergie, oder 
dgl." genannt. Vgl. zudem: Akten des WiMi B.-W., VS-Vertraulich, Nr. 5 mit 3 und 4 vom 
5.2.1953. 
[302] Vgl.: KfK, ZdV, F: 1/1, Gutachten Haisenberg vom Mai 1954, S. 11. Die Frage eines 
"wissenschaftlichen Geschäftsführers" sollte später bei den Verhandlungen um den 
Übertritt von K. Wirtz zur Kernreaktor Bau- und Betriebsgesellschaft noch eine wichtige 
Rolle spielen. 
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[303] Zit.: KfK, ZdV, F: 1/1, Gutachten Heisenberg vom Mai 1954, S. 14. 
[304] Nach: ebenda, S. 2. 
[305] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H.1, Gutachten Heisenberg. 
[306] Nach: KfK, ZdV, F: 1/1, Gutachten Heisenberg vom Mai 1954, S. 15. 
[307] Die Kommentierung bezieht sich auf die prognostische Sicherheit der veranschlagten 
Baukosten, nicht auf die technische Qualität des Gebäudes. 
[308] Vgl.: KfK, INR, R. 311, FA-Reaktorplanung vom 15.6.1954, Stenographische Notizen über 
den Verlauf einer Sitzung des Planungsausschusses vom 13.6.1954. Danach gab H. Reusch 
folgende Zusammenfassung des Diskussionsergebnisses: "Wir einigen uns darauf, daß wir 
als Schwerpunktprogramm den Graphit-Reaktor jetzt vorwärts treiben, ohne die spätere 
Errichtung eines Schwerwasser- oder angereicherten Reaktors zu vernachlässigen". 
[309] Zit.: ebenda. 
[310] Zit.: ebenda, S. 19. 
[311] Zit.: ebenda, S. 17. 
[312] Vgl.: ebenda, S. 17. 
[313] Nach: ebenda. 
[314] Zit.: ebenda. 
[315] Nach: HStSt, EA 6/10, Nr. 101 vom 2.8.1954, Niederschrift über die Sitzung des Planungs-
ausschussesam 13.6.1954, S. 9, Top 12. 
[316] Nach: ebenda. 
[317] Vgl.: KfK, INR, R. 311, FA-Reaktorplanung vom 15.6.1954, Stenographische Notizen über 
den Verlauf einer Sitzung des Planungsausschusses vom 13.6.1954, S. 18 und S. 20. 
[318] Nach: ebenda, S. 19. 
[319] Vgl.: KfK, INR, R. 311, FA-Reaktorplanung vom 19.5.1954, Einladung und Tagesordnung. 
[320] Nach: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 97 vom 16. Juni 1954, S. 2, Bericht Kirchheimer. 
[321] Nach: KfK, INR, R. 311, FA-Reaktorplanung vom 15.5.1954, S. 20. 
[322] Nach: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 101 vom 2.8.1954, S. 10, Protokoll. 
[323] Zit.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 97 vom 16.6.1954, S. 2, Bericht Kirchheimer. 
[324] Vgl. u. a. Brandts programmatische Rede auf dem Münchner Parteitag von 1956. Vorstand 
der SPD (Hrsg.), Protokoll der Verhandlungen des Parteitages der Sozialdemokratischen 
Partei Deutschlands vom 10. bis 14. Juli 1956 in München, Bonn 1956, S. 148-166. 
[325] Nach: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 101 vom 2.8.1954, S. 9. 
[326] Zit.: ebenda. 
[327] Nach: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, N r. 101 vom 2.8.1954, S. 7. 
[328] Nach: KfK, INR, R. 311, FA-Reaktorplanung vom 15.6.1954, S. 13. 
[329] Vgl.: ebenda, S. 15. 
[330] Nach: ebenda. 
[331] Vgl.: eben da, S. 12. 
[332] Zit.: KfK, ZdV, F: 1/1, Physikalische Studiengesellschaft, § 2 der Satzung. 
[333] Zit.: E. Telschow, nach: KfK, INR, R. 311, FA-Reaktorplanung vom 15.6.1954, S. 12. 
[334] Nach: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 101 vom 2.8.1954, S. 8. 
[335] Nach: KfK, INR, Zi. W., Vorbereitung dtsch. Reaktorstation (6), Briefentwurf vom 23.6.1954. 
[336] Zit.: ebenda. 
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[337] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 3.7.1954, Aktennotiz Klotz. 
[338] Nach ebenda. 
[339] Zit.: ebenda. 
(340] Zit.: ebenda. 
[341] Nach: ebenda. 
[342] Vgl.: ebenda. 
[343] Zit.: ebenda. 
[344] Zit.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 28.7.1954, Kirchheimer an Farny. 
[345] Vgl.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 22.7.1954, Aktenvermerk May. 
[346] Zit.: ebenda, handschriftlicher Vermerk von Minister Farny. 
[347] Heisenberg hatte sich eine derartige Möglichkeit offengehalten. Vgl.: KfK, INR, Z. W., 
Vorbereitung dtsch. Reaktorstation (6) vom 23.6.1954, Briefentwurf Heisenberg an Ade-
nauer. 
[348] Vgl. hierzu: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 149 vom 13.8.1955. 
[349] Nach: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 27.7.1954, Brief Farny an Kirchheimer. 
[350] Zit.: ebenda. 
[351] Vgl.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 3.9.1954, Brief Reusch an Kirchheimer. Danach sollten 
beide Projekte zunächst "durch projektiert" werden. ln seinem späteren Schreiben beruhig-
te Reusch Kirchheimer mit dem Hinweis, daß noch keine Entscheidung gefallen sei, sich 
die. Waage jedoch mehr und mehr zugunsten von Karlsruhe neige. 
[352] Zit.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055, vom 27.7.1954, Brief Farny an Kirchheimer. 
[353] Formulierung nach: ebenda. 
[354] Vgl.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 9.9.1954, Brief Kirchheimer an Farny. 
[355] Vgl.: ebenda, beigefügte Abschrift eines Briefes vom 3.9.1954, H. Reusch an F. Kirchheimer. 
[356) Vgl.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 9.9.1954. Kirchheimer schreibt: "Ich bitte Sie dringend, 
verehrter Herr Minister, in Ihren höchst nützlichen Bemühungen nicht zu erlahmen und vor 
allen Dingen nicht der von den am Standort München interessierten Kreisen im ln- und 
Ausland getätigten Propaganda zu erliegen". 
[357] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 4.8.1954, Brief Telschow (MPG) an OB Klotz. 
[358] Zit. nach: ebenda. 
[359] Der endgültige Termin wurde durch Werner Heisenberg bestimmt. Vgl.: StAK, H., Nr. 
781.57, H. 1 vom 20.8.1954. 
[360] Vgl.: H.-P. Schwarz, Die Ära Adenauer, Gründerjahre der Republik 1949-1957, Stuttgart/ 
Wiesbaden 1981, S. 221-229. 
[361] Es handelte sich um einen Herrn Winter. 
[362] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 9.9.1954, Niederschrift über die Sitzung in Göttingen am 
2.9.1954. 
[363] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 von Ende August 1954, Memorandum "Bemerkungen zu den 
Aufstellungen über Reaktorstation und Max-Pianck-lnstitut für Physik". Zudem: KfK, ZdV, 
F: 1/1, Heisenberg-Memorandum vom Mai 1954. 
[364] Nach: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 9.9.1954, Niederschrift über die Sitzung in Göttingen 
am 2.9.1954, S. 3. 
[365] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 von Ende August 1954, Memorandum ... , S. 2, Planskizze. 
[366] Nach: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 9.9.1954, Niederschrift ... , S. 3. 
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[367] Vgl.: ebenda. 
[368] Nach: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 von Ende August 1954, Memorandum ... , S. 3. 
[369] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 9.9.1954, Niederschrift ... , S. 3. 
[370] Nach: ebenda. 
[371] Nach: ebenda, S. 4. 
[372] Nach: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 18.9.1954, Brief Planungsausschuß (Telschow/ 
Bötzkes) an Stadt Karlsruhe und Stadt München. 
[373] Nach: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 13.9.1954, Aktennotiz Gutenkunst 
[374] Nach: ebenda. 
[375] Vgl. Abschnitt 4.2 dieser Arbeit. 
[376] Vgl.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 10.9.1954, Brief Reusch an Kirchheimer. 
[377] Zit.: ebenda. 
[378] StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 18.9.1954, Planungsausschuß (Telschow/Bötzkes) an die 
Städte Karlsruhe und München. 
[379] StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 4.8.1954, Telschow an Klotz. 
[380] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 5.1 0.1954, Schelling an Dezernat IV. 
[381] Vgl.: ebenda. 
[382] Zit.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 5.1 0.1954, Brief Schelling an Stadtverwaltung Karlsruhe. 
[383] Vgl.: ebenda. 
[384] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H.1 vom 20.10.1954, gutachterliehe Stellungnahme Prof. Merke! 
an Stadt Karlsruhe (Dr. Gurk). 
[385] Vgl.: ebenda, Gutachten Merke!, S. 4. 
[386] Zit.: ebenda. 
[387] Vgl.: ebenda, S. 2. 
[388] Vgl.: ebenda. Die Stärke der Beben weisen eine Bandbreite von II bis VII auf. 
[389] Zit.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 8.11.1954, Aktennotiz Gurk. 
[390] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 16.11.1954, Aktenvermerk Gurk. 
[391] Nach: HStSt, EA 1/4, Nr.1055 vom 23.11.1954, Brief Farny an Veit. 
[392] Zit.: ebenda. 
[393] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H.1 vom 3.11.1953, Gutachten der Stadtwerke (Generaldirektor 
Möhrle); zudem: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 13.11.1953, Aktenvermerk Gurk. 
[394] StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 3.11.1953, Brief Seifriz an Gurk; sowie: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 
vom 13.11.1953, Brief Müller an Adenauer. 
[395] Vgl.: HStSt, EA, Bü 8710, Nr. 65. Protokoll der Sitzung des Planungsausschusses am 
7.12.1953. 
[396] Zit.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 25.11.1954, Brief Kirchheimer an Farny. 
[397] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 101 vom 2.8.1954, S. 9. 
[398] Vgl.: Akten des WiMi B.-W., VS-Vertraulich, AZ: Geh. 11/8405.1, Nr. 18 vom 29.11.1954, 
Geologisches Landesamt an WiMi B.-W./Geschäftsteil VII. 
[399] Zit.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 25.11.1954, Aktennotiz Farny. 
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[400] Zit.: Akten des WiMi B.-W., VS-:-Vertraulich, AZ: Geh. 11/8405.1, Nr. 36 vom 15.12.1954, 
Aktenbemerkung Veit, S. 2. Die Auflistung der Standortvorteile wird u. a. gesandt an: 
Generaldirektor Dr. Alex Möller, Generaldirektor H. Reusch, Karl Haus (Teilhaber des 
Bankhauses Sal. Oppenheim Jr.) und den Wirtschaftsberater K. Adenauers, den Bankier 
Robert Pferdmenges. 
[401] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 15.1.1955. Man kommt dort zu folgendem Ergebnis: 
"Insgesamt ist somit festzustellen, daß die Lage der Reaktorstation am Rhein bei Karlsruhe 
als besonders günstig anzusehen ist. Diese für den Standort der Anlage bsonders 
wichtigen Eigenschaften dürften im Raum München nicht gegeben sein. Gerade die 
wasserwirtschaftliehen Verhältnisse sind dort weniger günstig ... ". 
[ 402] Nach: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 14.1.1955, Aktenotiz Gurk. 
[403] Vgl.: Akten des WiMi 8.-W., VS-Vertraulich, AZ: Geh. 11/8405.1, Nr. 36 vom 15.12.1954. Das 
Schreiben Pferdmenges an Adenauer findet sich im BAK, B 136/6107 und datiert vom 
13.12.54. 
[404] Zu den Aktivitäten, die Haisenberg in Bonn entwickelte, vgl.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 
17.1.1955 und vom 20.1.1955, Aktennotiz Farny. 
[405] Zit.: Bundesarchiv Koblenz, B 136/6107 vom 13.12.1954, Brief R. Pferdmenges an H. 
Globke, einschließlich Anlagen. 
[406] Vgl.: Akten des WiMi B.-W., VS-Vertraulich, AZ: Geh. 11/8405.1, Nr. 36 vom 15.12.1954. 
[407] Vgl.: KfK, RA, Bestand: PSG vom 15.11.1954, Niederschrift über die konstituierende Sitzung 
des Aufsichtsrates der PSG. 
[408] Zit.: Akten des WiMi B.-W., VS-Vertraulich, AZ: Geh. 11/8405.1, Nr. 19 vom 19.12.1954, Brief 
Reusch an Veit. 
[409] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 9.12.1954, Brief Haisenberg an die Städte Karlsruhe und 
München. 
[410] Zit.: ebenda. 
[411] Zit.: Bundesarchiv Koblenz, B 102//40402 vom 7.12.1954, Bötzkes an Hinsch. 
[412] Zit.: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40402 vom 6.12.1954, Haisenberg an Bötzkes. 
[413] Zit.: KfK, ZdV; F:l/1 (5), Niederschrift über die Sitzung des Aufsichtsrates der PSG am 
11.1.1955. 
[414] Vgl.: Akten des WiMi B.-W., VS-Vertraulich, AZ: Geh. 11/8405.1, Nr. 23 mit 20-22, Aktennotiz 
von Regierungsbaurat Hipp über die Besprechung in Göttingen am 18.12.1954. 
[415] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 109 vom 16.12.1954, Brief Schelling an Veit betr. 
Überlassung der fertigen Planungsunterlagen. 
[416] Vgl. dazu: StAK, H., Nr. 781.57, H.1 vom 21.12.1954, Aktenvermerk Gurk. 
[417] Vgl. Abschnitt 4.2 dieser Arbeit. 
[418] Nach: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 21.12.1954, Aktenvermerk Gurk. 
[419] Stadt Karlsruhe, Dezernat für Wirtschaftsförderung (Hrsg.), Max-Pianck-lnstitut für Physik, 
Reaktor-Verwaltung und Reaktor-Station in Karlsruhe, o. 0., o. J. (Karlsruhe 1954). 
[420] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 23.12.1954. 
[421] Für die Anfertigung der Druckschrift hatte die Kunstdruckerei Künstlerbund GmbH der 
Stadt Karlsruhe einen Betrag von 6.610 DM abzüglich 2% Skonto in Rechnung gestellt. 
Nach: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 23.12.1954. 
[422] Vgl. dazu u.a.: Süddeutsche Zeitung/München, Nr. 99 vom 12.1.1955; oder: Badische 
Neueste Nachrichten vom 13.1.1955. 
[423] Vgl.: ebenda. 
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[424] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 21.12.1954, Aktenvermerk Gurk. 
[425) Zit.: Akten des WiMi B.-W., VS-Vertraulich, AZ: Geh. 11/8405.1, Nr. 23 vom Dezember 1954, 
Aktenvermerk über eine Besprechung bei der MPG in Göttingen am 18.12.1954, S. 2. 
[426] Nach: ebenda, S. 3. 
[427] Zit.: ebenda. 
[428] Zit.: KfK, INR, Zweitschriften. Rahmengutachten von Werner Heisenberg: "Die Pläne fürdie 
erste deutsche Reaktorstation" vom 20.12.1954, S. 2. 
[429] Vgl.: Akten des WiMi B.-W., VS-Vertraulich, AZ: Geh. 11/8405.1, Nr. 23 vom Dezember 1954, 
S. 3. 
[430] Nach: KfK, ZdV, F: 1/1 vom 20.12.1954, Gutachten von Dipl.-lng. Karl Weimer. 
[431] Angaben zusammengestellt aus: Stadt Karlsruhe, Dezernat für Wirtschaftsförderung 
(Hrsg.), Max-Pianck-lnstitut für Physik, Reaktor-Verwaltung und Reaktor-Station in Karls-
ruhe, o. 0., o. J., (Karlsruhe 1954); und: KfK, ZdV, F: 1/1, Gutachten Weimer vom 20.12.1954. 
In der Position 1 b. der Tab. 2 seiner Kostenaufstellung unterlief K. Weimer ein Rechenfehler 
von 100.000 DM zuungunsten der Stadt Karlsruhe. 
[432] Vgl.: Anmerkung 431. 
[433] Vgl.: ebenda. 
[434] Zit.: KfK, INR, Zweitschriften, Rahmengutachten von Werner Heisenberg vom 20.12.1954. 
[435] Zit.: ebenda. 
[436] Zit.: ebenda. 
[437] Zit.: ebenda. 
[ 438] Zit.: ebenda, S. 1f. 
[439] Nach: ebenda, S. 5. 
[440] Zit.: ebenda, S. 5f. 
[441] Zit.: Firmenarchiv GHH, 40010146/486 vom 25.1.1955, Standortvergleich durch L. Her-
manns. 
[442] Nach: ebenda. 
[443] Zit.: Firmenarchiv GHH, 40010146/486 vom 7.1.1955, Brief Reusch an Telschow. 
[444] Vgl.: KfK, RA, Bestand: PSG, Niederschrift der Sitzung des Aufsichtsrates der PSG am 
'11.1.1955, Teilnehmerliste. 
[445] Vgl.: ebenda, S. 9f. 
[446] Zit.: ebenda, S. 9. 
[447] Vgl. u. a.: KfK, INR, R. 311, FA-Reaktorplanung vom 17.5.1954, Niederschrift über die 
Sitzung des Planungsausschusses am 8.3.1954, S. 3. 
[448] Nach: KfK, RA, Bestand: PSG, Niederschrift der Sitzung des Aufsichtsrates der PSG am 
11.1.1955, s. 9. 
[449] Dieser Vorschlag war als Kompromiß ursprünglich vom Bundeswirtschaftsministerium in 
die Debatte eingebracht worden. Vgl.: HStSt, EA 1/4, Nr. i 055 vom 22.7.1954, handschriftli-
cher Vermerk von Farny. Heisenberg selbst hatte diese Möglichkeit nicht ausgeschlossen. 
Vgl.: KfK, INR, Zi. W., Vorbereitung dtsch. Reaktorstation (6) vom 23.6.1954, Briefentwurf 
Heisenberg an Adenauer, S. 2f. Vgl. zudem: Akten des WiMi B.-W., VS-Vertraulich, AZ: Geh. 
11/8405.1, Nr. 23 vom Dezember 1954, Aktenvermerk RBR Hipp, S. 5. 
[450] Vgl.: KfK, INR, Zweitschrift vom 20.12.1954, Gutachten Heisenberg, S. 6. 
[451] Vgl.: ebenda. 
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[452] Nach: Akten des WiMi B.-W., VS-Vertraulich, AZ: Geh. 11/8405.1, Nr. 23 vom Dez. 1954. 
[453] Vgl.: Akten des WiMi B.-W., VS-Vertraulich, AZ: Geh. 11/8405.1, Nr. 27 zu 28 vom 19.1.1955, 
Brief Reusch an Kirchheimer. 
[ 454] Zit.: ebenda. 
[455] Zit.: Firmenarchiv GHH, 40010146/488 vom 25.1.1955, Gutachten L. Hermanns. 
[456] Vgl.: Firmenarchiv GHH, 40010146/488 vom 10.2.1955, Brief Bötzkes an Reusch. 
[457] Vgl.: ebenda. 
[458] Vgl.: KfK, ZdV, F: 1/1 vom 20.12.1954, Gutachten Weimer. 
[459] Nach: Firmenarchiv GHH, 40010146/488 vom 10.2.1955, Brief Bötzkes an Reusch. 
[ 460] Telschow konferierte am 8.2.1955 mit Wirtschaftsminister Veit und am 9.2.1955 mit 
Ministerpräsident Müller sowie Kultusminister Simpfendörfer. 
[ 461] Zit.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 120 vom 1 0.2.1955, Aktennotiz Seifriz. 
[462] Vgl.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 27.1.1955, Aktenvermerk Farny über Besprechung mit 
Seifriz. 
[463] Zit.: Bayerische Staatszeitung vom 15.1.1955. 
[464] Zit.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 121 vom 22.2.1955. 
[465] Vgl.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 17.1.1955, Aktennotiz Farny; ebenda, vom 27.1.1955, 
Aktennotiz Landesvertretung; ebenda, vom 14.2.1955, Aktennotiz Landesvertretung. 
[466] Zit.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 14.2.1955. 
[467] Zit.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 27.1.1955, S. 2. Betr.: Bau eines Atommeilers, hier: 
Besprechung mit Seifriz am 27.1.1955. 
[468] CDU-Mitglieder des Bundeskabinetts waren: Konrad Adenauer, Gerhard Schröder, Ludwig 
Erhard, Heinrich Lübke, Anton Storch, Jakob Kaiser, Franz-Joseph Würmeling und Robert 
Tillmanns. 
[469] Vgl.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 28.2.1955, Staatsministerium (Dr. Schlößer) an Minister 
Farny. 
[470] Zit.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 28.4.1955, Brief Lübke an Farny. 
[471] Zit. nach: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 16.3.1955, Globke an Farny. 
[472] Vgl.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 28.3.1955, R. Tillmanns an 0. Farny. 
[473] Vgl.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 17.3.1955, von Merkatz an Farny. 
[474] Zit.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 15.2.1955, Präsident des Deutschen Bundestages an 
Bürgermeister Gurk. 
[475] Vgl.: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40402 vom 12.5.1955, E. Gerstenmaier an L. Erhard. 
Sowie: ebenda, Brief Bundeswirtschaftsminister (Staatssekretär Westrick) an E. Gersten-
maier. 
[476] Nach: ebenda. 
[477] Vgl.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 24.3.1955. Schlapper handelte im Auftrage der baden-
württembergischen Landesregierung, die einen entsprechenden Beschluß auf der 10. 
Sitzung des Ministerratesam 14.3. 1955 gefaßt hatte. Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 128. 
[478] Zit.: ebenda. 
[479] Nach: ebenda. 
[480) Zit.: ebenda. 
[481] Zit.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 26.3.1955, Aktenvermerk Gurk. 
/ [482] Zit.: ebenda. 
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[483] Zit.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 17.1.1955, Aktennotiz Farny. 
[484] Vgl.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 20.1.1955, Aktenvermerk Gögler (?). 
[485] Nach: ebenda. 
[486] Vgl.: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40402 vom 15.6.1955, Brief: F.-J. Strauß an L. Erhard. 
[487] Zit.: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40402 vom 28.6.1955, Aktenvermerk über Telefonat mit 
Mitarbeiter von F.-J. Strauß. 
[488] Zit.: ebenda, handschriftlicher Zusatz vom 29.6.1955. 
[489] Zit.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 20.1.1955, Aktenvermerk Gögler (?). 
[490] Vgl.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 27.1.1955, Aktenvermerk Seifriz. 
[491] Vgl.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 17.1.1955, Aktenvermerk Farny; ebenda vom 27.1.1955: 
Aktenvermerk Seifriz; sowie: StAK, H., Nr. 781.57 vom 25.6.1955, Besprechung Gurk mit 
Erhard. 
[492] Vgl.: KfK, INR, Zi. W., Vorbereitung dtsch. Reaktorstation (6), Briefentwurf vom 20.1.1955. 
[493] Zit.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 20.1.1955, Aktenvermerk Gögler (?). 
[494] Zit.: KfK, INR, Zi. W., Vorbereitung dtsch. Reaktorstation (6), Briefentwurf vom 20.1.1955. 
[495] Zit.: ebenda, "Taktischer Plan, der durch meinen Entwurf vorbereitet bzw. eingeleitet wird" 
(Verfasser war Karl Wirtz). 
[496] Nach: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 20.1.1955, Aktenvermerk Gögler (?). 
[497] Nach: ebenda. 
[498] Vgl.: KfK, RA, Bestand: PSG, Brief Bundeskanzleramt an Karl Winnacker vom 16.3.1955. 
Die Sitzung fand am 24.3.1955 statt. Sie ging auf einen Wunsch der PSG zurück, die 
hierüber einen Aufsichtsratsbeschluß gefaßt hatte (2.2.1955). 
[499] Zit.: Akten des WiMi B.-W., VS-Vertraulich, AZ: Geh. 11/8405.1, Aktenvermerk vom 
26.3.1955. 
[500] Zit.: Konrad Adenauer, nach: Akten des WiMi B.-W., VS-Vertraulich, AZ: Geh. 11/8405, 
Aktenvermerk vom 26.3.1955. 
[501] Zit.: ebenda. 
[502] Nach: KfK, INR, Zi. W., Vorbereitung dtsch. Reaktorstation (6) vom 8.3.1955, Empfehlung 
für Prof. Haisenberg zum Besuch beim Bundeskanzler. 
[503] Vgl.: ebenda. 
[504] Zit.: Akten des WiMi B.-W., AZ: Geh. 11/8405.1, Nr. 25 vom 17.1.1955, Kirchheimer an Veit. 
[505] Nach: KfK, RA, Bestand: PSG, Niederschrift über die Sitzung des Aufsichtsrates der PSG 
am 2.2.1955, S. 8. 
[506] Die Planung eines graphitmoderierten Reaktors geht auf einen mit Haisenberg abgestimm-
ten, einvernehmlichen Beschluß des Planungsausschusses der Studienkommission für 
Kernenergie vom 13.6.1954 zurück. Vgl.: KfK, INR, R. 311, FA-Reaktorplanung: Stenogra-
phische Notizen über den Verlauf einer Sitzung des Planungsausschussesam 13.6.1954, S. 
9. 
[507] Vgl.: KfK, RA, Bestand: PSG, Niederschrift der Aufsichtsratssitzung am 11.1.1955. 
[508] Vgl.: ebenda, S. 8. 
[509] Vgl.: ebenda, S. 5. 
[51 0] Zit.: KfK, RA, Bestand: PSG, Niederschrift der Aufsichtsratssitzung am 2.2.1955, S. 5. 
[511] Zit.: ebenda. 
[512] Zit.: ebenda. 
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[513] Zit.: ebenda. 
[514] Nach: ebenda, S. 4. 
[515] Vgl.: KfK, RA, Bestand: PSG, Niederschrift der Aufsichtsratssitzung am 11.1.1955, S. 9. 
[516] Nach: ebenda, S. 8. 
[517] Vgl.: KfK, INR, R. 311, FA-Reaktorplanung, Niederschrift betr. die Besprechung über die 
geplante Reaktorstation am 28.1.1955. 
[518] Tabelle und Erläuterungen sind übernommen aus: KfK, RA, Bestand: PSG, Niederschrift 
der Aufsichtsratssitzung am 2.2.1955, Anlage 1. 
[519] Zit.: KfK, RA, Bestand: PSG, Niederschrift der Aufsichtsratssitzung am 2.2.1955, S. 7. 
[520] Vgl.: KfK, INR, R. 311, FA-Reaktorplanung, Niederschrift der Besprechung derTechnischen 
Kommission am 28.1.1955. 
[521] Zit.: KfK, RA, Bestand: PSG, Niederschrift der Aufsichtsratssitzung am 2.2.1955, S. 8. 
[522] Zit.: Firmenarchiv GHH, 40010146 vom 11.2.1955, Brief Telschow an Reusch. 
[523] Zit.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 21.3.1955, Kabinettsbeschluß der Regierung von Baden-
Württemberg. 
[524] Vgl.: Firmenarchiv GHH, 40010146 vom 10.2.1955, Brief Bötzkes an Reusch. Das von L. 
Hermanns erstellte Gutachten findet sich in: Firmenarchiv GHH, 40010146 vom 25.1.1955, 
L. Hermanns an H. Reusch. 
[525] Nach: Firmenarchiv GHH, 40010146 vom 10.2.1955, Bötzkes an Reusch. 
[526] Vgl.: Firmenarchiv der Industrie-Kreditbank, Bestand 3. 
· [527] Zit.: KfK, RA, Bestand: PSG, Niederschrift der Aufsichtsratssitzung vom 28.2.1955, S. 5. 
[528) Vgl.: Akten des WiMi B.-W., VS-Vertraulich, AZ: Geh. 11/8405.1, Aktenbemerkung F. 
Kirchheimer vom 21.3.1955. 
[529] Nach: ebenda. 
[530] Zit. ebenda. 
[531] Zit.: ebenda, S. 3. 
[532] Vgl.: ebenda. 
[533) Siehe: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 21.3.1955, Kabinettsbeschluß der Regierung Baden-
Wü rttem bergs. 
[534] Vgl.: Akten des WiMi B.-W., VS-Vertraulich, AZ: Geh. 11/8405.1, Aktenbemerkung F. 
Kirchheimer vom 21.3.1955. 
[535] Zit.: ebenda, S. 2. 
[536] Zit.: ebenda. 
[537] Vgl.: Firmenarchiv GHH, 40010146/486 vom 8.3.1955, Schreiben Telschow (PSG) an 
Bötzkes (IKB), einschließlich Anlagen. Zudem: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40402 vom 
Dezember 1954, Brief Steinlein an L. Erhard. 
[538] Vgl.: Firmenarchiv der GHH, 4001016/486 vom 8.3.1955. 
[539] Nach: ebenda. 
[540] Zit.: eben da. Vgl. auch: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40402 vom 12.3.1955, Brief Telschow 
(PSG) an Ministerialdirigent Hinsch (BWM). 
[541] Vgl.: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40402 vom 27.4.1955, Schreiben Steinlein an Bundesmi-
nisterium für Wirtschaft. 
[542] Vgl.: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40402 vom 27.4.1955, Anlagen (= Fragebogenbeant-
wortung). 
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[543] Zit.: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40402 vom 25.1.1955, Aktennotiz Heesemann (BWM) für 
Hinsch (BWM). 
[ 544] Nach: ebenda, handschriftlich er Aktenvermerk. 
[545] Zit.: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40402 vom 8.3.1955, Brief Hinsch (BWM) an PSG und 
Grau (BKA). 
[546] Zit.: ebenda. 
[547] Vgl.: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40363, Gutachten Weizel vom Februar 1954; sowie: 
ebenda, Brief L. Brandt an Ministerialdirektor Dr. Michel (BWM) vom 22.5.1954 einschließ-
lich Briefkopie Simon. 
[548] Vgl.: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40363, FOM-Vertragsentwurf vom Februar 1954. 
[549] Vgl.: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40363. Zudem: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 96 vom 
11.6.1954. 
[550] Vgl.: ebenda, S. 4. 
[551] Nach: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40363 vom 22.5.1954, Brandt an Michel. 
[552] Vgl.: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40363 vom 29.6.1954, Aktenvermerk betr. Besprechung 
des Arbeitskreises , Vertragsentwurf FOM'. 
[553] Siehe: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40363 vom 18.1.1955, AEG an Hinsch. 
[554] Zit. aus: KfK, RA, Bestand: PSG, Aktennotiz K. Winnacker vom 3.2.1955. 
[555] Vgl.: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40363 vom 26.4.1955, Protokoll der Besprechung im 
BWM am 15.4.1955. Die formelle Gründung des niederländischen Reaktorzentrums 
erfolgte am 20.7.1955. 
[556] Zit.: Bundesarchiv Koblenz, B 136/6107 vom 20.4.1955, Brief Heusch an Arnold. 
[557] Vgl.: Bundesarchiv Koblenz, B 136/6107 vom 20.4.1955, BriefHeuschan Globke. 
[558] Zit. nach: ebenda. 
[559] Nach: Bundesarchiv Koblenz, B 136/6107 vom 4.6.1955, Brief Heusch an Globke, 
handschriftlich er Aktenvermerk vom 1. 7.1955. 
[560] Zit.: Bundesarchiv Koblenz, B 136/6107 vom 31. Mai 1955, Aktenvermerk des Staatssekre-
tärs des Bundeskanzleramtes. 
[561] Vgl. hierzu die Auflistung der Stadt Karlsruhe in: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 29.3.1955, 
Brief Klotz an Müller. 
[562] Zit.: Akten des WiMi B.-W, VS-Vertraulich, AZ: Geh. 11/8405.1, Aktenvermerk Kirchheimer 
vom 28.3.1955 betr. Besprechung Ministerpräsident G. Müller mit W. Haisenberg vom 
26.3.1955. 
[563] Zit.: KfK, INR, Zi. W., Vorbereitung dtsch. Reaktorstation vom 28.3.1955, Vertrauliches 
Schreiben von Haisenberg an Grau. Hervorhebung durch den Verfasser. 
[564] Vgl. dazu die Einschätzung von F. Kirchheimer, in: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 11.6.1955, 
Vertrauliche Aktenbemerkung zur Vorbereitung der Gespräche bei Konrad Adenauer. 
[565] Zit.: ebenda. 
[566] Zit.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 12.4.1955, Brief Farny an Gurk. 
[567] Zit.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 24.3.1955, Aktennotiz über den Besuch von OB Schlapper 
bei K. Adenauer. 
[568] Vgl.: ebenda. 
[569] Vgl.: KfK, RA, Bestand: PSG vom 16.3.1955, Brief Bundeskanzleramt an K. Winnacker; 
Zudem siehe: Akten des WiMi B.-W., VS-Vertraulich, AZ: Geh. 11/8405.1, Aktenvermerk 
vom 26.3.1955. 
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[570] Vgl. hierzu: Dersmarte General, in: Der Spiegel, 10. Jg. (1956), Nr. 27vom 4.7.1956, S.15-26; 
Zudem: Munzinger-Archiv/lnternat. Biograph. Archiv, 25.2.78, Lieferung 8/78-P-3512/10. 
[571] Vgl.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 20.4.1955. Sowie: BAKB 136/6107 vom 2.4.1955, Streng 
geheimer Brief Globkes an Heusinger. 
[572] Zit.: Bundesarchiv Koblenz, B 136/6107 vom 5.3.1955, Notiz Lützow für Heusinger. 
[573] Vgl.: A. M. Gruenther, in: Wehrkunde, 4 Jg. (1955), H. 4, S. 169. 
[574] Vgl.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 20. April1955. 
[575] Zit.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 23. April1955. 
[576] Zit.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 12. Juni 1955, Brief Adenauer an Müller. 
[577] Zit.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 3.5.1955, Hans Speidei an Gebhard Müller. 
[578] Vgl.: ebenda. 
[579] Nach: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 3.5.1955; ebenso: Die Autobiographische Skizze von: 
Hans Speidel. Aus unserer Zeit. Erinnerungen, Frankfurt/Wien 1977 (1) und 1977 (2). Das 
Bundeswirtschaftsministerium war vom Bundeskanzleramt demgegenüber erst am 
8.6.1955 über die Stellungnahme der Dienststelle Blank Unterrichtet worden. Vgl. dazu: 
BAK, B 136/6107 vom 14. Juni 1955, Aktennotiz. 
[580] Nach: KfK, ZdV, F: 1/1 (4) vom 4.8.1955, Niederschrift der konstituierenden Sitzung des 
TWB der PSG am 28.6.1955, S. 3. 
[581] Vgl.: KfK, ZdV, F: 1/1 (5) vom 29.6.1955, Niederschrift über die Sitzung des TWB der PSG am 
28.6.1955, S. 1. 
[582] Vgl.: KfK, RA, Bestand: PSG, Niederschrift der Sitzung des Aufsichtsrates der PSG am 
28.2.1955, s. 5. 
[583] Zit.: KfK, ZdV, F: 1/1 (4) vom 4.8.1955, Niederschrift der konstituierenden Sitzung des TWB 
der PSG am 28.6.1955, S. 4. 
[584] Zit.: ebenda. 
[585] Nach: ebenda. 
[586] Vgl.: ebenda. 
[587] Nach: KfK, ZdV, F: 1/1 (5) vom 29.6.1955, S. 1. 
[588] Vgl.: KfK, RA, Bestand: PSG, Niederschrift der Sitzung des Aufsichtsrates der PSG am 
15.7.1955, S. 3-4. 
[589] Vgl.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 20.6.1955, Aktenbemerkung zur Vorbereitung der Sitzung 
beim Bundeskanzler am 19.6.1955 von F. Kirchheimer. 
[590] Vgl. das Gespräch zwischen Minister Farny, Präsident Kirchheimer und Ministerialdirigent 
Grau (Bundeskanzleramt) am 22.6.1955 in der Landesvertretung Baden-Württembergs/ 
Bonn. ln: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 21.6.1955, Brief Seifriz an Gögler. 
[591] ln seiner Eigenschaft als Vorsitzender des Landesverbandes der CDU Badens hatie Gurk 
am 25.6.1955 in Sachen Atommeiler mit Bundeswirtschaftsminister Erhard in Augsburg ein 
letztes vorbereitendes Gespräch. Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 25.6.1955, Aktennotiz. 
[592] Angaben nach: KfK, RA, Bestand: PSG, Niederschrift der Aufsichtsratssitzung der PSG am 
15.7.1955, S. 1. Sowie: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40402 vom 9.7.1955, Vermerk Pretsch 
(BWM). 
[593] Nach: Firmenarchiv GHH, 40010146/486 vom 15.7.1955, handschriftliche Notizen von H. 
Reusch. 
[594] Zit.: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40402 vom 30.6.1955, Aktenvermerk Pretsch. 
[595] Nach: Firmenarchiv GHH, 40010146/486 vom 15.7.1955, handschriftlicher Vermerk von H. 
Reusch. 
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[596] Nach: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40402 vom 9.7.1955, Aktenvermerk Pretsch (BWM). 
[597] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 30.6.1955, Aktenvermerk Gurk. 
[598] Zit.: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40402 vom 30.6.1955, Aktenvermerk Pretsch. 
[599] Zit.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 30.6.1955, Aktenvermerk Gurk. Vgl. zudem: Badische 
Volks Zeitung, Nr. 158 vom 12.7.1955 "Dr. Müller mit Atommeilerkonferenz zufrieden". 
[600] Zit.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1 vom 30.6.1955, Aktenvermerk Gurk. 
[601] Zit.: ebenda. 
[602] Zit. nach: KfK, RA, Bestand: PSG, Aktennotiz K. Winnacker vom 16.7. 1955 zur Aufsichts-
ratssitzung der PSG am 15.7.1955, S. 1. 
[603] Zit.: nach ebenda. 
[604] Zit.: Hamburger Abendblatt, Nr. 160 vom 13.7.1955. 
[605] Zit. nach: Rhein-Neckar-Zeitung, Nr. 158 vom 13.7.1955. 
[606] Zit. nach: Süddeutsche Zeitung München, Nr. 164 vom 13.7.1955. 
[607] Zit. nach: Badische Neueste Nachrichten, Nr. 160 vom 13.7.1955; ebenso: Rhein-Neckar-
Zeitung, Nr. 158 vom 13.7.1955. 
[608] Zur Kontroverse um die atomare Aufrüstung und Adenauers Position hierbei vgl.: H.-P. 
Schwarz, a.a.O., S. 356-363. 
[609] Zit.: WiMi B.-W., VS-Vertraulich, AZ: Geh. 11/8405.1, Aktenvermerk Seifriz vom 19.7.1955 
betr.: Besprechung der Angelegenheit Atommeiler im Ministerrat am 18.7.1955. 
[61 0] Zit.: ebenda. 
[611] Zit.: ebenda. 
[612] Zit.: ebenda. 
[613] Nach: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 20. Juli 1955, Aktenvermerk Seifriz über telefonische 
Besprechung mit Telschow. 
[614] Nach: ebenda. Die Konferenz sollte schon vom 8.-20.8.1955 stattfinden. 
[615) Vgl.: KfK, RA, Bestand: PSG, Niederschrift über die Sitzung des Aufsichtsrates der PSG am 
15.7.1955. 
[616] Vgl.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 6.7.1955, Vermerk Dr. Schlößer über Telefonat mit E. 
Telschow. Für die vom Bundeskanzler vorgeschlagene Lösung sollten Werner Haisenberg 
und Otto Hahn gewonnen werden. 
[617] Zit.: KfK, RA, Bestand: PSG, Niederschrift über die Sitzung des Aufsichtsrates der PSG am 
15.7.1955, s. 2. 
[618] Zit.: ebenda, S. 3. 
[619] Zit.: ebenda, S. 2. 
[620] Vgl.: ebenda. 
[621] Nach: ebenda, S. 3. 
[622] Nach: ebenda. 
[623] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710 vom 2.7.1955, Bericht F. Kirchheimer über die Sitzung des 
FachausschuBes für Urangeologie und Bergbau der PSG am 28.6.1955, S. 2. 
[624] Zit. nach: KfK, RA, Bestand: PSG, Niederschrift über die Sitzung des Aussichtsrates der 
PSG am 15.7.1955, S. 3. 
[625] Zit.: ebenda, S. 3. 
[626] Zit.: ebenda, S. 2. Diese Darstellung geht auf ein Gespräch zwischen Bötzkes und Erhard 
zurück. 
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[627] Zit.: nach ebenda, S. 3. 
[628] Zit.: ebenda, S. 4. 
[629] Nach: KfK, RA, Bestand: PSG, Aktennotiz K. Winnackervom 16.7.1955, S. 2; HStSt, EA 1/4, 
Nr. 1055 vom 20.7.1955; HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 29.7.1955 und HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 
vom 29.8.1955. 
[630] Vgl.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 29.8.1955, Gentner an Müller. 
[631] Vgl.: KfK, RA, Bestand: PSG, Aktennotiz K. Winnacker vom 16.7.1955. 
[632] Zit.: ebenda, S. 2. 
[633] Zit.: nach ebenda. 
[634] Vgl.: Handschriftliche Anweisung von Minister Veit vom 22.8.1955 auf: HStSt, EA 6/10, Bü 
8710, Nr. 149 vom 13.8.1955. Seifriz meldete ebendort per 30.8.1955 den Vollzug der 
Anordnung. 
[635] Vgl.: Archiv der Universität Karlsruhe, z. H. Herrn Privatdozenten Dr. Hoepke, Protokoll 
über die Sitzung der Fakultät für Natur- und Geisteswissenschaften am 13.2.1956. 
[636] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 144 vom 22.7.1955, Bötzkes an Farny. 
[637] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 148/1 vom 2.8.1955, Bericht Seifriz an Veit über 
Gespräche in Bonn am 27.7.1955. 
[638] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 148 vom 2.8.1955. 
[639] Vgl.: HStSt, EA 6/10, Bü 8722, Nr. 2 vom 3.8.1955, Brief Hotz an Klotz. Zudem vgl.: 
Geologisches Landesamt Baden Württemberg, Bestand: Gedenkmünze Kellermann/ 
Gutehoffnungshütte (Juni 1955) vom 6.8.1955, Brief F. Kirchheimer an H. Reusch. 
[640] Zit.: BAK, B 136/6107 vom 15.8.1955, Brief Adenauer an Hoegner. 
[641] Vgl. hierzu: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40402 vom 27.8.1955, Brief Heisenberg an 
Erhard. 
[642] Zit.: KfK, RA, Bestand: PSG, Niederschrift der Aufsichtsratssitzung der PSG am 9.9.1955, 
S. 5. 
[643] Vgl.: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40402 vom 7.9.1955, Aktenvermerk Hinsch. 
[644] Zit.: ebenda, S. 3f. 
[645] Vgl.: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40402 vom 23.9.1955, Brief Erhard an Heisenberg. 
[646] Zit.: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40402 vom 10.9.1955, Aktenvermerk Hinsch, S. 1. 
[647] Vgl.: ebenda, S. 3. 
[648] Zit.: ebenda, S. 3f. 
[649] Nach: ebenda, S. 2. 
[650] Zit.: KfK, RA, Bestand: PSG, Niederschrift der Aufsichtsratssitzung der PSG am 9.9.1955, 
S. 5. 
[651] Vgl. die diese Ansicht bestätigende Äußerung Globkes in seinem Brief an Westrick vom 
15.11.1955, Bundesarchiv Koblenz, B 102/40402 vom 15.11.1955. 
[652] Zit.: Bundesarchiv Koblenz, B 102/40402 vom 16.9.1955, Brief Westrick an Globke. 
[653] Nach: ebenda. 
[654] Zit.: ebenda. 
[655] Zit.: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 23.9.1955, Aktenvermerk über Besprechung Farny mit 
Globke am 22.9.1955. 
[656] Vgl.: KfK, RA, Bestand: PSG, Niederschrift der Aufsichtsratssitzung der PSG am 
10.11.1955, s. 4. 
129 
[657] Zit.: ebenda. 
[658] Vgl. dazu: HStSt, EA 6/10, Bü 8713. Die konstituierende Sitzung des Beirates für 
Kernenergie hatte am 8.11.1955 stattgefunden. 
[659] Nach: KfK, RA, Bestand: PSG, Stenographische Notizen aus der Sitzung des Aufsichtsrats 
der PSG am 10.11.1955, S. 4. 
[660] Zit.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 2 vom 22.9.1955, Niederschrift über die 27. Sitzung des 
Stadtrates am 20.9.1955, S. 36. 
[661] Vgl.: StAK, H., Nr. 781.57, H. 2 vom 15.9.1955, EMNID an Stadtverwaltung. Für die 
Befragung wurden 2.000 DM Honorar in Rechnung gestellt. 
[662] Nach: StAK, H., Nr. 781.57, H. 2 vom 22.9.1955, S. 27. 
[663] Zit.: KfK, RA, Bestand: PSG, Aktennotiz Karl Winnacker vom 16. 7.1955, S. 2. 
[664] Zit.: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 149 vom 13.8.1955, Vermerk Greifeid für Wirtschaftsmini-
ster Veit. 
[665] Vgl.: KfK, RA, Bestand: PSG, Niederschrift über die Sitzung des Aufsichtsrates der PSG am 
9.9.1955, s. 5. 
[666] Vgl.: Christlich Demokratische Union Deutschlands (Hrsg.), 6. Bundesparteitag CDU 
Stuttgart 26.-29.4.1956, Harnburg 1956, S. 16. 
[667] Simpfendörfer hatte zunächst auf die nun überwundene innerparteiliche Zerreißprobe bei 
der Bildung des Bundeslandes Baden-Württemberg hingewiesen und später dann F.-J. 
Strauß das Wort mit der Bemerkung erteilt, es nicht falsch zu verstehen, wenn dieser "am 
Schluß der ausländischen Gäste" zu Wort komme. Vgl.: CDU (Hrsg.), 6. Bundesparteitag, 
a.a.O., S. 5 und S. 16. 
[668] Zit.: F.-J. Strauß, in: CDU (Hrsg.), 6. Bundesparteitag, a.a.O., S. 16. 
[669] Vgl.: KfK, RA, M28, Nr. 1290 vom 11.5.1956. Bericht über die Reise der Herren Dl Bauer, Dl 
Bornscheuer, Dr. Drouven, Dl Müller und Dl Seyd nach Karlsruhe vom 3.-5. Mai 1956. 
Zudem: Mündliche Mitteilung von Herr Bauer an den Verfasser. Sowie: A. Bauer, Vor 30 
Jahren, Erinnerungen zur Standortwahl des Kernforschungszentrums Karlsruhe, in: 
Kernforschungszentrum Karlsruhe (Hrsg.), KfK Hausmitteilungen, H. 3/86, Karlsruhe 1986, 
s. 21-23. 
[670] Vgl.: KfK, RA, M28, Nr. 1290 vom 11.5.1956. 
[671] Vgl. u.a.: KfK, INR, Zi. W., Standort 1.1.1956-31.12.1958, Brief Haisenberg an Ministerialrat 
Dr. Weber (Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultur) vom 4.6.1956. 
[672] Vgl.: KfK, RA, Bestand: PSG, Niederschrift der Gesellschafterversammlung der PSG am 
17.4.1956. 
[673] Der Beschluß wurde im Rahmen einer Sitzung im Bundesministerium für Atomfragen vom 
23.3.1956 verbindlich gefaßt. Vgl.: Geologisches Landesamt Baden-Württemberg, Bestand: 
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Reaktorbau- und Betriebsgesellschaft GmbH, Karlsru he 1956-1975, hier: Ergebn isproto-
koll über die Sitzung am 23.3.1956. 
9. Dokumente und Materialien 
Bei der Beschäftigung mit der frühen Kernenergiegeschichte der Bundesrepublik Deutschland 
ist es bisher immer noch die Regel, daß zahlreiche der einschlägigen Dokumente nicht ediert 
worden sind und damit auch nicht in gedruckter Form vorliegen. Dies bedeutet, daß eine 
Zugangsmöglichkeit meist nur über recht aufwendige Archivrecherchen zu bewerkstelligen ist. 
Um hier Abhilfe zu schaffen, und dem interessierten Leser zumindest eine Auswahl relevanter 
Archivalien zur Kernenergiegeschichte leichter zugänglich zu machen, ist der nachfolgende 
Dokumentenanhang gedacht. Er repräsentiert einen Ausschnittall derjenigen Bemühungen, die 
im Zusammenhang mit der Kontroverse um die Standorttindung für eine deutsche Reaktorstation 
Gewicht erlangten bzw. die Zeitumstände besonders prägnant charakterisieren. 
Besonderer Dank gilt an dieser Stelle den zahlreichen Archiven und Institutionen, die durch ihre 
bereitwillig erteilten Genehmigungen den Abdruck der nachstehenden Archivalien erst ermög-
licht haben. 
1. Die Stadtverwaltung Karlsruhe richtet am 26.5.1953 an die Generalverwaltung 
der Max-Pianck-Gesellschaft das Angebot, Standort der geplanten Reaktor-
station zu werden (Quelle: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 6a). S. 134-135 
2. Einladung und Niederschrift über eine Besprechung mit Vertretern des 
Karlsruher Stadtrates und Bürgermeisteramtesam 6.10.1953 unter Vorsitz des 
Oberbürgermeisters G. Klotz. Sowie allgemeine Richtlinien bei der Wahl des 
Ortes für die Reaktorstation der Bundesrepublik von W. Heisenberg (Quelle 
StAK, H., Nr. 781.57, H.1 vom 1. und 8.10.1953). S.136-149 
3. Ministerialrat Dr. Seifriz im Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg be-
richtet an den Karlsruher Bürgermeister Dr. Gurk über Einwände des 
Bundeskanzlers Adenauer zum Standort Karlsruhe für den künftigen Atom-
meiler (Quelle: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1, vom 3.11.1953). S. 150 
4. Gutachten der Stadtwerke (Generaldirektor Dr. Möhrle) zur Grundwasserge-
fährdung durch einen Atommeiler (Quelle: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1, vom 
5.11.1953). S.151-152 
5. Tischreden anläßlich des Besuches einer Delegation des Planungsausschu-
Bes am 8.12.1953 in Karlsruhe (Quelle: StAK, H., Nr. 781.57, H. 1. vom 
9.12.1953). 8.153-159 
6. Bundeskanzler Adenauer mahnt die Konkurrenten Karlsruhe und München 
zur Zurückhaltung (Quelle: HStSt, EA 6/10, Bü 8710 vom Dezember 1953). S. 160-161 
7. Memorandum Werner Heisenbergs zur Planung der Reaktorstation und zu 
den technischen Gesichtspunkten bei der Wahl des Standortes vom Mai 1954 
(Quelle: KfK, ZdV, F: 1/1 ). S. 162-184 
8. Die Süddeutsche Zeitung berichtet über den Münchner Stadtratsbeschluß 
vom 16.2.1954, Standort für einen Kernreaktor zu werden (Quelle: Süddeut-
sche Zeitung Nr. 39 vom 17.2.1954). S. 185 
9. Historie der bisherigen Bemühungen um den Standort Karlsruhe, der 
kommenden Reaktor-Station. Verfaßt vom Präsidenten des Geologischen 
Landesamtes in Baden-Württemberg, Prof. Franz Kirchheimer (Quelle: HStSt, 
EA 6/10, Bü 8710, Nr. 104 vom 9.10.1954). S. 186-190 
10. Gutachten Werner Heisenbergs über die Auswirkungen eines Reaktors auf 
die biologischen Prozesse bei der Bierherstellung und auf die Produktions-
verhältnisse von Photoplatten vom 4. Juni 1955 (Quelle: Bundesarchiv 
Koblenz, Bestand: Bundeswirtschaftsministerim, B 102/40402 vom 4.6.1955). S. 191 -192 
11. Gründung und Satzung der Physikalischen Studiengesellschaft vom 
8.11.1954 (Quelle: KfK, RA, Bestand: PSG). S. 193-202 
12. Gutachten des Geodätischen Instituts der Technischen Hochschule Karlsru-
he zur Erdbebengefährdung des Standortes Karlsruhe (Quelle: StAK, H., Nr. 
781.57, H. 1. vom Oktober/November 1954). S. 203-210 
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13. Vergleichendes Rahmengutachten zu den für die deutsche Reaktorstation zur 
Wahl stehenden Standorten Karlsruhe und München von Werner Heisenberg, 
Dezember 1954 (Quelle: KfK, INR, Zweitschriften von Niederschriften). S. 211 -216 
14. Vergleichende Gegenüberstellung der naturgebundenen Eigenschaften und 
technischen Gegebenheiten der für die deutsche Reaktor-Station zur Wahl 
stehenden Standorte Karlsruhe und München von Karl Weimer (Quelle: KfK, 
ZdV, F:l/1). S.217-231 
15. Das Standortgutachten von Herrmann Reusch (Quelle: Industrie-Kreditbank, 
Bestand 3, fol. 16-19) S. 232- 235 
16. Die Stadtverwaltung Karlsruhe unterrichtet Minister Farny davon, daß sie 
Bundestagspräsident Dr. Eugen Gerstenmaier für sich zu gewinnen suchte 
(Quelle: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 1.2.1955). S. 236-237 
17. Der Präsident der Max-Pianck-Gesellschaft, Prof. Otto Hahn, unterrichtet 
Prinz Max Egon zu Fürstenberg (Quelle: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 
10.2.1955). S. 238 
18. Zur Beurteilung der Standortwahl unter militärischen Gesichtspunkten fertigt 
Dipl. Physiker Lützow am 5. März 1955 eine Stellungnahme für General 
Heusinger (Quelle: BAK, Bestand: Bundeskanzleramt, B 136/6107 vom 5. 
März 1955). S. 239- 240 
19. Oberbürgermeister Schlapper von Baden-Baden setzt sich für die Karlsruher 
Belange bei Bundeskanzler Adenauerein (Quelle: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 
24.3.1955). S. 241 
20. Die Stadt Aachen versucht sich beim Ministerpräsidenten des Landes Nord-
rhein-Westfalen, Karl Arnold, als Standort für die "Bundes-Reaktorstation" ins 
Gespräch zu bringen (Quelle: BAK, Bestand: Bundeskanzleramt, B 136/6107 
vom 20. April1955). S. 242-243 
21. Aktenvermerk von ORR Dr. Pretsch aus dem Bundeswirtschaftsministerium 
vom 9. Juli 1955 über das Ergebnis der Besprechung bei Bundeskanzler 
Adenauer am 29.6.1955 (Quelle: Bundesarchiv Koblenz, Bestand: Bundes-
wirtschaftsministerium, B 102/40402 vom 9.7.1955). S. 244-246 
22. Niederschrift über die Sitzung des Aufsichtsrates der Physikalischen Studien-
gesellschaft Düsseldorf mbH am 15. Juli 1955 (Quelle: KfK, RA, Bestand: 
PSG). S. 247-254 
23. Die Stuttgarter Nachrichten, Nr. 176 vom 3.8.1955 sowie die Allgemeine 
Zeitung berichten über die getroffene Standortentscheidung (Quelle: StAK, 
Presseamt vom 6.8.1955). S. 255 
24. Der baden-württembergische Ministerpräsident Dr. G. Müller sucht Prof. W. 
Heisenberg doch noch für das Karlsruher Projekt zu gewinnen (Quelle: HStSt, 
EA 6/10, Bü 8722 vom 7.9.1955). S. 256 
25. Prof. W. Heisenberg lehnt das Ansinnen von Ministerpräsident G. Müller ab 
(Quelle: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 25.10.1955). S. 257 
26. Ministerialdirigent Dr. Hinsch vom Bundeswirtschaftsministerium nimmt im 
Rahmen eines Aktenvermerks zu einem Schreiben Prof. Heisenbergs vom 
27.8.1955 Stellung (Quelle: Bundesarchiv Koblenz, Bestand: Bundeswirt-
schaftsministerium, B 102/40402 vom 7.9.1955). S. 258-261 
27. Vermerk zum Verlauf der Aufsichtsratssitzung der Physikalischen Studienge-
sellschaft am 9.9.1955 durch Ministerialdirigent Hinsch (BWM) (Quelle: BAK, 
Bestand: Bundeswirtschaftsministerium, B 102/40402 von 10.9.1955). S. 262-265 
28. Dr. Seifriz vom Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg unterrichtet Mi-
nister Farny über neuerliche Vorstöße Bayerns, doch noch Standort des 
ersten deutschen Eigenbaureaktors zu werden (Quelle: HStSt, EA 1/4, Nr. 
1055 vom 10.9.1955). S. 266 
29. Protokoll der Referentenbesprechung im Wirtschaftsministerium Baden-
Württemberg vom 4.10.1955 (Quelle: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 4.10.1955). S. 267-280 
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30. Ergebnisprotokoll einer Besprechung über die Gründung einer Gesellschaft 
für den Bau und Betrieb eines Reaktors in Karlsruhe vom 23.3.1956 (Quelle: 
KfK, RA, Bestand: PSG). S. 281-283 
31. Zur neuerlichen Problematisierung des Reaktorstandortes: Bericht über die 
Reise der Herren Bauer, Bornscheuer, Dr. Drouven, Müller und Seyd nach 
Karlsruhe vom 3.-5.5.1956 (Quelle: KfK, RA, M 8). S. 284-294 
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1. Die Stadtverwaltung Karlsruhe richtet am 26.5.1953 an die Generalverwaltung der 
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Baclen-\"/ü.rttemberg, 1 '\.\.\":~. 
t 111. \ \'' ':-\. S u t t c. n r t - ., : ·~ · 
;:ienestraß~ .. r.18. 
A tolll!'OO Ucr .. 
1.) An die Generalverwaltung dar ?dßx-Planok-Gasellscha1t, G8ttingen, 
z.H.v.Herrn Dr.Talschow. 
loh nehme Mfiichat Bezug auf' die 1'ornmilndl1che Beoprochung, die 
BUrgerrneiatar Dr .. Gurk in meinem Auftrag mit Herrn Oberregie:t"1.lllga= 
rat Selig !Uhren durfte.. Ich Uberm ttle I.hnon de:n · r.unsch und die 
dringende B1 tte der Stadtverwaltung Ke.rl.aruhe 11 ea mt>chte dar 
Atornuw Uer, m1 t desDen Errlchttme sioh die;·· Max-Planok-Gaeell.ach.at't 
in diesen Tagen befassen wirdw eeinen.stanaort 1o Dereich dea 
Stadtkreises ·P::arloruhe orhs.l ten .. Die ste.dtverwe.ltung Karlsru.lm 
wirdgarnein dieaer·Angel.egen.heit·in·jeder ml.igl.ichen i'loiae nit.c 
helfon, sowohl duxch Doreitatellung von Gellinda, e.ls auch durch 
aonat1ges Entgegenkommen, nuch ~nnnziellor f~t. ln Y~lsruhe 
fin<'lon sich genUgend große Fllichoo, die eofort zur Ver!Ugo.og go .. 
stellt werden kl3nnen und f'ilr dio nuch die Ve.rkehrsvorauaactz1:Ul.ge.n 
und erfordorliohan Veraorgungoanaohlließe gegobon aind. r~rlaruhe 
1iegt, wie Ihmm bekannt i.st, in sehr glin.stiger Lnge an r-.hcin mit 
eigenen, eehr leiatungafähigen Rheinhll:f'en, an der Autobahn Köln 
und Hamburg-Pranld'urt-Karlaruhe, deren Fortführung in Eiohtnng 
Dasol z .. Z.,in Bau int, ferner an der .Auto'ba.!:.n Y~le.ruha-Münohan­
Salzburg.. Die Verbindungen der .Bundesba..hn ne.ob Norden und Südon 
sind duroh internationale .Forntriobwa.gan und Fernoo.bnellzl!ge 
l1ußorat gUnotig aooohl nach Baaol-Zü.ric~ al.e B.uch nach Franke: 
.furt-lla..tiDurg und über Mn.nnho1m nach E:Ul.n, Bolgien, nolland. .. Die 
Nlihe das Sc.hwe.r zwo.ldoa tmd der Pfe.l.r; bietet den lJ1 turbe1 torn achr 
guto Erholu.neem.öglichkei ton,. 1m Ubrieen boatehon 1m Stadtbereich 
.bervorragando Schwimm- und SonnonbMer, ein Hhoinotrandbad Rappen= 
wörth; ein weiteres, ganz .modernes Schwizm- und Son.'Wnbn.d iot io 
Dan:lnarstock 1m Da.u und wird id den n!ichaten Wochen er5ffnet nore 
den. Zu wiaoenachaftlichcr Arbeit ~ird auagozeichnete Vorbindung 
oi t der Techniaohen Hochschule in Y..a.rleruho aalbat beatchon .. Die 
Universität Hoidolberg liegt in 50 km Entfernung, die Univoroitüt 
Freiburg und die Technische nochachulo ~ltuttgart sind durch Pern.z,: 
vorbindungcn in kurzer zei t arroichbo.r {j.e etwa. 1 1/2 stunden Foll.r>= 
zei t)" 
Wir können una, da '1'71r Ihre \1Üll!Jche und Dodtirf'niooe leider noch 
riicht 1m cinzolnon kennen. z~chat nur in dieaem ollccmo1ncn 
Hebman llußern 9 werden Ihnen aber gerne jede wei terc AWJicunft geben .. 
Ee wird un.o eino große Ebr6 tmd Proade eoin, 1YGM Sio aut u.rwor 
Anorbi~ten oingohen .. Wir laden die Herren doo Koro.tor1UI!I.8 ce.rno 
und herzlich ein, 'I.Ulßere Stadt su besnohen .. Die tooton hi.o.r.fUr 
U.oornemon wir.. Wir eind aber anoh 5erne beroi t, 11m Ihnen 11m 
kommen nn.d m:t t Ibnon, an Ihrem lrohn- odar Qeaohütaai t~, weU.ü:'U 
Verhandlungen f'Uhren .. 
P'Ur entopreohende .m.tteUungen bin ich Ihn.an oehr dankbo.r. 
2.) l:achricht hiervon n:i t clem ,·,usd.rucl::e herzlichen D:.:1ke·s· f\:r Ihre 
Zuschrift vom 12.d,;~. und flir das Interesse, das 3ie unserem An= 
lieaen entsegenbrin~en. 





2. Einladung und Niederschrift über eine Besprechung mit Vertretern des Karlsruher 
Stadtrates und Bürgermeisteramtesam 6.10.1953 unter Vorsitz des 
Oberbürgermeisters G. Klotz. Sowie allgemeine Richtlinien bei der Wahl des Ortes 
für die Reaktorstation der Bundesrepublik von W. Heisenberg. 
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Karlsruhe, den 1. Oktober 1953 
Vertraulich! Errichtung eines Atommeilers. 
1) • E i n l a d u n g. 
In obiger Angeiegenheit gestatte ich mir, Sie zu einer 
Besprechung in· den kleinen Sitzungssaal des Neuen Rathauses 
auf 
Dienstag, den 6.lo.l953, lo.oo Uhr: 
einzuladen. 
Mit vorzüglicher Hochachtung! 
. 2). Zustellung von Glied l an 
3) • 
4) • 
Herrn Bürgermeister Dr.Gutenkunst, 
Herr:r: Beigeordneten Dr.Ball, 
Herrn Beigeordneten Dr.Gurk, 
Herrn Stadtsyndikus Gut, 
Herrn Stadtkämmerer Dr. Z in:me rman:1 , 
Herrn Baudirektor Pflästerer, 
Eerrn Baudirektor Krieger, 
Herrn Vermess~ngsdirektor Lang, 
Herrn Baudirektor Merz, 
Herrn Generaldirektor Dr.Nöhrle, 







Bestellung des kleinen Saales beim Hauptamt (erl.). 










Karlorlilie, den a.Oktober .195:5 .. 
i 1 e d e r s c.h r 1 f·~ 
über eine Besprechung mi.t Ve~treter.n des stadtr.ates lind. ciea Bürge~~. 
meisteramtes am Di~nsta,g •. d.~~· 6~x.;·3, 1b uilr, im k:i~::i.~~n·.s~tz~s.&.. 
oanl des Neuen Rath'auß~o unter dem Vorsitz des Oberbti.rgerm~ist:e~~·,· ·. 
G .Klotz. 
. . 
A.uaser dem Vorsi tzr::nden wnren anwesend die Stadträ.~e Kori.~ imd A.~K.~e~.' 
ler, ab 10.45 Uhr. auch stad trat Berggö.tz, sowie BUrgeme~ster ·phMi=-· 
tenkunot, Beieeordneter Dr.Buli;. q.ener~ldirektor Dr .. Möhrle, die Bali4 
direktoren Jl,le~z 1 Pflästerer, Krieger, Vermesstl.ngßdirektor La.n,g, S;t}i'ättl! 
~yndikus'~~~p~drlOberinopektor Kessinger. . 
Einziger Tagesordnungspunkts Errichtung eines Atomkraftwerlee in<KB.:t'lß:;: 
ruhe. 
Der Vorsitzende eröffnet nach einer i'lartez,ei t von 15 Minuten di~ ~~Ft~ · 
zung, gibt ooinem Bedauern darliber Ausdruck, daß der ebenfalls e·f·itg~~J 
. . . . ist ' . . . ' 
ladene Vertreter der CDU, Stadtrat Dr.Küh.,n, nicht anwesend liiiiil u.n~. 
stellt fest, daß die Stadtratsanbeit nicht nur auo Reden bei öffent7 
liehen Stndtrutssitzunc;en in Anwesenheit der Presse besteht. 
·' 
Hioruu.:f .rtihrt der Vo;rsi bonde die Anwesenden durch Verlesung von .Ak...,·. 
tcnnotizen, Zuschriften uaw. kurz in die Mäte.:He ~in· u.nd gibt die Oii'~~~­
men der Kommissionami tglicder bekannt 9 die im Auftrag der. Bu.n9.esr.~·::~: : 
gicrung den Standort des Atommeilers zu erörtern haben. Zusamm~n m.i t: ' 
Beigeordnetem Dr.Gurk habe er mit -verschiedenen Wissenschaftlern 
~~lihlw1.c; genonu:wn. Bei der Sitzung der Kommission in DUsseldorf habe :'. 
oich herausgeotellt, daß eine Gruppe der vlissenschaftlichen Mitglied ... ~~ 
dieser Kommlosion der Standortwahl von Karlaruhe absolut sympa1h!:sch 
c;egcnübcrstehe, während eine andere Gruppe für München eintrete. 
Das Brc;cbnia zahlreicher Telefonate und eines umfangreichen Briefw~cl}:; 
oels h~tte seinen Nlederochlnß ßofundcn in der ZusendW1.G oineo um.farig~ 
reichen Fragebogens bezUglieh des Gellindes flir die Reaktor-Station~ 
Er (der Voroi t~ondo) habe vor oinir,on Tng.en r.ü t dem Gcochüftsfilhrer 
der Nux-Pla.nck-G ooallscJ1ai't, ii,Jrrn Dr. Tclschov;, farnmündlich verhan= 
del t. Dr. To lootJOw wolle mit zwei weiteren llorren :mischen dem 10. und; 
.;;. 
,.;.. 2 ·.~· 
. lS:l~}~.95; ... ;ria.~h:: ~q~h,:e~i~~;t' · ~~ldtJn.g ~ach · +rar~~h~N:tej}~l?~~~~, ilßrt> ::rr~~:~~"r.: 
.~fbJ~Ei~:·.nil:t:i:Ver~'J/eto'rn 'ael sti;ldtver~~·itimg b'eapfac'h~n~·'tu1d.'··ai!e:1~a·;l .. i9,~~~ 
ti~tllig'.:~br!l~hilleh~·: Er·· (d:~·f Voraitz~·hd~)· hab~· 'iJ;~:~t~~~··.~~·:tt~~~~ltfk'~{· 
~it}d~~ Übelia.ahr-ti~ '":Ä t'~~~ilel' ih Badens 'e1h~ciai~1g~~ .. R·~~~·fa~k~~~. ~· ;' );::''. 
\:eirieh::.v.e rßuo.h~bali'ori ·, g~a·tait'e t" ·. Di'e stuttgarte.b.di'~~hri:Jh)~~~;· . h~tt~ii' · 
,, . . I •' ,'• , ' , . •, ,) ,,,, , .· .· 
. {di.eae.n .. Arti~el_ ip'.fu,er Ausgabe. YPf 16, .. 9~5:5 · a~~~~r:~o)r~,:re,~/~!f+:~.~r~ . , 
~erWar~:t~.i;; ·daß. ~i.~ra,~ e.tn,e ~e;akt.ipn.. erf9~ge,.. E13,' se~: abe,i,' ·.it~l;'ni9nlfll : . 
ig~~g'k~sn.. . · .·. · . · · ' .. 
··~i.in·: .w.o.ll~ ... das. Bü.~~e~meis teramt d~;!l.l;·: ~~age b?ge,n . . ,n1f~:~ aus;r.~t.~~t .. o~~ 
:rlor~er · ttllf. breiter .Grundlage. iil G~~'(.nwart de:x;, ll':ll&f,~~ortavoi,.~~ tz.e11;~~ri 
d~eß~ Frage durcl:l..Zu~prechen .. Bevo:c in dieser .~nii;.~·ege~ef~·;· Überhaupt. 
Er.nat gelrulcht wercle, wolle ~r die Me.inung. der. A~~~.~enden ~r~rzu"h.~;,;,' 
~-en ... Es eei unzweökmäaaig~· die Sach,~, jetzt ,a.ohon..<i;~~·, Gea.~~ßtadtre,~ 
V:Q,t'.:'Z'I?;~~ag~J;l,~ da aonat befÜrchtet we~del\ mU.sse, daß .ach.on am_ nächsten 
·Tage. die talloten Gerü.ohte durch die. Stadt ginge~·~·::Nach d..~·h''neuef:iten. 
Na.'chr'ich.ten hätten. eich neben München auch die S.täJ:te stuttgart' und 
Fr~iburg b~worben., '&n sollte di~·· ·~~age, ob At·d~~tt~~rk·,:;fu···Karloruhe 
t .''I'" ' ' : ' t, , ' t • ,'I ' ',' ' ~ J .' ..... ·, •,; .•i ' ' • , ' ' • 
o"d,~r:.'.·.p,ichh ttber ,die ja letztlich del' Gesaniter~e.dtrat zu. enifache~d~n-
;h'ä~~'~· ... ~o'~·~~at: '~iillnal· Piutucks.telien~ :~r sei· der .Ati}faa~un~r/~&'~a .~ar;, 
., ' I , ... 'I I , 1 ' . i ' . ' · I·,,., . , , ' \'•1 ' ' ' . . ·, ~ • : : 
itlxiiicnst ·einmal "hart-am-Mann11 bleiben. sollte.· Diea·· sei die richtige 
~~k.ti~ de-s Verha.n~eln~ •. Die Anlage. solle 30 Mi11:±1« k~ste~~ diene 
I " . ' '' •' 
nl~ht zur Herstellu.ng von Atombomben und scheine .. ~ilch nicht a eng= 
~,t~:m Z~s~cqho.ng mit den EVG-V~rtrii~en zu f!tehen/ .sondern d.iene 
,':, I I ,' ', •' . , • !. ' ' , .. ~ J , , ' •:. , . : i . 1 :• : , ' • ' 
der· l~orochliil[; der E;tektrizi tii tsgewi!Jllunß usw •• 
. Der Vors! tzende läßt eine Skizze vom Kanadischen·A:·t·omprojek:t umlau= 
fen u.p.d verliest die allgeme~nen Riq.htlinien bei. d?:r Wahl ~,!':ls Ortee 
für die Healctor-Station der Bunde.s~!'lpublik~ Hic;'-!l:t;i'9h mUosri:~'aas Geliin;=. 
de möglichst in unbebautem Terrain om Runde einer:· größeren liochschul= 
stad 1; llcgcn, die Fuhrzoi t von <len wissenochaf.tli~h.~n !nGtftuten zur 
Hochschu.le dl.Urfa b~·i Benützung d.er vo'rhandene.ri Ve,;l~ehrsmit.tel h~qh= 
at.ens 1f2 Stunde betrugen; es bestehe bei dem eigentlichen Re'clctor 
eine gewisse Gefahr der Verseuchung der IJuft mit radioakti,yj3n und da= 
her giftigen Abfallprodukten. Daher sollte die Re.aktorstation in 
wenig besiedeltem Gelö.ndo liegen, und zwar so, daß '.b.ei der vorher!'= 
sehenden 'llindrj,chtung alle Abgase von der Stadt 'v?~ß in freies Gelfut= 
de getrieben werden .• Durch e,inc stlindigo sorgfältige Kontrolle der 
Luftradioaktivität könne dann jede Sch.i.ldigu.ng der.,Umc;ebunc; V'Qrlll;ieden 




N~~Pt.~n~,M·,t~fß.~~;}.f!i,lY,~:~r.·,·~~;u~~~~ä;:i',~.~.!l;.f.:: J3a:IJ}~?~~.e4,, ... Ilmt~:Ch\~~fit#~:~.~~~ .· 
dg ~ .R~ aktor&Zä btiil<IIli$. i'e.w,. trb)öta tö~itim':.::ct~ t>änd.e · ··.z~ .Au.t~r.StS'4 i\l,il;iiit..Iil'~lli(~ 




\: ~ ~;.• •'~ •Y. 0 • ,' :~' 1/ ,;,.•,..(• •;~::•,'•'J -t~' ~\ ' .. \ •,, , .:( ~ 'J ,'1~ 0 , ;-~, .; ... ._ ','., ', ~l·i.1', w•j •:\ ,•' •'', :, 1;:,•:\ • 'I- .'i,\1 I 0 0 ~ , J ,,>....,.·,',,\!I<"' /t•~.ll';.f 1 ip·~lht.:. )(~i.l\, .\ :u~a.na .und :!btre' .. ' ··~tu~.r;'s''f'ßl't'r•'d' 't~:<a' b ude:.t"'':,.z~:''.\.:' ·''1'!)~: ··w. \ ' .. ·• ··. , ... , .. ·::: ·· :&~;t•;:.,J·.·'i .)?. ... f .... ~ .. ~P·~.-·~·.:,l: ·~-,~r·~"<-; ... ~~· .• ~ ..... P.~~~ .. _.,,,.~"i't .. :~l~ 
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. und He .1. z.u.n~sarila.g~·~,: :.ei~e .. :m6di~lli.tsohä':: stati.o.d1i': .~iilt:ca·al.ri~r~i.i~J:1. · ·· · ; •'','1.1,•:. ,, '\' 'J \ 1 ,' ,1 •: • (l,,i1,.;.,;j(. ,1·~·,~~\:,: ... ~· ~· '•:11 ·,';-·";' ~~1.' :-1"-' .'.' • • · ... I ·f • ...._ .~ ' ,·:·:t'•';•r,\.·J.{ '· ·I.~.'.) '~l1,•l.',',)f1 ,\,"0 1\:(H'·i~ i..f..·.:O.,/••;.~ \t~· 
.~!:' i~.d~r:;y.o~.ai.~!;~,#.~.~:),i,.~~M·t~.~·:.~~e*~:~.·Atl~~~.~~a.~~:·~~{P..t..~~~·~.'~A9~k 
·stadtril~· ~·~aieri'·.:.N'eik~" ael.!\en··1.phylka1~acheh~,·x:~firltn~~a.en.:S.~+z.;:~.~K~i#~ · 
'1ioh'; "<i·aa ·hier.· Ve~atioli~ .. ~·t" mil1~il.:ri~u~e~·i:-st;rari~~1c?ii~4~1'g~$i~~iiX~t.f~~ · 
den,' dazu ,sei der· Pl~t·z'. viel zu klei~. Auaae;t;dein .'i.feg'a Kä';t~l:ilJiim~~M 
·~iriem. d~~~~t-' d.fÖh\i·b~·ß':i!~d~lt·o~;\G~biet. ·üaß' kt~iJiig·~:'iriiü1tä~i~~h~}$~~ 
k'~n w·e~·i~'ilen Wtl~Cl.'an~ ',Er betr~blit.e das .At~~al~~e~k'ril~hr:;·alij;'_:Si~·. 
·'ph;aika~i~~he v~·~'~[q~~ta~io·x{~/~e·r. Ii~rat·~n:tmsePY!~i~:<r~~r~fr!~:~~~:~~· : 
bombe 'betrage iiirlii(3r nooh 1 Mill.:iarde D.M .. Der Atommeile:r·;\t1o'ile:; ·.n~r: ' 
·. ·.'· ·, I ' ' , •' . . . :· .. , . . , •. '•> :-. 
einen Battailfwand' von ;50 Mill.:l1k: 'verursachen·.. . . . ' ;·.' . 
• • ·--. • .. :·.,; ·: . •.• ':.... • • '• • • .::. • ;;.j•.. -: 
Generaldirektor Dr .MBhrle: Ein A,tomm:~iler habe .d.en . Zvtec~:'~ ':·qJ.·':'i~~P,~; 
e~e~g~~ .. ·.ili. ?fä~~~~:,~z~ei ten •. ~'~~.:P~~·te.he,. (3.ei < jah~~·~. ~.~?~·::t.~~?/m~~~~~; 
der UNESCO ZlU' V:erfU,gung geatell te Mi tt·el zur Fcn:•9chu.ng.·. de,r ·t!(oger,virl~t: 
. ' • '•' ,.· • J ··~ .. :· ~-,;.. ' ' . . . .. • • '· ' ;, • :, ' ' •. /o • "1-:•t'·. ~·; ~ ' . •\. \:. '.1!' 
~.~~ .A~onlen~rgi:a'_'.F,~-.~~~we.~den .~t ~er A9.ß1, .. c~t,. e~e.#.' ~~o~~,t~:~~~~:~t~:~:· .. ;' 
s~~w~-~liche.n :p~u~~chland zu e:prichte~ •. Die .A ~oiJlfO~~aq~~~'' ;ä9~.~~.~.;\)~'~.,1 
fUr .K.i-iegEHhypck~: benutzt. worde,"'w\)rd'e ~.ganz WO.andere. b.(f{j<;f~be'h~·:~:J?~ff ., . 
·~,' ',-'·~.I ··.',1'1 '•,~· •• • • ' ','' ' ~ '< . •J,',. •, : ·:~ ~ :.•.· '•"}, 
SJrin und Zweck <!,es Atommeiler.s. sei der• auf Grund v.on Ur8.4 .e.;t:ri,b,.;A~~i.:, 
a·pnltu.ng durch~~Uhren und da·~: ~~zeugni~ über VrB.rme::_. odet. En.e.'\~·~.&:·~~J4:~. 
gor zu v.c~wen?-en. Wenn man G'ei~ gcntl~ habe, ~önne ~a!'l. ?-1ea~. ·rer.~tt&Ji:~\, · 
auch rli t dem Edelgas Helium mächen. fCnrl~ruJ..le. w,er'ae.: d.rishri:l}. fß,r~. ~Jif~, 
I I •o < '•~·,l,,'•,t·•+jo'l••' ',o' '• .' 0,', J.' '·,, ,' ._, \'1' 0 , .. , .'' • ,·,' ,, • ~ 
solchen Atommeiler booonaer'a .. ße.üi'ßrlot. s.ein, \;ie'fl· ·seine :AR:a.i'O:tete·.9N:Itk 
weit v:orgescrrs,Lt~e.J.'1sei 0. ' .. 
Der v·orsitzende =·· IHe Welt eritwickl.E> sich nun mal in d.i.e.aer ·'Ri,o~tüh'g:,: 
In irge,r;,doincr :~örm werde Deut.~chland · a~oh r:li t ·solohert-'1~ota,chunge.ti 1\~ili: 
Vcrbind.une; r;ebr~cht werden •. Daß die Geschi~hte ni~h't' eal1i ·lia~m.loa iil~l; 
eehe. ~.iieln ua~~us hervor, d~ß·· die Luft mit iadioa.ktiv(ttiJ)e.a.~·h.~~~ 
werde. 
Stautrat Konz1 Er sei mit uem Vorschlag des Vorsi tzcnden oinvel,;stan=· . . .. . ' . : ,· ' 
den, daß aan zuni.i.ohst am. Mann bleibe. Vielleicht kBnne·nim'.efn. ~Qi~e}'·· 
neferat übor das aungewHhlte Gellinde folgen, damit man slch .e~n 
genauoros Bilu machen könnte. Gewisse Gefahren seien· vorhanden::~~ fu.~ 
wiewoi t diese Gcf.ahren ahgowendet 'werden können, bedürfe noch grüric'i=. 
lichster Untersuchungen. Der Zeitpunkt sei noch nicht cckommcn; -eridi::= 
.;;. 
.:.. 4 -
. . . 
gUl tig ,tieirl zu sagen •. fiie Verho.nd.lrl.ngen aol11;en :: inzV[ischep. wei "l;erg~~· 
' '···' 
Der ·Yoraii;i!?fendet Aus dem Gaeprüah ll1i t einigEm Korjun,iß~ionafu.i tgli.'e<ier,,n 
-h~be. er· ·$htnommen, daß Karler_uhe abaoluta o~oari:· hab_a·, d~· ~tominef.~ 
i··.· 
-~~x:.serm~ipt~r,i DI)4.~~t_~'Wf,tW':'lt,,,. Dle. ;Be~enken bezüglich der Gefährdung 
·der .-:se:vtnkor)llirf h.iflfi;·~.p.., wlr~e'l'rtiic'h·,td}-F tioß JJ'i;ag,a d~~ ih Auseicht gca 
~.ii.oinmenen Gelfu:i.Cl.~a ·ius,ammen~ · · 
Vormeasune;edirekto:r; Langa Zusammen mi '!; dem Stadtpt'änungs:abt sei als 
geei~eto.s Gelände jenes ·.zwischen dein RheÜ1 und. de.:,;~ Albt ~twa 1.;5· k1n 
n~rdlich der Zellstoffwerke Maxau ausge~i:i.hlt word'en. Die kh.ieli.\1-eer 
bezeichnen diooes · Gelii'nde als soic~~-s' "übor dem Delch". Eß ·bestehe 
aus Ackerland und aus einem WaldstUck und habo .einen Umfang von otw.a. 
100 ha. Die Zufahrt könne Uber die \Yoi-teote DrUcke' erfoigen. Das Ge.". 
liinde sei von der Br~i.cke noch etwa 400 m ehtfcrni/ BozU.glich der 
Hauptwindrichtung liege 2d::K ea Gehr c;Unotig. Die Rnuptwindrichturig 
se~ SUd..,.\v'eat• In dieser Richtung sc}1lieose o.ichm~ndestens 20 kD1 
umbebautea Gelände. an. FU.r Wasser -·~·e'i gcoorgt du:r~h deri. Rliein, ili·e 
Abwasser könnten gogebonen.falls d~'~h die Alb ab~~-fUhrt werden. Das 
Gellinde c;ohöre zu 50% der Stadt und oei zu 50 % in .. privatem Besi tz6 
Die Privatgrundotiicke könnten erV!orbon worden, Wohh das Projekt ver:: 
wirklicht wor.d~., mUsste da_r "Große i~'egn nooh vcrlo'{)t \'/erden. An= 
~ol1lußfuöc;lid1l:~i t· zu Uon ·elektrfßctton r,oi tüngefif1fi>. etwa· ßOO. m Ent= 
fernunß vorhanden bei den. Zellstof'f'Werken, die' e'lrien 20 000 Vol:b-
Anochluß bosü.ßen und 500 k\Y abe;eben können .. 
Der Vorsitzende macht~ den nunmehr 'einßctroffonen Stadtrat Berggötz 
mit dem wesent~ichen Inho.l t der heutigen Besprochl.U1ß bek:mnt und be= 
spricht mit den Am1esenden hicrnu{ die Be antworturig des übersanq. ten 
l~rage bogens • 
.l!'ro.c;e 1_s~ Dno Goli:lnde ist etwa 100 ha c;roß,. :.::s wird· ein Stnd.tplun beige= 
fU.e;t, ebenso ein Plan im Detail. ( Zud~mmung) 
?rnße 2: Eine räumliche Trennune dos Reaktors von. der Station ist 
nicht not\'londiß. (Zllstir:unune;) 





· -SQ)J.~tt -;~t· d.~n :·:Ba_~:r..b_e."~e-!'1 ~c,-l1on ·rr(the~ ·begqnn~n:.'Y,at!l'lJ.ntt 
~d:SAAti.l'-';('l~e~. · au~h·~~tfg~io.p.t: !werden,;. _(Zn!ltlmnitm6) 
,·. '' ·; ... 
.l!'i'ag& _. $&_. ifa. .. · (2;~~t~11A8:) · · 
! 4rae;e. _- !>,t.,~~v {z~a~·~~~) ·~~·;\[:'~· 
F!'age . 6s_~A~atari~ vom ·nl:l.oh~tEW. Bahnhot ·1• 5 km, . Soluü~11:eug8;ta:ti.oA~ --. 
4. W!<l 8. Ki:l.D~etar. Str{lß e.nbah.t).lin!e · 3 ltjJ,olie"be:u 4 ~R$.·p"p~~~ 
... f I.. ' :· ' " 
· kehraß:tr~e: ·o_. 5Jti1bm:a:ter (g-eM:taie~.·~:ru:r, ~e~ :ö·(lb3vß.~.e ~;Jtätf(i~. 
pol'tet), ~.iiilkatölie_· 1 Kilometer. iZt.l.l13aü.t:wärtd ::rth.• Jia.t)!·W~g .... 
. zu.r Hooh.sQhttle mit normalen Ver1Ce!ttäm:i ttel!:u 15 b.i'!J Z)_Q· .lill~ 
t_en. (~l.ls'timmung) · 
Frage 7a · Straße ist vo.rhanden~ ( Zuotimm\illg) 
' ' 
Fr~ge , 8! Elekt:r:iß.oh~; Krr;f} a,t'Rndig ve:r;fUgbf\l'• Et\tf~rntlng zum;.!li:+GhEI.11~~ 
Anaoh1lißpunkt~5- Kil-ometer~ (Zuqtiimllpng)· 
Frage ,9s Rl).cin1 120() cbm/Sekll.ll'do. 
Alb$ ., ~Jbtn/Se;kunde. 
Frage 10·z, Neitn• :S ··KiJil.Qmeter .. 
' -t' ' ' ' •'f I 
Frage 11: 'Bozüg~~.oh dieser Frage, dia .nich'fi ganz pkl'ö.r a:usg.e!ttfu:.'t i.~Ctj;'j . 
. . ,( •. 
Frage_ 12~ 
kann ve·.t,-handelt wer~en. Die Sta.'dtverw.altu.n.g ist:: zu. tl;o.ll~_. 
zUgig~~· Entgegenkolliman ber~it, · (Zi,l.stirniilt,mg) 
' 
Die S~a,d1;verwal tung fwii.r.d ai.ch bemühen• . auf \denh,pri vaten, :S~~d 
tor mög~icha.t .viele. Spaz,ialkräf·t~ .wonnub:~?;stn~ig. ·®~.~ft~~n~l~ 
genQ. S.Qitt•e das· nicht• ::in .ganzem Um,fa.:nge n{q~l.ich ~~.Di~\;~;4 · 
über d~a s~üä.tisch~ Wo,hmittgabatlp~ogramm eJn' wßfterer '2;.U.aät1':~ 
licher Bedarf befrienig~(z~timmung) 
' ' .. 
Frnge 13: Provisorische Unto:,:'kUnfte können beschafft W6lrden. (Zuatim'* 
mung} 
Frage .14:.- Vorte.i-;)..e des GelUndest Li.E\gt am Rhe,in., am Schwa_rZ\10.ld.,•-~.-~ 
~ardt, in d~ Nähe des Bienwaldes und dea Hardtwaldea. 
Frap;e 15: $taatathe.atcr, Techn,ioche HochschUle,. ~~hnilq~, --~p,o:d 
anlaßon, Schulen, Hei9-el~:~~~~~g, Ktinst:itadt, ~~ 
~&.1€-P Sohn! ttpunkt de'iY Vcrkehralinien• Autobahn uaw. .· '.' 
(ZuotimmUJl.g) 
Fr.ab;e.; 16: Die Gcwtihrung von Stouorfreihei t ist nicht Sache der stad_t= 
verwaltunB• Die Stadt iot aber übcrzouc;t, daß auch dae 
- 6 
Fit.tanaamt Entgage.t:tk,onunen be\ve1at. (ZU:atimmung) 
.F:page 17x Ja.. {Ziisti.nun~) 
f.I;aga·18/ Die stadtve:rwaltung ist h~reit, bei I-terstellW1g <ler·Vei 
aorgUhgalei tungeh u.aw. wei tgehendea Ertt€ot_~gEmkomn1e.I:L.ati.. ~~ 
wei'aen. 
fraee 19s Sleme~e• !rtdn~iewerke :Korloruhe, Merk-Do.rmstadt 9 .Anilin.,-
h... ~,(-L, I ~·~-----L~ 
tlnd SöP.~W$l'~~~ u~e:.tm~........ . .. 
]irage 20: Feinmechaniker, Elektrotech.hiker, Baua.Cbeitor usw. sind im 
ausreichendem. Maße vorhanden. Knrloru.he ist Pendelboz.frk~ 
( Zuotimmung) 
Der Vorsitzende stellt abschließend die einstimmige Genehmigung do~ 
Anwesendon zur Beantwortung des Frut;ebogena in vorstehendein Sinne 
nochmals ausdrUcklieh fest und nimmt don Auftrac der Anwesenden ent= 
~ec;en, unabhündig von einer spiHdr zu treffenden ondc;LUtigen Entschei=. 
dung
1
hal't-ar.t-Mannfzu bleiben und uic I3cmilhungon um dieses Atomwerk 
fortzusetzen. 




Vo~l~~e nn ~cz.IV 




mit der Bitt~ ur.1 Kcnntnisnatlme LUld entcyprechende Fei;~ntwortun~ 
des lira.Q,'e bogens. 
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Abeohri.:f.'t /MG. 
Allgemeine Richtlinien bei der Wahl dee Ortes flir die 
Reaktorstation der Bundesrepublik 
Bei der Reaktorstation handelt es sich um eine Gruppe von Gebäuden 
wnd Anlagen, deren Charakter am besten durch den Vergleich mit den bei· 
geilegten Plänen der Reaktoretation Chalk Ri ver in Kanada erklärt werde: 
~ka~. Die für die deutsche Reaktorstation zunächst geplanten Gebäude 
. sind in einem beiliegenden Verzeichnis angeflihrt. Im einzelnen ist fU: 
(i die V7ahl des Geländ(3s zu beachtena 
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Das Gelände muss möglichst in unbebautem Terrain am Rande einer 
grösseren Hochschuistadt liegen. Die Reaktorstation wird nämlich mit 
grösseren wissenschaftlichen Instituten verbunden sei~, die auf die Zu 
sammenarbei t mit der Hochschule und die Mitarbeit jüngersr \'iissenE)chaf 
ler angewiesen sind. Die jlingeren Wissenschaftler mlissen Vorlesungen 
und Kolloquien an der Hochschule besuchen und sollen sich, wenn sie da 
zu geeignet sind, dort habilitieren und selbst Vorlesunßen halten. Aus 
diesem Grunde darf die Reaktorstation nicht zu weit von der Hochschule 
entfernt liegen; die Fahrt von den wissenschaftlichen Instituten zur 
Hochschule darf bei Benutzung der vorhandenen Verkehrsmittel nicht län 
ger als eine halbe Stunde dauern. 
Andererseits besteht bei dem eieentliehen Reaktor eine gewisse (ir. 
den Zeitungen meist übertriebene) Gefahr der Verseuchun~ der Luft mit 
radioaktiven und daher giftigen Abfallprodukten. Daher sollte die 
Reaktorstation in wenig besiedeltem Gelände liegen, und zwar so, dass 
bei der vorherrschenden Windrichtung alle Abgase von der Stadt weg in 
freies Gelände getrieben werden. Durch eine ständige sorgfältige 
Kon~rolle der Luftradioaktivität kann dann jede SchUdißung der Umge-
bung vermieden werden. 
Wenn die beiden genannten Bedingungen schwer zu vereinbaren sind, 
so kann daran [!;edacht wGrden, den eigentlichen Reaktor noch einmal et-
wa um einige Kilometer von der übrir.;en Station und den Instituten zu 
trennen, so dass z.B. die Institute und \''ohngebiJ.ude etwa 10 km, die 
Reaktorstati1n aber schon 15 km von der Hochschule entfernt liegen. 
- 2 -
Das Gelände sollte etwa 0,8 bis 1 qkm gross sein oder wenigsten~ 
im Laufe der Zeit aut diese Grösse XK erweitert werden können. Es aoll-
te möglichst quadratisch sein, in der Nähe eines Flusses oder Sees lie-
gen (Versorgung mit KÜhlwasearl) und mit Kraftstrom leicht versorgt 
werden können. 
Gute Verkehralage, Nähe einer Hauptetrass-e und möglichst auch 
eine Bahnli@nie ist eine wichtige Voraussetzung. 
Um einen Einblick in die Art der Verwendung des Geländes zu geben, 
wird, wie schon erwähnt, als Anhang ein Plan der kanadischen Station 
Chalk River, beigelegt, ferner ein Verzeichnis der Gebäude in Chalk 
River und ein Verzeichnis der Gebäude, die zunächst fUr die deutsche 
Reaktorstation vorgesehen sind. 
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Fragen betr. das Gelände für die Reaktorstation 
1. Welches ist die genalle Begrenz11ng 11nd die genalle Fläche (in 
Hektar) des Geländes? ist es eben oder hügelig1 
2. Wenn an eine räwnliche Trenn11ng des Reaktors von der Station 
gedacht wird: Wie gross wird der Abstand Station - Reaktor eeir 
welche Verbind11ng besteht zwischen beiden. 
3. Wann wird das Gelände ftlr Baus.rbei ten z11r Vorfüg11ng stehen ? 
4. Kann das Gelände später bei Bedarf durch Zukauf u.u. erwei~ 
tert werden? 
5. Ist dP.r Untergrund geeignet für sehr schwere Strukturen und 
Gebällde? 
6. Welches ist der Abstand vom nächsten BahrLhof, 8chnellzugstatioi 
Strassenbabnlinie, Omnibuslinie, Hauptverke1u-sstrr::2J, {geeig-
net für sehr schwere Transporte), Flugplatz, Tankstelle eta., 
etwa benachbarte Dörfer, Hotels etc.? Welche Zeit wird für 
den Weg zur Hochschule bei normalen Verkehrami t·teln gebrawht? 
7. Falls keine Strasse vorhanden, kann eine angelegt werden und 
wäre die Stadt bereit, die Unkosten zu übernehmen. 
D. Ist elektrische Kraft ständig und gegebenenfalls mit hohem 
Anschlusswert (5(J)IIl kVi) verfügbar? Wann nicht, welche Entfer-
nu"'1c; zum nächsten t\nn$hlussptmltt ? 
9. ·.velches ist die stündlich fliessende V/assermenge eines even-
tuell vorhandenen Flusses ? 
10. Hat das Gelände Trim.kwasserversorg11ng? Wenn nicht, welche 
Länge müsste eine zu erstellende Leitung haben ? 
11. \'/ürde das Gelände kostenlos überlassen? Vlürden die laui'enden 
fiskalischen Unkosten (Steuer, S~rassenreinigung) etc.erlassen· 
12. \Venn Wohnungsprobleme nicht auf privaten oder sonst einfachen 
Vr'egen gelöst werden können, welche Lösung würde vorgeschlagen? 
(Es müsste damit gerec.b.net werden, dass im I,aufe der Zeit 
einige 100 Spezialkräfte von auswärts untergebracht werden 
müssen.) 
13. Gibt es in der llähe des Geländes ber•:Ji ts provisorische Unter-
kÜil.fte für Personal 11nd BUros wiihrend der Bau- 11nd Übergangs-
zeit? Wenn nicht, könnten solche beschafft werden? 
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14. Gibt es bei dem ins Auge gefassten Gelände besondere Vorteile 
Insbesondere im Hinblick darauf, dass es auf lange Sicht auch 
ein wissenschaftliches Zentrum werden soll, das in- ~~d aue-
11indi8che Gelehrte anziehen soll? Ist es in landschaftlich 
a~genellmer Umgebung, fern vom Lärm etc.? Ebenso wie fUr das 
Gelände gilt dies für eventuelle Wohnviertel. 
15. Welche besonderen Vorteile bietet die Stadt fiir <las Vorhaben 
und fU.r die dort lebenden Wissenschaftler und Techniker? (von 
dem Gellinde aus leicht erreichbare Schulen, Sportanlagen und 
dergl.) 
16. Wären die lokalen Behörden bereit, die iibliohen flir Hochschul-
lehrer geltenden Privilegien, z.B. Gew1ihrung von Steuerfrei-
bei t für einen Teil des Gehaltes als Aufwanden!;schädigung 
a.ä., auch den Wissenschaftlern der Reaktorstation zu gewähren 
17. Falls das angebotene Gellinde au.s irgendeinem Grun<l sich als 
ungeeignet erweisen sollte, wiire <lie B8h~rde ber.;i t, ein an-
deres anzubieten? 
18. Wäre <lie Stadt (od8r Gemeinde) berdit, sich auch finanziell 
an der Erstellung da!' StatLm :~u botcili~·cn? 
19. Gibt es an dem betr. Ort InJustrien aus dem Bereich der Fein-
mechanik, Chemie• El-Jktrot~echnik, etc.? 
20. 
~v. 
li::fl..nn cln.mi t gerechnet W•9rden, dass in dem betr. Ort Fein-
mcch21liicer, BleK:trotechniker, Dauarbei ter ge1\·orben v1erden 
können? In welchem Umi':1ngf 
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Für die deuteehe Station zunächst zu planende Gebäude 
1. Physik• (Hauptinstitut für Physik, theor. Physik, Verwal-
tung, Bibliothek eto.J entsprechend dem MPI fUr 
Physik) 
2. noch Physika (Pforte, Werkstätten~ Vervielfältigung, Ver-
sand, Batterien, Umformer, Trafo etc. dicht 
ansahliessend an Physik 1) 
3. Reaktor 
4. Isotopenlaboratorium& (in einem Voranschlag sind c~30 
Räume vorgesehen) 
5· "Heisse Chemie" l Aufarbeitung des Urans, Ab·e~mnung der 
Spaltprodukte. (Dimension bisher nicht zu 
übersehen) 
6. Zentral betriebe u. Heizun.:;:sanlap;e: (Garagen, Instandhaltung 
von Gas, ~asser, Gebäuden, Gelände etc.) 
7. Medizinische Gtation, spU ter vielleicht zu e LYJ.er spezielle 
Sti1i'ahlungsklinik auszubauen. Vorerst 
Gesundheits- und Strahlungskontrolle 
2LJ..:f dem Gelände; ev·:mtl).ell zunächst 
im Gebäude 1. 
8. Casino etre. 
Gebäude in Chalk River, Canada 
(Auseerdem wurde in Canada eine Siedlung fUr 2500 Leute (Ange-
hörige eingeschlossen) in etwa 10 km Abstand gchaut.) 
1. Physik (3 Gebäude) 
2. Chemie (2 Geääude) 
3. Theoretische Physik 
4. Zentralbetriebe (Instandhaltung) 
5. 3 Reaktoren (3 Gebäude) 
6. Chemisch-Technolo~ches Labor (3 Gebäude) 
7. Isotopen-Abteilung 
8. Medizinische Station; Stationshospital (2 Gebäude) 
9.. Feuerwehr 
Arbeiter und FRhrbereitschaft 
Garage 
10., Elec1;r.onics \~·erkstätte 
11. Konstruktion ~~d Planung 
12. Casino 
1 3. Bli.cherei 
14. AnlaEe zur ßxtraktion der Spaltprodillcte vnd des Plutoniums 
15. Anlage zur tiedergev.:innung d.es Urans 
16. Kraftstation 
17. Wasserstation ( Sij.uberung des K;;hlVJ2!!SSers) 
18. Verwal tl.l.r!.g 
19. rorha.USJ Empfang, Versand, A_bfertigung 
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3. Ministerialrat Dr. Seifriz im Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg berichtet 
an den Karlsruher Bürgermeister Dr. Gurk über Einwände des Bundeskanzlers 
Adenauer zum Standort Karlsruhe für den künftigen Atommeiler. 
Ministerialrat Dr. Seifriz 
im Wirtschaftsministerium @Stuttgnrt N, den ....... 3 ...... No:v:.emb.er .... l.95.} ... . 
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Kleneotu&o 18 
ßaden-Württemberg Stultgart I, PottechHo'fach. 440 
Fernruf Ortoverkohr: 9 9241 
Femverkeh" 9 00 57· 59 
Aktenzeichen: 
(Äi·~~·~·~~id;·~~··,~··s~rl·r~~~·;k~h~ .. ~·;~·~~ .. ~·~·~~b~·~·;··· 
Herrn 
BUrgermeister Dr. G u r k 
z.Zt. S t u t t ß a r t 
Landtag 
Sehr geehrter Herr BUrgermeioter! 
Herr Mini~terpr~sident Dr. MUlle~ hat am Samstag 
mit Bundeskanzler Dr. Adenauer ~egen des Stnndorts des 
klinftigen Atommeilers gesprochen. Der Bundeskanzler hat 
zum Ausdrucl-:: gebracht, Herr Prof. Reisenberg stehe auf 
dem Standpunld, dass Karlsruhe voraussichtlich wegen 
der Wasserv~rh~ltnisse nicht in Betrecht kommen könne. 
Gie werden sich erinnern, dass ich Sie kUrzlieh darauf 
hinsevdesen habe, dass Herr Prof. Beisenberg ein Ge-
wiü:38cr r3Uc!Jt, das keine Verbindung zum Grund\'/asser hat. 
Ich darf anneh~en; dass Sie diese Frage in der Zwischen-
zeit geprüft haben. Bei der Besprechune; mit Herrn Mini-
ster Farny am kom~enden Jarnstac werden wir auch auf die-
se Frae;e einBehen mUssen. 
r.:i t freundlicher Begriissune; 
4. Gutachten der Stadtwerke (Generaldirektor Dr. Möhrle) zur 





Karlsru..."'le, den 5. November 1953 
Detr.: Erstellung eines Atombrenners. h.i. Forderung des 
Vorhandenseins eines vom Grundwasser unabhängigen 
Gewässers. 
Di~ Forderung des Vorb.andenseins eines vom Grundwasser unabhängigen 
~ewtissers hat seinen Grund in der Absicht, die in den bei der Atom-
cnergie-Erzeucung anfaller.den Ab\'IUssern enthaltenen sch'J.dlichen 
_ßiftigen und radioaldiven Bestandteile in einem Atomsumpf auszu-
scbeiden und unschHdlich zu ~achen, sodaß die so gereinigten AbwUsser 
ohne Gef~hrdung der Umwelt abgeleitet werden kHnnen. Um Stellung zu 
diesen Fragen nehmen zu können, wurde umgehend (4.11.53) mit den 
Herren Prof. Dr. Hanglein und Prof. Dr. ilollUta diesbezUglieh RUck-
sprache genommen. 
Cber die Notwendigkeit des Atomsu~pfes bzw. eines Gew~ssers, das un-
abhängig vom Grundwasser ist, tonnte !rof. Dr. Her.glein keine nUheren 
Anc;aben machen. ßr empfiehlt, b-ei der zustilndigen Stelle dieserhalb 
anzufragen. 
Herr Prof. Dr. Holluta, der z.Zt. n:it einer umfassenden Untersuchung 
d__er lt'rac;e der Säuberung bzw. Sauber!1al tung des :1heines im Auftrag 
von ~asserwerken am Niederrhein und sonstigen Interessenten beschäf-
tiGt ist, hatte sich o.uch bereits GedaJ:i;:en Uber die ßi1;flU.sse der 
Atomenergieindustrie auf das ":fasserv:;ri(OJ:;::ten ge::!acht • .Sr hat eine 
nr.;eri::anische Arbeit vorlie"e:-~, :;'it (\er ::.r:s deutsche Ubersetzten 
L bcrccr~rift 11 i3edeutung der Rndioo.J~ti vi t:jt für die ~:bo::::":.'o.c:lunr, der 
~acser~erke 11 , Von diesec ~ufsat3 lie~t ein ~uszuc, der die auftre-
tenden -:v'erunreini~unt:G:-.~Liclic:·~~:c::. te~~~ 1Jnd i~1re Besei ti~~u~:.~ beho.ndel t, 
als Anlage bei. 
:Jer.mac:1 ko.n~ canz allr.;e::ce ln GC:J!.'l.[;t werden: Bei der .\ tor!energie-
E.r.~eucunc entstehen Zl'leifellos giftige und hochc;ro.dic radioaktive 
Stoffe, die die Abwässer verunreinizen, sodaß diese nicht ohne 
weit~ies direkt oder indirekt in das Grundwasser bzw. in den Vorfluter 
abc;elei tet werden können, ohne rJn:ü t die lktwel t %Rl'"·•w· zu E;chädigen. 
Eine Anzahl dieser sc}:L:!.dlicllen '.~toffe b:mn durch belcanute ttnd ver-
hiil tnism::~ßig einfache ;:.i ttel '.).:loc:!:·idlich cet:Iacht oder e:·1tfernt werden, 
wi.ihrend andere ~ichädlinge vorlwr:del'\ si_;1d~ <lie nur sch\ver, d. h. durch 
kostspielir;e J.:aSnohr:1.en oder l:Ji t den i':~~ 'be::o.n:1ten :.:i tteJ.n Uber!1aupt 
noch nicht restlos beocjtict ·:·!erden 1:Ulmen. Es lm.nn ::1. E. aber damit 
gerechnet \'/erden, daß inzw:i.schen die .iisocr..schaft woi ter cearbei tet 
hat und -.vei ter o.rbei tcn wir<l an der ,\.ufc;ube, cl:i e auf die lkc;ebur..c; 
sclü-i~l~chen AnswirJ;un.:_:~r·. der ~At?l:Je:1crgie-:Srzeuc;ung noch \vei ter einzu-
schraru:en und schJ.lc ßllCJl a;_n :w.tJebe~. 
Ob an Stelle des geforderten vo~ 3rundwasaer unabltUneicen natUrliehen 





künstliches Wasserbecken als Atomsumpf verwendet werden 
kann, llißt sich erst entscheiden, wenn die Menge der an-
fallenden Abwässer und der besondere Zweck des natürlichen 
Atomsumpfes bekannt sind. 
5. Tischreden anläßlich des Besuches einer Delegation des PlanungsausschuBes am 
8.12.1953 in Karlsruhe. 
Karlsruhe 8 lbn g.Dozomber 1953. 
T i a o h r e d e n 
anläoslich des Besuches der Gäoto aus Göttingen, Stutteart, Freiburg 
usw. 1m Zusammenhang mit der Bosichticung des. Gellindes am O.Dezember 
1953. 
Haus Solms. 
JJundesratominister Fa:r_ny-Stuttß.l!_rt: "Sehr verehrter Harr Professor 
Ileiaenberel Ich habe die ehrenvolle J\Ltfaabe, Sie im .\uftrnc des Herrn 
Miniotorprtlsidonton im nouon Bunuesland. Dnden-w:.i.rtte::~borg .. herzlich 
zu becrüßon. Wonn man bcrUck9ichtigt, daß Ui.innor wie Daimlcr und Benz 
nue unserem Land h:.Jrvor{:;oeanßon oind, \'/onn r:tan \'1 ci ter an Max Eyti;, 
Grof Zeppelin, Dornior usw. denkt, ulaube ich, da.~ r;lr Sie in unserer 
IIeir:tat auch deshalb ß~nz heoondoro herzlich und beoondors betont be= 
~;rlißen dlirfen, auch wenn Sie i.':Ir uns und fUr die Welt der Vertreter 
einer Wisoonsohoft und einer GoisteS\'Jiuoonsohaft sind, der ·:!ir eigentx: 
lieh als Laie mit einer r;owioson Dekloi!liilenheit beßegnen. Ich stehe 
p0rsönlich noch sehr stark u.ntcr den Ein~!.ruck Ihrer Vorträeo Uber die 
Dänenie der Tcclmik, die Sie rr.it Hcidec;c;er und Vardinicri zusammen 
{:eh:ü ton haben. Icll 1:mß bokcnnon, daß man jetzt, \'Tenn r.lan den Vorzll8 
hst ~·· Ih.non zu bo~ec;mm, nlo bluticer. Ln.io in der h tom\?iosonschaft 
doch ein leichtes Gruseln nicht untord r~tclccn kann: ·::onn nan I.'lilnncrn 
becoßnet, ;lie oozusnc;cn in üor , .:rkot·Ottt Gottes stehen und von denen 
<lio \i'el t ooviel redet. 
Ich bin bcoondora otolz, daß ich Ihnen den •.';'illkQirJ!l des JJ::,ndes und del 
11oc;ierunc cnt 1Jioton Lbrf und loh bin auch bevollmLtchti:'jt, !Iorr Pro= 
foooor, Ihnon zu on{;en, d~'ß L~,n~t und Rc[Jiorunc; beroi t sind, alle Kon= 
scqucnzen auo einen oolchcn -:illkol1Iil. zu tr~.~;en, .ue in der Zukunft 
u. U. f:ir uns duraus ontotchon nö: :cn oJcr 1 1."in rlir hoffen, entstehen 
'.iOr.Jon. '::ir hab\m eine vi,:l zu hohe 1\chtunc; und l'~hrfurcht vor der 
Materie lhror ;·, iosonochn.ft, tlL! Ih_'1~-m nicht on::;cn zu .~.li.rfon und oac;en 
zu •:Jollon, dnß .~:J ::ar :.\Jonon J,tU1.~ und ocino !~cßicrunß eine cnnz selbs· 
V•J!'oti.i.n;J.liohe ~·;hronpflicht i~1t tud ooin r1ird, \'IOn!'! Jie '.'/nhl au.f uns 
.f::ülcn aell te, .'iohrtoi tz üincr :10 hohen In-::t:i. tntion U!'1d eines so 




Leben der l'lissenschaftlichor wie auch für die techn;tsohen .Betr.iebe 
zu erflillon. Sie kennen ja das Land Baden und Sie kennen woP,l auch 
die herrliche Umgebung zwischen Rhein und Schwarzwald. Wenn wir uns 
darum bemlihen, Sie bei uns zu haben und Ihr Werk, dann seien S.ie 
liberzougt davon, daß es nicht einen Augenblick ge):Jen wird, in dem 
ein Mißton entstehen kt:i.n.nte. In dieser 1\bsicht und in diesem Bec 
otrcben sind wir alle einig, die Stadt und der Staat, die Hegicrung 
und das Volk· des Landes und sicher nicht zuletzt die Bürger dieser 
ochönen Stadt nit ihrer stolzen Tradition. Herzlich Willkommen, Herr 
.l:'rofossor, noclunalo und hoffentlich l'iird uns dao ßroße Glück zuteil, 
Sie und Ihre Mi tarb\::i tor einmal r;anz bei uno oohon zu dürfen. Druni t 
darf ich auf Ihr .:ohl trinken! (Dcif:ül)" 
Plj'ofossor Heioenbere: 11Meine sohr verehrten Herren! Namens der Gäste 
darf ich für uie ßroßo Gaotfrounuschaft uer Stadt danken. ~ir haben 
ochon vorher über die technische V 0rßanße!'Jwi t der Stadt cchört, aber 
ich freue mich, daß wir jetzt noch r:1ohr cohtirt hnben, insbesondere 
freut es nich, daß r·,!ax Eytf.; offenbar aus K:~rlsruhe stammt. Noch mehr 
als die c;roßc V crc;a: c;cnhei t der Stadt ber:und ern wir den Untornelununßs"' 
c;cist der 0tnta, der sich U boroll kund tut. go freut uns nuch das 
Uberuus [;roße Interesse der Gtr:~dt (L-n .·_ler 1\tomphyfJik und der Atom= 
toclmik. Leider iot es no, daß lie oeistcn Leute das Gruseln bekoo= 
mc;n, \'/Cnn das \'fort Atom eesa:~t 'iliru, obr10hl das zu Unrecht c;eschioht, 
denn das, ;·1::10 j atzt r.;.:redct wir<l, hnt nur mit friedlicher A t6mtech= 
nik zu tun, niemals utrT?.O oi t kricccrischcm Atom, denn w.i t letzte= 
rom \'/erden wir in den ni.:.c~·stcn 100 Jnhron nichts zu tun haben. Es 
f!·out uns auch, üo.ß \'/ir !1:m te tlns GcL~nde kennen lerr:cn, obwohl rlir 
:.11.1r1bor ::l~'.f Grun,l der oin\'/o!:dfreien Untorln:.;on Uhd Plö.ne schon aus= 
reichend unterrichtet sind. Hooondera U.nnkh:.1r hin ich !}afttr, daß 
Si0 uno in jeder \'.'oi~~~;, nicJ:t nur '\urch roßc Gnotfreundochai:'t, aon= 
dern nnch .;urch ~ukü.n.t'tii;e ;J.:.:r.~iohun{;on zt.e.• ItodlE!C:hule, '.l.ie ·~·feGe ob= 
non •,·10llon. 1\llordines muos ich l'oototellon, daß die .Entschoidunß 
no.tltrlich nicht nur bei uno lioct. Unoero .Au.f:;abe iat eine beochei= 
dencre. :iir m·'.ooen l1ie GrU...'l.Lllnc;un crarboi tcn, da:-::i t r1ir einen c;enauen 
Bc1·icht orutatten können, -Dnnn nird <'iie Lntocheidunc; vielleicht höhe= 
ron Orts c;otroffo!1 •::erden. Jedenfalls muß heute <lieoe Entscheidung 
of.fcnc;clnsson \'!erden •. Ich Llnrf nochoin..:.~ul r.wi nen DnnJc ntw<lrUcken, 
<laß Sie uno .hi .r alloo so nuooel·ordentlich loicht r:1achen. 
Ich trinke nuf .Jas !'iohl clcr Jtnt1t ~::~:·l::;ru.he und ihres Obcrbi.irc;ernoi::::: 
.;;. 
s tora. (Beifall)" 
Schloß-Ho.tel. 
Oberbttrgermcieter Klotza 11 Me-ine aehr verehrten Herren! Ale ich heut~ 
morgen die Ehre hatte, Sie. zu bec;rüßen, wies ich darauf hin, daß wir 
alles Steife abe troifen wollen und wis so c;eben, wie wir airteL Ich 
möchte deshalb zum Abschluß auch keine langatmige steife Rede .11altent 
sondern Ihnen nochmale recht herzlich danken, daß Sie gekommen ~i·rtd. ' . 
Was wir Ihnen zciccn konnten; war nur ein kleiner .Atisschnitt~.au·a unse= 
rer Stadt und zugespitzt aui' lhr ci.nlnal kommendes Vorhaben. I~h möch= 
te fcototellen, daß sich die Stadt Karloruhe noch aus vielen anderen 
liebenswerten Dirtßen .zusammensetzt. Wir haben Wert darauf .eelegt~ 
nicht auf Sie einzuh:.tmmorn und Sie zu bcoinflueeen, mit allen Mitteln 
hierher zu kommen, ,·:eil wir \'/iosen, daß so(etwas nicht wirkt, sondern 
eher abotößt 1 und weil die Arr:,umonte, die t;~achlich für uns sprechen, 
allein aprochen soll ton. Wir :·,ooll ten mit Ihnen peroönlich Kontakt 
bekormaon1 untl wir wollen hoffen, daß Sie bei den kommenden ':ßesprechu.n= 
ccn diesen pcroünlichcn Kontakt mit uno halten \'rorden. Eine Sorge 
\7ar für mich, daß es heute so neblig war •. In K·.1rloruhe scheint eben 
auch nicht immer die Sonne. Sie \'/Ollen daro.uo entnehmen, daß wir auch 
als Vortreter der :.it:1d tvorw~tl tLl!l.(?; nicht oehr ocheinen wollen, als wir 
in ','/irl~lichkci t uind. Vlir sind et\'/as und hoffen, durch Sie noch mehr 
zu werden! (Deifall)" 
Generaldirektor Dr .&tzkes: "Sehr geehrte Herren! Ich \'!Llrde ini Laufe 
des Abende bei Unt2rhal tun[~en mit ~ ischno.chbarn gofroßt, ob ich schon 
! 
fri.ih. r einmal in K rlaruhe ßC\'/Cocn \':Üre. Ich habe bejaht, allerdings 
mit einer achrockliehen :Grinnerunc;. Ich bekan wegen unerlaubten Par= 
kono in der Kaiocrotrcifio ein Protaleoll rni t der .Auffor•_l.orung zur Zah= 
lunc von 1.-- l'Jt Strafe. Ich habe gegen das Protokoll Einspruch erho= 
bon mit der 1lor;rLLndung, die 3tndt Kn:::loruhe h1itto oich einer unerlaub= 
ten Vorkohrofeindlichkoit ochuldic; cenacht. ErGebnio: Ich musote 
7 DJt bc~nhlen. Dieser Vorcang lebt nachhaltig in meiner Brinnerung. 
Eo hat nicht j:urchtlfar ln~o gedauert bis ich meine Voroinc;enommen= 
hoi t ccc;on di c :stntl t karloruhe r;cc;cn Verkchref .e i.ndlichkei t verloren 
habe. HoLt te sinc1 r1ir nllo hoch erfreut l.:cwosen i.tb·:Jr den freundlichen 
E:::pi'nng, den i'lir von allen ~e:i.tcn erh:ü tcn hauen, ltbcr clie freund= 





ruhe mn sein, Wir haben zur Kenntnie genommen~ was. Sie uns gezeigt 
habenJ das Gellinde lebt .nachhaltig in tmeerer E:d.nnerllllg .Wld wird· 
unsere Erinncrnng nachhaltig b61fruohten .. Ein Ergebnis. zu.:::prophezeien, 
wage ich nicht. Vielleicht mUoeen wir dies und jenes noch UberprU= 
fen tmd nachnrbci ten .. Ganz besondere hat u.na. interessiert., dnß wir 
ln der technischen Hochschule vorbeifahren konnten, wu.nderbar~war 
die Schiffahrt auf unserem ge.liebten Vater Rhein. ·.Beeindruckt hat 
uno dor croße \'!aoserrcichtwn. Das einzig Unangenehme war der Nebel, 
wofür Sie nichta konnten. Vielleicht kann man mit phyei.kaliechen 
Mitteln don Hob~ für die ~ukunft beseitieen~ Ich trinke a!.lf das Wohl 
Ir . 
von Karloruhe und au.f die PU.llo von Hoffnungon ohne Gewähr ... (Beifall) 
Oborbürr;crm.eiotcr Klotz& 11 Damala handelte oo oich wn eine ataatliohe 
Polizei. Heute haben wir die Gemoindepolizci. Dies'o Polizei hUtte 
mit Scharfblick sofort erkannt, \'Jas für uno wichtig ist oder nicht. 
Welche Zukunft die Kernphysik hat, zeiet uno, daß die Idee kommt, den 
Nebel zu vertreiben, nachdem r:ir heute footeeotellt haben, daß als 
11 
Abfallprodukt ein wirksames Haarwuchsmittel dabei herauskommt. 
J)CJ/ 
ProfessorrHonr;lcin- TII.Kurloru.hez "!11oinc Herren! .C:s ist ja nicht Sitte 
der \7ioooil.schaft, violo Worte zu machen, ich möchte mich daher als 
Mi tc;licd. des ~cno.to der T'ochniachon IL chochulc K:·.rl >ruhe eanz lci.U'Z 
fassen. Ich darf Herrn Professor Hcioenbcre persönlich versichern, 
daß oich die Technische Jlochochulo auoocrordentlich c;lUcklioh schät= 
zen •::ürdo, ~,·;cnn Sio oich 0ntochliv!:cn könnten, mit dem Atombrenner 
bzw. -Reaktor nach Karlorl).h.e zu kommen. Ich möchte nur eineo oagen: 
Wir \7ordon Sie aufnelu::en mit offe: .on Arnon. In ,ueoem Sinne möchte 
ich hoffen, Herr II~isonborc;, daß Gio ihren Entochluß in ~licocr Hich= 
tu.nc; faooen. Die Technische liochochulo K·1l'J.oruhc r-:irU. eine sehr 
c;lUcklicho Zusamr.wnarboi t mit allen Ihren Herren, .:lie Sie hiorhor 
mi tbrinGcn, und mit Iluwn persönlich finden. Q (Doifoll) 
Profcooor Kirch..hoimor - Uni ~,feiblll'ßl l.1cine Horrenl Bo .iot rair durch= 
f 
ous nicht onccmosoon, hier zu den Dincon das Wort zu orc;reifen. Aber 
die 1'ntoache, d.nß man sei tcno der 8tudtvcrwal tun:; unter ihrem verehr= 
ton Obcrb~i.rc~nTW.L8tcr und ooi tcno der Oberbau- und Baudirektoren sich 
mit dem. Atomprojekt bcoohHftiGt, .lot ori'roul~ch und zcic;t, daß man 
ru1 der (~oonmten Plnnung intc.rcsoiort ü:t. :~o iot vi..ill!c; unnötis, hier 
noch noi t;,~rh.in zu c rUI' torn, ~·l::tl3 o.io ~:l tm1'i; K · rlorLl.he, die Te chninch e 
Hochochulo U!J\'1. ,_i ron int .:rosoicrt oind, die kommende <\ tomonol'{.~ie= 
t)tntion nuf Karl::ruhor Gclli.nJ.c zu ziehen. ar sind olL:~ der f;icinunr.;, 
.//. 
- 5 ... 
dnß eo ein WlßOhearor Vortoil fUr Karlßruho iat, t1onn rtir dioee Sta• 
tion errinßen ktlnnon" Auoh die Techniaohe Hochnohllle 11 die eeit Uber 
150 Jahren mit Karlorllhe verbunden iot, würde dadurch einen uneeahn• . w 
tan Auftrieb erholten. Eines ~ in dieoom kloinan Kroiee honte jeden• 
fallo EW!l .Auoü.ruck gek.o.mmon- nnmlich clio Fßrdex>llnß deo Projekte mit 
allon Mitteln. Dio doutaohe Ata.menorg1eotat1on muea naoh Knrlornhe 
kommen. Ich darf als Auaaonotohandor sum Ausdruck brin~n, daß die 
Stadtvorvoltllnß alloo &~tnn hat, um dioeoo Projekt fUr die Stadt zu 
orr!n~eno D:lo ::JtndtVci'\'J(Ü tune hat \?ei tor den Verono~ untarno!'!li!lon, 
ouch dno i>la:x Planok-Inoti tut, m! t \lOM Profceoor Hoioenborg durch eoi• 
ne roroc!:!111ßonrbc1t aufs onr,nto vobbundon ist, hicrhor 21u bokomnon .. 
nach ,"\on nauooto.'1 ;~rürtorlll'l(;cn 1:.-t oo oo, daß dio 1.\tomencr~ieatntien 
lnc;emllßig irc;ond\'Jio aobumlen iot en ·.l.io JJneo doa Max Planok-Inoti tute 
fUr Phyoik. Direktor clioooa Inoti tuta iot Ilorr Profeewar IIeißonborg, 
Joooon Vorotolltll\:'~on 1ibcr <lie t\ ton.:Corochunc; irconllnio vorlmttpft oincl 
tli t <lcr t\rboi t aJ!l !'.!ax Plnnok-Inoti tut. Bo · iot dooholb ttbcroue 11a1 bon 
:?Tiißon, :Jo.ß oich <!io 0b:.lt K .~·l::rn.ho bereit orl:lö.rt hat, uer Vorlo= 
. :u.nc t~co .~~r'iJu:ren Kdoor ·,'filhclm-Inoti tuto noch l~n:rl :.'!'Lilie jo(\O Unter• 
ot:~ tr;u.nc, zuteil \ICI'(l.on r;u loooon. 
Zun •\bc'Jhluß clnr:f ieh noch .fol:~ondoo 'oocon: Dio houto in unoorcr t~i tto 
•:.•oilonL1on f1.olcb.rton oind offonoiohtlich booindruckt r~c\'loocn von den, 
neo ihnen c1io ::;tcvltvc!'\'l'.ütunc, ihr Ohorb:1.rc;0r·;o:totor um\ :.~io 77ioeon= 
::1chn:'tlor '.10:':.' :.~~;:v.1t ,::oboton hnbcr... ;jo .:::U t mm :.'i~r uno, :iooo b')fJChai= 
~lono Pflanze r;u ~~:.·lo:.:on tm.?. ~m o·:·r(~ic:!~·J!1, .:1::\ß :-:'Yc'l'"rt:L11'_:! m1 einem 
k'.~ni'ti(.:cn ::'ol'Dchu..'lCm~cn t=um ·.:ir·.l.. Io~1 ~in :lb:Jrz,.:mct •Ja von, •.laß •:1ir 
·.~ozu ... :8lr.:! ··.Jn J:t)nnr n. '..'ohl n ,:.':2cn v:tolc Gc!miol'icl:e:t :an rn1 ·'.bor\'linden 
ocin 9 abo!' ouc~l ·li ~ac· nin:.~. mt ::1··.-.iot·J.::'n.." 
Obcrb:.irco:!:'naioter Klotz: norr Proi'oooor IIciocnborß \'liru :;_:; .. : roorc;on 
II 
lloiEl :'Jun(l.ookanzlor oein, und ZIJ~r oillll. tlnboi irc;endcine 8t1ftlU'lß ft.tr 
nuol:.~!ldiocho :Jtn<\o~1ton ino Loben Gerll:ion r:·:·!'~.lon, lloron Pr:loidilun PF?cr 
::·: oor IIoioanbo:'l.; :.lbcrtr:.1· .·an l'liru .. Doi Llicoor Galoconhci t r11ru Proc 
:~'cooor lloiuGntwrr. h:L-a: nnch ll!Jcl' Jon Jtont.'\ am1: der uno !ntoroaoioren= 
::an :jnche burichton. r!ndc;:tJ.tico ~·:n.tochciu ttnr,on r,.;.:rdon nhol' nicht zu 
Cl'\'if!c.'t•:m ooin, r;ir n;•.onon oben \'IO:l tor oci~cn, c1.: 1.rfcJ~ nbcr ilb rzcuc;t 
nein, U.::~ß '.ir ccGonUb·.· r r:\nchon r;ut im ::armen lior;cn, \7cil r1ir d.oo 
:naoar .'1.o.1llon./ 
:;:··::o:Cooaor I:irclthcirwr - :.'!.'~ibru·,·: ~)o:Lon :iio ::b ~::'~~N\:~t (lnvon, duß die 
I/ 





~io dio Anoiod~~ einee Privatbotriobos. Dio Max Plan~k~o~ollQ 
oobaft ~ira hor.vorroeendo Bxponen.tan ,naoh Karlertilio. b~.f.naon · tmd Wie· 
kootot Gold• Eo iot niQht ~nookmtlooißt U.ber ßowiooe Ein~~lh~·itoo 
. ·''.' 
ßll aproohen, \Yir nollcm vom n.utwn 9preoha.np dor von dor VerlaeWtg 
' • ' I ' • ,, ' ' ' I ' 
oinor eoloho.n Inotittttio.n .fUr wwcro frUhore LondeehnllJ>t.~ta<'l1; Korio~"~ 
ru.ho mt orE1olen iot. fionn D.on o!no.n ß'ut.~Son cr2:iolon. v~ll, ~noeh~ 
oolbotvoro~tlndlich zu Konzoaoioncn boroi t aoin. Andere Stl:id~e ~ 
oich ochon in ö.hnlichor \'/oioo oa.ocooprochon.. :Jie Stadt Froibtutg ba~mc. 
ihr Gtodtrpt hat das Projekt abc;olol_mt, \JOil ich ontoprocJ:lond bo= 
rich tot a.nd footc;ootoll t hobo, daß Froibu.r6 dio .o.ot\·Jonclic;on Vorauac 
o otZil.."l{_~on nicht rni tbrinct. 
II 
Obcr.b]rCjor.~.c2.atcr !'.lotn: ~:o i~·t richtic, daß P.rofoooor Kirohho!mor 
II 
bahnbroohon<lo l:ioniornrboit coloiotot ll.'l't/ 
Proi'oooor Kiroll.hoimcr: ,
1
.!..:o iot u.rm:.i:.:l;Lch, <laß oich 2 bncliocho Gti:idto 
un tiicooo Projökt raul'on., Dno ir.t ni t tl.or Haupterund ·a<meoon, norum 
ich flir lroi~mrc; abc;olohnt hnbo ." 
JJrv' . 
Profcooort1Icpelein -':..1 .Il,. Knrlar,.!ho: ,~er hoa.ticc Vorlauf iot utr t1n0 
nicht olmo :!3oc.1cll'~WlCe Eo otoll t ein r;t~~ck \!ol tco~chiohto dar. nicht 
nur i.'Ur Kt~I'l.Cl'L1hc allein<& Hit \3.01::: l'1tcc:1luß, 1aß \'Jir in Doutsclllnru'l 
einen A tomrnoilor c::richtcn, r.i!!l:lt die l!outacho '.'.'iooonochaft .~.nteil 
nn clcr -;1_oi tol'o!1 :;!~t·.-:ic.ii~lUl1ß,. ·::ü· ·.:i::::J!}n, •}afj dio ;~ .. 't.md.lncon dcu:m 
von c1cutrwh.::::...'1 ·:.iooor..ocl:-:-::::tlc!'n ,_;coc:1o:~fc!'J. :·:lU:,l0!1
1 
tt.'1 ~ d.oJ3 nir in dor 
L:.~co oint"l, r:oito:;.'o !.l~i -tr:.i(~o <lazu ::m lioi'8J.'n. ·. onn •:1ir uno h:.mtc obond 
auch nru· i . t'l ioichtorcn ·~on unto~·halton h~1bon, oo ucdontot l1or t:!.o:2oro 
:.linn (~oc!1 . .'ol tr_::oocJiiciltce :-;ic t:-::j•:;c!~ uuo viclloicll t ~l~)ortriobc!~ i.'indon 9 
ab')!' ·.:ir r1c:·.~on u.no ··:·:~1 opL~tor 1JcGtimnt an clon !1ou"Ji.:_;on ::;:ae zru·:id::,;. 
erinnern/,. 
Obcru·.~r<·::~? ~~.ia\j•:Jr ;:lotz tm:,.:o::.•n'croieht 'liooo t\tto.f.'.;hl.'tmeon ni t :\cn 
Hinnoi:::: .JO!."!ll.::' 9 .lnl3 ~ich l:oin ~:onooh trti.Llncn ließ, \"/:10 oicl~ .~n:: den 
1:'1Li..nc!1 c1.oa !!·J~:·::.•ic!~ IIcrt!!: ont··::tcl;:ol t. ':~-fl or iUC opoc!1onochomlo ·~ro 
finLlLmc; :.!o!' olcl:tron~lcnotiocl:cn . cllon :.:achte. 
Pr·ofcooor !U;r;chJ.~oL'1or: ,
1 
::o (~ibt inr..,~r~··\lb :.lcr 'lod:t.n.ioo!~cn ::ochochu1c 
nm· e:i!'lo Ir.otitL1tion, dio obcnao roo.liotir.:c!l# c"!onkt, doo iot dno 




quellen zu erschließen u.nd der Wirtschaft neue Mö~lichkoiten zu erl:S.:f;:f.., 
non, ist on eich nur oin Mi ttol zum Zweck. Der Zweck ·iat j.ener• die 
) 
Wirteehaft in die Lae;e zu vorsetzen, duch die Ergeb~iose der Wisse.n• 
schaft'bessor, vorte'ilhafter und zum \7ohle dar Menaohheit zu produ= 
zieren, also die Auswertune der \':issenschaftlichen Erkenntnisse zum 
~;ohlc all•:Jr r,1cmschcm. l'/enn \'/ir dieoen Wec, eehen, V/Orden wir in der 
\71rtschaft dioeelbe Position einnehmen, v.rird vielleicht Karlnruhe 
ei.nlnal der Platz aein, an <lern ztun orston Mnlo auf G-rund der Erkennte 
nioso der Wisoenochaft neue '.Joe;o beochri tten wurden. 
11 
Oborblirgerr.!eiotor Klotzs l\lnn iot leicht geneigt, solche ':Laße überzu= 
1/ 
bm-:orton. Gorado \'Jcil ich uen heutigen Tag hoch bewerte untl. hoch 
•.ünsch:l tze, i'lurne ich vor ci!'lor :j borbewertung. Ich schließe den er= 
J:olc;reich vc::rlaufenen Tac; mit einem :ll tcn Sogonosprnch, der alt.eh 
.'.'Ur .t. tom . forschor :.;il ts 
'"Berwsat den Schritt, bemesst den Schwung, 
die .t:;rdc l.>lei bt Eoch lange jung. 11 




Vorstehende Niederschrift erhält 
Herr Beigeordneter Dr.Gurk 
mit der Bitte um Kenntnisnahme. 
. . . t ., ~ .... , . .' ... ·- t :'\ 
\I '• r •' I\.., 1 :.1 • 
---
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6. Bundeskanzler Adenauer mahnt die Konkurrenten Karlsruhe und München zur 
Zurückhaltung. 
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:B·i.ll1G0r;rel.rv:cl iA·~ ~~t;.t~chlü.:.!cl 
j . 
· :Jr::r :.:.~d.e s..,:u;::zl<:r 
An den 
Bayerischen Staatsminister 
für \'i'irtschaft und Verkehr 
Herrn Hans S e i d e 1 
~ li n c h e n 22 
Prinzr~gentenstraße 28 
Abschrift 
Sehr geehrter Herr Staatsminister 
honn, äen 
In der Presse sind in den letzten ragen Meldungen erschienen, aus 
denen die Öffentlichkeit entnehmen könnte, daß die Gewir>..nung von 
Atomenergie für friedliche Zwecke in der Hundesrepublik Deutschland 
bereits in Angriff genommen sei und die Errichtung eines Atommeilers 
unmittelbar bevorstehe. 
Nach den Veröffentlichungen haben Sie d'er Presse bekanntgegeb.en, . 
daß Verhandlungen z\'iischen der bayerischen Staatsregier·..LI'lg und dem 
Max-Planck-Insti tut für Physik über den Sitz eines solchen Atomwerkes 
zu einem "positiven Zwischenergebnis" geführt hätten, und zwar dahin, 
daß die künftige Atomforschungsstätte voraussichtlich in der Nähe 
von L'iünchen errichtet werden solle. 
Ich darf Ihnen hierzu mitteilen, daß das alliierte Verbot einer ange-
wandten Atomforschung bis zum Inkrafttreten des Deutschland- und EVG-
Vertrages nach wie vor fortbesteht. Erst mit dem lokrafttreten der 
Verträge wird somit an den Bau einer Atomreaktorstation herangegan-
gen werden können, die ausschließlich friedlichen Zwecken dienen wird. 
Vorher kann selbstverständlich auch keine Entscheidung über üen Sitz 
eines solchen Werkes getroffen werden. Wenn das Max-Fl&nck-Institut 
für Physik Schritte zur Klärung der Standortfrage eines künftigen 
Atol!l.llleilers eingeleitet hat, so kann es sic:O. dabei lediglich um vor-
bereite~de vertrauliche Unterauebungen handeln. Es kar>..n aber vor 
- 2 -
o.llem :ücht im auGenpolitischem ln-csreu;e :i·2r .:.:"<.l2'"ldc.s:::·eycü::.:;_k liegen:, 
~eun ~iese Din~e tereits je~zt in die ~ffentlich~eit getr&cen "erden. 
Ich darf ~ie dliher bitten, die l!'rE~ge vertr!:iulich zu behandeln, solunge 
das vorerwähnte Vertot fortbes-.;eht. 
Dem Herrn t.:iniEten:residenten des 11mdes B&den-\'iürtte."!l'terg h&be ich 
Abschrift dieses Schreibens mit derselben bitte zugehen 1aEsen. 
Mit vorzü;;licher Hochachtung 
gez.Adenauer 
Dem VERTRAULICH ! 
Herrn S tel1 v .r!Jinis terprii.si denten tt s: 1, 
11v(;t·' 
und Wirtschaftsminister Dr. V e i t 
Wirtschaftsministerium 
mit der Bi~um gefl.Eenntnisnahme unter Bezugnahme 




auf die I 
(Dr.von Gö1er) 
'l 1: I - I I 1 ~ ~ il'/\ 
~· 
l'Vfrl:;~ha :!:-t:-, ~~.! ~! ~r1:~m 
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7. Memorandum Wemer Heisenbergs vom Mai 1954 zur Planung der Reaktorstation 
und zu den technischen Gesichtspunkten bei der Wahl des Standortes. 
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Im folgenden werden einige Uberlegungan und Pläne.zur künftigen 
Reaktorstution zusammengestellt. Unter Reaktorstation wird die Gesamtheit 
der Einrichtungen verstanden, die für den Reaktor selbst und für die zu-
gehörigen Forschungsinstitute notwendig sind. Die Uberlegungen gehen da-
von aus, daß ein physikalisches Institut für Grundlagenforschung von der 
Art des Max-Planok-Insti tute für Physik, oder dieses s.elbst 1 räumlich und 
organisatorisch mit de~ Reaktorstation eng zusruamenar.beitet. Noch sind 
die einzelnen Pläne und Uberlegungen unzusammenhängend. Sie geben allen-
falls einen Eindruck von der Dimension der Anlage und der noch zu lei-
stenden Planungsarbeit. 
Insgesamt sollte für die Anlage und d~n Ort der Reaktorstation 
der Gesichtspunkt gelten, daß sie auf längere Zeit die Stelle sein 
muß, an der die Reaktorentwicklung in Deutsahland stattfindet, d,h. im 
Laufe der Zeit noch andere Reaktoren und Reaktortypen errichtet und unter-
sucht werden. 
Gßttingen. M~-P~anck-Institut für Physik 
Mai 1954 • 
-2-
1. zur Planung der Reaktorstation. 
1) Eine Reaktorstation würde, am Ende einer ersten Entwicklungsphaae, die 
jetzt zu planen wäre,.aus folgenden 11Gruppen" bestehen. 
1 • Reaktor. 
2. Reaktorq und Neutronenphysiko 
~. Phyeik. Grundlagenforschung. 
4. Chemie. 
5. Radioaktivität und Isotopenforsohung. 
6. Medizinisohe Anwendungen, 
1. Zentralbetriebe, Verwaltung, eto. 
Jede dieser Gruppen wird mindestens ein größeres Geb~ude, Nr.4 möglicher-
weise ~ erfordern. Gesamtzahl der Arbeitskr&fte in 1 bis 6 wird langsam 
(im Laufe von ~ bis 5 Jahren) auf etwa 400 Personen anwachsen. 
2) Die Planung der Gruppen 1., 2., ~., 4., 5., 1· ist weitgehend unabhängig 
voneinander. Für 2., ~., 4., 5., 1· sind die Unterlagen besohaffbar, und 
die Planung könnte begonnen werden. Innerhe.lb des MPI für Physik werden 
jetzt aohon Vorarbeiten für 3. unternommen. Für 5. wäre vorher zu klären, 
ob die zustlindigen Inst.e.nzen (Innen- und Wirhohafteminhter) auch mit 
der Verteilung der Isotopen durch die Reaktorstation einverstanden sind. 
Gruppe 4. h~gt eng mit 1 • zuarullliH"ll 1 eine unabh~gige Planung ist zum Teil 
mBglich. Nr.1, Reaktor, kann nicht endgültig geplant werden- z.T. auch 
in Bezug auf Gebäude eto. - ehe nicht die Frage entschieden ist, von wel-
chem Typ der Reaktor sein wird (z.B. ob Graphit~ oder Schwerwasserreaktor). 
Die Planung der Geländeeinteilung der Reaktorstation muß ferner 
berücksichtigen, daß im Laufe der Zeit weitere Gruppen, teils durch Tei-
lung der vorhandenen, teils neue, hinzukommen k5nnen. (Vgl. z.B. die 
Canadiaohe Reaktorstation, Teil II). 
BezUglieh des Gel~dea muß verlangt werden, daß Strukturen mit 
einer Flächenbelastung bis zu 50 t pro Quadratmeter getragen werden. 
~) Die Planung des Reaktors hängt von dem zur Verfügung stehenden Moderator ab. 
Wäre Schwerwasser (6 bis 10 t) verfügbar, so würde als Erstkon-
struktion ein Schwerwasserreaktor mi~ oa. ~ bis 5 t Uran anderen Reaktor-




Wenn kein Schwerwasser zur VerfUgung steht (vgl. Berichte Fachaus-
schuß III 1 Moderatoren), so muß Graphit als Moderator verwandt werden. Dann 
sind 25-35 t Uran notwendig. Es ist noch nicht sicher, wenn auch wahraohein-
lioh1 daß diese Menge Uran in Westdeutschland wirklich zur Verfügung stehen 
wird. 
Die Entscheidung über Aufbau oder Nichtaufbau einer Schwerwasser-
produktion muB m~glichat bald getroffen werden. Die Bestellung der Leiter 
der verschiedenen Gruppen und die Entscheidung über die Art des Reaktors 
stehen also am Anfang der Reaktorplanung. 
4) Reihenfolge der Planung Reaktorstationa 
1. Wahl des Geländes, Erschließung. 
2. Planung nach 2) • 
3. Einteilung des Geländes. 
4• Der Bau der Gruppen 2., 3., 4., 6. nach Abschnitt 1) kann früher als 
der Bau von 1., 6. begonnen werden. 
5) Reihenfol&~ der Planung Reaktor, 
1. Entscheidung über Schwerwasserprogramme. 
2. Planung und Konstruktion des Reaktors. (Schwerwasser- oder Graphittyp). 
3. Bau der Gruppe 1., gleichzeitig Ausbildung der Reaktormannschaft, 
z .T. im Ausland. 
6) FUr das Tempo der Entwicklung dürfte die Entscheidung über das Schwerwasser-
programm und seine evtl. Durchführung von ausschlaggebender Bedeutung aeins 
Ist die Entscheidung positiv, so dürfte die Geschwindigkeit der 
Durchführung in~ hohem Maß eine Kostentrage sein. Vom Start bis zu den 
für einen Reaktor notwendigen Mengen Sobwerwaseer werden je nach Aufwand 
2 bis. 5 oder mehr Jahre vergehen. Es muß mit Vera.l ten der Pläne nooh während 
der Durchführung gerechnet werden. 
~--.-.-.;-."'"-~ .. ~. --~---. _, ·-·-~-·---··-., "" ...... ~····· .... .,·,··-· 
Wird zunächst ein Gra~dtraaktor gebaut, so wird die Uranbeschaf-
~ der zeitbestimmende Vorgang Bein. Allerdinge kßnnten auch Planung und 
Lieferung der Kühlanlage für den Graphitreaktor mBglioherwaiee zeitbestim-





In Enßland gab es bhher eine vom "Ministry of Supply" betreute Organisation 
für Atomenergie 1 die 11Bri tish Atomio Energy Effort 11 , die ein Monopol für alle 
mit der Gewinnung von Atomenergie zusammenhängendeiDinge besitzt. Diese Orga-
nisation besitzt eine "Foraohungestätta" in Barwall (Reaktoratation) und eine 
"Produktionsatli.tte" in Risley 1 Lanc. (Ob es außerdem unabhängige militärische 
Einrichtungen gibt, ist nicht bekannt.). Seit dem 1.Januar 1954 untersteht die 
BAEO (British Atomio Energy Corp.) nioht mehr dem M.o.s., sondern. bildet eine 
selbständige, ähnlich wie ein Wirtschaft5Unternehmen aufgezogene Gesellschaft, 
an deren Spitze ein Präsident steht, der zugleioh als Minister ohne Porte-
feuille dem Kabinett angehtlrt. 
Struktur der Reaktorstation in Harwell. 
Die Reaktorstation besteht aus dem Direktor und 1 Direktionasekretär, sowie 
15 Gruppen (Divisions). Nach Angaben in dem Buch "Ha.rwell11 (New York 1952) hat 
der Leiter einer Gruppe eine Stellung, die etwa der eines ordentl. Universitäts-
professors entspricht. Eine Gruppe umfaBt im allgemeinen ein Institut vergleich-
bar einem Universitätl!linatitut. Es handelt eich um folgende Gruppena 














Zusätzlich gibt es eine Reihe von Zentralbetrieben. 
2. Canada, 
In Canada wurde 1946 duroh Gesetz (Aot of P&rliament) das Atomio ~ergy ~ontrol 
]_oard (AECB) geschaffen~ das für die gesamten Atomenergieangelegenheiten in 
Canada verantwortlich ist. Es ist eine Regierungsbehörde und besteht aus dem 
Präsidenten, einem Sekretär (je hauptamtlich) und vier nebenamtlichen Mitglie-
dern, die meist Wissenschaftler sind. 
Ausübend, also die Reaktoretation in Chalk River, die Minen, Metallfabriken 
etc. betreibend ist eine Gesellschafts "Atomio Energy of Ca.nada Limited". Ihre 
Organisation ist1 
Board of 9 Direotore (darunter der Präsident der AECB). 
Dem Board unterstehen 4 Gruppena 
1. Organisation (9 Direktoren+ Gruppenleiter). 
2. Forschung. 
3. Medizin. 




Gruppt:~ 2 umfaßt den Forschungsteil der Ree.ktorstv.tion in Chalk River, der fol-








Gruppe 4 ist die teobnisohe Gruppe, die u.e.. die Reaktoren betreibt. 
In der Reaktorstation gibt.es u.e.. folgende Gehlludet 
Gebäude der Reaktorstation in m1alk River, Canada. 
(Außerdem wurd~ in Canada eine Siedlung für 2500 Leute [iwgo-
hörige eingeschlossen] in etwa 10 km Abstand gebaut.) 
1. Physik (3 Gebäude) 
2. Chemie (2 Gebäude) 
;. Theoretische Physik 
4. Zentralbetriebe (Instandhaltung) 
5. 3 Reaktoren (; Gebäude) 
6, Chemisoh-Teohnologioches Labor (3 Gebäude) 
7• Isotopen-Abteilung 
8, Medizinische Station; Stationshospital (2 Gebäude) 
{
Feuerwehr 
9, Arbeiter und Fahrbereitschaft 
Garage 
10. Sleotronios Werkstätte 
11. Konstruktion und Planung 
12. Casino 
13. Bücherei 
14 • .Anlage zur Extraktion der Spaltprodukte und des Plutoniums. 
15. l~lage zur Wiedergewinnung des Urans 
16. Kraftstation 
17, Wasserstation (Säuberung des Kühlwassers) 
18. Verwaltung 
19. Torhaus: Empfang, Versand, Abfertigung, 
3· Frankreich. 
In Frankreich gibt es eine große Staatliche Organisation für die Betreuunf.: c\or 
Atomenergiegewinnung, für deron Struktur keine genaueren Unterlagen vorhanden 
sind. ß.:n der Spitzt~~ steht der Präsident· (z .zt, Perrin). Ihm zur Bei te steht eln 
Sekretär und eine größere Verwaltung, die offenbar außer den Reaktorstationen 
in Fort Chatillon (kleinerer Reaktor) und in Saolay (groBe Station mit Reaktor, 
etwa 25 km von Paris), auch die Uranßruben und Spezialfabriken betraut. 
Die Reaktorsto.tion in Saclay bcwteht z .zt. auEJ folgenden Gebäuden, 







5, Beschleuniger (Typ unbekannt) 
6. Ingenieurabteilung 
7. Versuchsballen 










Die schwadiaehe Atomenergi$-Arbeit verteilt sich auf 2 Organisationena Atom-
kommitt~n (staatl, Atomenergiekommission) und die Atomenergie A.G. 
Die Staatliebe Atomenergiekommission ist von der Regierung eingerich-
tet zum Zweok der Ankurbelung und Unterstützung verschiedener Arten von Grund-
lagenforschung auf dem Gebiet der Kernenergie und arbeitet als Forschungsrat, 
Die Kommission vartritt Schweden auch in d~r europäischen Kernforechungaorgani-
sation, CERN. Dar Jahresetat beträgt ungefähr Sw.Kronen ~.500.000. 
Die Atomenergie A.G. ist gemeinsames Eigentum des Staates und der 
privaten Industrie. Das Aktionkapital beträet Sw.Kronen ~.500.000, von denen 
der Staat Sw.Kronen 2.000.000 gezeichnet hat und einiee wichtige Industrien 
Sw.Kronen 1.500.000. Die Aufgabe der Atomenergie A.G. ist es, das für die Atom-
energie-Produktion notwendige Material zu prospektieren und herzustellen, Reruc-
toren zu konstruieren und zu bauen, und industrielle und wirtschaftliche Frarren 
zu behandeln, die das Atomenergie-Prorrramm betreffen, 
Es besteht eine enge Zusammen~beit zwischen den zwei Oreanisationen, 
und viele der ~11 tglieder der Direktion der Atomenergh A.;IJ, sind auch Mitglieder 
der Sta.e.tl.Atomenergiekonnnission. 
Das Aktienkapital der Atomenergie A.G. wird für Gebäude und andere 
Dauerinvestierungen benutzt. Seit dem Beginn der Gaselleehaft im Jahre 1947 bis 
zum ~O.Juni 1954 hat. die Regierung für den Betrieb dor Gaselleehaft Geldbeihil-
fen im ·Betrage von ungefähr Sw.Kronon ~2.000.000 gegeben. Die Privatindustrie 
hat außer dem Aktiankapi tal zu der Arbeit d$1' Gesellschaft auf verschiedene 
Weise beigetragen, z.B. durch Stellung von Personal und Laboratorien, durch 
Berater und duroh Gewährung kurzer Lieferungszeiten etc. 
Die Atomenergie A.G. ist in zwei Hauptabteilungen eingeteilt, die 
Abteilung Chemie und die Abteilung Physik, 
Mit den beaohränkten zur Verfügung stehenden Hilfequellen kann um-
fassende Arbeit nur auf einigen der verschiedenen Gebiete des Atomenergie-
Programms durchgeführt werden. Die Gesellschaft hat den Ehrgeiz, kleine Gruppen 
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zu bilden~ die den wiohtigsten Phasen auf dem Gebiete dar Atomenergie folgen 
können, Diese kleinen Gruppen sollen "Zellen" bilden• um welche später größere 
Abteilungen aufgebaut werden können. 
Die Abteilung Chemie forscht naoh Uran und anderen Materialien 
von Interesse. In dem Oelechiefer von Kvarntorp besitzt Schweden einen beträcht-
lichen Vorrat von Uran. ~r Uran-Gehalt dea Erzes ist jedoch klein, ungefähr 
175 g pro t. Methoden, um das Uran zu extrahieren, sind ausgearbeitet, und 
eine Anlage,um das Uran zu gewinnen, ist errichtet worden. Methoden und eine 
Anlage für die notwendigen Reiniaungsprozeoae sind entwickelt worden. 
·Di6 analytische Abteilung hat drei Laboratorien, eines für die gew~hn­
liche chemieehe Routine-Arbeit, dnes für die Entwioklun.g und Erprobung neuer 
Methoden und eohließlich ein Laboratorium für Spektrographie, Photospektro-
metrie und llhblicha mehr physikalische Methoden. Das metallurgische Laboratorium, 
das im Augenblick mit Uran-Metallurgie und-Metallographie arbeitet, gehört eben-
falls zu der Abteilung Ohamie. 
In den Laboratorien der Abteilung Physik sind verschiedene wichtirre 
vorbereitende Unterauohungtn für die Reaktor-Planung ausgeführt worden. Diese 
Abteilung ist in verschiedene Gruppen aufgeteilt, dit z.B. Theoretische Physik, 
Neutronanphyaik, Elektronik, Planung und meohaniaoha Konstruktion, Kernchemie, 
allgemeine Physik und Gesundheitsphysik behandeln. Die Hauptarbeit konzentriert 
aioh auf die Planung und Konstruktion dea ersten experimentellen Reaktors und 
Einrichtungen, die in Verbindung mit ihm gebraucht werden sollen. 
Dieser Reaktor wird ein Uranmetall-Reaktor sein, moderiert durch 
schweres Wasser, und die Leistung wird ungefähr 100 kW betragen. Er wird in 
einem unterirdischen Laboratorium gebaut werden, nahe bei den schon beatehenden 
physikalischen Laboratorien. Die Wärme wird abgeführt werden, indem das schwere 
Wasser duroh einen Wärmeaustauscher zirkuliert und Luft als Kühler gebraucht 
wird. 
Der erste Reaktor, welcher planungsgemäß in der Mitte des Jahres 1954 
vollendet wer'den soll, wird von der Atomenergie A.G. sowohl für Untersuchungen 
in Verbindung mit weiteren Reaktoren, als auch für rein wissenschaftliche Arbeit 
in Zusammenarbe~t mit der Staatl. Atomenergiekommission benutzt werden. Es ist 
auoh ein~ gewisse Produktion von Isotopen für wissensoha.i'tliohe und industrielle 
Forschung vorgesehen. Die Herstellung dieser leotopen und die Trennung der Spal~ 
tungsprodukte wird ~on der Gruppe für Kernchemie ausgeführt warden. (Gesundheits-
kontrolle wird in Zuaammenarbeit mit dar entsprechenden schwedischen Behörde 
durohge:führt .) • 
Als nächsten Sohritt plant die Gesellschaft, einen fortgeschritteneren 
Forschungsreaktor mit einer Leistung von etwa 10.000 kW zu bauen. Dieser Reaktor 
soll ungefähr 1959· fertiggestellt sein. 
Die Geaellsoha!t hat eine umfassende Bibliothek. Verbindung mit den 
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entsprechenden Organisationen in anderen Ländern, Teilnahme an Kongressen und 
Einladungen von Vortragenden aus underen Ländern sind wichtige Teile in dem 
Programm der Gesellschaft. 
Eine detaillierte Methode der Buchhaltung, um die Kosten der ver-
schiedenen Gruppen und Projekte zu verfolgen, ist entwickelt worden. 
(Ubersetzung eines sohwediaohen Berichts.) 
Die schwedische Atomenergie A.G., Abt. Physik, beschäftigt z.zt. etwa 105 Per-
sonen einschließlich Schreibkräften eto., darunter etwa '0 Wissenschaftler, 
Der Jahresetat betrug etwa ,.000.000 Kronen. Der.Hauptteil diente zum Bau des 
unterirdischen Reaktorlabors und des R~e.ktorgerüsts. Uran- und Schwerwasser 
sind in den laufenden Kosten nicht enthalten. Der Jahreaetat·für die ganze 
Atomanergiegesellschaft, d.h. einschließlich der chemischen Abteilung und der 





III. Vorlä.ufi,ge Unterlagen für die Planung 
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Technische Gesichtspunkte für die Wahl das Standortes 
der Reaktoratation. 
A. Bodenbelastung. 
Da der Reaktor ein nach bautechnischen Begriffen unGewöhnlich hohes Gewicht auf --------·--.. ·--~ ._., .......... ,_ .. ~· 
verhältnismäßig kleiner Grundfläche darstellt, ist die Beschaffenheit des Bau-
-~·----~~--~-·· 4 ~ •·' ..- ••~,_.....-.. ~•••-·--------~ "'·-~-r._,,.._,_•~•·--,,•o•--F....--
erundes von ausschlaggebender Bedeutung für die Wahl des Standortes. 
Uberschlägige Bestimmung des Reaktorgewichtes, 
Uran 
Graphit 8 x 8 X 8 m m 512 m3 , Dichte 2 
Beton Deckel 14 X 14 X 2 m "' 400 m3 
Seitenwände 48 X 10 X 2 Ii 966 lt 
F\mdament 16 X 16 X 2 II 512 II 
1878 m3 
mit Rücksicht auf eine ev, verst.Rrkte Armierung 
und etwaige Zusätze zum Beton, soll für das Raum-
gewicht nicht wie üblich 2,4, sondern 3.5 einge-
setzt werden1 ergibt 
2 Stahlplatten 8 x 8 x 0.4 • 25 m3 • 200 t x 2 • 









-2 3.3 kg cm 
Da unter Umständen je nach Bauart der Halle noch weitere Belastungen vom Reaktor-
fundament aufgenommen werden mUssen, sollen für die Bodenbelastung mindeotens 
angenommen werden. 
(Durch Auflösen der vorerst massiv angenommenen Fundamentplatte in ein Platten-
balkenfundament könnten schätzungsweise 500 t Beton einßeapart werden.) 
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Ein aus Grobsand und Kies bestehender Baugrund, wie er im Ablagerungsgebiet 
von Isar und Rhein (Moränen) häufig vorkommt, kann im allgemeinen je nach 
. 2 
~assergehalt und Lagerung mit 2- 4.5 kg cm belastet werden. 
V:enn es ml:lglich ist am gewä.hl ten Ort einen dem oberen Wert dieser Bodenart 
entsprechenden Baugrund zu finden, so kann der Reaktor voraussichtlich o~~a 
außergewöhnliche Gründungsmaßnahmen aufgestellt werden. 
Um einen Vergleich zu erml:lRlichen soll kurz gezeigt werden,welche Bodenbe-
lastungen bei normalen größeren Bauten auftreten, z.~. beim Gebäudeteil B 
des geplanten MPI 
Gebäudeblock B Entwurf 4 Grundfläche 500 m2 
Zahl der Stockwerke, deren Lasten 
auf das Fundament wirken 
Gesamte Bodenfläche 
Angenommene Verkehrslast 
Größte überhaupt denkbare Bodenlast 
:5 
1500 m2 
500'kg m- 2 
750 t 
für eine überschlägige Berechnung eingesetzt 
Gewicht des Mauerwerks 
Länge der Außenmauern 
11 
" Mittelmauer 




Durchschn. Mauerstärke 0.4 m 
Masse (100 + 35) •15 • 0.4 • 800m3 
RaumL~wicht von Eisenbeton 2.4 
375 t 
Eigeneewicht des Mauerwerks 2000 t 
Gewicht der Decken 
GrundfHiohe 
Stärke der Decke 
Masse " " 
Eigenrrewioht der. Decken 





' • 150 m3 • 2 o4 1100 t 
so t 
3525 t 
Grundfläche der Fundamente bei 1 m Breite 
Spezifische Bodenbelastung 
6 -2 6 -2 2 t m a 2. kg om 
Da die angenommene Verkehrslast von 250 kg m- 2 in sämtlichen Stockwerken bei 
weitem nie eintritt, sind die in dor Praxis auftretenden Bodenpressun[;en sehr 
viel geringer, d.h. man kann um die Tragfähigkeit des Bodens auszunützen, 
wesentlich schmalere Fundamente anwenden. 
(Die unter Umständen zusätzliche Belastung durch Schneedruck auf das Dach wurde 
nicht berücksichtigt, dafür aber auch nicht die sich durch Fenster- und Tür-
öffnungen ergebenden Mindergewichte des Mauerwerks.) 
Man erkennt aus diesem ganz überschlägigen Vergleich, daß die Bodenbelastung 
des Reaktors weit über das bei normalen Bauten gewohnte Maß hinausgeht und 
daß somit die Beschaffenheit das Baugrundes von entscheidender BedeutUng für 
die endgültige Wahl des Standortes sein wird. 
Sofern die Eigenschaften des Baugrundes nicht eehr genau bekannt sind, müssen 
eineehende Bodenuntersuchungen vor~nommen warden, 
z.B. Bohrungen, Probebelastungen, bodenmechanische Untersuchungen, Beobachtung 





1 • Physikalisches Forschungsinstitut 
~ Gebäudeteile 16 900 m} umbauter Raum je DM1 115 7-- DMa 1 950 000,--
2. Institut für Reaktor- und Neutronenphysik 
2 Gebäudeteile 10 800 m3 je DMa 115,-- DMa 1 250 000,--
1 Halle 2 900 m3 je DMB 80,•- r D"Ma 2~0 ooo 1--
DMa 1 480 ooo,--
3. Reaktor-Gebäude (sehr unsicher) 
Reaktor-Halle 21 000 m3 je DMI 70,-- DMs 500 ooo,--
LUfter-Haus ' 000 m3 je DMt 60,-- DM1 180 ooo,~-
Laborteil 1 000 m} je DMa ao,-- DMa ao ooo,--
Werkstätten 1 000 m3 je DMa eo,-.. DMI eo ooo,--
Lager 800 m:5 je .11MB 50,-- DMI ~0 0001--
DMI 1 080 000,--
4· Chemisches Institut "Kalte Chemie" 
1 Gebäude 6 800 m3 je DUa 150,-- DMa 1 ooo ooo,--
5· Chemisches Institut "Warme Chemie" (unsicher) 
1 Gebäude :5 600 m3 je DMa 200 1-- (unsicher) DUr 120 ooo,--
6. Isotopen-Gebäude 
1 Gebäude 5 900 m3 je DMa 110,-- DMa 650 ooo,--
Die Zahlen umfassen nur die reinen Gebäudekosten ohne den Aufwand für Grund-
erv;erb und Erschließung des Geländes, 
Pos. 1-2 und 4-6 verstehen sich bezugsfertig mit allen Installationen, jedoch 
auaaohließlioh wissenschaftlichem und Einriohtungsinventar. 
Pos. 3 nur Rohbau ohne Reaktor selbst und die artoderliehen Masohinen, Geräte 
und Installationea, sowie ohne Inventar. Je nach dem gewählten Reaktor-Typ, 
Kühlsystem usw. kann sioh dieser Betrag nooh wesentlich ändern. 
Zeitfolgea 11 2, 3, 4 beginnen sofort nach BaubesohluS, gleichzeitig muß 
auch 7 (technische Betriebe ~ Strom ~ Wasser = Heizung) in Angriff 
genommen werden. Im späteren Ausbau folgen die Zentralbetriebe 
(Verwaltung, gemeinsame Werkstätten, Garagen usw.) und zuletzt 
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8. Die Süddeutsche Zeitung berichtet über den Münchner Stadtratsbeschluß vom 
16.2.1954, Standort für einen Kernreaktor zu werden. 
--
~ ... · 
Auo~chnitt aus ":;i;;:ldeutsche Z--t?i t'unC 11 
vom 17.<>.1954 Nr. j9 
Atom .. Meiler vor de'n Toren 
Stadlrals•Öeschluß: Förder~ng. des ,.u'ranbrenner"-Bi:wes außerhalb des Stadtkreises 1 Große Forschungssii!He . 
(SZ) Gutern war eine Art hlslorbch(r T11g deu Stadtrats, Er beschloß - die Trlbßnto waren 
r:eltwelae UhertUtlt -,einem Antrag du Leiters des Referats U:, Sbdtuts Fledter, enbprecltend, 
die Errkhtunr einer Atommeiler-Station ,)rn Raume 1\fUncheo .. zu fördern. Das Referat lZ hat 
ah rustllndlf{es Reitrat fUr LUft6rhutun.~relegenhellen' die FraKe einer etwaigen Gellihrdung 
l\IOnrlterus zu prUfen. Es' wurde hervorKehoben, daß es alrh bel dem J\!Unrhner Atommeiler, 
\"erJdlc:hen mll der Leistung tt.Uslltndlschtr Meiler, um eine Liliput-Anlage handle. 
schatuer und Techniker würden hier tlllig 
sein. Ferner mUßten ln ·nlithsl.cr Nähe lcLstungs--
liUJige Industrien der Felnmc<hanlk und Optik, 
der Chemie, der Elektrotechnik -und der Bau-
wirlsdtall vorhanden s,ejn. ebenso ein mcdi .. 
zJnL'iclles Zcnlrum mlt großen Kliniken. Das ~e:! 
ln MOnd1en der Foll. Mit der AtommcUerst.a ... 
tlon könnte die bayerlschc Haupt.st.ndt das wirt-
schnllllc:he Gewicht ihrer Veredelungsindustrie 
We5enllld1 al.ärkeo und audl cln Zentrum 
neuer mMWnksther Fondlung werden.. 
St .. :ldtrnt Fischer ging von dem Antrag der 
kommunistischen Fraktion aus, der den lola 
genden Beschluß' herbelführen wollte: · f<Der 
S"'dtrat München besclüicßt, ~egen dte Errich-
tung eines Atommeilers in MOnehen und 6Cincr i Um~cbung 2:ll protes1ieren und lehnt die Er-
, richtung ab." Alle Be.predrun~en über Grund-
. stück~erhMcUUngen &elen, noch dem Antrag 
I der KPD, sofort einzustellen. tn der Begrün-dung des kommunlstt.!<hen Antragt M-Ißt ea, 
dt" Errlcht>ung elrn>s Atommetiers in der Stadl-
nlihe bedeu"' eine ungeheun Gclahr IUr die 
900 000 Einwohner MUnchen•. 
,.Friedliche Atom·T echnlk« ' 
,. Wenn man heute von Atomtechnik oder 
-wlsscruchatt hört", oo tohrte Stadtrat Fl&chcr 
nus, ,.denkt man unwllli<UrUch leider zun!lchrl 
an Atombomben.• Die Hent..Uung di .. .,. 
'
furchtbaren Kamplm1ttel!, dna ollerdln;:s durch 
die H- oder Wasserstotfb<>mbe &chon weit ln 
den SchoHen gcstelll sei '-- die Sprengwirkung 
• elnor We..s&entotfbomhc Jrt etwn 25rnal so groß 
wie die einer Atombornbei - hobe:den für dle 
Zukunft der Meruchhclt · !lo enfscheldendcn 
Wis,.,n..schallsrw<>lg der Kernphysik derart 
dlt!nmicrt, daß jede einfache Forschungsstätte 
ftlr Atomphysik als eine gefährliche Munltloru-
fabrik 8Jlgesehen werde, wie ·sie Amerika und· 
Sowjetrußland' euch tat.lichllch in reichem 
Maße besl!ßeil.· 
ln der Praxis aber U.gcn die Dinge gam 
andcrt, me1n"' Stadtrat Fischer. Dcutsclüand 
gewinne nun eine beschränkte rreillelt zur 
llitwick~ der fri<dllchen Alomtechnlk, das 
helßt, es dUrle einen Kem-Reaktcr oder Uran~ 
brenner (Atomm-eiler) bis rur maximalen Encr., 
gloleistung von 1500 kW nu!stellcn. Um l:llr 
Produktion rudloakttver Substanz<!n - die in 
der Medi+in und Technik eine lmmeT größere 
Rolle spielen - ausn<ltZ<>n, und die Möglichkelt 
untc:r.>t~chen, durch die bei der Uranspaltung 
outtretende WHrrne auch elektrische Energie~ 
erzeugen, .. Jede Ausnützung zu Rilslungs-
•wecken bLeibt uru ertreullcherv.•else verbot.eni" 
,.Vorlell fUr Wlu.en .. c.haft und Wirl1chafl" 
Die ve:Wendbark~li der radloakUven Stoffe, 
erklärte der Referent, die bei der Uranspaltung 
anfallen, ·nelune .. yon Jahr zu JBhr zu.. Mit 
Nachdruck sagte er: ,.Die deul!chen Forschungs-
otätten der lndus1rl~ und Medirln werden dort 
errichtet, wo. slc:h d~r .Atommeiler bcnndet. .. 
München Gel nach der Zahl der Sbudenten die 
größte Hochschulstadt Deulschlands. Es sei auch 
wegen der Inhaber vieler Lehrstuhle bekannt. 
Nun komme, Professor Butenandt mit seinem 
Max-Planck-Instlbut tur Biochemie nach Mün-
chen. Dlo Verl~gung des Kemphysik-lnstlrulß 
der Doul5chen Forschu.n.g..sg('.ff)einsdtaft unter 
Leitung des Professors Dr. Helscnberg, elnes · 
Mündmers, und die Errichtung der u&ten und I 
nu! lange Zeit wohJ auch einzlgen deut.schcn 
Atommeiler-Anlage ·würde ~!ilnchen - nach 
der ~lcinung Fl.schen; - auch quaiiU.tlv l:llr 
ersten Hochschuhlndt Deutsdü:mds madum. 
Wellere wichtige Berufungen würden fo(8en 
und nngcnommen werden. Aua diesem Grunde 
!Ordnten ~wohl die Tcchnkdle Hochschule 
Münd1en fdle S<>lbst ein Institut tür l<cmphy&lk 
hat), wie auch Rektor und Senat der Unh•crsit~t 
die Errlch~ der Atommeiler-Stalion in Mün-
chen und die Berufung des Nobelprel!trUgen 
Dr. HciS<'nberg ln &eine Helmal"S1adt MUnthen. 
Auch die ba~·erlsche Staa.tsreRierung hnbe einen 
glelchart(8en Beschluß ge!aßl, · . 
tx>r Antrng der KomrnunUten flllrt'dle. wie i 
dt:T H r·!er~nt we-Iter mitteilte, letder nur von. 
der an~:cUlld\en Wl.gehe\Jren Gdnhr, nlchl aber I 
von den Vorteilen elnes Atorrunel!en. Es sei 
sicher, daß das Forschungslnstllut nicht IUr 
RUstungsrwecke als Atombombenfabrik mlß-
braudtt werde. Der MOnchner At~ller solle 
eine Leistung bis w 1500 Kilowatt erhalten, 
während die Alombombenlabrik<n in Amerika 
600 000 kW Ene-rglelel.-tung - und mehr -
hlltt.en. Auch die rutsl.schen Anlagen stUnden 
den amerlka:n:lschen tn Ihrer Lelstung nlcllt 
nach. 
Der Atommeiler be1 MOnehen werde, ge-
m~n an amerikanL'>Chen und andere~ elne 
MOnehen mOsse sich, so erklärte Stadtrat 
Fischer rum Schluß, ~Schon wegen der Wohn.mg 
seines Rules als eine der nncrkanntc:stcn For• 
schungsstät"'n der Welt positiv tU dem Pro-
Jekt einstellen. Der Ausbau unserer lndustrlet .. 
len Lebensgrundlagen sei untrennbar mit der 
Atomt>ednrlk verknüptt.Der Referent bcantracl<! 
~~~-~.~:" :;:~ F,:; ---------------------------
Kriecsf•lle kein wich-
tigeres Angrtl!niel sein 
als es auch andere Fa-
briken gewesen seien. 
Eine Beeinflussung der . 
Zw;ammensctzung des 
Grundwassers '"'' nicht 
•u befürchten. Durch 
eine ~Ständige. sorgltl.l-
tlgo Kontrolle derLu!l-
radloaktlvltät und der 
Abgase könne jede 
Schädigung der Umg~ 
bung vennleden wer-: 
de~."',:"'-:\~. ,_~-.~~ ·.// 
- Sl>ldtrat Fischer hob' 
hervor, mBll_ werde· 
dessenungeachtet" den 
MeUer tn einem freien,. 
rnöglidlst wenig beste-
del "'n Gcläode errlch-: 
ten, das nJcht · ln den: 
Hauptwindrichtungen 
nach MUnchen liege. 
Die sUidtls<:hen Gül<!r 
1m Osten (also Zenger-
moos) uod fm SOden 
kämen als Standorte 
nicht in Frage. Die Ex-
p1osionsge!ahr scl ge- llenlldle Glßckwfinu:he zum. 60. Geburtstar empOnr BOrKttmelater Dr, 
ring Eine besondere Walther von ltllller ln der r;t:1lrlreo StadtratuUrunr. Von ruht.s: Frau von 
Angrl hätten viele JUiller, Oberbflrnennelet..er Wimmer, Bßrgermebter Dr. von r.tUier, ReJieronf;'S .. 
Leute vor den radfo ... ~ prlaldent ,!OD Obe.tbay~rn, Dr. Man~ (Gie~e auch .E~og ~i::'P~~f:,e:~o~l~Ji 
aktiven Ablallproduk- ' 
l~n. Bel einer 4 For- _. . .. . . 
&dtungsanlage 6e.i die Menge sehr gering, Ulld 
es sei gerade das Ziel der Wlssenschal~ sie 
produktiv au!zuarbel"'n.. , 
Die Station be3tehe neben dem Meiler noch 
aus einem physlkalische~ einem chemischen 
und medizinischen Forschungslnstltu~ das mit 
Technischen Hochschulen au1s engste zus.am-
mcnarbelte und auch den wissenschaUliehen 
Nachwuchs ausbilde. Einlee hundert Wissen-
dle Ablehnung des kommunl!tischen Anlrogs. 
Außerdem beantragte er: ,.Die Sladlven\•altung 
fördert fm Einklang mit den BeschllisS"Cn der 
Staatsregierung, der Unlversilät und der Tedl-
nisdlen Hochschule die Errichtung der Atom .. 
meilerslation mit. den notwendigen Neben-
anlagen im Rawne Milnchen. .. Das Referat 12 
sei zu beau1tracen. die Vt!rhandlungcn tu 
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9. Historie der bisherigen Bemühungen um den Standort Karlsruhe, der kommenden 
Reaktor-Station. Verlaßt vom Präsidenten des Geologischen Landesamtes in 





FREIBURG I. BR., den . • 
Elsänerstr. 2 
Fernruf 6509 
.. 1~5 ., 
Wirtschaftsministerium Baden-'liürtte.mbers,:</: ..•. ·.''" fl.:···, ~ '/ .<,. 
Geschärtsteil VII / 1 { ( ,//I -: . I' 1 
'rft'1A / A"" ~·;,•N'"-t f..- ·~ .r:-{..ff "'' \/.( 
S t u t t e. a r t [ 1 . // .. /. ' t· ( 
l:ienestr. 16 ('"'i'/~ .... (f·~~·;· /i .· 
:2r; - I tJ 1: . I ,•"' 41 t 7, I / Betreff: Vorbereitung der deutschen l:e tlert;ie-Industrie, ". r.. ;1 . hnlagen: 2. r }'~ /.t-
v r . 'v( '-'· !-.:-
J,:inis ter ia 1- J Unter Hinweis auf ~eine BesFrechung ~it Uerrn 
rat Dr, Seifriz überreiche ich beigeschlossen zwei Exe~Flare des 
für den Herrn Wirtschafts~inister bestirr.mten Eerichtes über die 
Historie 'der bisherigen Bemühungen um den Standort Kerlsruhe der 
kommenden Reaktor-Station. 
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~. 0t: to btr 19S t, 
Betreff: Historie der bisherigen Bemühungen urr. den Standort Kerlsruhe 
der kommenden Reaktor-Station. 
Die Beteiligung des Wirtschaftsministeriums Baden-Württemberg 
an der Vorbereitung der deutschen Ker~energie-Industrie und der für 
sie grundlegenden Errichtung einer Reaktor-Station hat ihre Wurzeln 
in der Beschäftigung mit den Uranerzlagerstätten des Schwarzwaldes. 
Mit Erlaß des ehemaligen Bad. Ministeriums der Wirtschaft und Arbeit 
Nr.I/15722 vom 9. April 1951 wurde der damaligen Badischen Geologischen 
Landesanstalt der Auftrag erteilt, das Auftreten nutzbarer Uranlager-
stätten im Schwarzwald KU e}kunden. Im Verlauf der Erhebungen hat der 
Berichterstatter auch im Gebiet des ehemalieen Landes Südwürttemberg-
Hohenzollern das Vorkommen von Uranerzen festgestellt; diese Funde 
sind dem Innenministerium Tübingen als der Obersten Bergbehörde amt-
lich engezeigt worden und führten zu einer llnderung des Württembergi-
schen Berggesetzes zum Jahre 1874. 
Die erste wissenschaftliche Veröffentlichung des Berichter-
. statters über die "Uranerzvorkommen des mittleren Schwarzwaldes" er-
folgte auf Veranlassung des ehemaligen Badischen Ministeriums der 
Wirtschaft ~nd Arbeit, besitzt also amtlichen Charakter (vgl. Erlaß 
Nr.I/24231/3a vom 7. März 1952); auf Seite 13 dieser Schrift ist dem-
gemäß u.a. auch dem Initiator der Dank der Badischen Geologischen 
Landesanstalt ausgesp+ochen worden. 
r- Die im Jahre 1952 für des Gebiet der Bundesrepublik unge-
wöhnliche Beschäftigung der Wirtschaftsverwaltung mit dem als Roh-
stoff der Kernenergie-Industrie unentbehrlichen Uran veranlaßte maß-
gebliche Kreise der Industrie und Wissenschaft, den Berichterstatter 
für die Mitgliedschaft in der auf Veranlassung des Herrn Bundes-
kanzler durch das Bundeswirtschaftsministerium einzuberufenden Kom-
mission mit der Aufgabe der VorbereitunG einer deutschen Kernenergie-
Industrie in Vorschlag zu bringen. Auf Antrag vom 7. November 1952 
hat der Herr Wirtschaftsminister des Landes Baden-Württemberg dem Be-
richterstatter die Teilnahme an der aui den 20. November 1952 nach 







lungen und die ~lsb&ld Gest~lt annehmen6en Fllne zur ~rrichtun[ Einer 
Reaktor-Station ist der Herr Wirtschaftsminister durch die Vorlage 
der Protokolle dieser Kommission und besonderer Jktenbemerkuncen über 
die für das Land wichtigen Einzelheiten l~ufend unterrichtet wordeL, 
In der Sitzung vom 23. Februar 1953 wurde der Berichter-
statter zum Vorsitzenden des mit der Uranversorgung, also der Grund-
Ieee der Wirksamkeit der Reaktor-Station befaeten Fachausschusses 
bestellt. Uehrere Verfügungen des Herrn Wirtschaftsministers haben 
ihm die Teilnahme an den erforderlichen Sitzuncen seines und der 
beiden anderen kUssehUsse ermöglicht. Nach vorbereitenden Besprechun-
gen, insbesondere mit dem Herrn Hauptberichterstatter des Geschäfts-
teils VII, hat der Berichterstatter dem Wirtschaftsministerium mit 
Schreiben Nr.976/53 vom 15. Mai 1953 mitgeteilt, daß er in der für 
den 30. Mai 1953 vorgesehenen ersten Sitzung des mit der Erkundung 
des Standortes der künftigen Reaktor-Station beauft~~gten Plapungs-
ausschusses die Erstellung in Kerlsruhe zu vertreten gedenkt. huf 
Veranlassune des Wirtschaftsministeriums richtete die Stadt Kerlsruhe 
am 26. Mai 1953 ein Schreiben an Herrn Dr. Telschow, das im Planungs-
ausschuß vertretene Geschäftsführende Vorstandsmitglied der Kax-
Planck-Gesellschaft, um das Interesse an dem Projekt zu bel~nden; 
dieser Zusammenhang ist nach dem Zusatz zu einer dem Berichterstatter 
übermittelten Abschrift aktenkundig. 
In der Sitzung des Planungsausschusses vom 30. Mai 1953 hat 
der Berichterstatter in seiner Eigenschaft als Angehöriger des "irt-
schaftsministeriums die Stadt Kerlsruhe offiziell als den geeigneten 
Standort für die künftige Reaktor-Station in Vorschlag gebracht und 
gegenüber den für München eintretenden Teilnehmern hervorgehoben 
(vgl. den Bericht Nr.l086/53 vom 1. Juni 1953). Auf seinen Antrag wurde 
beschlossen, auch der Stadt Kerlsruhe den zu näheren Erhebungen über 
die hlBglichkeiten der Erstellung des Reaktors vorgesehenen Fragebogen 
zu übermitteln und eine Besichtigung des dortigen Geländes in die Wege 
zu leiten, Das amtliche Protokoll über die Sitzung des Planungsaus-
schusses vom 30. Mai 1953 enthält eine entsprechende Niederschrift. 
hlit dem im Geschäftsteil VII des Wirtschaftsministeriums be-
sprochenen, vertraulichen Schreiben vom 30. Juni 1953 konnte der Be-
richterstatter die Stadt über die Situation unterrichten und die Unter-
stützung des Wirtschaftsministeriums in der heiklen Materie zusagen • 
. ;. 
- ' -
Die Stadt Kerlsruhe hat unter Einweis auf eine vom Geschäftsteil VII 
veranlaete Besprechung vom 12. Juni 195) mit einem am 16. Juli 195) 
verfaßten Schreiben die Mitwirkung des Wirtschaftsministeriums be-
stätigt; die dem Berichterstotter zugoeungene Abschrift enthält einen 
Zusatz, mit dem um Weisungen über fernere Schritte der Stadtverwaltung 
gebeten wird. 
Die Zusendung des Fragebogens erfolgte zunächst nur an die 
Stadt Kilnehen und ist erst nach dem Drän~en des Berichterstatters euch 
an Kerlsruhe erfolgt; sonst hat ihn lediglich die Stadt Aachen er-
halten. Mit Schreiben Nr,l556/53 vom 17. September 1953 hat er die 
Stadtverwaltung aufgefordert, die Bearbeitung im Einvernehmen mit dem 
Wirtschaftsministerium vornehmen zu wollen (vel. euch das an das 
Wirtschaftsministerium gerichtete Schreiben Nr,l555/53 vom gleichen 
Datum). Am 25. September 1953 hat die Stadt Kerlsruhe ihm mitgeteilt, 
daß der inzwischen eingegangene Fragebogen mit dem Geschäftsteil VII 
des Wirtschaftsministeriums besprochen werden soll. Die Antworten in 
der Schrift "Kerlsruhe bewirbt sich um den Atommeiler" sind weit-
gehend vom Wirtschaftsministerium auf Grund der besonderen Kenntnis 
der Voraussetzungen für den Bau der Reaktor-Station bestimmt worden; 
auch die Korrespondenz des Berichterstatters ist geeignet, diese 
Sachlage unter Beweis zu stellen, 
In der Sitzung des Planungsausschusses vom 7. Dezember 
1953 hat der Berichterstatter erneut den Standort Kerlsruhe in den 
Vordergrund geschoben. Die Besichtigung des dortigen Geländes am 
8. Dezember 195) war geeignet, die günstige Beurteilung dieses Fro-
jektes zu vertiefen. Auch haben die Zusicherungen der Landesregierung 
hinsichtlich der Unterstützung des Bauvorhabens und die Hilfsbereit-
schaft der Stadt ihre Wirkung selbst auf die von München eingenomme-
nen Mitglieder des Ausschusses nicht verfehlt. Schließlich waren die 
Bemühungen der Landesregierung, insbesondere des Herrn JHnister Farny 
und von A~gehHrigen der Wirtschaftsverwaltung in Bonn geeignet, eine 
gegenüber der Standortswahl Kerlsruhe freundliche Haltung im Bundes-
wirtschaftsministerium und bei anderen hH~hsten Dienststellen zu er-
zeugen. 
Diese der Aktenlage entsprechende Übersicht liefert den 
Beweis, daß das Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg den Anstoß 
zu der Bewerbung der Stadt Kerlsruhe um die Reaktor-Station gegeben 




worter des Standortes München die Stadt und mit ihr das Land Baden-
Württemberg schon längst aus der Konkurrenz gedrängt • .Am 5. Mai 1954, 
auf einem ersten Höhepunkt der hinter den Kulissen und ohne die Mög-
lichkeit einer Steuerung durch die Stadt Kerlsruhe erfolgenden Machen-
schaften um den Standort der Reaktor-Station, hat der Herr Wirt-
schaftsminister die wissenschaftliche Elite des Landes von der Not-
wendigkeit der Erstellung der Anlage in Kerlsruhe zu überzeugen ver-
mocht, sodaß nunmehr auch einflußreiche Angehörige der Max Planck-
Gesellschaft bei künftigen Entscheidungen für Kerlsruhe plädieren 
werden. Die Sorge um den weiteren günstigen Verlauf der Bemühungen 
um das nicht nur im Interesse der Stadt Kerlsruhe liegende, sondern 
auch für das Land Baden-Württemberg wissenschaftlich, wirtschaftlich 
und in politischer ·Hinsicht beispiellos bedeutsame Projekt verbleibt 
dem Wirtschaftsministerium. 
f, 0 \0_ !{....__, 
(Präsident) 
10. Gutachten Wemer Heisenbergs über die Auswirkungen eines Reaktors auf die 
biologischen Prozesse bei der Bierherstellung und auf die Produktionsverhältnisse 
von Photoplatten vom 4. Juni 1955. 




fUr Unterricht und Kultus 
Herrn Professor R u c k e r 
M U n o h e n 
Salvatorplatz 2 
4· Juni 1955 
~~ Auswirkung eines Reaktors auf uis biologischen Prozess@ bei der Bier-
herstellung und auf die Produktion•verhältnieee von Photoplatten 
sehr verehrter Herr staatsminiaterl 
llaben Sie den verbindlichsten Dank für Ihren Brhf vom 18.5. Dh 
beiden Sohreiben des Vereine der MUnchener Brauereien und der Firma Perutz 
sende ich Ihnen beiliegend wieder zurück. Zunächst möchte ich allgemein 
antworten, daß ich vor Abfaaeung meines Gutachtens Uber die vorgeechlagenon 
Standorte für die .tea.ktorstation mich durch Besichtigung aueHindischer ne-
a.ktorstationen und duroh Be8prachungen mit den zuetUndigen Fachleuten, ins-
besondere mit dem Leiter der britleohon Atometation Barwell, Sir John Cock-
oroft, auefUhrlieh uber die Gefahren informiert habe, die durch radioaktive 
Verunreinigungen in eolchen StQtiondn entstehen können, und über die Metho-
den zu ihrer Vermeidung. Das Ergabnie dieeer Ermittlungen war, daß gegen 
die grriohtung einer Reaktoretation des vorgeschlagenen Umfanges in der 
Nahe einer Großetadt keinerlei Bedenken bestehen, wenn die in solchen Fällen 
Ubliohen und im Aueland bewährten Voreiobtemaßregeln eingehalten werden. 
Im dnzolnen kann man ah Antwort l'i.Uf die beiden Sohreiben n'och fol= 
gendes binzutUgens 
1) Es ist unseres Eraohtene vijllig auogesohlosssn, daß die Errichtung a1nee 
Re~ktora in der ~Mhe von MUnohen irgendeinen Einfluß, jetzt oder in Zu-
kunft, auf die Herstellung 4ee Bieree haben kann. Abgesehen davon, daß 
das Grund.wasur dee n~rdU.oh von MUnohen gethsenen Qdllndu München gar 
niobt mehr erreicht, ist - ~tlbst wenn dies nicht der Fall wäre - keiner= 
lei Gefahr vorhanden, da oelbstveretändlioh Vorsorgt getroffen werden 
wird, daß das Grundwasser Uberhaupt nicht verunreinigt wird. Aber auch 
eonet eehe ich keinerlei Magliohkeit tUr eint Schädigung gerade des 
Drauereigewerbe1 durch den Ato111111eiler. Die von dem Herrn Vorsitzenden 
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dau Vereins MUnchener Brauerelen geforderte Garantie kann mun deshalb 
ohne jed0a Bedenken übernehmen, 
2) Zu dem Memorandum der Firma Perutz darf loh bemerken, daß wir bereits per-
sönlichen Kontakt mit Herrn Dr. S o c h e r von dieser Firma aufgencmmen 
haben. Hier liegt in der Tat die Notwendigkeit vor, den Betrieb der Fa. 
Perutz von allen radioaktiven Abgasen eines Reaktors freizuhalten, da 
Photoplatten auch gegen verhältnismäßig geringe Spuren von HadioaktivitRt 
empfindlich eind, die weder Mensch noch Tier gefährden. Es ist jedoch zu 
bedenken, daß die Fa. Perut~ von dem geplanten Standort des lleaktors um 
mehr als 20 km entfernt liegt, Da die Luftradioaktivität auf jeden Fall 
so niedrig gehalten werden muß, daß auch fUr die unmittelbar im Raum der 
Station arbeit9nden Mansahen nlaht die geringste GefHhrdung eintritt, wird 
e~ ein Leichtes sein zu erreichen, daß in 20 km Abstand die Luftradioak-
tivittlt so geringfügig wird, daß sie keinerlei Soh1di~Än3 der Photoplatten-
produktlon mehr bewirken kann. Die Vermeidung ~chädlicher Luftradioakti-
vität ist also sicher mBglioh, hängt aber in der Durchf~hrung etwao von 
dem Typ des künftigen Reaktors ab. Damit der Fa. Perutz jede Garantie in 
dieser Ilina1cht geboten wird, wurde Lhr vorgeaohlagen, in dio zullt!indiga 
Ar~eltagruppa (struhlungaoohutz) dea kJnftieen Ueaktors einen ihrer Mit-
arbeiter ale Delegierten zu entsenden, falle Milnchen als Standort gewdhlt 
wird, 
Die Fa, Perut~ bezieht sich in ihrem Gutachten ~.T. auf Verunreini-
gungen, die als Folge von Atomexplosionen auftreten. Solche worden auf 
dem MUnchenor Gelände natUrlieh niemale stattfinden, und loh kUnnte mir 
in Mitteleuropa koinon Ort denken, wo derartige Versuche je angestellt 
werden kilnnten, 
Eine ernstere Sorge bereitet die unkontrollierte Vorbraituhg radio-
aktiver Stoffe (Punkt 2 des Gutachtons der Fa. Peruta), jedoch betrifft 
dlesor Punkt ~ den Standort oder die Existenz der kUnftigon Reaktor-
station, ,da schon jetzt aus dem Aualand dauernd radioaktives Material 
nnch Deutachland importiert wird. EH wird die Aufgabe der Gesetzgebung 
oein, hior ganz unabhängig von der Existenz der Reaktoretation filr den 
notwendigen Schutz zu sorgen. 
Mit den beaton Empfehlungen bin ioh 
Ihr eehr ergebener 
Herrn 
ß clli<l u u wir tl'ciwJ' L ~mini o t er Erhard 
r;ez. W. IIeisenberg 
mit der ßiLte um Kenntnisnahme 
11. Gründung und Satzung der Physikalischen Studiengesellschaft vom 8.11.1954. 
III. ~ u s f e r t i ~ u n g . ;) ( ' " !Zy·: . .._,_, '". 
Ulil~r .. 2729 für 1954 Streng vertraulich 
ver·handel t 
zu DUa8eluorf, den B. November 1954 
in den J.e~:;ctüi.ftur·üumen t!er Inuustriekreuitoonk, Korl Theodor :;tr. 
6 8. 
vor mir, 
Kurl R H m e r , Uotur im Oberlundeuuerichtsbezirk Dliaaeldorf, 
rui t dem J"Jflt:.:.Li t~~ in Dtil:wcluorf, 
cruchienena 
l.) lJCr.L JJircktor J)r. Otto K o e h n , hundelnd alo Devoll-
in l!'ruukJ.'urt. o.1i. p uu.f Grunu ae.t VOrtie le.:.;ten Vollmacht 
vom 28.lo.l~54, 
2.) Herr· J)r. Ulrich 11 u f f man n, Chemiker, h.an..Je:lnti ula 
(; 
Dovollllliicuti~tcr lier Di.;;~U:,j...iJl DeutBelle Gold- unu Silbe:r--
~cheiueuustalt vo:rmuls 1<oeot:ücr in Fronkfu:rt &..L:., out 
3·) Herr· l'rofesuor J.)r • .vr. Kurl \'. in n l:l c k e r , htm<..ielnd 
alf:j llevolln:lchti._.ter uer l•'ar·uwer:li:e iloechst /.ktiengeut..:ll-
E.a.:huft in l:'r·uukiu.r~ (L'~)-Uouchet, 
4.) Her·:r •. ireJ{tor DJ.·. l!UJO 0 m IJ e c k , hon:..:elna al8 Bevull-
Vollm::JcHt vom !J .ll.1Y54, 
).) iJorr l,r. ln.s. ;'.ll'rcd .P e t u r u e n , honctclnLl ole ile= 
vollmilcnti~tcr der ~etuLlJcocll~clwtt hktien~eecll~chuft 




6.) Herr !'rüfestsor Dr. U1ricll H a lJ e r 1 a n u , hanuelnu 
a1o BevollmUchti~ter der Farbenfaoriken Dayer Aktienge-
ael.laclwft in .LevelkUI:Hm, uut arunu der vor6~legten Voll-
macht vom 4.11.19)4, 
7.) Herr ]Jr. Ing. Heinrich ~ c h u 1 t , handelnd als Be-
voll.miich tiJter uer 0 teinkohlen-.:::lektrizi tUt /Jctiengeso1l-
ochuft in ~asen, au1 vrund der vorgele~ten Vollmacht 
vom 2 .. 11.1~54, 
ö.,) Horr Dil:ektvr J;r. llei·man.n H o b r e c k e r , hanuclnd 
13lu ncvolltn.:.i.cntiuter uur .lfirma: l•'l:ieu. Kruvp, in BaDen, 
1:1Uf Grunu de:.t.· vor~clec:;tcn Vollmacht vom heutigen To§e:t~ 
9.) Herr .Dro !J:;..nfrcd D u. n k e l , handelnd als persönlich 
huftcnJer Gose1ludwrter uer L:.ollllllandi te;esüllL:chuft in 
J.t'i:rm.a .c • .Leybold' s ih!Chfolgcr in Köln-):jaycntal, 
lo.) Herr 1:1·~ Lobert J o n "t s c h a , hundelud ala ollein-
var·tr<:.tunbcbcrechtic;;ter voruti:Hld der.l;eutcche Dul:Jcock-
& Wilco.x-tampfkesDe1-I'/Orke AktienJeaollu~.;.haft in Oberhausen, 
ll.) a) llen· J;l'., .c;IJcr·h&rd H i t t e r , 
b) Uerr Ad~esoor Uaua S c h H 1 1 , 
buide he.nue.Lnu als rechtlich~ Vortreter uer D.i!.i:,G .Aktien-
~ea~llßchuft in Du.isour~, 
12.) Hl3n· Dr. Hon.s }J o ll a e , lu~nuc1nu als }Jevo11ud.chtiGter 
tiar 1'1i. Goldoclunid t ;dr.tien~ouell.uchui't in .cas8n, auf 
.:;runti uer vorßele 0 tcn Vollmacht vom 3.11.1954, 
1.3.) ilorr Genera1tiirek tor Dr. lielTJ.Uilll H e u s c h , handelnd 
a1a Bcvollmächti..;ter· uer uu tehofi'nun._;c;hü tte :.:; te rkrade, 
Alctienß-3Uf:lloch~.:~ft in Obelhoua.en, auf .:;rund der· vor~Jtdegten 
Vollmacht vom u.11.19~4, 
14.) Horr Dr. r~i1helm 1l e r a e u e , handelnd als Bovoll-
mtichtii;ter der 'iioCo Heraeus G.m.u.H. in Hnnau, auf Grund 
der vorgele~ten Vo1lmucht vom 3.11.1954, 
15.) Herr Dre K~r1 K n o t t , hundelnd als Bevollmächtigter 
der Biemena-~chuckertwerke Aktienueoe1l~chaft in Er-
lungen, auf Grund der vorgelegten Vollmacht vom 4oll.l954 9 
16.) Herr ])r. r,1exander M e n n e , handelnd als nevollmtich-
ti~ter der Y1acker-ohemie G.m.b.H. in fJünchen, 
sich über ihre .Persönlichkeit ausweisend durch dos ~eugnia 
<les mi teruchieneu(!n, dem Iiotar von .Person bekunntl:!n Herrn 
l.lu.nkci.irektor vr • .-;ilhelm. B ö t z k e s in DÜ.sseltlurf. 
[;io J.;;t·twhieneucn überreichten anlie~ende Schrift 
und erklärten: 
Die ~chrift en tlU.l t einen von dritter sei te ant;e-
fc rti,J ten ~r1tv1urf e inuu t}esi'JlÜH.:hui't~ve rt l'l:lJe:.:; ouf deosen 
.iortlou t wir uns Jeeini.:; t holJEm~ 
·,iir erkennen die :..;chrift iht·eru Inrwlte noch an untl 
ochlieuecn tien in ihr en twü tenen Gesu llechuftrJvcrtrog~ 
·Die überr..;ichtc ~chri!t wurde dieser Iliederschri!t 
Durch Heacllluas VIUrden sodnruu 
1 .. ) Herr· J.;r. ~rnot 'I e 1 a c Al o w in GöttinGen zum Ge-
t.:chiftGi'Wlrcr lJeutollt· , 
2.) 1IUL:hful...;ouuc Hen:cn ~u iui t,!ll.' "<ie1·n f · ht t ~ ~ aes AU Cl.c sra ·u ge-
wW11 t: 
u) .Prof. Dr. U lrich H a b e r 1 (I n u , .Leve rkuuen 
b) Dr. Korl J::. n 0 t t , .t::rlun.;on, 
c) ur. Jtto J::. 0 e h n , l•'rulllcf urtj 1.:. · 
d) l)r. Int,;. i.lfruu l' 0 t I;; r E u n l~z·on..l~.t:urt/i.i. p 
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a) Dipl.In~. Huna 1< e u. t e r , wittluer b.nüoseldor! 
tJ) Dl·. Hormunn li a u. a c h , Ollo1nouacn 
g) Hermann ·s c h 1 o l.l' o e r , 




Prof. Dr.vr. K~rl c k e r , .PI·onk:furt (W)/ 
13 ö t z k e a , DJaseldor!. Uoechst 
Vorl:ltshenue verhandluntj wurde ne bot der t,nla0e vor-
gelesen, von den .!Jrucldunuuen t,;enehn:itSt unt.l von ihnen und 
dem Notar cigenhänui~ Wit:l folgt unteruchrieben: 
ge~. Jfooh11 sez. Dr. Jont:::eho. 
gez. u. Jlciffmßnn gez. .Hitter 
69Zo V.'inn.acker gez. Hona Schöll 
gez. };r. Ombuck ge~<:. llohse 
gez. .Pete:r:sen Gez. JJr. heue eh 
gez. Haberland 5ez. J.:;r. ". He1·aeus 
gez. l!. :..>chult gez. llo l.ienne 
gez. llobrt:!cker gcz. ~.1'. J.tnott 
'1"'\'V' ge<!.i. ~. J)un.kel gez • .....~ .. ,, •• ~Ö'Ii!<(\CSB 
gc~. H ö m e r , ilotur. 
-.-.-.-.-.-.-
h!Üatie zu UHilr. 2729/54 
gez. J,Ümcn·, ilotrn·. 
der 




Firm.u unu : . d tz 
Die ~irma der Ueeulluchaft loutet: 
"l'h.y uikoli [:;<.:he :..; tutiicnc:_;eae llu:.: ho f t l'•Üa :.~:cltiv r:C 
mit bucchrü.nlrter IIGftWlG". 
Bitß uer uesLlluchuft iot vuu~~luorf. 
§ 2 
zweck der Geaelluch~ft 
(1} Die Geuelluuhoft verfolgt auauchliesulich und un-
mit'telbar den Zweck, die wiaoenac.:hu.ftlichen Arbeiten für die 
friedliche /'.nwendung der Kornphysik zu fördern. ~ie kann sich 
hierzu eitiP.lle .c;inrichtungcn achoffen und andere an der Ent-
wicklung der Kernphysik int~reaaierte stellen herwlziehen. 
(2) Die l}eaelloc:huft verfolgt e;emoinnütziße Zwecke. 
:,.;ie erl:ltrobt keinen Gevlixlll. Die Lli ttcl,:der Goaellacha!t sind 
UUGt!uhlieaulich zur .;:;rreichunb des l}el:lellsc.:hnftazweckea zu 
vc:rwunuen. Insllesonu.er<; darf keine .Peruon ourch zweckfremde 
Verl'l!:!ltunGuaus.,;au~::n ouer uurc:h unverhültnismi.ü:Juit_; hohe ver-
t_\Ütun5en be.:,;J.notigt weruon. i.uosC;hU.ttwlben ~uf uie Geachüfto-
unteile sind aua~euchloas~n. 
§ 3 
nauer und .;.euc.:lü.iftEijahr 
(1)' Die ueuclloc.:huft ist. an eine beGtimmte Zeitdauer 
nicht gu bu.no.en., 
~2) IJao l}eschüftsjohr läuft voLl l.April bis zum )l.r.mrz. 
(3) Das erute Ge:..;chäft~.;jt::du· ue.;inut mit uer l.:rrichtung 
der Gesells~hcft und enuet em 3l.würz 1~~~. 
!.:ito.mnlkapi tal 
(l) ,:Jau :..; tnuwllwpi tal <.I er uoselluuhuft bo trä(;t 
l.6oo.ooo,-- l)hi. 
(2) llier·von U.uernillllilt jeder 
Jcuc llochui'te r o ine :.;tomnw iulo~e 
von loo. ooo, -- ],;1.; = l.6oo.ooo 
l.Goo.ooo,-- lli/1 1 .. 6oo. ooo, -- })},1 
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(3) J~Ui: jede :.:tom•~•einlaße aind vor ·' .nmulaun/l aer 
Geaelluchu.f't zur l!:introt,u.ng in tloo Honuelsregh;ter 5o ~ 
bor einzuzahlen. 
(4) Die Vol'.f'Llbu.nti iHwr Ge~cliüftslllteile o<lex· Teile 




Orbanu der Gesellschaft 
Die Or~une der Guaullsuhoft aind: 
1. die Ge~:;elü;chui'terverualll.U:lung, 
2. der AufDich~~rut, 
Geae llschoftcrve roonmlun~ 
tlljill1l'lich finuet innerhalb von fünf L~onatcn 
nach Alllauf dea Gcllc.hi.ift~johrea eine ordentliche Gcoell-
liH.:lmftorve:r·snmulunG stutt. Ihr iut der von der GcG<.;lli.i.ftB-
fiihrun.; auftSlH.ltcllte Jl:lhl.·eua'uucl!luau und Geschö.ft~iJericht 
vor~ulegcn. 
(2) Die Gva~lluchbfterveraillll!.al.llll!J wiru ·von dem vor-
cit:.::enaen aes Aui:..ichtDratll ouer - im !•'alle oeiner vorhin-
dcrung - von einuru stellvertretenden vonlitzenden einboru-
fcn und ~eleitet. 
(3) Die .:,;iuluuu.ngcn zur Geoullo<.:iluftor·veruam.wlun~ 
eri'ol.Jon tiUlCl.l eißJUi.Whriubt;rH.:n Brief. J:ie 'l'o~eoordnun(; iut 
rocht~eitid - mindeutenu zwoi ~ocben vor der Sit~ung - mit-
zut(;!ilen. 
( 4) Der J\Ui'Git:htt:>J.'Ut lJeatimmt den vrt tior li<.!OellochLf-
te:r:veroUD1Dllung. 
§ 7 
t.Ufl:l ich te rat 
(1) Der Aufuicht~:~rat beBteht aus mindeetena 5 höchstens 
9 Mitgliedern, die ihr d~mt ehr~ruuntlich veraGhen. ,kunlagen 
werden von der Geoollschoft erstattet. 
(2) Die Mitglieder doo Aufsichturats worden von der 
Geoclloohul'tex·verDumrJlun~ !Ul für die :L;ouer von zwei Jahren ge-
wählt .. ·h'iedclv:ahl iot zuHi.f.wit;; .. :Jinkt die :tahl der J,ul'oichte-
ruteudtglieder unter 5, so finden brfiotzwal.!.len für den }{eet 
(il;)r J\wtmwi t der uuaaeechiedenen h:i t...;lied~r in einer zu diesem 
:twu ck cin~uberu1:\.:ttden l:l.UBl:Wro:LCten tliuhen \.'<Hit! llscnufte rve rsomm-
lWJ.G otatt. J)el· ;.ufuichtsrut wühlt aus seiner hli tte den vor-
ol tzeuden unu oineu ode(l· mahrere etl:lllver~;retende vorui tzentle .. 
(3) j)er i,ui'sichturut iat besui.üuaufi:ihig, wenn siimt-
liehe L~i tJlie<ler tiE:luuu.u u.uu Wt!Uig8tl.!na uie Hi..ilfte, daru.uter 
de1• · von::i t~enue ouer ein :..;tellvortrut..:ntle:r von:li tzender un-
( 4) :vor i.ui'Li<.:htcrut beuchlieaut mit einfocuer stimmen..-
rueln·Jtc:!i t • Bei :..;till.ll.1ü.llul'.;ic.hhei t entuci.J.eitiet die stimrue des 
Vor.::i t~~nuon. lAH' vor:..;i t:;c:nd\:.1 kann in urin_,;cnüen }!'t:.i.llen och:-ift-
licü\:: •. uotirun!UUtJ !1\.!:t'll<.JifJlu:cne 
(?) i.i bcr die Beuc.:lllü.ouc: des t.ui'uichtur·ato ist eino Hio-
<lür·uc:;u:i1't ~u 1'ertiJorq fde iBt UU!'C.!h den Vo:t•:::;i t~enuc.u ouer 
Ginen utollvurtr·ut~nr.il~IA Vor~.;i t~endon zu unterzeichnen. 
( G) Die <.mtuprechenue i.nwewlun(; deü ~ 91 J.k:ti~n~eoetz 
·:oiru uua~cuclüoo8en. Die l.leutillllilWlt_;en ueo § 86 Aktiengesetz 
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sind mit All6!!1ahme der Vorachx:i!t de~:~ J,bo. 2 Gutz l nicht 
anwendbar. 
J,Ufgabc.m und .Rechte des J.u.fcichtsrotu. 
(1) Dem :,utaichtsrat ollliegt uie Beuu..f~.:ichtigung der 
G€uel!üftsfiihrunt:;. 1.;1· hut f~::~rne.r oen von äe1.· Qeschi.i.ftsi'ü.hrung 
au.f~eatelltcn Jc..b.l·eooue,clülleo unü Geuchl:.:f'tubericht zu prJ.-
fen und der ~sellochufterversammlun~ hicriluer ~u bcrich-
ten. 
(2) Die \}el3c.t:ltii'tefiihrllll~ bcue.rf uer ~UGtiaunWlg <.loo 
J,ui'o ich tu l'D t s: 
u) zur J,u.fnaiJ.me unc.l G<miihrunG von Dt.u·lehun und zur jb<n-
nulWhl von l:lür._;uc..:!u:fteH; 
b) ZUI.a Abschlu.au von Ver trtiJO.tl, durch ulc die Gt~aelloch.oi't 
a\Äf lUn~er ule zwu.i Jai:tr" oüer .J::ir e:inen v01il'UL; von mehr 
ula Dlu )o.,ooo,-- vorptlichtot wirü; 
c) zu.r ll<wtellllll.:_; von l'r·ol::uristcn unll von llunc.ilun~!Jbcvoll­
lll.iichti._.ten, uow..:i·L lct;.:t(.!re zua go!Hlllltun t}ül.:lülllfto'uu-
trioab 'oevoli.J:J.:ichtitit we:::tlen; 
<.i) zur J.o'illn·wt._; von :.t'rozcuoen; 
e) zu. JJuasnul"ll!leU, die au.auerhulb der llOI'r.u.:len oJ.'JachUft!:l-
tliti~kuit liu~cn. 
(3) }Jor Mt.ftdch"toi·ut l.Jiluet auo seiner :,.;1 tte einen 
AUEJUchuua; illru oblie.:.;t die )Je!.J.snc..llu.n.; von . .Por3onul-, orgu-
nial!toriacl!an u.nJ l•'irw.n~i~I·N.an~ufro0en S0\7ie die ßeoc.:hluoo-
faauung in uili;Jan rruson. 1'Crn.Jr iut ucr i.uouclluso zustüu-
dit..: für die :::;rtoilunb ucr Gencllillit;;U.U(.; nuch ~ 8 ;;bu. 2 1~uch-
utx. o), b), c) uovtie fJ.r uun ;'· buchlueu tter J\notcllwtt..;uvcr-
tr:i.Jc m.i t u on Ue!:lch.üttuführc rn. 
(4) Del: :.utL:ichtorat ue1·u.ft zu. sein'.! I' ner·otun_; mit 
Z uo tiuu .. u.n~ c.Jo r \KUUU llochul'tu r teelud ucl!-\'.' Ü!:..:;.;nsc!lci'tlicho 
ßci l'Ü te • 
§ 9 
Geschüftofillirung 
(1) Die ~aollochoft. ho.t einen oder mehrere Geochäfts-
führcr. Ihre BestellunG oder Allberufung erfolgt durch den 
J-.ufoichtorat; jedoch erfol~t die ).ll!stcllu.ng UoG oder der ersten 
Geuehi.iftsfJhror durch .Jjeochlusa der Grünuuntjo-Gescllschafter-
(~) :.;int. muhr~re uescllllttGführer buutellt, so wiru die 
Goucll:.whuft uu1·eh zwei (}euchtifts:Cührer ouer uuruh einen Ge-
uchUftorührcr und einen .L>rokuristen vertreten. 
~ lo 
J allrooullt.whlusu und Geuchüftobericht 
( l) Dia Gouulllift~fi.ihrer aind verpflichtet, für jedes 
Geuchi..iftsjuhr innerhalb von drei ,IJonaten nuch dcoaen Ablauf 
den J ohreoubsuhluau und G<H:lchilftsbericht aufzustellen und doo 
AUfeichturat vorzulegen. 
(2) })er Jahruoubuchluau und der Gel:whilftobericht sowie 
der l.lcricht des Au.fuichtorats 1Jind inHcrhull.J wei tercr zwei 
L!onote der Geoull~clwftcrvoraa.tll1llu.ng vorzuleBen. 
(3) })er von der Geochäftcführu.ng ou:.i.'geutell te Jahres-
abschluuo unc.l der Get-uhi..if tube1·icl.lt, oowei t er dieHen erläutert, 
l.Ju<.lü.rfon c.ler .l:'rJ.fun~ uu.rch olneH J,buchluoupl'J.fer, der von uer 
Gcuulbch:..t.ttül'YUl'Uutruulw1u olljührlich t;ewtilllt wirc.le 
§ ll 
;,ui'löuu.n~ tior cruuulloulluft 
Cin bei j,Ui'lösun0 tior G<HH.Jlluuhoi't noch Dorichtit_;u.nt; 
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aller Goacllochuftaachulden verulcibundua Gosellochufto-
vermöücn ist im ~inverne!~en mit der Bundcur~Gicrung go-
moinnützigcn Zwecken zur ]l'Örderung der wiaoenac:huftlichen 
Erkenntnisue auf dem Gebiete der Kernphysik zu~ufUhren. 
§ 12 
Bekaru1tmachungon und 4erichtsatand 
(1) Die nekanntmucllungen der G-eue1lschaft erfolgen 
im nundeounzeiger. 
(2) :c;rflillun~uort und Gerichtautan<l ~:::ind Düaoeldorf. 
.............. -.-.-.-
I!I. h u s f e r t i J u n ~ , 
12. Gutachten des Geodätischen Instituts der Technischen Hochschule Karlsruhe zur 
Erdbebengefährdung des Standortes Karlsruhe. 
Karleruhe, den 8. November 1954 
Karlaru.he bewirbt sioh um· den Atommeil~ 
Das Gutachten des Geodätischen Inst1tuiader Techn.Hoohaohule 
Karlsru.he erscheint zur Weite~leitung an das Max~lank-In~tut 
bzw• an die Planungskommission ungee1gnet. Nach Sachlage wäre 
durch eine Rücksprache m1.t Herrn: Prof.Schelll.ng zu prüfen, ob 
er gegenteiliger Meinung ist. 
Es ergeht daher 
Beschluss: 
l. Fernmündliche Vereinbarung ein~es Besprechungstermins mit Herrn 
Prof.Schelling. (mv-vv1-~ ·t->.11,:;'~' q~.,!f() . /)-'\.,.-{. l. 





Karlsruhe, den 16. November 1954. 
Karlsruhe bewirbt sich um den 
Atommeiler. 
Die Angelegenheit wurde mit Herrn Prof.Schelling besprochen. 
Das Gutachten des Geodätischen Instituts der Technischen Hoch-
schule KarJ.sruhe wurde ihm zur Kenntnis gegeben. Er vertrag an-
schließend die Meinung, daß es z.Zt. nicht zweckmäßig sei, dieses 
Gutachten weiterzugeben. lllan nimmt es zweckmäßigerweise z.d.Akten 
Dez. IV Besohl. 
· 1. An das Geodätische Institut der Techn.Hochschule Karlsruhe, 
z.Hd.v.Herrn Prof.Dr.Mertel,.Karlsruhe. 
Sehr geehrter Herr Professor! 
Ich baehre mich, Ihnen für das freundliehst über-
reichte Gutachten herzlich zu danken. 
Mit vorzüglicher Hochachtung! 
.;;. 
2. 
mit der Bitte um Kenntnisnahme. 
3. Wv. in 4 Monaten. 
~ \~'>'> Dez. IV: 
\ ~,\l 
i 1 ·16,11. Sf / ~· -1 ~?: -11. ]' 11· L.. 
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Geodätisches Institut 
der Karlsruhe i. B., den ....... 2.0. .•. .0kt .. o.b er ....... l9 .54 
Techn. Hochschule Karlsruhe 
Tololon «« 2 684 1 
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Zuschriften, Rechnungen, Post· und 
Bah~sendungen mit obiger Adresse 
Herrn 
Abgeordneten .Dr.Pranz Gurk 
Beigeordneter der Stadt Karlsruhe 
K a r 1 0 r u h e 
================= 
hathaus 
Betr.: l\arlsruhe bewirbt sich um den Atommeiler. 
Sehr geehrter Herr Ab;eordneter! 
~it ~ezuc auf Ihre ge!l,Zuschrift vom 8.10.1954 Zeichen:Dez.IV, 
erlaube ich mir, in der Anlage die gewUnschte Jtellungnahme 
in doppelter ierti ·ung erceb:nst vorzulegen. 
( r·rof' ,,.,.. -.. ·e"''' el) o. r ~. u,.~.. :: . .1. ,, 
Geodätisches Institut 
der 
Techn; Hochschule Karlsruhe 
Zuschriften, Rechnungen, Post· und 
Bnhnsendungen mit obiger Adresse 
Kerlsruhe i. B., den ... 2.0 .Oktoher .......... l9 ... 54 
Telofa~iXlOOJC 2 68 4 1 
Gutachtliche Stellungnahme 
========================== 
Betr.: Karlsruhe bewirbt sich um den Atommeiler. 
Na.ch einer ~ü tteilung der Stadt Karlsruhe vom 8. 10. 1954 
wird von einem l\':i tglied der Planungskommission für die Er-
stellung eines Atommeilers die Auffassung vertreten, daß sich 
Karlsxvhe als Sitz des Instituts deshalb weniger eigne als 
~ünchen, weil es mehrfach von Erdbeben heimgesucht worden sei. 
Hierzu folgende Stellungnahme: 
In der nachfolgenden Zusamnenstellung sind zunächst die 
bedeutenderen ~rdbeoen aufgefUhrt, die im süddeutschen Raum 
in den letzten Jahrzehnten stattgefunden haben. In dieser 
Zusammenstellune wird außer dem Eerd oder Epizentrum des Bebe1 
und der Stärke im Zentrum selbst noch besonders angegeben, 
ob und in welcher Stärke die Erschütterungen in Ka.rlsruhe, 
gegebenenfalls auch in Illünchen von Personen wahrgenommen 
werden konnten und welche Schäden in Karlsruhe entstanden sini 
Hierbei wird die in der wissenschaftlichen Seismik allgemein 
gebräuchliche Stärkeskala für Erdbeben mit den Graden I - XII 
ver~endet. Während bei Stärke V nur leichter Sachschaden 
(Herabfallen von Gegenständen) erwartet werden kann, treten 
erst bei Stärke VI Erschütterungen auf, die leichtere Beschä-
digungen an Gebäuden zur :E'olge haben können. Mit der Stärke 
XII werden die schwersten Brdbeben bezeichnet, die zur voll-
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Ein erster Blick auf die Zusammenstellung zeigt zunächst, daß 
in Karlsruhe in der Zeit nach 1910 und mit großer Wahrscheinlich-
keit auch schon früher keine Erdbeben gefühlt worden sind, die 
wesentlich über die Stärke VI hinausgingen. So sind auch im Ver-
laufe der letzten 40 Jahre nur wenige Erdbeben zu verzeichnen, die 
leichte und unbedeutende ;iach- und Gebäudeschäden in Karlsruhe 
hervorgerufen haben; von einer Gefährdung solider Bauwerke kann zu 
keiner Zeit gesprochen werden. 
Wenn in der hheinebene und somit auch in Kerlsruhe irdbeben 
häufiger wahrgenommen werden, als an anderen Orten Süddeutschlands, 
so htingt dies mit dem tektonischen Aufbau der Erdkruste zusa~nen. 
Das oberrheinische Gebirgssystem rnit ~em großen Grabenbruch des 
i~eintals zwischen Basel und Bingen ist ein Gebiet bek~nnter 
tektonischer St(runcen, und die Beben im badischen hlleintal können 
ohne Ammahme mit der· ;~:ltu-::;ehun;{ des .i'heint.ücrabens in Zusnmr::en-
han~ ~ebracht werden. 
Aus dieser ratsache kann ~edoch nicht ge~olgert werden, da1 
Nie aus allen Jerichten hervor.zeht, richten diese 1-..... ~eintalbeben 
:-:ur· selten einmal ger·in(:;:fU(;i€e .}ebi:iudesc:·'li:idel; an. I·.::m ist nach 
allem zu der Annahme berec~tict, la3 die 3eben im 2heint3l deshalb 
~eine GI"ÖZt::r·e zerstörtonde ·,·"/i:!"'kung ~~·...1s~~be.r.. ~;·:r~ne!:, ·.veil die: aus Sand 
U!~d !Cies t.cstche11den :;:~:ol:ti ;e:-~ ·:liluvi9ler1 l"~olnge::·ur..t.:en die Zr'd-
bei gr~:eren te~to~ischen ~0aen, iG~a~ ~?rd nicht irn ~heint~lcr~be~ 
od.er· in der ;;t(fJ.rJ ces Gebirgsrandes liet;;t. It: d.er ~'at läßt sich 
die d;i.:'upfenJe .drkur:e: des ;:.8:clrHul1er 'jr.Lergnu:Jes aus eini(I:en veber1 
d.er o·oigen Znsar.e;::enst::ollunc :~8-chweir.en. lUr dac unter OZ.l ange-
führte groi2e sUddeutsche veoen i:r. ;·:oven:'oer 1911 ·s·..trde au~1 zahl-
reichen ~essunscn der ricrd deG BebenG in der s~hwiibischen Alb bei 
~bint:,en ermittalt. Cbwohl .i:;tinc;en von iütr·lsrühe r.u:r 100 km, von 
LUnchen aber nahezu 200 km entfernt ist, wurde in beiden Stüdten 
rJa.s Beben mit der Gleichen 0t2.rke wahrc;eno:m~ien. 11.hnlich lieg·en 
die Vcrhält1:isse, ·,•;enn auch nich':; so scharf ausgeprägt bei dem 
unter 0Z.5 genanr.ten i)eben ~it ~ern Zentrum in der Gegend von Saul-
ßBü. ~eutlicher zeigt sich wieder d.er Einflu~ des Untergrundes, 
v;enn. wir ö·:J.s untr::1· C·Z.G auf;;eJ'liil:rte :le'uer. ir.l ~o:::-nis·crindegebiet 
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betrachten. Obwohl der Entfernungsunterschied nahezu 200 km 
beträgt, wurde sowohl in München wie in Karlsruhe die gleiche 
Stärke V festgestellt. 
Wenn auch eine gewisse Unsicherbei t ±n der l!'eststellung 
von Bebenstärken an den einzelnen Orten mit in Kauf genommen 
werden muß, so dUrfte doch nach allem an der dämpfenden Wirkung 
der Auffüll1,mg des Rheingrabens auf Erdbebenstöße kein Zv-1eifel 
bestehen. 
Zusammenfassend kann also gesagt werden, daß Karlsruhe wohl 
häufiger von Erderschütterungen betroffen wird als hlünchen, 
aber die bisher aufgetretenen Gebäudeschäden sind durchweg gering 
fügiger Natur und eine Gefährdung solider Bauwerke kommt infolge 
des dämpfenden Untergrundes kaum in Frage. Sollte sich aber 
wirklich einmal ein größeres tektonisches irdbeben mit zerstören-
der Wirkung im Alpen-Voralpenraum oder der Schwäbischen Alb 
ereignen, '!10 bekanntlich die größeren Bebenherde liegen, so 
dürfte München mindestens ebenso stark, wenn nicht mehr, gefährde 
sein als Karlsruhe. Die Auffassung, daß sich Karlsruhe als Sitz 
einer Re~ktor-Station aus seismischen Gründen weniger eigne 
als ~ünchen, ist d~her nicht vertretbar. 
Der ~irektor des Geodätischen Instituts 
und der Brdbeben0arte 
(o.Prof.Dr.H.Merkel) 
13. Vergleichendes Rahmengutachten zu den für die deutsche Reaktorstation zur 
Wahl stehenden Standorten Karlsruhe und München von Wemer Heisenberg, 
Dezember 1954. 
Die Pläne fUr die erste deutsche Reaktorstation 
Di~ stüdte Karlsruhe und MUnchen, die Hich um die Aufst8llung 
der Reaktorstation in ihrem Gebiet bewerben, haben nach RUcksprache 
mit den zustnndigbn Herren des Planungsausschusses durch ihre Archi-
tekten ~ntwUrfe für die Station und die mit ihr verbundenen Forschungs-
einrichtungen ausarbeiten lassen, die in der Sitzung am 18.12.1954 in 
Göttingen den leit~nden Herren des Max-Planck-Instituts fJr Physik 
und dem Geschäftsführer der Physikalischen Studiengesellschaft, Herrn 
Dr. Telschow, vorgelegt worden sind. Ferner hat im Auftrag des Pla-
nungsausschusses Herr Dipl.-Ing. Weimer nach aueführliehen und sorg-
fältigen Erkundigungen bei den zuständigen Behörden beider Städte und 
in enger Zusammenarbeit mit PI"of, Wirtz und dem Unterzeichneten alle 
für den Bau der Station wichtigen technischen Daten ermittelt und in 
einem vergleichenden Gutachten zusammengefasst (Anlage ). Die gesam-
te in den Entwürfen und in der Anlage niedergelegte umfangreiche Vor-
arbeit ergibt otwa das folgende Bild& 
Die Planung geht nach den früheren Beschlüssen des Planungsaus-
schusses davon aus, dass es sich bei der zu uri"ichtenden Reaktorsta-
tion um eine Einrichtung handelt, die für die Entwicklung der Reaktor-
technik uni EH' Auanü tzung aller verfügburun aus Hindisehen Erfahrungen 
den ganzen Ubergang vom Laboratoriumsversuch zum technischen Reaktor 
zu V?llziehen hat, die aber selbst nur in beechrUnktem Umfang tech-
nisch-wirtschaftlichen Ziolen dient (Produktion radioaktiver Isotope 
ist vorges~hen). Es soll sich also in erster Linie um eine Versuchs-
station für Entwicklungsarbeiten, zur Sammlung technisc~~r Erfahrun-
sen und zur Ausbildung von Fqchleuten handeln. Großreaktoren für die 
Erzeugung wirtschaftlich genutzter Energie oder für die Produktion 
von Plutonium sollen nicht in der Station aufgeutellt werden. Um uine 
enge Zusammenarbeit mit der nochschule zu ~rmHglich~n, wurde das zur 
Reaktorstution geh~rendo physikalische Forschunasinstitut nicht auf 
das Gellinde d(;lr Station sondern näher an die Hochschule v~rlegt. 
Für die Errichtung einer solchen Station bieten dio beiden Stel-
lun, K~rlsruhe und MUnohen, günotige äusse~o Voraussetzuneen. Vorzüge 
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und Nachteile sind in den belden Projekten etwas verschieden verteilt, 
halten uich aber im ganzen ungeflihr die Waage. 
Hinsichtlich des Baugeländas bestehen, sowohl was Festigkeit des 
Bodens als auch Ausdehnung und Erweiterungsmöglichkeit des Gellindes 
betrifft, an koinor der beiden Stollen Bedenken. Auf dem Kurlsruhur 
Gelände wJrde man wegen des hohen Grundwasserstandes und wegen des Auf-
-trutens von Schwimmsand beim Bau einige Vorsichtsmaßregeln anzuwenden 
I 
haben, die in München unnötig sind. Andererseite wäre eine spätere Er-
weiterung des (schon sehr reichlich bemessenen) Geländes in Karlsruhe 
leichter möglich als bei München, wo sich die unmittelbare Umgebung 
des Geländes in Privatbesitz befindet. 
Die Versorgung des Geländes mit Gas, Elektrizität und einer aus-
reichenden M~ng~J von Wasser bietet an keiner der beiden stellen Schwie·· 
rigk~iten. Der Wass~rpreia ist in MUncben etwas billiger, die Sicher-
h~it des elektrischen Netzes in Karlarahu wohl noch etwas höher als 
in MUnchen, Eine Versorgung mit großen Wassermensen für Kühlzwecke 
und dergleichen würe pr&.ktisch nur bei Karlsruhe möglich, erscheint 
aber für die geplanten Versuchsanlagen unnötig. 
Bei der Aufstellung einer R~aktorstation muß darauf geachtet 
werden, daß die Bevölk~rung der umliegenden Siedlungen nicht durch 
radioaktive Abgase geschädigt werden kann. Diese Gefahr ist bei dem 
vorliegenden Projekt, bei dem es sich nur um verhältnismäßig kleine 
Huaktoren handelt, an und fUr sich gering. In beiden Füllen ist der 
Standort überdies BQ günstig gewählt, daß der Viind von der Reaktorste.-
tion auf die Stadt zu nur in etwa 5- 10 % d!::lr Zeit (ju nach den Gebie-
tun, die zur "Stadt" gerechnet werden) bli:ist. Bei st:J.rkurem \'lind V~:Jr-
teilt diu Luftturbulenz die radioaktiven Stoffe echnGll über dn so 
wGites Gebiet, daß eie bei der dann uingetretenen Verdünnung keine Ge-
fahr mehr dui·stellen. Dh fi.lr dia Frlige der Lu!'tverunr!::liuit,'Ung ungün-
stiestldn wind~>tillen Wetterlagen scl1einun in MUncl1en ehas häufiger 
als in Karloruhe1 dafür ist die Entfernung von der Station zur Stadt-
mitte in München erheblich hHhur (17 km) als in dem Karlsruhur Projekt 
(7,5 km), so daß die Hadioaktivitüt g<H"ade bei oohr schwar.Jnem V:ind 
schon weitgehend abgeklungen ist, wenn si!::l die Stadt erreicht. Trotz-
dem wird man auch hior in beiden Fällen alle C.ie Gicherhei tomaJ3nuhmon 
truffan, die sich bei den großen amerikanischen Reaktorun bewährt hRben. 
Der Gofahr bei windstillem Wetter wird man dadurch vorbeugen, daß man 
(nnch dem Vorbild der amerikanischen Stationen) die Abgase durch einen 
hohen G:amin eutliißt, und HUßerdem wird man, ebenfalls nach amerikani-
~chem Vorbild, die Luftradioaktivittit in der Umgebung dauernd kontrol-
liar(jn, so duß bei auftr·etunden größeren Aktivitäten sofort Gegenmaß-
nahmen (Abstellen des Reaktors) ergriffen werden könn~n. Die Beseiti-
gung radioaktiver Abfallprodukte in der !.3tation wird in boiden Fällen 
nach t\•m im Au~lund bewiilU'ttln Methoden ohne VerunrG!inigung des Abwas-
sers erfolgen. 
Verkehrstechnisch verlegt das Karlsruher Projekt die Station an 
den Hhein, also an eine große Wasserstrasse, das Münchner Projekt setzt 
sio an die nördliche Autobahn. Der Weg in die Stadt wird in beiden 
Fällen mit dem Kraftwagen in etwa 15 - 20 Minuten zurliekgelegt werden 
können. Da flir das mit der StAtion verbundene physikalische Forschungs-
i~stitut (für das einstweilen das Max-Planck-Institut für Physik vor-
gesehen ist) die ung~ Verbindung mit der Hochschule lebensnotwendig 
erscheint, wurde der ~tandort dieses Instituts und der Stationsverwal-
tung nicht auf das Gelände der Station selbst sondern näher an die 
Hochschulen verlegt. In Karlsruhe ist ein Platz unmittelbar neben der 
Technischen llocllachule 1 in München eine verkehrstechnisch günstige 
~3telle am nördlichen :.ito.d trand (am EndtJunkt der nördli~,;lten Autobahn) 
gewlihlt worden. Im ersteren Falle iut die Verbindung vom Physikalischen 
InGti tut zur Tec:misclit:n Hochschule niihur, im zwei t.m kann der 'l:eg vom 
Institut zur Station sehnoller zurückgelegt werden. Bei dem Milnchner 
Projekt sind Reaktorstution und Institut durch die Autobahn verbunden. 
Dio Belegschaft mUßte mit Autobussen zur Station transportiert und von 
dort nach Dienstschlu3 zurückgeholt werden; in Kerlsruhe würde ein Teil 
der Belegsenart die Station auch mit FahrrUdern oder den städtischen 
Verk~.::l~remi tteln erreichen können. 
In boiden FiillEln wird es möglich sein, cini::n 'feil der technischen 
Arbeitskräfte für die st~tion in der Stadt selbst zu rekrutieren. 
Wohnraum für die Arboitskriifte der 3tation kann in beiden Füllen 
in den der Station nöchstgEllegenen VorstUdton beschafft w~rJun. In Mün-
chen handelt es sich um neue, i11 schneller EnLwickluna bogriffenQ 
Stadtteile um nordwestlichen Endu dua Znglischen Gurtuns, in denen 
schon jetzt Wohnhausbau in großem ~tilo betribbon wird. Die Stndt Mlin-
Chtin hat die Unterbringung der Belegschaft zum Zditpunkl deo Umzugeo 
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nuch München zugesH.gt. In K11rlsruhc ko.nn die Belegschaft in einllr im 
Entstehen begriffenen nouen Siedlung nördlich der medizinischen Klini-
ken oder in underun Wohnvierteln der Stadt untergebracht werden. Auch 
hi~r hat die Studt jede Unterstützung zugesagt. 
Die Entwürfe selbst sind in beiden Füllen sehr ähnlich ausgefal-
len, da sie durdh di~ sachlichen Notwendigkeiten weitgehend festgeleet 
sind. Bei dem Münchner Projek~ ist neben dem Max-Planck-Institut für 
Physik noch eine Kantine mit Gnstezimmern geplant, die bei dem Karls-
' ruher Projekt fehlt, da dort die Einrichtungen der Technischen Hoch-
schule mitbenützt werden können. Auch sonst sind im Münchner Projekt 
etwo.s gröosore Raumreserven vorgesehen, doch iot der Unterschied im 
ganzen gering. Die Aufschliessungskosten für das Reaktorgelände er-
scheinen in Karlsruhe etwas höher als in München, da dort eine Farn-
heizleitung vorgesehen ist, während in München die Beheizung von der 
Gasluitunß aus erfolgen soll (was natürlich auch in Karlaruhe möglich 
wöre). Genauere Angaben libe~ die Ausmasse der Gebliu~e un~ die entste-
henden Kosten sind in dem Weimarsehen Gutachten (Anlage) enthalten. 
Für das G~lände oelbst hat die Stadt K&rlsruho einen VorZUßspreis von 
DM 0.10 pro Quadratmuter eingeräumt, von der ~tadt MUnchen liegt noch 
keine endgültige Preisangabe vor. In beiden Füllen hundalt es sich 
bui der Station um städtisches Gol~nde. Die G~sumtkosten filr die erste 
Baustufe (Kauf und Erschliessung des Geländes, Errichtung von ::uak tor-
Inutitut (obn~ apparative AusrUstung), Max-Planck-Institut flir Physik, 
R~aktor-Verwaltung) betragen im Endergebnis etwa 7,5 .Millionen Mark. 
Vom Standpunkt des wissenschaftlichen Forschungsinstitutsaus hat 
die Stadt MUnchen uinen entGeheidenden Vorteil gegenUber der Stadt 
Kurlsruhe dudurch, daß sie uine UniversitHt und ~ine Tuchnische Hoch-
schule besitzt. Das Reservoir an Studenten und Assistenten ist in Mün-
chen also viel grösser als in Karlsruhe. Di~ser Umstand wUrde das Her-
anziehen hochqualifizh:rter wisötmschaftlicher Kräfte an die 3tstion 
erheblich erloichtern und damit die wissenHchaftliclle Ausbeute der 
Arbeit an dar Station und am Institut urhUhen. Dns Max-rlanck-Institut 
fi.ir Phyeik, das bishllr in enger Verbindung mit der Universität Göttin-
g.m gearbeitet und von ihr wisGen::;cha.ftlic he Anr•Jgungon und tüchtige 
lr.itarbeitur bezogun hat, könnte drdter ohno Bee:!.ntriiohtigung ueine!' 
Wirksamkeit von Göttingen nach Mi.inchen VGrlagort werden. Zu einer VP~­
lagerung von Göttingen nach Knrlsruhe wUrde sich der unterzuichnete 
Leiter diesec Inotituts jedoch nicht entschließen können. 
Da der Bau der Station und der mit ihr Vürbundenen wissen~chaft­
lichen Institut~ m~hrur~ Jahre in Anspruch nehmen wird, und da mi~ der 
Konstruktion vieler Einzolhuiten des Reaktors erst begonnen W8rden 
kann, wenn die fUr die Konstruktion verantwortliche Mannschaft auf dem 
Gelände selbot arbeiten kann, muß mit dem Bau noch im Fr~hjahr 1955 
begonnen werdon, wenn Auesicht bestehen soll, den Reaktor bio zum 
H~rbst 1 1958 fertigzu~tollen. Der Baubeginn im Frühjahr 1955 ist aber 
nach Ansicht der Architekten der beiden Städte nur möglich, wenn die 
Entscheidung über die Wahl des Standortes bis ßnde Januar 19)) gefal-
len ist. Die Entocheidung über den Standort sollte daher den Vorrang 
vor allen anderen Entscheidungen auf diesem Gebiet erhalt~n. Vielleicht 
kann die Wahl des Standortes durch folgende t1borlcgun 0 erleichtert 
werden& 
Am Anfang muß eine Entscheidung über eine grundsätzliche Frage 
stehen: Will man in Deutschland an der Atomtechnik in einem solchen 
Ausmaß teilnehmen, daß die deuteehe Industrie später in der Lage sein 
wird, R~aktoren aller 'rt eel~stllndig zu bauen, auch neue Wege auf 
diesem G~biet zu beschreiten und mit den Großen Atomenergie-Ländern in 
Konkurrenz zu treten; oder will man nur an der wirtschaftlichen Aus-
nUtzung der Atomenergie selbst teilhaben? Im &raten Fall, der bisher 
allen Plänen zugrunde gelegen hat, muß man mit einer Versuchsstation 
begirmon, in C.or der ganze Jb.:Jre;ang vom Labara toriumaveruuch zum tech-
nischen Heaktorbau vollzogen und das technisch-wissenschaftliche Per-
sonal für die spätere Entwicklung geschult wird, Im zweiten F~l kann 
man daran denken, ai8h Uber kurz oder lang einfauh einen Reaktor bei 
einer amerikanischen Firma zu bestellen und hior installieren zu las-
sen. Im ercteren Fall muß die technisch-wisscnscllaftliche Forschung 
im Anfarq;sst.:J.dium eine entscheidende Rolle spi"'ltm; im zweiten Fall 
könnte der Bau der l(oaktor(;)n und ihr Betrieb von der l'iil'tschaft allein, 
vielleicht ohne Beteiligung der Forschung, getragen werdeh. 
Entschuldet man sich für die ~rate Alternative, die auch der Un-
terzeichnete fUJ· die richtige hält, so ist MUnahon als Standort vorzu-
ziehen, da für die V~rbindung mit der wissenschaftlichen Forschung 
München durch die beiden Hocht:Jchulen gUnatigen: Vorau~'setzungen bietet 
als Knrlor·uhc. Entucheidet man sich L.ir die zweite Alternative, so kann 
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man Karlsruho wiihlen 1 weil man eine Erweiterung zu Groß-Reaktoren fUr 
die Energieel'Zeugung oder zur Pluton:l.umfabrika tion im Rahmen der durch 
die Verträge zugelassenen Grenzen eher an der w~stgr~nze Deutschlands 
vornehmen kann. Schließlich kann man auch in Erwägung ziehen, die Ver-
suchaatation in München zu bauen, wo die Voraussetzungen fUr die Ver-
bindung von Forsohung und Teohnik besonders gUnstig sind, und später 
den Bau g1·oßer technischer Reaktoren im Raum von Karlsruhe vorzunehmen. 
Man muß daran denken, daß in den anderen großen Atomindustrie-Ländern 
sohcn uetzt verschiedene Reaktoren in verschiedenen Teilen des betref-
fenden Landes stehen, daß eine Ihnliehe Ent~icklung also auch bei uns 
in Deutachland erwartet werden kann. Daher ist eine Entscheidung fUr 
den einen Standort der Versuchsst~tion noch keine Entscheidung gegen 
Reaktoren auch an anderen Stellen. Auf jeden Fall aber muß die Ent-
scheidung ao bald wie irgend möglich getroffen werden, wenn sich der 
Vorsprung der anderen Industrieländer auf diesem Gebiet nicht noch 
weiter vergrSßern soll, 
GBttingen, den 20. Dez. 1954 
gez. w. Haisenberg 
14. Vergleichende Gegenüberstellung der naturgebundenen Eigenschaften und 
technischen Gegebenheiten der für die deutsche Reaktor-Station zur Wahl 
stehenden Standorte Karlsruhe und München von Karl Weimer. 
Vergleichende Gegenüberstellung 
der naturgebundenen.Eigenachaften und technischen Gegebenheiten 
der für die deutsche Reaktor-Station zur ~ahl stehenden Standorte 
Karlsruhe(und München. 
~~I~ 
Die Ausarbeitung stützt sich zum Teil auf Unterlagen, die durch 
Beobachtungen und Verhandlungen an Ort und Stelle beschafft wur-
den, zum Teil auf die Beantwortung von Fragebogen, die den Städten 
vorgelegt worden waren. 
Max-Planok-Inatitut für Physik, Göttingen 20.12.1954. 
217 
Karlsruhe Stromversorgung München 
Anschluß an das Städt.F.W, das über das Baden-Werk in Verbund-
betrieb mit dem großen Elektrizitäts-Versorgungsunternehmen 
steht. 
Speisung über 2 getrennte Kabel von einer verkabelten Ring-
leitun_g aus, so daß eine von 2 Seiten gespeiste Netzmasche 
entsteht. 
Speisespannung 20 kV. 










~ 6 km , 32 k1VA 
- 9 " , 50 " (im Bau) 
Die Stromversorgung erscheint bezüglich Leistungsf~~igkeit, 
Erweiterungsmöglichkeit und Netzsicherheit als sehr günstig. 
Das ~ ist bereit, der Reaktor-Station durch besondere be-
triebliche Maßnahmen eine möglichst ununterbrochene Strom-
lieferung zu gewährleisten. 
Anschluß an die Amper-Werke, die im Verbundbetrieb mit 
"Mittlere Isar" und damit Bayern-Werk stehen. 
Speisung über 2 getrennte Kabel, die von einer bestehenden 
Freileitung abzweigen, die das Amper-Kraf~ Unterbruck mit 
dem 60/20 kV-Punkt Isarau am nördlichen Stadtrand verbindet. 
Speisespannung 20 kV. 
Entfernung zu den nächstgelegenen Stützpunkten 
Kraftwerk Unterbruck - 12 km , 6 MVA 
60/20 kV Punkt Isarau ~ 10 " , 20 " 
An der in Unterbruck zur Verfügung stehenden Speisele~ung 
ist eine Wasserturbine mit 1.4 MVA beteiligt, die im Falle 
eines großräumigen Netzzusammenbruches sofort und ausschließ-
lich für die Reaktor-Station zur Verfügung stehen würde. 
Die Stromversorgung erscheint bezüglich Leistungsfähigkeit 
und Erweiterungsmöglichkeit als sehr günstig; die Sicherheit 
des Netzes ist nicht ganz so hoch zu bewerten, wie im Fall 
Kerlsruhe, da die Speiseleitung nicht verkabelt ist, sondern 
auf einfachen Holzmasten steht, die nur an den Abspannpunkten 





Karlsruhe Gasversorgung München 
Die Gasversorgung erfolgt über das Netz der Städt.werke, die 
über 3 Systeme mit Roch-Mittel-Niederdruck verfügen. Die 
Reaktor-Station würde aus dem Hochdruck-Netz mit 300 mm WS 
gespeist. 
Länge der Anschlußleitung etwa 3 km 
Heizwert nach DIN 4200 Kal Ru 
Tarife DM: 0.26 für Kleinstabnehmer je m3 
D'M: 0.16 + Grundge büh.r für Raushalt 
Sondertarif für Großabnehmer 
~ie Verhältniese sind günstig. 
Es ist der Bau einer Ferngasleitung nach Freising geplant, 
parallel und ostwärts der Bundesstraße 11. Die Reaktor-Station 
kann mit einer etwa 1.5 km langen Leitung angeschlossen werden. 
Der Druck iri der Ferngasleitung wird 2 atü betragen; eine 
Druck-Reduzierstation ist nötig. 
Heizwert nach DIN 4200 Kal Ru 
Tarif: Sondertarif DM: 0.12 je m3 
Die Verhältnisse sind sehr günstig, 
wobei aber vorausgesetzt werden muß, daß die geplante Ferngas-
leitung zumindest bis zur Gemeinde Dietaraheim bis zum Jahr 
1956 fertiggestellt wird. 
~ie Uöglichkeit einer günstigen Gasversorgung würde in beiden Fällen erlauben, die Reizungsanlagen der ersten, in der Baustufe 1 vor-
gesehenen Gebäude, mit Gas zu betreiben. Der Wärmebedarf der gesamten Station wird später recht beträchtlich sein, er läßt sich aber 
heute unmöglich übersehen. Aus diesem Grund bietet die anpassungsfähige Gasheizung vorerst große Vorteile. 
Karlsruhe ~asserversorgung München 
Trinkwasser kann in jeder benötigten 1Jenge aus dem Leitungs-
netz der Städt.~erke entnommen werden. 
Länge der Anschlußleitung vom Stadtteil Knielingen her 
"'3 .5 km , ';?asserdruck 4-5 atü. 
Enteisenung des T.assers erfolgt bereits im Wasserwerk, Mangan 
ist nur in unschädlichen Spuren vorhanden, die Karbonat-Härte 
beträgt 10.3° d.H. (1° deutsche Härte = 10 mg/1; Göttingen 
z.B. 25° d.H.) 
Preis je m3 zur Zeit DM: 0.24, für Großverbraucher Sonder-
tarif. 
Gebrauchswasser kann in größerer Menge und guter Beschaffen-
heit dem Grundwasser auf dem Gelände entnommen werden. 
Kühlwasser für Reaktorkühlung oder Snülwasser zur Verdünnung· 
von Abfallstoffen kann in jeder beliebigen Menge auf kürze-
stem Weg und billig aus dem Rhein geholt werden. 
Die Versorgung mit ~rink- und Gebrauchswasser ist günstig. 
':ierm es sich um die Beschaffung sehr großer }~engen Kühl-
oder Spülwassers handelt, ist der Standort Kerlsruhe hervor-
ragend geeignet.-
'!'rinkv:asser: Anschluß an das städt.Netz wäre möglich; billiger 
und be~uemer ist der l~chluß an die Gruppenwasser-Versorgung 
Schleiesheim - Eching. Entnahme bis zu 80 1/s möglich. 
Länge der .Anschlußleitung ~4 km. 
Eisen-Mangan-Schwermetall-Härte • O, Karbonathärte -15° d.H. 
Preis je m3 gestaffelt nach Verbrauch DM: 0.18 - 0.14. 
Gebrauchswasser kann in größeren Mengen und in guter Beschaffen-
heit dem Grundwasser auf dem Gelände entnommen werden. 
Kühl- oder Snülwasser in sehr großen Uengen zu beschaffen würde 
sehr schwierig sein. Das natürliche Isarbett ist in Trocken-
zeiten fast leer. Die Entnahme aus dem System "Mittlere Isar" 
dürfte aus elektrizitätswirtschaftliehen Gründen unmöglich 
sein; sie wäre nur denkbar, wenn Entnahme und Rückgabe in ein-
und denselben Oberwasserkanal erfolgen würden; dies aber be-· 
deutete zweimalige Unterdückerung des Isarbettes und mehrmali-
ge Kreuzung von Straßen. 
Die Versorgung mit Trink- und Gebrauchswasser ist günstig. 
Die ~assermenge reicht für die als Forschungs- und Entwick-
lungszentrum geplante Station auch bei späterer VergröBerung 
völlig aus. (Vergleich Station Brookhaven USA 30 MW) 
Die Heranführung sehr großer Wassermengen, wie sie z.B. für 
Großreaktoren zur Plutonium-Produktion gebraucht werden, wäre 






Karlsruhe GrundstLicks-Eigentum München 
Bas vorgeschlagene Gelände ist Eigentum der Stadt; ebenso 
weite Gebiete nördlich und östlich, so daß bei etwa notwen-
digen Erweiterungen noch große Flächen zur Verfügung stehen, 
die mit einbezogen werden können. 
Bas aus dem Stadtplan 1:15 000 mit dem Planimeter ausge-
messene freie Gelände umfaßt: 
2 
0.178 km .. 17.8 ha 
Ostwärts schließt sich ein Streifen Au-~ald an, der seiner-
·sei ts wieder von dem das Alb-Flüßchen begleitenden Hoch-
wasserdamm begrenzt wird. Unter Einbeziehung dieses Au-~ald­
streifens ergibt sich eine natürliche, vorteilhafte Abgren-
zmJ.g 1md Einfriedigung nach Osten hin. In diesem Fall um-
faßt das Gelände 
2 
1 km .. 100 ha 
Nach Westen hin bildet der Rheindamm eine natürliche Ab-
grenzung. 
Das Gelände besitzt im ~esten und Osten günstige natürliche 
Abgrenzungen, trotzdem sind spätere Erweiterungen leicht 
möglich. 
Im Besitz der Stadt befindet sich das auf dem ~eßtischblatt 
1:25 000 (Topogr.Atlas von Bayern) grün gekennzeichnete Ge-
lände; die westlich der Autobahn liegenden Grundstücke braU-
chen zunächst nicht in Betracht gezogen zu werden. 
Die aus der Karte mit dem Planimeter bestimmte Fläche beträgt 
2 
0.60 km .. 60 ha 
Das von Norden her in das Gelände einspringende Grundstück in 
fremdem Besitz, soll auf dem Weg der Flurbereinigung ausge-
wechselt werden. 
Das auf dem Gelände befindliche Hofgut ist Eigentum der Stadt 
und wird aufgelassen. Die Gebäude können voraussichtlich in 
der 1.Baustufe als Baubüro, Lager usw. verwendet werden. 
~enn im Zug späterer Erweiter1m.gen weiteres Gelände benötigt 
würde, so müßte es durc.h Kauf von den angrenzenden privaten 
Eigentümern erworben oder das städt.Gelände westlich der Auto-
bahn mitverwendet werden. 
Der Ortsverbindungsweg Eching-Dietersheim muß voraussichtlich 
umgelegt werden. 
Das Gelände liegt frei ohne natürliche Grenzen. Eei Fxweiterun-
gen mu? fremder Grund und Boden aufgekauft oder umgetauscht 
oder auf das städt.Gelände auf der anderen Seite der Autobahn 
zurückgegriffen werden. 
Karlsruhe Verkehrslage München 
Entfernungen zwischen den einzelnen Arbeitsstätten und wichtigen Verkehrspunkten: 










- T.H. "') 
- Autobahnauffahrt 
- Hauptbalmho:f 
- nächster Verladebahnhof 











*) üöer die geplante Entlastungsstraße durch 
die Anlagen hinter dem Schloß. 
Durch Verlängerung eines vorhandenen Industrie-Geleises um 
ca. 600 m kann Gleisanschluß hergestellt werden. 
Für Sohwerlast- und Massentransporte bieten Rheinschiffahrts-
weg und die Hafenanlage hervorragend günstige Verhältnisse. 
Autobahn Straße 
Reaktor - MPI 11.0 km 12.0 .. - Universität 15.5 .. - T.:e: • 16.5 .. - Autobahnauffahrt o.o .. - Hauptbahnhof 18.0 .. nächster Verladebahnhof 4-5 
MPI - Universität 4-5 
" - T.H. ) 5·5 
" - Autobahnauffahrt
0 o.o 
" - Hauptbahnhof 7.0 
c) unter der Annahme, daß die geplante Verlängerung der 
Autobahn bis an den nördlichen Stadtrand (Endhalte-
stelle Linie 6) durchgeführt ist. 
Abgesehen von Gleisanschluß und Schiffahrtsweg, die aber nur für den Bau von Leistungs- und Produktions-Reaktoren interessant ~d 
von Vorteil sind, können die Verkehrslagen beider Städte als gleichermaßen günstig angesehen werden. 
Die Verbindung MPI - Techn. Hochschule ist hier günstiger, 
die Verbindung MPI - Reaktorstation ungünstiger als bei 
dem Münchener Projekt. 
Das Reaktor-Gelände kann mit Benützung der öffentlichen 
Verker~smittel, mit Fahrrad, Moped erreicht werden. Die 
Stadt ist bereit, die bestehende Straßenbahnlinie so zu 
verlängern oder durch Omnibusbetrieb zu ergänzen, daß 
nur mehr ein geringer Fuiweg verbleibt. 
Die Tatsache,daß Reaktorstation und MPI direkt an der Autobahn 
geplant sind, gewährleistet eine sehr schnelle Verbindung der 
beiden Einrichtungen untereinander und zum Nordteil der Stadt, 
in der die Hochschulen liegen. 
Für den Verkehr zwischen Station und Max-Planck-Instit~t für 
Physik bzw. Stadt muß ein werkseigener Pendelverkehr über die 







Kerlsruhe Geologische Verhältnisse :MiJnchen 
Der Baugrund befindet sich in beiden Fällen in diluvialen und alluvialen Schichten mit hauptsächlich Kies 
tigsten Baustoffe können an Ort und Stelle gewonnen werden. 
und Sand; d.h. die wich-
2 
beiden Fällen zu 4 kg/cm Die Gleichwertigkeit des Baugrundes ·geht auch aus der Tatsache hervor, daß die zulässige Bodenpressung in 
angegeben sind. 
In einigen Geländepunkten, Bohrloch 2352 und 2346 tritt in 
der Tiefe, am Bohrloch 2353 im Bereich der Fundamente 
Schwimmsand auf. Der vorgesehene Bauplatz für den Reaktor 
muß an Rand sehr sorgfältiger Probebohrungen erkundet 
werden. 
Spezielle Gründungsarten werden Bodenpressungen bis 8 kgfcm2 
und mehr erlauben. 
Zur Frage der Bodenunruhe wird angegeben, daß sie in den 
letzten 40 Jahren nur unbedeutende Schäden verursacht habe. 
Von einer Gefährdung solider Gebäude kann in keinem Fall 
gesprochen werden. 
An Rand einer Tabelle wird gezeigt, daß die bemerkens-
werten Erdbeben im süddeutschen Raum seit 1911 in Kerlsruhe 
und München mit annähernd gleicher Sterke registriert 
wurden. 
Die Untersuchungen beim Bau der Autobahn haben gezeigt, daß es 
sich um sehr guten BaugrwJ.d handelt. An dem für den Reaktor 
vorgesehenen Platz sind noch spezielle Untersuchungen \iber die 
Beschaffenheit des·Bodene anzustellen. 
Bezüglich Bodenunruhe und Erdbeben wird das Gebiet als ruhig 
bezeichnet. 
Die bezüglich Baugrund. Bodenunruhe und Erdbeben mitgeteilten Unterlagen lassen für keinen der beiden in Frage kommenden Standorte 
eine Gefahr erkennen. 
Karlaruhe Hydrologische Verhältnisse 
Das vorgeschlagene Gelünde liegt unmittelbar am rechten Rheinufer, von ihm getrennt durch den Rochwasserdamm. 
Der höchste seit 1824 bekazL~te Grundwasserstand ist -1.5 m bezogen auf die vorgesehene Straßen- und Geländehöhe von 
104.50 m + N!f. Der durchschnittliche Rheinwasserstand liegt bei 103.0 m +RN, der höchste seit 1824 bekannte Wasserstand war 
in der Nähe des Reaktorgeländes 105.20 m + NN. 
~a das regulierte Rheinbett eine sehr hohe Abflußgeschwindigkeit erlaubt, ist die Dauer von Hochwasserwellen so kurz, daß 
keine Rückwirkung auf den Grundwasserstand festzustellen ist. Das natürliche Einzugsgebiet des Oberrheins von Karlsruhe bis 
Basel ist durch Schwarzwald und Vogesen so eingeengt, daß die Zubringer auf dieser Strecke zu einem katastrophalen Rochwass,er 
nicht beitragen können. Die Mündung der Aare mit Reuß und Limmat, Zuflüsse, welche bei Hochwasser grofe Wassermengen führen, 
liegen über 200 km stromauf. 
Eine Vorstellung von der Aufnahmefähigkeit des Rheinbettes gibt die Tabelle der Wassermengen: 
{
Höchstes, bekanntes Hochwasser 
Mittelwert der Hochwasser 
seit 1921 Mittelwasser 
Mittelwert der Niedrigwasser 
geringstes, bekanntes Niedrigwasser 
4 330 m3/s 
2 740 " 




In gleicher Lage zum Strom befinden sich einige große Industrie-Anlagen, Karlsruher F~einhafen, Zellstoffwerk Maxau, Groß-
kraftwerk Badenwerk, die sicherlich nicht entstanden wären, wenn das Gebiet um Karlsruhe hochwassergefährdet wäre. 
Die bekanntgegebenen Umstände bezügl. Hochwasser und Grundwasserstand lassen keine Schwierigkeiten erkennen, denen nicht durch 
übliche Baugründung begegnet werden könnte. Keller und begehbare Kanäle müssen wasaardicht betoniert und vielleicht zur Sicher-







München Tiydrologische Verhältnisse 
Das vorgeschlagene Gelände befindet eich am Rand des Dachauer Mooses, das sich nördlich der Stadt zwischen Aoper und Isar er-
streckt. Der Begriff "Moos" bedeutet im dortigen Sprachgebrauch soviel wie Heide, und das Gebiet trägt auch die hierfür typi-
sche Vegetation. (Es is-t Naturschutzgebiet) 
Das Gelände ist ausgesprochen trocken, der Grundwasserspiegel steht auf -3.2 m. 
(":!r'loos" ist zu unterscheiden von "Moor", welches hohe Bodenfeuchtigkeit hat und gekennzeichnet ist durch Torfstich und das 
Fehlen von Siedlungen) 
nie beim Bau der Autobahn München-Nürnberg und die anläßlich von Probeuntersuchungen zum geplanten Bau eines Flugplatzes im 
Krieg gewonnenen Aufschlüsse erbringen den Nachweis, daß es sich um einen sehr guten Baugrund handelt. (Stadtrat Fischer hat 
wruLrend seiner früheren Tätigkeit beim Landesplanungsamt die Gebiete nördlich der Stadt bearbeitet und genau kennengelernt.) 
Ei..111e allgemeine tlberschwenmnmgsgefahr besteht offenbar nicht. Der höchste, seit Bestehen des Systems "7U ttlere Isar" bekann-
te Hochwasserstand der Isar betrug 487.04 m gemessen bei der Ufergelände-Xote 499.0 m; der niedrigste Stand betrug 484.13 m, 
was einem Hub von rund 3 m e~tspricht. Zwischen der dem Gelände am nächsten liegenden FluGkote 469 und dem Gelände selbst 
liegt eine Bodenschwelle von etwa 7 m Höhe, so daß ein ausreichender Schutz vorhanden wäre, wenn die Isar über die Ufer ihres 
alten natürlichen Bettes treten würde. Außerdem bietet der Xanal ":llittlere Isar" als Entlastungsflußbett eine denkbar hohe 
-z~~ätzliche Sicherheit. 
Tatsächlich wurde auch das GelSl'lde beim katastrophalen Hochwasser 1m Sommer 1954 nicht uöerschwemmt. 
Der Gru.~dwasserstrom zieht in annähernd nördlicher Richtung fast parallel zum Fluß; eine Abhängigkeit des Grundwasserspiegels 
vom Wasserstand von Amper und Isar ist kaum zu erkennen. 
Die hydrologischen Verhältnisse schließen kei..~e erke~~baren Gefahren ein; es sind keine Tatsachen bekannt, die den Bau und 
Betrieb des Reaktors erschweren würden. 
Karlsruhe ~eteorologische Verhältniese 1\!ünchen 
Die graphische Darstellungder prozentualen Windhäufigkeit 
bezogen auf die Tiimmeleriohtungen zeigt eine Uberraechenda 
Ubereinotimmung mit den Verhältniesen in München. F.s herr-
schen zwei eu~geprligte Richtungen, nämlich SW und NE vor. 
Bei der vorgesehenen Lage der Station zur Stadt bestrei-
chen, von der St8tion aus gesehen, nur die aus dem Sektor 
~ - R kommenden ~inde dicht besiedeltes Stadtgebiet, de-
ren Anteil en der Gesamtheit 10.2% beträgt. Der Anteil der 
~indstille mit 7% kann als günstig bezeichnet werden. Die 
durchschnittliche Dauer der Bodennebel beträgt 
Die graphische Darstellung der prozentualen Windhäufigkeit be-
zogen auf die Himmelerichtungen zeigt zwei deutlich auegapreg-
te Vorzugsrichtungen, nämlich WSTI und BlE. Beide Richtungen 
bestreichen das geschlossene, dicht besiedelte Stadtgebiet 
nicht. Die eine zwischen NE und E liegende Vorzugsrichtung 
zeigt in den freien Raum zwischen dem nördlicheil Stadtr~nd und 
Dachau. Die Großstadt selbst liegt ziemlich genau in dem von 
den N- und NF.-Winden gebildeten Sektor, in d~m nur 10.4~ aller 
im Jahresdurchschnitt auftretenden Winde vorkommen. 
Diese beiden vorherrschenden ~indrichtungen kommen offenbar 
dadurch zustande, daß eich der regionalen Windrichtung ein lo-
kales, für die E~ene nördlich Münchens typisches ~indsyotem 
überlagert, bei dem tagsüber nord- bis nordöstliche, nachts 
süd- bis südwestliche Winde sich ausbilden. Beachtlich ist fer-
ner eine gewisse Häufigkeit der Windstille, die im Jahresdurch-
schnitt 12.7% beträgt, im Herbst und ~inter aber bis zu 19-2% 
ansteigt. Es kommt hierbei nicht selten zur Ausbildung von Bo-
dennebeln. Die durchschnittliche Dauer der Bodennebel im Jahr 
beträgt 375 Std. an insgesamt 60 Tagen. 













Sonstige klimatische Werte 
Meereshöhe 
mittl.Luftdruck 





mm. " (Jen.) 
mittl.Niederechlagshöhe 
mittl.Sonnenecheindsuer je Tag 
mittl.Zahl der FroRttsffe im Jahr 
Neb€ltege " 
mittl.t~zahl d.Stunden mit Nebel im Jahr 













Die ~ häuffesten nuftretence mittlere Windgesch~indic,keit beträgt an beiden Orten 3·5 m/s, so daß die Luftma3een mit einer durch-
schnittlichen Gtsch~indiskeit von et~e 12 km/h wandern. Bei solchen GeschwindiGkeiten ist aber bereits eine starke Turbulenz zu er-
kennen, die zu einer intensiven Durchmischung der Luftmassen und damit zu einer Verdünnung der in der Luft etwa e11thal tenen rudi'>-
sktiven Gase oder ~t~_ubteilchen führt. Erst bei Geschwindigkeiten unter 1-2 m/s kann von einer nennenswerten Turbulenz nicht mehr 
gesprochen werdE'Il. T:afür dauert aber der Traneport der Luftkörper eine entsprechend längere Zeit, in der sich die Verri"genmg der 




Bei einer Windgeschwindigkeit von beispieleweise 1 m/s würde dies bedeuten: 
Entfernung Reaktor- Stadtmitte 
Reisezeit eines Luftteilchens 




In beiden Fällen müssen nach endgültiger Wahl des Standortes sorgfältige Untersuchungen über das lokale Klima angestellt werden, da-
mit eine Gefährdung der Bevölkerung im Nachbarbereich mit Sicherheit vermieden wird. CO 
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Bauent~ürfe und Baukosten 
Die von den Architekten vorgelegten Entwürfe vermitteln einen ersten Dberblick uöer die Gesamt-Situation und die ungefähren Kosten 
für den Bauabschnitt I. 
Vorgesehen ist jeweils die Bebauung von 2 Geländeflächen, die ungefähr 10 km voneinander entfernt sind, nämlich 
Bauvorhaben a) 
b) 
Max-Planck-Institut für Physik und Reaktor-Verwaltung 
Reaktor-Station. 
Über das Bauvorhaben a) lagen einigermaßen genaueAngaben über Raumbedarf, Raumeinteilung und Verwendungszweck der Räume vor, so 
daß die Entwürfe dieses Teils in ihrem äußeren Bild sich von der endgültigen Ausführung nicht mehr grundsätzlich unterscheiden wer-
den. Die Tatsache, daß die Entwürfe zweier bedeutender Architekten in wesentlichen Punkten, wie Gestaltung der Baukörper, ihre gegen-
seitige Verbindung, Bauweise, uöereinstimmen, kann als ein Beweis dafür angesehen werden, daß die Lösung der gestellten Aufgabe rich-
tig ist. 
~~~ 
Vom Bauvorhaben b) konnten lediglich über das Institut für Reaktor- und Neutronenphysik Angaben gemacht werden, die einen Architektur-
Entwurf und eine Baukosten-Berechnung erlaubten. Über den Reaktor selbst, seine Größe, seinen Typ und über die zugehörigen chemi-
schen Institute liegen noch keine Unterlagen vor, die einen Entwur:f' ähnlich a) ermöglichen würden. ---
<I'N"f--~-2. 
Die vorliegenden Pläne und Berechnungen umfassen den technisch geklärten Bauabschnitt I, mit dem sofort nach Wahl des Standortes be-
gonnen und der in etwa 2 Jahren fertiggestellt werden kann. 
In der Zwischenzeit wäre aber auch die Planung des Bauabschnittes II, umfassend Reaktor-Station, Hilfebetriebe und einen Teil der 














1. Grunderwerb, Aufschließen, Herrichten 
des Geländes für: 






Im Projekt Karlsruhe ist eine Reizdampf-FernleitunE mit #' 
DM: 350.000,-- eingerechnet, so daß der Bau eines eigenen { 
Reizhauses entfällt. . 
Die Stadt München erklärt sich bereit, über den Kaufpreis 
für 100 ha-Reaktor-Gelände zu verhandeln. (Eingesetzt mit 
DM: 350.000,--) 
Die Stadt Karlaruhe erklärt sich bereit, über die Über-
nahme der Kosten Poa.1) zu verhandeln 
DM: 3 800.000,--
DM: 1 351 .000,--
DM: 5 151.000,--
2. Gebäudekosten 





Die ho!leren Preise beim Projekt München erklären sich daraus, 
daß der gesamte umbaute Raum um etwa 10 000 m~ gröEer ist als 
beim Projekt Karlsruhe, d.h. es ist bereits eine gewisse 
Raum-Reserve eingerechnet. 
Die Zahlen beider Projekte dürfen nicht unmittelbar verglichen oder zu einer Bewertung herangezogen werden, da es sich um einen 
ersten Vorentwurf handelt, der den Architekten weiten Spielraum ließ. Unter Berücksichtigung der Mehr- oder Minderleistungen ist 
jedoch eine weitgehende Übereinstimmung festzustellen. 
Bei den heute gültigen Preisen muß für den Bauabschnitt I mit einem Betrag von 
DM: 7 500.000,--
tei eL~er Bauzeit von 2 Jahren gereebnet werden. 
15. Das Standortgutachten von Hermann Reusch. 





Dr. W. Bö t z k e s 
Industriekreditbank A.G. 
(22a) D ü s s e l d o r f 
Karl-Theodor-Str. 6-8 
D. 
Sehr verehrter, lieber Herr Bötzkes! 
Betrifft: Reaktorstation I Standortfrage 
.--
Ich habe die Projekte München und Karlsruhe von 
unserer Abteilung Industriebau überprüfen lassen und über-
sende Ihnen beigeschlossen die Stellungnahme dieser Stelle. 
Durchdruck dieses Schreibens und der Anlage leite 
ich mit gleicher Post Herrn Dr. Telschow zu. 
Mit hochachtungsvollen Grüssen und Glückauf bin 
ich 




Sterkrade, den 25. Januar 1955 
Betrifft: Reaktorstation I Kritischer Vergleich der 
Projekte t1:ünchen und Karlsruhe 
E r 12' e b n i s 
Der kritische Vergleich der beiden vorgenannten Projekte 
fällt bei aller Sachlichkeit in Bezug auf die Standortfrage 
eindeutig zugunsten Karlsruhe aus. 
B e g r ü n d u n g 
Hinsichtlich des Standortes sprechen für Karlsruhe folgende 
Vorteile: 
Stromversorgung: Die Netzsicherheit ist in Karlsruhe 
grosser, da d1e Speisung über zwei getrennte Kabel von 
einer verkabelten Rin~leitung aus erfolgt. Die Entfer~ 
nung von den nächstgelegenen Anschlusspunkten der Ring-
leitung betrigt nur etwa 25% gegenüber den Verhältnis-
sen in München. 
Gasversor~ung: Das Gas kann in P§enügender Menge und ge-
nugendem ruck dem vorhandenen tädtenetz bei nur 3 Rm 
neuer Anschlussleitung entnommen werden. In München 
könnte die Gasversorgung nur über eine noch neu zu ver-
legende Ferngasleitung erfolgen. 
Wasserversorfung: Kühlwesser und Spülwasser zur Ver-
dunnung vonbfallstoffen kanft in beliebigen Mengen dem 
Rhein entnommen werden. Die Beschaffung grösserer Wasser-
mengen ist in München schwierig und nur unter Aufwand 
riesiger Kosten möglich. 
Geländeverhältnisse: Das in Frage kommende Gelände ein-
schl1essl1ch des Geländes für spätere Erweiterungen ist 
jetzt bereits städtisches Eiaentum und zeichnet sich 
durch eine günstige Lage am ~hein mit vorteilhaften na-
türlichen Abgrenzungen und Einfriedigun~en im Osten durcl 
einen Hochwasserdamm und im Westen durcn den Rhein aus. 
Das Münchener Gelände erfordert dagegen jetzt bereits Flt 
bereinigungen, Auflösung des Hofgutes~ Umlegung eines 
Ortsverb1nduhgsweges und bei späteren ßrweiterungen den 
Kauf des benötigten Geländes von Privatei~entümern. Ge-
gebenenfalls müsste ein städtisches Gelänae an der an-
deren Autobahnseite herangezogen werden. Das Münchener 
Gelände liegt frei und ist ohne natürliche Abgrenzungen. 
Verkehrslage: Vorteilhaft sind Gleisanschluss und Schiff-
fahrtsweg ferner kurze Verbindungen zwischen den Ar-





Das Max-Planck-Institut kann unmittelbar bei der Tech-
nischen Hochschule innerhalb des Stadtgebietes errichtet 
werden. 
Das Reaktorgelände ist ~it den vorhandenen städtischen 
Verkehrsmitteln zu erreichen, während in München ein 
werkseigener Pendelverkehr eingerichtet werden mUsste. 
Meteoral ische Verhältnisse: Der Anteil der Windstille 
e rag nur. .~. ln a~ sr~ e gegenüber 12,5 % im Mittel 
und 1~,2 % 1m h1nter 1n ~unchen. 
Durchschnittliche Dauer des Bodennebels in Karlsruhe 
35 Tage gegenüber 60 Tagen in rviünchen. 
Ftir München lassen sich gegenliber Karlsruhe folgende unwe-
sentliche V-orteile anftinren: 
Gasversorgung: Späterer Anschluss an die Ferngasleitung. 
Verkehrslage: Grössere Nähe zur Autobahn, wenn die not-
wendlge Veriangerung durchgeführt ist. 
Meirorolo~ische Verhältnisse: Die grössere Entfernung zum 
Stadtzen rum erscheint gunstiger ftir das Abklingen der 
Radioaktivität der Abgase bei schwachem Nind. 
Die geologischen und hydrologischen Verhältnisse sind flir 
beide Standorte prakt1sch gie1ch. 
Ftir die Wahl von Karlsruhe sprechen vor allem die sehr gün-
stigen Geländeverhältnisse, die bei vorteilhafter Lage und 
natUrliehen Abgrenzungen unbehinderte Erweiterungsmöglich-
keiten bieten. Jeil es sich um ein Arbeitsgebiet handelt, 
tiber das in Deutschland noch keine Erfahrun~en vorliegen und 
bei dem mit überraschenden und heute kaum tioersehbaren Ent-
wicklungen gerechnet werden muss 1 sollte man einen Standort wählen, der allen zukünftigen En~wicklungen gerecht wird. 
Nicht nur das jegliche Erweiterung zulassende Geläpde selbst 
sondern auch seine verkehrstechnisch günstige Lage am Rhein, 
der mögliche Eisenbahnanschluss sowie vor allem die unbe-
grenzte Möglichkeit der Ktihl- und Spillwasser-Entnahme aus de1 
Rhein sind in diesem Zusammenhang von eminenter Bedeutung. 
Die Verhältnisse in München zwingen dagegen von vornherein. 
zu einer gewissen Beschränkung. 
Übergeordnete Gesichtspunkte, insbesondere die westlichere 
Lage, sprechen ebenfalls ftir Karlsruhe. 
Der Hinweis von Prof. Reisenberg auf das nach seiner Ansicht 
günstiger~ wissenschaftliche Klima in München dUrfte einer 
sachlichen Kritik kaum standhalten. Das mit der TH Karlsruhe 
unmittelbar verbundene MPI dUrfte zweifellos die :e.x:l&!fx er-
forderliche Anziehungskraft auf die in Betracht kon~enden 
hochqualifizierten, wissenschaftlichen Kräfte austiben. Auch 
sollte man die wissenschaftliche Ausbeute eines Forschungs-
institutes nicht abhängig machen von der Grösse des Univer-
sitäts- und Hochschulbetriebes. 
- 3 -
- 3 -
Der lebensnotwendige enge Kontakt zwischen MPI und TH wUrde 
durch die besseren örtl1chen Verhältnisse in Karlsruhe eben-
falls beglinstigto 
Zu den von beiden Städten vorgelegten Bauvorschlägen kann 
mit gutem Recht gesagt werden, dass der Entwurf KarlsDlh.e 
gegenüber MUnchen ru~.r~..__klar.e.r~.J.ln~LJ:l.J'Chi tektonisch .an.:::: 
snrechenaer ist. Hinslcn1ITch der Zuordriun;~ca-e:r-·"e1nZelnen 
Gebäude zue"iiiäüd'er und der Gliederung der Baukörper ist der 
Karlsruher Vorschlag in den Einzelhe1ten besser durchdacht, 
wie überhaupt der ganze Vorschlag sorgfältioer und gründ-
licher durchgearbe1tet ist als der von MUnchen. FUr die Wahl 
des Standortes dUrften die Bauentwürfe jedoch im Augenblick 
ebensowie die ermittelten Baukosten, die angemessen erschei-
nen, nicht von besonderer Bedeutung sein. 
235 
16. Die Stadtverwaltung Karlsruhe unterrichtet Minister Famy davon, daß sie 
Bundestagspräsident Dr. Eugen Gerstenmaier für sich zu gewinnen suchte. 
STADT KARLSRUHE KARLSRUHE 1. 2. 1955 
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Herrn Minister 




(22) B o n n I Rhein 
Welckestraße 2 
1. Herrn Bundestagspräsident Dr. Eugen Gerstenmaier, Bo~n. 
ncrr ltinictcrprttaidont Dr., Gobho.rd E'Ullor hat mir empfohlen, 
Sie, tJohr geehrtor llor:r Eu..ndeatageprlloidont, Ubcr dio BcmU-
hnn~en dt"r Stadt Ke.rlaruho, Si t~ deo itl :I~tmdeacebiet eoplan-
ten 1\to:mmeilero ,tl.l, worden; ~u u .• 1.tcrriohten .. Sehr gerne komme 
ich d.ieaer Anregung nach und arlaubo mir, Si~ um Ihre tat-
l::rüftige Unt~rstUtßu.ng zu bi ttan. 
Sowoi t uns bokrumt wurde, eollen für d.i~tiloa I'rojcl!:t die StUd te 
L"U.nohan und. Karl.sruha in <l.ie Sllßt!lto Wahl 60ZO{SEm sein. 
Herr .Prof'asoor Dr .. neiaenborg uoiet nach den LU'lG eutcil aewor-
dcnen Informationen aua wohl Uberwiegcna pcroUnlichen Grtmden 
d.azn9 1Yillnchen den Vorzue zu gobon. Wir sind aber davon Uber-
s.'!leugt, daß Ko1•1erUhe $.ÜS Standort cL~er solchen Hoaktorotntion 
eute t1öglicllkaiten biotat und gegenüber UiUnchon ooga:::- ßMZ 
ontochcidcnde Vortoilc anfzuwoisen hat& 
loh erlnubo mir, nachstehend einige :mir wesentlich orocllcinen-
o.e, !Ur t:arlorllhe opreohond~ Paktoren anzui'Uhren: 
1. An der älteeton Technischen Hochnchllle «J'riderieicma" au:f 
rc1chadcutaohem Roden. der Stüd.te großer Ent<leck~::~I~.gen U."l.d 
Erfin.dllll{r,an, besteht ein Institut fll.r die ehern. TocllJlik • 
.Daa Kul tllsminioterium 1laden-Wtirtte~bcrc ~ ho.t Leh:ratUhle für 
Herlm l?rofesMr Dr. Hoiocnborg und wci toro W isse!'..ochoftler 
an dar Tachnischen Hochechule Y.arlaruha,un1 der nahegelogo-
.no.n Univft)raitiit Beidelberg in Aussicht ~catellt. 13o1 boi-
den Instituten ein<l Erwoi tcrWlgomtieliohkei to.n c;eg~ben. 
2 .. DtH3 i'!lr di~ Ansiedlung diooos Fo::.<schunt;rment:r~mc vorgesehene 
GoU:Lntle im Aua:..-:loß von 100 ha befindet sich in VGrkoh:re-
giinotiger Lsga am P.heinetrond. u.nd bietet die et-wa notwon-
<licen BY.>wei terrmeemVglich .. 1te1 ton. !)er ttntl!!'Gl'tma iot !Ur 
acl~ achwere Strukturen und Gebäude gecicnot. 
3o~ Kn:rloruhe hat eine großzUgie;e, tcoderne H:;d'onanlacc mit 6 
Decken und ßinom Vorhafen. Bin Hufenbocken in wwuttclbu..rer 
r.mw der geplt1nto11 Sto.tion ist vorhanden. 
4• Elel~triooho kroft iot otUndie verfür;ba.r. ao>Vohl durch dao 
Stfidtiaohe Elektrizittltm.rork, als auch uu.:rch die im Dau 
bo!'.tndlichc in nL:choter nfllie dc::- Heskto.!'ctntion lier,e.rultl 
GroBlrraftanlnr;o "J3adonwor1:" _ ilic ochon in do:::- ersten Aucbnu-
etute !)ü Iilli crgouct. 
5. Die flio.Oenclo Wo.oocrtJence tloo J\hcinco bctrG.r,t 1. 2()0 cbm/Sc-
cunde; ans i•bwaooerproblcrr:. l::rom bO\":Li.l tigt nerdon. 
tl.ntcr <len ßtml!i won:ir,o.n deutschen Brtricbon 11 dio nui' dem G~­
b:icte der Atmrnoocrproblor.ie Pionierarbeit geleistet haben~ 
ott:ht die in I~arlaru.~-te anoü.soie;e Mnoctinon:Cabrik !)r. Hell-
mut Gcic(l)r obono,n .. !loben dem Kllll'anlacenbc~,u, in dem Dr. Oci-
ger .flihrsna iot~ befaßt aich diesec Unternehmen nuch mit 
der IlOrE:ltellunr; tlllsohinclle:r- Einr:ichtW'l(;on zur Ktihlwaaoer-
re:.tn:it;nnc boi llu.r.:lpfl'::rnftvro:rl':en .. 
6.,. Dio nufttrobenae Großatadt Karloruho rnit z" zt. 217 .. 000 
Einwohrlern liect run Rhein und wectlich doa Sohwßlim!o.l<loo, 
wna .für tlao Vorhuben von \\'iolrt"ic;h.dt eoin ü:Urfte .. 
'7 •. t•er Großbetrieb der elektro-tocbniaohen rna.uetrie Firma 
Siomona f;; Hnlake Karleruhe "" besohUftigt z., Zt .. rd .. 5000 
.Ar bE;si ts!a;•t:.fte. r:·ie Pertie;une richtet sich vorn~.h:r;llich auf 
Hundft.tttlq!:erlite und zutwhör ~ eleldroalmstische Ubertra.c;uncs-
onloe;on ütlcl -enrlitEJ, elektrieoho li~e.ß- und PrtJ_fgcrllt~, Jl:xpe-
rirnonticr- tw.d. J~mo.nert!'e.t:tonsnnlo.gen, Yilimo- WJ.d. vorfoh-
ranetechnioch~ :Heß- u.na. 1\ogloranlagon, oowio ctrahlunr:;omcß-
gcrllte. · 
Alo noi torc protlul;;:tion.stechnisch interosoante tJntc.r.nohmen 
etwa der chemiochen nranche würen u. a. die Deu.tsch ... !~oloniE>.lc 
Gerbatoffg~scllaohaft sowie Uic Fluo!~Chemio ~~ nennen. 
·Bei ilcr r'luor-Chcmie handelt oo oich um daa moclernote PluO-
sput-Aui'boroi'ct!l..nBBWtn:·k Europu.a. BezUglieh der cheniochen 
!nU.u.otrie ist IM! bemerken; daß eich in einer ~t:fornung 
von weniger :;\lS 60 lw dut?J Zentrum ohe:miecher !i\ertigU!l{jon 
aller Art eJe Hhein-HE:~okar-Zu.ao.nr;.enfll.lß befindet (DaG.isohe 
Anilin- und Godufobrik). 
SUdlieh von ru~lsruhe hat die fUhrcn~e Spezialfabrik für 
Gtrnhlenooht:::ta~plntten ih:rcn ni tz .. 
8. Die in mi ttloren Uchwar~ald. fcot(;oatclltcn Uranvorkornnen 
sind von Korlol•ttho cua nu.ß,.;Jrordcntlich vcrkohragUnetig 
durch Duimt Stro!ilo und Wa.osor..veg zu erreichen. 
Es .sind au.ßar~c.b.l'<lcrs:pntvorkommen vorhanden .. 
Ich hoffe,. !hrH.m 11 ee!:t.r geehrter Harr Bundestagspräsident, 
r.lit diesen Z~ilon ~inige HinVlaiso e;occben zu hnbon.• dic:: den 
fiunsoh u()r Stn:lt Kerlo!'tlhe bocrUndcn, Stenü.ort dee. A t-oi:'lt'!oil~rs 
und G.i tz ueo l~ax-rla.'1ck-Insti tuts Ztl werden. 
!eh erln~be mir; Sie noc~~la höfliclLBt zu bitten, dnn Stre-
ben unscro7:' 0ta<lt 1~u tmtcret\itßon- PU!' lh!'c;J frOtmd.lichen Ile-
nl!huncetr. du.nl~e ich :Lrn. vornua boeteno. 




17. Der Präsident der Max-Pianck-Gesellschaft, Prof. Otto Hahn, unterrichtet Prinz 
Max Egon zu Fürstenberg. 
(2C/o) II. 55 
der I.:a::-rl8~1ok-Gesell:=:cl:.aft 
Gö·~·Gi11Gt..r_, ~CJ~J 
3;""'..nse!is ·er·. 10 
~E:l. 365::; z11!' :·c~ !' cl e rtc.1.~~ d e ~· ."i f.: 2 e!1~ c~)a~ te n 
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Seiner J}L":.rohlat•.oht 
Prinz ~ax jeon zu Flirstenberc, 
Donat::.e sch:i.loru~n/Bt::!d.en 
Sohle ss. 
dante io~1 vielne.ls IL:r Ih:re!l liebenc·;:~'.rd:t.;;.en 3rief "TO!:l 5. ::?ebr., 
i!:. deo. .Si8 n:icl). 1Jj~t·~s:·~, r'.t;.:f IIerr:1 I'l"of. ~:_ji.F~=z·:rr:;::G ':.'e2en c.i.es 
St2.r_ö.orts fl:x den fl'~ :Ueutsohle.nd ßeplanten Kernree:.l':tor ·=:L~Jxss 
zu nehmen. 
Ich ch:::cf d?.zu sage~~, dass die Ver·handl1..U1CS.tl, ob I:<;.;·J.r~2."1.J_:.18 o~i.sr 
I.!ünol1en, ja seit l&.l1ger Zeit hiE-1.1J."1cl ~lergeg::.~12:8.!.! zin<l, c1::~Js je·cßt 
aber :loch insl)ferr~. eine :S.!.l'Gsoheidu.r..~; .-~e~lil'o:u·en ü:·c, E·-ls EE l"r 
fiJIJ~l":B~~I~G sic!1 e~1ct;t;_ltig Iiir I~t.·~'lc!·!el1 e!"".::~sc!1loss'. :·:. ~:..tt't, l18.r.rtsCcl1-
lioh a1..:s den C·rm1ci.e, r1eil L:'U..!1ohen ei:·:e D'niv-:=;rsit2.t und Tech-
nische Hoob::ohule hat, also sel:r -riel r,:ehr 3)~u0.enten, 1.~.11d (arait 
mcoh die i.:cjgliohkei t siner c;:rlicse:ren ;~~.~s·:.JE.hl der i:i ).:;fl.rbeite::.". 
I'ie e11::6~:.1 ~ige ::~tscl:ei~:::·1c lie:;~ r:;·:·Er nio~:.~ bei :. :~o::esE.o~., 
B.~?:G, abe::.·· ic:.-1 .~:.ls.t'..lJe, ·~ l1Cl1 i1:1 I·.:i~:is.:vr:;!'i "'.."....::.:1 ~. ~tl ... C~ r:r:.~;. ::.t~ der:·. 
sohh·.ss vor~. :L-ro~·. ~:e::..r:e~1be::-[; n::.cl-;, 0,: "~torbei;e:1en. 
-':'*-,-- -- ..... 
_.:. .. -' ...... · ... .:. 
::Ja ::Ül" aber 2.'\}.0~1 :)e::e:L'1t ist, G.e.ss :t:E :rlsru.he durch sei;:e Ie~-:;e U..'1d 
vieles S'.nclere eber_:~e.lls ein geeiGneter OrJü fi.~r ei~:en IC8:rn:ree.l~-'cor 
ist, l~E'.be icl! ~eu.lich sirleL1 ""-lsrtret8r- ir..1 3t~16.es:~enzle~·e.~t .:ie 
J· .. :rre;t'..:cg gegeben, man nöge .:::ooh,naohdem üie r:::::·s"Jen ·-rfahrur..;en 
mit -::L:em bescheidenen Kernreaktor in I.~U:chen gen'ö.oht ··:'o:rö.en sinC., 
e:!..!.cen grösseren lleaktor fU..r Ke.rlsruhe in Lusr:icht nshmen. I'ieser 
grössere w~'i.:rde dann zur Ge\'linnung vol1 Strom eingerichtet ',".'erden, 
\'li:i!-~rend es d..d1 bei dem I.ili.nohener l::leine:J. Real:tor ja hauptsl:'.ohlioh 
um die Gev1innung radioaktiver Isotope handelt. Ich glaube tats~:ot~­
lioh, dass eine solche Trennung - Veysuohsrealctor in El:Lnohen/ elel:-
trisoher Strom in I~a:rls:ruhe - eiEe l!e';;i ese ":·t:'cssiol'!t hi:'.t-i:;e, reali-
siert zu '.'.'e:rden, v.nd demit 'N2.re auch den \lli..risc~oen von :S::::.~·en-\7lirt·~;em­
berc ;eö.isnt. 
I.Ii'i:i vorz~~:;liohe:r rlo8~1::.cütun; bin ich 
Il1r I.i-u1en r:;el:r ':Jrgeuener 
18. Zur Beurteilung der Standortwahl unter militärischen Gesichtspunkten fertigt Dipl. 
Physiker Lützow am 5. März 1955 eine Stellungnahme für General Heusinger. 
L tl. t 1: o w Bonn, den 5. März 1955 
Dipl. Physiker 
V CQ 1 
N o t 1 z 
!Ur Herrn Gereral Heueinger • 
Betr.& Bau eines deuteoben Atommeilers. 
s / •, 
Der für Deutachland erlaubte und geplante Atoameiler, welcher 
!Ur eine atomenergetische Leistung von looo - 15oo KW gebaut 
werden soll, wird !Ur Deutachland in folgender Weise von er-
heblicher Bedeutung sein a 
a) Für die Herstellung von Isotopen !Ur Verwendung in 
der Medizin, Industrie und in der wiastneohaftliohen 
Foreouunga 
b) fUr die experiment~elle Foreohung auf dem atom-
phyaikaliaohen GebietJ 
o) !Ur die Nachwuchsauebildung von Physikern :f.IJ.r dieaea 
Gebiet. 
Bei der Auswahl dee Ortes !at deshalb die Erhaltung und der 
Schutz folgender Werte zu b~ß~nken : 
etwaige bedeutungsvolle Foreohungeergebniase 
Vorräte an wertvollen Isotopen, die der wissen-
eoha!tlichen Forschung eines Gegners Vorteile 
bringen würden; 
die Wisoeneohaftler selbst, die1 wenn sie in die 
Hand des Feindes fa.ll~n, sofort in ihrer RUstungs-
forsohung eingesetzt werden; 
die werrvollen Geräte und das Material~ welches 
im Atommeiler und den darum be!indliohen Laborato-




Der gröeete und wertvollste Anteil dieses 
Geräte let davon ortsfte!,d.h. es kann nicht 
11d.., 1,j._._.,_._ abtranlllportier"t werden. 
Wenn bei der Ortewahl zwischen OöUingen, MU.nchen und Karle-
ruhe zu entscheiden ~. so kann aus der Beurteilung obiger 
Werte heraus die Wahl nur auf Karlsruhe fallen. Dieser Ort 
bietet die grHeete 1ahreaheinl1ahke1t, niaht in die Hand des 
Gegners zu falflen bzw. da~ noah di~en autse!Uhrten Werte 
e!imtUchet nach Westen abtransportiert werden könnten - bie 
auf die ortefesten baulichen Anteile. . .; . . 
~·I"~ r·7"14 
Ea darf hinzugefUgt werden, daea Karleruhe auahVhinsichtlioh 
einer beabsichtigten und bereits in seinen Anfängen in Gang 
befindlichen wis~ansahaftlichen Teambildung an der Univer-
sität Freiburg, welche gewisee;( Foreohungen durohfU.hren soll, 
die in behördlichen Interesse liegen (BMI, BMV, BMWo und 
Dieet8telle Blank) und die einen w1e•eneohaftl1ohen (ontakt 
mit dem Atommeiler brauofien wUrde. 
Weiterhin sollte bei der ~rtliohen Lageauewahl bedabht werden 
daee der Atommeiler und die dazugehörigen Laboratorien mög-
liohet weit aueaarhalb der Stadt gebaut würden, da der 
·Atom.aeiler im gegebenen Fall ein wiohtigel!t Ziel !Ur die 
gegnerischen BombenabwUrfe eein kann. (/ 
/ (1j~~ 
19. Oberbürgermeister Schlapper von Baden-Baden setzt sich für die Karlsruher 
Belange bei Bundeskanzler Adenauer ein. 
Abschrift 
A ktenno ti z: 
OberbUreermeister Schlepper von Baden-Baden hat mir am 
24. März 1955 vormittags telefonisch mitr,eteilt, dass er bei 
seiner Besprechung mit de~ Bundeskanzler in Bonn alle Argu-
mente vorgetragen habe, die für die Wahl von Kerlsruhe sprächen. 
Der Kanzler habe ihm erklärt, dass er eine endgültige Antwort 
nicht erteilen könne, Schlapper könne eber zu seiner Beruhigung 
registrieren, dass er (Adenauer) alle hrgumente zur Kenntnis 
genommen habe. Adeneuer habe darauf hingewiesen, dass von 
ihm ein Gutachten von den höchsten militärischen Stellen liber 
den Standort des Atommeilers angefordert worden sei, von diesem 
Gutachten werde er in erster Linie seine Bntocheidung abhängig 
mr;chen, auch wenn andere Momente mit berücksichtigt werden müss-
ten.. Der Bundeskanzler habe um strene vortrauliche Behandlung 
gebeten. 
Staatssekretär Dr. Globke hnbe sich sehr zurückhaltend ausge-
sprochen; immerhin habe er zu erkennen eegeben, dass die Chancen 
für Kerlsruhe etwas günstiger zu werten seien, und zugesagt, · 
er werde sich für Yillrlsruhe einsetzen. 
Stuttgart, den 24. März 1955 
Herrn 
Minister F a r n y 
S ~ u t t R a r t 




20. Die Stadt Aachen versucht sich beim Ministerpräsidenten des Landes Nordrhein-
Westfalen, Kar/ Amold, als Standort für die "Bundes-Reaktorstation" ins Gespräch 
zu bringen. 
A b s c h r i f t 
242 
Aachen, den 20. April 1955. 
Rathaue 
Herrn Ministerpräsidenten Karl A r n o 1 d, Düsseldorf 
Landesregierung 
Sehr Terehrter Herr Ministerpräsident! 
Nach den neueeten Informationen scheint die Errichtung eines 
Atommeilers in der Bundesrepublik mit dem bevorstehenden Auetauach 
der Ratifizierungsurkunden Uber die Pariser Verträge in ein ent-
eoheidendea Stadium zu treten. Bisheran sind in der Er5rterung 
dieser Dinge mehrere Städte, die eine Technische Hochschule be-
sitzen, als möglicher künftiger Standort benannt worden. Der Name 
Aachens, als Sitz der Techniechen Hochschule des 1nduetriere1ohsten 
Landes der Bundeerepublik, *et jedoch nicht in Erscheinung getreten. 
Wir vermögen nicht zu beurt,ilen, welche Geeichtepunkte im einzel-
nen fUr die Bestimmung des Standortes auaeohlaggebend sind. Immer-
hin erscheint es uns doch , auf Aaohen als eines der 
wichtigsten Zentren von Lehre und Forschung in der Bundearepublik 
in diesem Zusammenhang hinz~weisen, zumal auch gerade die Wirt-
schaft des Landes Nordrhein•Westfalen grHsetee Interesse an einer 
lebendigen Verbindung mit dieser Einrichtung 1m Hinblick auf alle 
' Arten der künftigen wirtschaftlichen Auenutzung der Erkenntniese 
der Kernphysik haben dUrfte. 
Wir wenden uns daher mit diesem Hinweis an Sie, eehr verehrter 
Herr Ministerpräsident, mit der Bitte, zu erwägen, ob es nicht 
angebracht ist, gegenUber der Bundesregierung, die bei der B~­
atimmung des Standortes entscheidend mitwirken wird, auf die Vor-
teile, die Aachen als Standort bieten würde und das Interesse 
des Landes Nordrhein-Westfalen, seiner Wiesenschaft und seiner 
Wirteehaft hinzuweisen. Falle die Bundesregierung und Herr 
Pro:teseor 
Professor H e 1 e e n b e r g eich diesen Uberlegungen 
~ugänglich erweisen sollt~nt WUrde die Rheinisoh-Westfälieohe 
Technische Hochschule vo~ ei~h aus alles, wao in ihren 
Kräften steht, tun, um ein optimales Ergebnis eines solchen 
Beschlusses zu gewährleisten. 






21. Aktenvermerk von ORR Dr. Pretsch aus dem Bundeswirtschaftsministerium vom 9. 
244 
Juli 1955 über das Ergebnis der Besprechung bei Bundeskanzler Adenauer am 
29.6.1955. 
- II D 2 - ~Bann~ deh 9~ Juli 1955 
1 • ) 
Jlf),::· '%'J' . . ;~~;;I~; der H. A.L f-f \, I ( f -· _, ' 
. ' • . ~ [ji'tl\,ljfn' -· V e r m ·, e r k ·. ' ·~ · ·" • · .. · · .................. . 
• ' I fgb. Nf.~ ......... :'7 ....... ~· ..... .. 
g ,r, am .••• !.~ .. :; ..... von. f:-1~ .. 
gal. am .•.••. !~ .... .. von .1#/i'{(tJt-. 
.w, ~ a~. am ..... ~ ...... von ... _.1.~.~ .•• 
-, .. · . -"·"/. tU<ß. 
Betr.: Besprechung beim Herrn BundeslwnzJ er sm 29. 6 •. 1 ;:!55 
tt!lei' den Standort des deutschen Atommeilers 
Am 7. 7. f955,unterrichtete Herr Mihi8tArialdir~ßent 
Dr. Gra~ 'im Bundeskanzieramt Herrn Minioterialrat Dr. Schn~i­
d~r vom Bunde~ministerium der Finanzen und den ~nterzeich­
nete~ Uber 'den Veriri~f·und das Ergebnis d~r oben ange~ebern~ 
Besprechun~ beim.Herrn Bundeskanzler. 
Ausser H~rrn Minister waren bei der Desprechun~ anw8-
send dir Herren Bundesminister Schäffer, Blank, Dalke und 
Strauss,· H~rr K~ltusministe~ Pro~essor Rticker und Staats-
... . I • , , 
sekretär. Dr •. duthsmuths, · Bayern·, He.rr ~.1inisterprilrlicl E 11t .. ... . . . -· ... 
Dr. MUller, Herr Wirtschaft~ministe~ Dr. Veit und Minister 
fUr:Bundesangelegenhe~ten.Farny, Baden-WUrttemberg, fornor 
. . . . .. ,' /. '. 
Herr Sta~~s.sek:retär Hallstein, Herr Botschaftor Krekeler, 
W~shingtön·~. ·Professor Dr~ R·aise:r;· _Präsident der r::eutr-cl'.el~ 
Forschunßsg~meinschaft,- von·der Physikalischen Studicn-
Ges~lJnc~~ft DU~seldorf.di~ Herreh Dr. BHtzkes und Dr. . ' ' 
TelschoWJ~owi~· Herr·~~~ Pferdmenges~ . 
~· ·. ' . 
Auf der Besprechung wurden hehü.n'c1elt: 
1) Staatlicihe b~i:retiurt~ d~r· Atomf6r~chung, . 
2) Standort' desideutschen.Atommeilers·. 
. , .. 
' WEihrens deS ers,t~n. Teils .der. Besprenhtme; berj Chtet.e ZU~'1}i(;1'if1t 
Herr. Botschafter:J(re.keler,. ,d.er. oelbBt ph~silnüj sc!:'Jf:r' Ch:l:_i-· 
km~ .1st',:. tlber ·a :r'e' · Otg~riisat\ion · de'r ~m~rÜ:ani~ ~hen A tornen'orßi.c-
korn~isslon~ Iri· seinem R~fe:rat 'b~·to~te er, 'ouss .die rnsclle 
,. ' \ . 
Entwickluhg'· de:r Fortschritte in· Ame:dka es notwend ie; mhch€·, 
ai.tch .. in· Deutsclila~d .e:i.ne sta~tliche·· Fornl fUr Cl.ie Betreuune; 
der rni t der /ito~~ne:r.gie 'zus?.mmei'lliängenden· Fraßm\ zu fil'~~:~;:r .. , 
zurnal nicht an· d:i.e ·Lieferung von spai tba~em ··Matr-J~ial ü{E: 
dem Ausland gedacht werden ktlnne 1 ·v1enn eine solche ~;t:.c•.c tlJ c: i·r 
, , , 1 t' • 
Organisation rticht.vorhanden ist. 
.- 2.·~ 
! 
Es )1er:r.achte die ulle;eme,ine Anoicht i dusa ~·f.a wUnvo'l•::nB-
w,ert ·sei, • d~m1 .' Yorb.ild ·des ·Auehmnfls ontt~rrechm•(1 ct:.c:~. iu: ' ' . ' Bundeseeh:lot,l .oine: otu11.tliche SteJ.le· .. mi·~ ('er Jktrew.t:':f~ •J:.\J' 
• , ........ .'!:.•' ·:II \ ' 1· ', ': 1 llf.':'. .': ' , 
ArbeHen ·o.uf.i;<'\or,t Gebiete ·.cler Ator.1enere;le v..tt \w~~uft,rugen, 
' ,: I 1 'o\,.,1
1
oi!:' I oo '+ ,• , , , f;:•l' • '•I·, • 1 
(Zusatz': de s;.\unterzei chrwten: · Eo '1 mLtaEi .. d 1: .. 1'~: uf h:l rt~ro:·v: 1 oc on .· .• : J.-
• 11 ,! ~·.~' :·.,';i'· ,·: l ., . ., .' 't.•,q+,\1(~ ,· .• :i! '-" 
den, · ~ ass/ ~11 .. ~ der ~~hweiz ~.ine.: ~~o,,lcl·.e.·,a ta~i tliolt~· S-f.:r;l Je 11 it.:)·l t: 
eineerichtet':iw:l.rd • .) ·Der Herr Btlndeskanzlor und ~iPrl' r.'jn1l•h.l' 
'' · .• ' . . ',t,t'l ··:. 
waren tll;l.fll'einotimmend de.r· .(\.nqicht, dass. alle botei 1 igten 
ne~~~rts neue' Pläne laUEIEJ.rb~iten··mueo:ten, \V€l01Jt• ch:ri (~l::t<t'tch=:n 
. • ' ' " , ' . 'i,' \ '\.~ ~- 1. . i . I·.·· ' ·. 
Belangen ,gerecht werden. ': " .. ;,; .. · ' :: . · . 
' , ::: Im zw.ei ten. Teil c1er. Boqp,re~h.ung tt: :l..'lto Herr r.~:l.r;1 :::·~,:·r 
Blank mit,.duss aus ·militUrischen·ErwHgungert als St~n~ort rur 
cl.eü Ve.rou~l~~re~ktor, <1esseH .. DÜu,·n;i'{;. :;iO bit; ~.C r~~i~ ~·! VSl'l.·l~·­
ochluat wira~ nur Karluruhe in Fragq.kc~mt. Die V0rtretar 
der Landesreg:l.erune; Baclen-YlUrttember·e breich.t.E:·n mm /;1, f:t1:VT.r·l~, 
clnss ·.sie ,f:J.r. Herrn Profeewor Ileiaenberg qinen lel:rntuhl in 
Heidelbe:n~ m~r· yerfUgune. stellar~ bzw.; ihm in Bnd9n-Do<1en 
einen ·geeigneten Vlohnsi:bz .einrüumen wUrden. EE> wurde 1~inlct1:1g . ' . . -··' . . .... . . . ' . . . . 
darOber erzi~lt~ da~a der.Verou~hsreaktor iri KarlArube er-
richtet 'werden .·noll. Herr Professor Hr.~icwnb~:re. Bol] von lhm 
' • ' •• ' • . ' f 
Herren Dr. •. Bötzkes und. Dr. Telschow um ·EntsaLeiduue gebetoll 
' ' , ' , ' ' I 
.. werden·; · o~ ·:er .nach. K~rlsruhe pder, Mlinchen gebm. will. Im· 
Falle.,seinel< Ub.ersiedlung·, ~ach l\1UnoJ;len wUrde ein r..ustitzlicher 
• , · • • · '1 I 
.. kleinerer Reaktor (Baukosten etv/a 3 bio 5 Mio D:l) in ~lUnchen· 
~~baut.:v~rde~~~;:;J.s Einrfchtu~g de.r Ma:r.-Pl&.ncl~-Geo:'l~-
sche.ft J?e~~~-~~ wUrde. · 
FUr de.n ,Full, ·dass Herr .Profesool' I!elit~onb~.r,:; 1<ch :fi.!r 
' I' ' 
Mllnohen e;ntsc~eiden .sollte i wurde· als .Kc\wHclu.:~ fUr <1<'ir . . .. \ ' 
Lqi ter cl e·a ,Ka:r:iEJruher Reaktors He:J;r· .. Profe ooor Gen t.l~€·:r, 
Frei bürg,.. genannt •. 
. .. . . . . ' 
HeTr ~~nisterialdiriecnt·Dri,Grauwies n~ch.djener 
' I . . 
Unterrich~ung darauf·hin; das~ Uber die Finanzierung des 
Karlsruher Reaktors nicht gel:lprochen vto'rdeu iut. Herr 
Ministerialr:at :Pr. Schneider. s.chJ,ug ·~.fUr den Karl sruhr:n~ 
.' , I \l': ' ', , 




12 :.... 25 






Bad en·..:..WUrtt'emherg, ·• 
·Bund. 
Eine en~tspreohen'de Vorlage will He:i+ r:!;. Schne:i c1 El' · FEJrrn 
~inisier Sc~Hffer unterbreiten, um fUr d1e Aufaichtsrats-
nitzung der Physikalischen Studiengesellschaft Di!P.roeldorf, 
die am 15. Juli 1955 stattfinden soll, eine Weisung zu er-
halten, f~lls dort die Finanzierung zur Sprache kommt. 
•' ,I 
·.-~ 
(Dr.: Pretsch) '1,1 :. 
t ~ '' .-
Abteilung II 
II D 2 + Bonn, den A 2!, Juli 1955 
. 2•) VAn . 
;· ' 
xZ, "z V, 1CI 1 dii, dV 
im H a u s. e -E 1 
:==:=:=.:::::::::.=.. ::::::::::...:;....:: 
. ' 
·Be~r.: ~ie zu 1.)· 
Bezug: M~i~ Schreiben vom 30. J~hi· 1955 
In. der •Anlage übersende, ich zu Ihrer Unterrichtung 
einen Verrtierk..:y:..ßrr,-;ORR .. ,--Drr.u:"'~i>e~:e5eh1 'in weichem Uber l1as 
Er~~~ni~ d~~·B~s~rechung beim H~~rn Bundes~anzler berichtet 
•'. //· wird~· 
.... /~~~~-. I 
... l .. ~l /%~··. ' . 
i: '//' (.•' ,,,.·.~.· 
·' . ·',•• .: ' '.{'''/· 
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22. Niederschrift über die Sitzung des Aufsichtsrates der Physikalischen 
Studiengesellschaft DUsseldorf mbH am 15. Juli 1955. 
N i e d e r s c h r i f t 
über die Sitzung 
des Aufsichtsrats 
der Physikalischen Studiengesellschaft Düsseldorf m.b.H., Düsseldorf 
am 15. Juli 1955, 16 Uhr 
im Hause der Industriekreditbank AG., DUsseldorf, Karl. Theodor-Strasse 6-8 
Vom Aufsichtsrat: 
Als Giiste: 
A n w e s e n h e i t s 1 i s t c 
Dr. Dötzkes, Vorsitzer 
Dr, Petersen, stellvertr. Vorsitzer 
Dr. Reuoch, stellvertr. Vorsitzer 
Prof. Dr. Haberland 
Dr.-Ing, Knott 
Dr. Reuter 
Prof. Dr.-Ing. Winnacker 
Dr. Prentzel, als Stellvertreter von Herrn Schlosser 
Dr. Kalkner, fUr den verstor~enen Dr. Koehn 
Prof. Heisenberg 
Hin.Dgt. Dr. Grau, Bundeskanzleramt, Bonn 
Nin.Dgt. Hinsch, Bundeswirtschaftsministerium, Bonn 




An der Teilnahme verhindert: 




Herr Dr. Bö t z k e s eröffnet die Sitzung um 16.1o Uhr 
begrüßt die Teilnehmer und gedenkt in ehrenden Worten des in 
der Zwischenzeit verstorbenen Aufsichtsratsmitgliedes, 
Herrn Dr. KOEHN. 
Mit Rücksicht ·auf die besondere Bedeutung des PunJctes 3) der 
Tagesordnung wird mit "Bericht über den Stand der Vorhandlungen 
mit der Bundesregierung'' begonnen. 
Herr B ö t z k e s kommt zunächst auf d ic am 24. März d. J. ---abgehaltene Besprechung beim Herrn Bundesk~~zler zurück, an 
der für die Physikalische Studiengesellschaft die Herren 
BÖTZKES, PETERSEN, WINNACKER und TELSCHOW teilnahmen, und 
zu der auch die Herren Professor HAHN und Professor 
HElSENBERG von der Max-Planck-Gescllochaft eingeladen waren. 
(Die Standortfra~o konnte damals nicht behandelt werden. Als 
wesentliches Ergebnis war aber die Zusage des Bundesfinanz-
ministers festzustellen, für die Arbeiten und Aufwendungen 
der Physik6lischen Studiengesellschaft einen Betrag von 
jährlich DM 2 Millionen flir die Dauer von 3 Jahren, also 
insgesamt DM 6 Millionen, zur Vorfügung zu stellen. 
An ein~r zweiten Besprechung beim Herrn Bundeskanzler 
arn 29. Juni d.J. nahmen auf Einladung für die Physikalische 
Studiengesellschaft die Herren BÖTZKES und TELSCHOW teil, 
seitens der Bundesregierung 17aren 5 Bundesminister, der 
Staatspräsident und der ~irtschaftsminister von Baden-
Württembcrg, der Bayerische Kultusminister in Vertretung 
des Bayerischen Ministerpräsidenten, mehrere Staatssekretäre, 
der Präsident der Deutschen Forschungsgcrneinschhft, Professor 
RAISER und der Deutsche Botschafter in U.S.A., KREKELER, er-
schienen. Das wesentlichste Ergebnis dieser Besprechung ist 
die Entscheidung der Bundesregierung, daß die große Versuchs-
reaktorstation mit einem Reaktor von etwa 6.000 KW Leistung 
in Karlsruhe gebaut werden soll. Das Mux-Planck-Institut für 
Physik, das unter der Lci·cung von Herrn Professor HElSENBERG 
steht, soll bei· zustimmender Entschli.:_>ßung des Senats der 
Max-Planck-Gcscllschnft 11ach MUnchcn verla~ert und durch 
- 2 -
E:crichtung eines kleineren Reaktors für rein wissenschaftliche 
Zwecke ergänzt werden. Es wurde vorgesehen, daß die wissen-
schaftliche Oberleitung für die Errichtung und die Versuchs-
arbeiten des Karlsruher Reaktors in die Hand von Professor 
HEISElffiERG gelegt werden, auch wenn sein Institut seinen 
Sitz in Mi'.nchen erhält. Die grundsätzliche Frage 1 ob unab-
hängig von diesen Projekten an anderen Stellen der Bundes-
republik kleine wissenschaftliche Experimentier-Reaktoren, 
etwa in der Art eines Swimming-Pool, aufgestellt werden 
könnten, fand die Zustimmung der Bundesregierung. In einer 
Besprechung, die Herr BÖTZKES vor einigen Tagen mit Herrn 
Bundeswirtschn.ftominister ERHARD hatte, betonte der Minister 
nachdrücklich, daß die Bundesregierung an ihrer Konzeption 
:t:cstzuhalten wünsche. Er warnte davor, durch eine erneute 
Aufrollung der Standortfrage die Dinge auf unabsehbare 
Zeit zu verzögern. 
Herr tünisterialdirigent Dr. G r a u bestätigt di.e Aus-
führungen von Herrn BÖTZKES als übereinstimmend mit der 
Auffassung des Bundeskanzleramtes. 
Hierauf bittet Herr BÖTZKES Herrn HElSENBERG um seine Stcllung-
na~~e. Herr H e i s e n b e r g beginnt mit der Feststellung, 
daß die Reaktorphysik vom rein wissenschaftlichen Standpunkt 
aus nicht mehr besonders interessant sei. Nachdem aber das 
Kaiser-Wilhelm-Institut für Physik während des Krieges in 
Haigerloch gewisse Erfahrungen auf dem Gebiet des Bauen von 
Reaktoren sam.rneln konnte, habe er bisher immer die Ansicht 
vertreten, daß eine Zusainmcnarbei t zwischen der rein wissen-
schaftlichen und der angewandten Forschung durchaus nützlich 
sei, und daß deohalb sein Institut zum mindesten im Anfangs~ 
stadium der Reaktorentwicklung wertvolle Hilfe leisten könne. 
Aus dieGern Grunde halte er eine örtliche Trennung von wissen-
ochnft:;_icher und angewandt-technischer Entwicklung in diesem· 
Anfangsstadium flir falsch, Was die Frage der Errichtung einen 
kleineren ~eaktors überhaupt betreffe, so w~re dazu folgendes 
zu :c:agon: 
Falls man nicht einen Reaktor mit angereichertem Material baut, 
was fUr diu Dundesrepublik z.Zt. nicht aktuell ist, wUrde ein 




welche Leistung er ausgelegt wird, eine Mindcstmenge von 
25 t Uran benötigen, so daß die Kosten für einen solchen 
Reaktor fant ebcnno hoch sein vrurden wie d iejonigen des 
Reaktors in Karlsruho. Der Bogriff des "Kleinen Reaktors" 
schiene ihm also auf technischen Missverständnissen zu 
beruhen. Zum Schluß seiner Ausführungen stellte Herr 
HElSEilBERG fest, daß er seine Arbeit und die seines In-
stitutes wieder auf reine Grundlagenforschung konzentrieren 
wUrde, falls die Realetorentwicklung in Karlsruhe durchge-
führt werden soll. 
In einer eingehenden Auss)rache, an der sich insbesondere 
die Herren Prof.Dr. HABERLII.ND 1 Prof.Dr. ViiNNACKER, 
Dr. KNOTT, Dr. PETERSEN und Dr. REUSCH beteiligen, 
richten die Herren wiederholt die eindringliche Bitte 
nn Herrn Prof. HElSEimERG, seine Bedenken zurUcl~zustellen 
und sich dieser großen Aufgabe nicht zu entziehen. Herr 
BÖTZl~ES bringt nachhaltig zum Ausdruck, daß man i!(i der 
heutigen Sitzung zu einer klaren Entscheidung komwen 
müsse, ob das Projekt Karlsruhe von der Physikalischen 
Studicngcscllscbaft a:ngenomr.l8n und d urchgoführt werden 
soll. Herr GRAU unterstrich diese Ausführungen mit der 
Bc~crkung, daß os nach Auffnsnung der Bundesregierung 
nunmehr Sache der Physikalischen Studiengesellschaft sei, 
zu handeln. 
Herr W i n n a c k e r schlägt vor, das Projekt Karlsruhe 
zu akzc·ptioren, und gibt der Hoffnung Ausdruck, daß sich 
Herr HEISE!JBERG nicht ganz zurU ckziehen werde. Seinem 
Vorschlage treten alle Mitglieder des Aufcichtsrats bei. 
Herr HElSENBERG erklärt sich alsdann bereit, sich beratend, 
oowoi t tlius ncine anderen Pflichten e rlaubcn 1 auch für das 
Projekt Karlsruhc zur Verfügung zu stellen; er c;laubt aber, 
keine Verantwortung übernehmen zu können. In Delchcr Art und 
Weise diese Mitarbeit praktisch durchzufUhren ist, wird sich im 
einzelnC::n erst nach der Entscheidung über die zukünftiGe 
Struktur und Orßanisation der Reaktor-Station übersehen 
lassen. Herr HElSENDERG crlcliirt sich auch bereit, die rm 
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seinem Institut arbeitende Reaktor~Gruppe unter Leitung von 
Herrn Prof. Dr. WIRTZ für die Reaktor-Station in Karlsruhe 
zur Vorfügung zu stellen. 
Es kommt zu folgendem einstimmigen Beschluß: 
Die Physikalische Studiengesellschaft nimmt die Entscheidung 
der Bundesregierung, daß Karlsruhe als Standort für den 
6 000 KW Reaktor gewählt werden soll, an und beschließt, 
sofort mit den Vorarbeiten zur Errichtung der Station an 
diesem Ort zu beginnen. 
Die Zusage von Herrn HElSENBERG über seine beratende Mit-
arbeit wird festgestellt und mit Dank zur Kenntnis genommen. 
Im Verlaufe der Aussprache werden noch Einzelfragen, die die 
Finanzierung, die Gründung einer Reaktorbau- und -betriebs-
gesellschaft und die Einsetzung weiterer Fachausschüsse 
betreffen, behandelt. 
Zur Frage der Gründung der neaktorbau- und -bctriebsgesellschaft 
und ihrer Finanzierung greift Herr B ö t z k e s auf die 
Beschlußfassung des Aufsichtsrats in seiner Sitzung vom 28.2.1955 
zurück. Danach sollte eine Bau- und Betriebsgesellschaft aus den 
Kreisen interessierter Firmen mit einem Kapital von DM 1o Millionen 
gegründet werden, das in ungleichmäßigen Anteilen von verschiedenen 
Firmen übernommen werden sollte. Wichtig erschien, daß die Kapital-
bereitstellung der Firmen eine besondere Vergünstigung hinsichtlich 
der Abschreibung genießt. Der weiter notwendige Betrag von etwa 
DM 3o Millionen sollte von der Bundesregierung gestellt werden, wobei 
die Frage einer Beteiligung der Länder (Baden-Wür+,temberg) weiteren 
Vorbesprechungen vorzubehalten ist. Gedacht wurde ferner daran, daß 
diese Öffentlichen rh ttel nicht von Regierungsstellen unmittelbar 
in die Betriebsgesellschaft überführt werden, sondern durch 
Zwischenschaltung der Physikalischen Studiengesellschaft, die die 
Verwirklichung der .1i t der Geldhergabe verbundenen Auflagen als 
Treuhänderin gewährleistet. 
Die mit der Errichtung und Finanzierung der Bau- und Betriebsgesell-
schaft verbundenen Fragen werden in allernächster Zeit Gegenstand 
von Besprechungen zwischen den Firmen sowie von seiten der 





Baden-Württernberg bilden müssen. Für diene Vorhandlungen 
und zur Vorbereitung einer endgültigen Stellungnahme 
beschließt der Aufsichtsrat, den Rat und die Vorschläge 
folgender Herren einzuholen: 
SPIEKER, Siemons-Schuckertwerke AG. 
SILCHER, Farbenfabriken Bayer AG. 
KAUFF1:1ANN 1 Farbwerke Ho ochst AG. 
Herr B ö t z k c s bringt noch in Eri1merung, daß gemäß dem 
gedachten Schema die laufenden Mittel für den Betrieb vorn 
Bunde gestellt werden sollten, wogegen dem Bunde das Eigen-
turnsrecht und d ie Veräußcrungsrnöglichkei t für gewisse Er-
zeugnisse des Reaktorbetriebes belassen vrurden. Auch diese 
Fragen werden Gegenstand der Überlegungen der Beratungs-
kornmission zu bilden haben. 
Zum nächsten Punkt der Tagesordnung "Stellungnahme des 
Aufsichtsrats zur Aufnahme neuer Gesellschafter" unter-
breitet der Vorsitzende die Anregung, eine Kapitalerhöhung 
bis zu DM 3 Millionen durch die Aufnahme von bis zu 14 
neuen Gesellschaftern herbeizuführen. Der Aufsichtsrat 
beschließt, der nächsten Gcsellschaftervers~~lung diese Er-
weiterung der Gesellschaft zur Beschlußfassung vorzulegen. 
Anträge zur Aufnahme haben bis jetzt gestellt: 
M A N 
Klöckncr-Wcrke 
Brown, Bove:ri & Cie.AG. 
Kugel-Fischer 
Der Aufsichtsrat stimmt seinerseits der Aufnahme dieser Firmen 
zu. Ein weiterer Antrag liegt vor von der 
Verbund-Gesellschaft 
Hierzu wiederholt der Aufsichtsrat seinen schon früher fcst-
gelq:sten Standpunkt, daß nur Firmen und nicht auch Verbände 
oder Interessengemeinschaften zur Mitgliedschaft bei der 
Physikalischen Studiengesellschaft zugelassen wqrden sollten. 
Er beauftragt domgernäss die Geschäftsführung, mit der Verbund-
gesellschaft dahin zu verhandeln, daß diese aus ihren Reihen 
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3 Firmen bezeichnet, die statt des Verbandes die Mitglied-
schaft erwerben sollen. 
Herr P e t e r s e n berichtet über die letzten Sitzungen 
des Technisch-Wissenschaftlichen Deirats und verschiedener 
Fachausschüsse. Er regt an, daß der Fachausnchuß "Uran 11 
durch Zuwahl von Herrn Professor SCHU~~CHER, Bonn, und der 
Fachausschuss 11 Erzaufbereitung und Metallurgie 11 durch Herrn 
Professor CLEMENT ergänzt werden soll. Man ist sich darüber 
einig, daß spnter vielleicht noch ~ehrere Fachausschüsse 
notwendig sein werden. Zunächst erscheint die Bildung eines 
Fachausschusses für Stahlungsschutz und Biologie unter 
Leitung von Herrn Professor RAJEWSKY, Frankfurt/M., not-
wendig und wird beschlossen. Herr Ministerialdirigent 
H i n s c h regt im Auftrag seines Ministeriums die 
Bildung eines weiteren Fachausschusses für Fragen der 
Abwässer-und der öffentlichen Sicherheit an, wobei er 
(l 
die Mitarbeit seines rv:1.nisteriums zusagt. Eine Beschluß-
fassung hierüber erfolgt noch nicht. 
Punkt 4) der Tagesordnung 11 Gcnehmigung des Geschäftsberichtes 
und der Jahresabschlusses 11 • 
Herr T e 1 s c h o w gibt einen Bericht Uber den Zeitrawn 
von der Gründung, 8.11 .1954, bis zum Ablauf des Geschäftsjahres, 
31 .3.1955, der den Aufsichtsratsmitgliedern schriftlich vor-
liegt. Geschäftsbericht und Jahresabschluß werden zur Vorlage 
an die Gesellschafterversammlung gene0~iGt. 
Herr Telschow woist darauf hin, daß die vom Bund gegebenen 
Mittel nicht durchweg als Verlorener Zuschuß zu betrachten 
sind, und daß deshalb bei ihrer Verwendung zur Beschaffung 
von Geräten und Einrichtungen die besonderen Bedingungen 
des Bundeswirtschaftsministeriums zur Anwendung kommen, nach 
denen solche Anschaffungen aus Öffentlichen Mittuln als 






Als Termin für die nächste Aufsichtsratssitzung wird Freitag, 
der 9. Septernberg d .• J., in Aussicht genommen und für die Ge-
oellschafterveraar::unlung etwa Ende September d .. J, 
Schluß der Sitzung 19.15 Uhr, 
(Bötzkes) 
23. Die Stuttgarler Nachrichten, Nr. 176 vom 3.8.1955 sowie die Allgemeine Zeitung 
berichten über die getroffene Standorlentscheidung. 
: Geotern Iot ln Bonn eine Vorentacbelduug Uber den xu!!.Onltlgrn Staudort dea erol<!n 
+ Atommeilers ln der Bundearepublik geh•Uen: Wlo Im pollllomen Tell uooerer ZellunE be· 
+ rlthlel wird, haben die •usUindlgen ßooner lnslanxen beacblosoen, da!l die Stadt Karlsrube 
+ Sll• de• lndo•lrle·Atommellers werden ooll Der Streit der bel<llllll'leo L~uder Bayern und 
: Baden- WOrllemberg, zwlochen denen ein belllg .. Tauxlehen oell Wodlen ln dieser Ange-
+ legenhell stallgefunden hat, Ist damit beende!. 
+ Kun wird die wellere Entwicklung dle•eil "roUen Projekteo, de• "'ohl Oberhaupt größ· 
: Ieu ln der Karlsruher Georhlch(<,, davon abhingen, welchen Blandpunkt der Kariomher 
+ Stadtrat alo enhcheldende lehte lnotanx einnehmen "'lrd. Eflll vor wenigen Tagen hat 
• Obfrbilrgermehlter Klntx ln elucr rres:seb('ilpreffiung darauf blngewlemen, daß vorher noch, 
: rh• ulrh der Stadtrat mit dieocr frare b<~dlKftiKen ...-lrd, ein Aus•rhnß die mannl(l'faehen 
+ ledmlsdlen und andere Probleme nnterouchenaoll, die beleiner Errichtung deo Atommeiler. 
+ ln Rarlsruhe akut worden. 1\.ueh Studienfahrten "" au•llndiAdlen foNirhung .. Uiten unrl 
: Meilern, die berello ln Tllllgk.tt sind. sollen unternommen werden. Dann erul wird der 
+ 1->ladkal du Iei•'-" Wort sprechen .. , 
Der Atommeiler dient friedlicher Forschung 
ßoooer Verlautbarung über die Errichtung d~ llleileu in Kulmruhe 
Von unserem Bonnar Bfiro 
(StN) BONN, 2. August 
Am Dienstag wurde in Bonn offiziell 
mitgeteilt, daß der erste Atommeiler der 
Bundesrepublik bei Kerlsruhe errichtet 
werden wird. Die Reaktorstalion soll auf 
gemeinnUiziger Grundlage der Forschung 
und der Entwicklung der frie<!lichen Atom-
tcdmik sowie der Heranbildung des wis-
senschallliehen und tedmischen Nachwuch-
ses dienen. Die Verhandlungen tiber den 
Bau und den Betrieb der Reaktorstation 
werden nun zwischen den beteiligten Krei-
sen drr Wissenschaft und Wirtschafl, dem 
Bund. dem Land Baden-WUrtlemberg und 
der Stadt Karlsruhe gefUhrt werden. Die 
Reaktorstation wird unter der Leitung des 
Freiburger Physikers Prof. Gentner stehen. 
Noch nicht abgeschlossen sind Verhand-
lungen Uber die Frage, wie eine Mitarbeit 
des 1\lax-Pinntk-lnstltutes für Ph,·sik in 
Göttingen gesichert werden kanit. Das 
Institut 'tcht unter Leitung von Prof. 
Helsenberg und 1~<1 in Westdeutschland 
fUhrend auf dem Gebiet der kernphysika-
llseben Forschung. Pro!. Helsenberg ver-
handelt gegenwärtig mit der bayerischen 
Regierung und Verlretern der Stadt 
München, die den Wunsch haben, das Göt- . 
tinger Institut nach MOnehen zu verl.,gen. 
Von •ellen Baden-WUrttembergs halte 
man immer danach gestrebt, da das Land 
vom Kohlenrevier welt entfernt ist, die 
Energieversorgung sichen:ustellen; zudem 
erfordert es die hochentwickelte und ope-
zlalisierte Industrie des Landes, mll den 
neuesten Erkenntnissen der Technik und 
den modernsten Fertigungsmethoden Schritt 
zu halten. 
Gleichzeitig mit dem Forschungsmeller 
soll in Karlsruhe auch ein chemisches 
Institut errldttet werden, dem noch wel-
lere folgen dUrften. Da die Universitäten 
in Freiburg und Heldeiher g Uber erste 
Kräfle auf dem Gebiet der Atomforschung 
verfUgen, wird eine enge Zusammenarbeit 
zwischen dem Atommeiler und den genann-
ten Universilälen angeslrebL 
Von zuständiger Sielte wurde in Stutt-
gart am Dienstagabend erklärt, die Ent-
sdteidung der Bund<'•regierung zur Ver-
legung des Atommeilers nach Karisruhe 
sei einer engen Zusammenarbeit zwischen 
dem Wirtscha!lsmlnlslerium und der Stadt-
verwaltung KarJsruhe sowie der Initiative 
und ständigen Mitwirkung des Minister-
präsidenten ~u veroailken. 
Atommeiler für Karlsruhe 
BO:-\N (dpa) - Der erste ,\lommrller für 
wls•enschalllirhc Zwcdte ln uer Bunde•repu· 
blick soll in der :>;iihr von Korlsruhe crrlrhtel 
"·erden. Dieses En:ebnis einer ßesprcl'hung 
\'on /\tomwissen~d1artltrn untl anderen Sach· 
Hr.t~ndlgen unter dem \'orsilz von Llundes· 
kan.tler Ur. r\denOLuer wunlc am Oienstag vom 
Bunde•prcsseamt brkannhc~ebrn. Oie Reak· 
torst.atlon soll aur ;:emeinnlitzh:er GrundlaKe 
der Forsrhunc unu der Entwicklun~ der tried· 
, IIchen Atomtcmnik sowie der Heranbildung 
de. wiS>cnM1•allllch·lechnisehcn :-\achwuehsea 
dienen. 
Das Lund B<~dcn-\\'Lirltemberg hat im Hin-
blick aur den ,:unchmcndt·n EnC'rgicbcdar( und 
r;rkc-nntni:; der tcc.:hnisthcn Bcdlirlnt::SC seiner 
Jndustric wert daruuf gelegt, :-:ich maU;;cblith 
an der deutochcn Alomlor"chun~ zu beteiligen. 
\'on 7.u:;tundi~cr Slcllc in Slutl~art wurde am 
Dienstagabend c1 klilrl, die t::n1,d1eidung der 
Bundes1 cgicrung 7.\lgunstcn \'Oll Knrl~ruhc ~ei 
durch eine enge Zusammcn:..~rbtit o-:wisthcn 
dem b<~dcn-wtirttcmbcrgi>d1cll \\'irlsehafts-
minis\crium und der ~tadlverwaltun;; Karls-
ruo1e sowie durch die lniliatl\·e und sltindlge 
Mitwirkung des Mini>lerpriisidenlcn erreicht 
worden. Glciclnelli~ mit dem ersten großen 
deutschen Alomforsd1Ung>mei\er werde in 
KariHUhe aud1 ein' chcmi;ches lnslilut errichtet 
werden, dt·m 7.Wci!cllos noch ande1 e folgen. 
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24. Der baden-würltembergische Ministerpräsident Dr. G. Müller sucht Prof. W. 
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Heisenberg doch noch für das Karlsruher Projekt zu gewinnen. 
Abschrift -. ···---' 
:J .J .. : ~~r~.t c~~;il1i s t cri ur.1 Stuttaart, den ?.September 1955 




G U t t i n p e n 
Sohr aeehrter Herr Professor! 
~acn einer Verlautbaruna der Eundesregieruna iot die Bnt-
scheidune über cien Sitz des ersten Atornrr.eilers in der :2m~dcs­
republik eetroffen. Die Landesregierung wird nun ~it raschen 
sec~lichen und personellen Entscheidun~en nicht lö~Ber zu-
v.:arten können. Zuvor ist es rlir aber ein ~u:frichtir;es :Bedürf-
nis, 1ni t Ih:ne~1 über die Zukunft· dieses i'.ieilers einen );)ersön-
liehen Ge1an~enßustnusch zu pflegen. 
Ich ~eiss, ~uss die Entscheidung Itren nunsehen nicht ent-
s~:·:dcht ur:d :1~:;.be fU~· die Gründe, die zu Ihren Ü'berle;~uncen 
ccf"i.\ .. hrt habe)';' ö.urchr ..'.US Versti:ü:dnis. 
Kachdem die L~~desregicrunc von B&den-Wtirttemberg Sie.bereits 
anltlcslich Ihres ersten Beouchos in Karlsruhe durch Herrn 
'::erde, ur.·: die !'.rbei tsbedingu:nt:;e:!l und Umwel tsfai-:toren i'ür Sie 
u~d Ihre Mit~rbeiter in Ka~lsruhe ~löglichst eUnstig zu gesta1 
te:tt, m~~cLte ::..c!1 ciose VerGicheru:ng Il'l .... nei! c;·ege;:.über ~1eute 
wiederholen. IcJ.: ve:::·binde r.ü t dieser Versicl:crur:ß die Bit tc, 
dacs Sie sich trotz aller bisherigen Bedenken dazu e~tschlics­
sen ~öchten, sich rn~elichst star~ in die F~~rung 6es Atom-
ll!e1lern ein:-;;usch:ü ten und. uns Ihrer. erfc.hrei:en l1at und freund-
~c~aftlichen Beistend nicht zu vsrsagen. 
Icr; ·:.tii:ce d:-:.~.!1!·:1:.~:.::·, r1e1:.n 8ie !'!!ei:ne Anrec;ur,gen eiJ~C:~' wo::!J.':tollen-
don Uborlugu~ß u~terziehen würden und mich zu gegebener Zeit 
ü'lle:C Ih~·e J~u:ffn.ssune; unterrichten \'/OlJ.'i:l'::,. 
GeneirrniGeJ: Sü:, sehr verehrter Herr ?rofessor, die Versichertu--,g 
t1eincr :ütsg0:::::e.ic>.:::.etcn Hochachtung 
ge~. Dr. Gebhr!rd i·.rüller 
25. Prof. W. Heisenberg lehnt das Ansinnen von Ministerpräsident G. Müller ab. 
Abschrift 
25.10.55 Professor Dr.Werner Reisenberg z.zt. St.Andrewe Universität 
) fuf 1 t~t 1{/G 
Zf }1'< (I; 
Sehr verehrter Herr Ministerpräsident! / f t1, 
Haben Sie den verbindlichsten Dank fUr Ihren Brief vom 7. Sep- IJ ~~ 
tember und entschuldigen Sie, dass ich ihn erst jetzt beantworte/J' 
Durch die Verlagerung meines Instituts nach München wird es mir,~ 
wie Sie wohl verstehen werden, schwer sein, mich an den Einzel-
heiten der Arbeiten für den Karleruher Atommeiler zu beteiligen, 
insbesondere werde ich dort keine Verantwortung übernehmen k~nneno 
Aber ich ho!!e, dass Ihr Projekt Fortschritte macht, und ich 
werde, soweit ich mit den organisatorischen Vorarbeiten befasst 
werde, mich dafür einsetzen, dass es gef~rdert wird. 
Die grösste Schwierigkeit !Ur alle Atommeilerpläne in Deutsch-
land wird zweifellos der Mancel an geschulten Arbeitskräften 
sein. Ich hoffe, dass es dem neugeschaffenen Bundesministerium 
für Atomangeleeenheiten gelingen wird, durch eine 70n Länder-
interessen unabhängige Planung die Anfangsarbeiten so zu leiten, 
dass wir möglichst rasch zu einer gröaseren Zahl von geschulten 
Arbeitskräften kommen. 
Für die Unterstttzur.g, die Sie den Atommeilerplänen zugesagt 
haben, möchte ich Ihnen nochmals den verbindlichsten Dank aus-
sprechen. 
Mit dem Ausdruck der vorzüglichsten Hochachtung bin ich 
Ihr sehr ergebener 
( gez.) Werner Reisenberg 
Herrn Stellv.Ministerpräsident 
und Wirtschaftsminister Dr.Veit 
HeE~-~~~~~.~ßfillfr~:J~j;~Il.gfU~P.~ 
Herrn Kultusminister Simpfendörfer 
Herrn Finanzminister Dr.Frank 
-je besonders.-
mit der Bitte um gefloKenntnisnahme Ubermittelt. 
Stuttgart; 29&0ktoher 1955 
Nr. 5019 B 
Anl.s o 
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26. Ministerialdirigent Dr. Hinsch vom Bundeswirtschaftsministerium nimmt im 
Rahmen eines Aktenvermerks zu einem Schreiben Prof. Heisenbergs vom 
1955 Stellung. 
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IID Bonn, den 7. September 1955 
Sofort ·vorzulegen! 
!Iorrn Minister 
über Herrn Staatssekret~r 
Ubcr den Herrn Leiter der Abteilung II 
Betr.: Schreiben des Herrn Professor Dr. He1aenberg, GHttingen, 
vom 27. 8~ 1955 Uber die mit harrn Mihioter iri Bayern 
stattgefundenen Beapreohun~en Uber den Reaktorbau 
Mit dem beiliegenden Sohreiben vom 27. 8. 1955 bestätigt 
Herr Profeoaor Beisenberg die Besprechungen, die mit Herrn 
Minister, Herrn Ministerpräsident Hoegner und Ilerrn Kultus-
minister Rucker stattgefunden haben, damit "evtl. Ungenauig-
keiten in seinem Bericht noch verbessert werden können~. 
Dao Schreiben enthält verschiedene zu Zweifeln Veran-
laooung gebende Formulierungen: 
1. Herr Professor Heisenber schreibt, daß vonseitender 
Dundesregierung keine Bedenken mehr dagegen bestehen, daß in 
MUnchen "eine fUr die Zusammenarbeit vor Wissenschuft und 
Technik bestimmte Versuchsstation fUr H\aktorbau" errichtet 
v:ird. 
Soweit mir auo dem Bundeskanzleramt bekAnntgeworden ist 
ist in der zweiten Besprechung bei dem llerrn Bundeskanzler 
dahingehend entschieden worden, daß die große Versuchsstation 
des Reaktors, der filr die Wiesenschaft und Technik interessan 
ist, in Karlsruhe gebaut werden soll, daß aber nichts dageeon 
einzuwenden ist, wenn außerdem fUr die wissenschaftlichen 
Arbeiten von Professor Helsenberg ein Meiler in MUnchen er-
richtet wird, sofern dessen Max-Planck-Institut nach dort 
ve!"legt wird. 
2. Professor Beisenberg weist auf das Schreiben des Herrn 
Dundeokanzlers an Herrn Ministerpräsidenten Hoegner hin, 
in dem keine Begrenzung fUr die Größe des Milinchener Ver-
nuchsreaktors erwlihnt sei. I!orr Professor Beisenberg acbroi~t 
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weiter, daß in dem Gehreiben "nur vorauseesetzt werde, daß 
nach Karlsruhe eine größere Reaktoranlage kommen wird". 
In dem genannten Schreiben des Herrn Bundeskanzlers, das 
mir bis jetzt nicht vorliegt, wohl aber dem Wortlaut nach be-
kannt ist, hat der Herr Bundeskanzler Herrn Ministerpräsident. 
Hoeener geschrieben, daß "der große Reaktor" nach Karlsruhe 
kommen soll, daß äber nichts dagegeri,einzu~enden se~, wenn 
"beiMUnchen ein kleinerer Reo.ktor".errichtet wird, damit. 
''in vollem Umfange die nUtigen wie~ensohaftlichen ~rbeit~nb 
durchr,ef11hrt werden können. 
3. Herr Professor Hel~enberg eohreibt, daß die.Kosten fUr 
den Reaktor in MUnchen bisher auf etwa 15 Mio DM gesohätz~ 
'' . 
worden seien. Bisher hat Herr Professor Beisenberg die. Roak-
torstation, die nach der Entscheidung in der Besprechung hÖi 
dem Herrn Bundeskanzler nach Kerleruhe kommen soll,. auf 
30 bis 40 Mio DM geschUtzt. Allerdinge sind in dieser Summe 
die Kosten für die Errichtung der Institute, die nach den 
bisherigen A~gaben von Herrn Professor Beisenberg notgedrun-. 
gen mit der Reaktorstation verbunden sein müssen, mit ent-
halten. Es ist nicht erkennbar, von welchem Reaktor Herr 
Profesoor lleisenberg auogeht, wenn er V)l1 15 Mio DM Kos:ten 
spricht. 
4. Ir.1 vorletzten Absatz schreibt Herr Professor Heisenberg~ 
daß nicht zu Ubersehen sei, wie sich die Physikalische Stu~ 
diengeoellschnft DUs~eldorf zu den von ihm selbst erwähnten 
Änderungen in den Vorauesctzuneen fUr ihre BeschlUsse vom 
15. 7. 1955 stellt. In der Sitzung vom 15. 7. 1955 hat die 
Physikalische ::Jtudiengesellüchuft nur BeschlUsse im Zusam-
menhang mit dem Karlsruher Objekt gefasst. Bern~ungen Uber 
die Pläne von Herrn Professor Haisenberg in München sind 
zurliekgestellt worden,da hierfUr die Max-Planck-Gesellschaft 
in erster Linie zustlindig ist. DarUber hinaus hat Her~ 
Professor Helsenberg in dieser Sitzung es abeelehnt, daß .. be'~ · 
seinem Max-Planck-Institut ein Reaktor nur fUr wissensohet't"" 





Huute hHre ich von Herrn Weimar, Mitglied der Geachlifts-
fi.ihrun~ der physikaliachen Studiengesellschaft DUsoeldorf, daß 
er vor wenigen Tagen mit Herrn Professor Haisenberg zusammeft war 
Herr Professor !leieenberg habe erkliirt, daß auf Grund der in 
ooine~ Brief erwlihnten Besprechung und nach dem erwUhnten Sohrei-
ben des Herrn Dundeokanzlers keine Bedenken mehr dagegen best.ün-
den, den Versuchsreaktor bei MUnchen zu errichten ... In Knrla-
ruhe könne dann später der erste Leiatunr;areaktor, d. h. also de.r 
erste Reaktor, der zur Stromerzeugung dient, erridhtet werden~ 
Eine solche Entscheidung wUrde nicht im Widerspruoh.zu 
deu beiliegenden Brief von Herrn Professor Heisenberg, wohl aber 
i~ direkten Gegensatz zu der m.W. in der Besprechung bei dem 
llorrn Bundeskanzler gefüllten Entscheidung stehen. 
Am Freitag, dem g. 9. 1955, findet in DUsseldorf die 
n~ichste ~i tzune des Aufsichtern too der Phyoikalischen Studien.;. 
gcoellschaft statt, in der unter dem Eindruck der Ergebnisse 
der Genfer Konferenz Uber die praktische Verwendung der Atomener-
r,ie endr,Ultice BeschlUsse bezUr,lich des Karleruher Reaktors 
r,ofnont werden sollen. Ich bin von dem etelltertretenden Vor-
~Ji t;~enden des Aufsichtsrates, Herrn Dr. Petcroen (Metnllgesell-
L:chn rt A.G., Frankfurt a.Main), gebeten worc :Jn, zu Becinn der 
~li t::unr, eine Erklürung darUber abzugeben, daß sich an der Ent-
scllcidunr, des Herrn Bundeskanzlers Uber den Standort Karloruhe 
nichto r;eändert hat. An der Sitzung wird auch Herr ~.tinistHrial­
diri~cnt Dr. Grau vom Bundeskanzleramt teilnohmen, der mir heute 
b0.y·ei ts beoti.itigte, daß im Bundeskanzleramt Uber eine Änderung 
der in der Besprechung bei dem Herrn Bundeskanzler gefällten 
Entscheidung nichts bekannt sei. 
Ich darf um Ermlichtigung bitten, daß ich in der Sitzung 
erforderlichenfalls die Erklärung abgebe, dnß auch in der von 
Herrn Professor Boisenberg erwillmten Besprechung mit Herrn 
~linioter die erwUhnte Entocheidunß bls endgUltig vorausgesetzt 
worden ist und die Unterhaltung sich auf MUglichkeiten bezogen 
hat, wie Herrn ProfeoHor !Ioi3cnherg die notwendiGen Einrich-
tunr~on - einschließlich eines Meilers - fUr seine wiosenschnft-
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liehe i\rheit beochafft werden können. 
Einen Entwurf fUr eine Antwort un Herrn Profesuor 
lleioenberg darf ich nach der Sitzung am 9. 9. 1955 vorlegen. 
·(Hinsah) 
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27. Vermerk zum Verlauf der Aufsichtsratssitzung der Physikalischen 
Studiengesellschaft am 9.9.1955 durch Ministerialdirigent Hinsch (BWM). 
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Bonn, den 10. ~eptor:.bcr 1955 
;iermerk 
===.::::..::::::.:;;;;:.:::;;.::::=== 
Bctr.: Deu tncher J'l toac:;.eiler in r.!iinchen oder in Karlsruhe 
In der gestern otatteefundenen Sitzun~ der Physika-
lischen StudiengescllHchaft DUsseldorf mbH, an der vom 
Bundeskanzleramt Herr :Unistcrialdirigent Dr. Grau und aus 
dem Hause der Unterzeichnete teilnahmen, wurde die Frage 
gestellt, ob nun endGUltig entschieden sei, dass der deutsche 
f'.;eiler nt:.,.ch Ku.rlnrube Jdirnn. Ilerr Professor Dr. Beisenberg 
erkltirt~ du.zu, daso er mit Herrn Minister Professor Dr. Er-
hard und Herrn 1:u1 tusministcr Rucker kUrzlieh eine Bespre-
chung gehabt hu.bc, duss ein !.':eiler in der Grtissenordr.unr,, 
WÜJ er bisiwr immer d j okutiert worden iut, Uber dessen Stand-
ort also in den Beoprechun~en bei dem Herrn Bundeskanzler 
beraten worden iEt, in ~Uneben errichtet werden kHnne. 
Ich huba von der Uber Herrn Ministerialrat Dr. Snibt 
erbetenen Errn~chti~unr, des Herrn Ministere Gebr~uch gernucht 
"im<' it:d:Je t:J.'l<lürt, duss Herr :.:inister bei der von Herrn Pro-
Tu:_:: 0 r lleif:en bL:ra; er•ntilm Len Besprechunp: davun ausgee;an;o;en 
H0i, duse Ubur den Kurlsruher ~eiler ZUßunsten der Errich-
1jun· bei Kurlsruhe entschieden sei. Es sei vielmehr darUber 
':cur:.rochen, wie die berocitttr;ten ·:;unsohe von Herrn l'rofessor 
;\ei:;enb(;r" fUr Beine ·;:i.iH~en<>oh:d'tliche Arbeit in München 
•ori'cdlt ·:1er·ien können. 
Herr tr. JrKU hut duruufhin aie Briefe verlesen, die 
·-l~n·r Bundeskanzler an Herrn r,linisterprö.sident Eoer;ncr r,n-
ric:.'l t(:-c hL·.t, in denen der Herr Bundeskanzler zum Ausdruck 
br~.ll,c;t. d<.trJ:l der r·rtissere Meiler n~;;.ch KarlAruhe komr.-~en soll, 
duus ub~r nlchts d~~e~en einzuwend~n sei, wenn ein kleinerer 
.. hüJ.er für ill:rrn 1'rofessor Heisenberr; in München errichtet 
··:.' (? !.'\1 e e 
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llazu su.,<~te Herr ]'rofessor lleiuenb•.;r;~, dass untr!r ei'H.:::J 
l·;leineren r,:eiler nur ein Objekt vorBtu.n<lt:n werden könne in 
c'cr GrUHse, ·.vie es fUr Ku.rlaruhe vorßeuehen sei. us f.Je:i das 
kleinste AgRre~at, an dem er interesoiert sei und das ~ls 
erstes in der Dundesrepublik gebu.ut werden mUsse. Unter gr~s­
~i'Jrt..:m Objekt könne .er eich nur einen ;,:eiler vorfJtellun, wie 
er in Amerika und in England in .Betrieb uei, der etwa 100 l.lio 
unJ mehr koste und nach seiner Meinung auch spliter in Dcutoch-
lund errichtet werden mUoae. 
Obvwhl Herr Dr.. Bötzkes und Herr Lr. neusah wiederholt 
<':m'8Uf l:in,\iesen, dC~.ss die r.ntucL€idung des Herrn Bundt:slwllZ-
:L(·rs in (~er .h.nfan~;: Juli stu.tt.'.:efundenen Besprechung viHlie, 
,-ü~clcutig q;ewt:n1en sei und Herr Dur~desmini~ter Professer Erhu.:rd 
i:r:rn·. Dr. Bötzkes in einer spi.itoren Den rrechunc; e;osar:t habe, 
Jass mit einer wesentlichen Verzögerung,der g~nzen Angelegen-
hai t r,crechnet '!!erden müsse, ~;enn die Gt~nüortfrac;e noch cin-
r.-,: .. 1 Z\J.r rü;kn~;r::.ivn goutoll t wUrde, erkllirte LI :\.e l.~cltrLei t der 
'· ::l'.·.'euenden (V;imw.ekor, Haberlund u.u.), dasu Herr Bundestanz-
>:r nGuL t~inn,~l un1 eine Eesti.J.tigunL', <h:r dc...!:t. ligon 1-:n :.ccLeidunfj 
._·;<Jbei.8n 'iJEJ!'den soll. ~cLliesolich lw.t eo Eerr Dr. Peteroen 
twf ',iur.f·.ch rl er Anwesenden Ubernor.m.en, Herrn fitna b>sekrt ttir 
T1r~ ;·:ootriclr wer;en der Fn.~.1:e unzuoprcchc 1.. 
J '.Jl\ 1lttb8 den Ein·!nwk, o ur.w Herr l'ro.fc~.:rwr I:ci:.:enbc:rc 
''l',;i;f: f.~oileJ' untOl' ne.iner J,~~i t.ung in !,;uncLon erricl1tc··~ ·;:ird. 
](!i r:len lsODpriiclten V()I'W•:mdet fleTI' l·'rofCGGOr liCi!JCrlb()I'g 
'' ~·.r~ 'tHrl ü: ~' um~ :..,oi c:li tli c!1 -· vc l't;cl 1 i ~::dene Ausdr:; cke urn.l C:.<1.d L<rch 
'':1 i;~:t:~llt '!f.;rwirrung. ~:o :-:::cl:1:·uibt itcrr lc:>ofc•us or Hcise.r.berg, 
'· .. ~1 ._, in der ~3esprecl1un ·; r. i t i1errn !.'.iniG ter i'Ur ;wncl.en von 
::_l.~J<Jl'• R.euli:tor {';ef';wochen öEJi, der t:~v1u. 1:" i;\io i.li·i koutct. Icll 
:;,, '.!: n; .. he vor,<>:f;ßellenen r.1eilor :;teint, Ob'.'Whl du.s Kt:r:L~;ruhur 
<)';Jjvkii l'~it .:fl) i:liCJ u~: bBWGrt•::!t .Vird. lii0se l'l't.t.,":F: hat !i0rr 
J'rofCSSl)l' UtÜ:C:enbt rr~ bejuht • })iC ;~rosse I: iJ.' forenz in d On 





der eir~ont; iahe :.:eiler zwur nur mit 15 - 17 1.1io fH kulkullnrt, 
iot, dass nu.oh den Vor~machlägen von Herrn Professor Heisen-:- · 
berg, um d~euen Meiler zu bauen und zu betreiben, Inotitute 
und fUr die Anluße -erforderl:i ehe Nebenanlagen auf dera f;leiler-
gelände errichtet werden mUsoen, die etwa 23 Mio ~ kosten. 
Ich hube Herrn Professor Iteisenberg ferner e;ofro.gt, 
ob er an einem r.teiler interessiert sei, wenn diese 15 -
17 Mio M bzw. 40 Mio M kostende Station nicht seinem WunEehe 
entsprechend bei seinem Mux-Planck-Inetitut in MUnchen er-
richtet wird .. Herr Professor 1Icioenberg hat diese Frap;e cin-
(euti~ verneint. Herr Professor Ueisenberc hat schon in der 
letzten Aufeichtsru.tssitzung der Studiengesellschuft erklärt, 
dds~ oeine eißentliehe Aufßube und sein wiasenschuftlictes 
Interanse dahin eehcn, r.:dch Nieder der theoretiocl1ürl I'or-
~'GllUnr~ Ct.uf dem "'ebiete dnr Atomphysik ZUZU'Nenden 0 daus er 
~:io)J den Eeuktcrbuu nur zu{0ewandt habe, weil er ~ls einzige.r 
l.rf~.;;Lruncen hc.bc- un<" ::;ich cl<...JH:r Vt;rpflichtet i'Uhle. 
Ich bin der t.:eimmr;, d.:ws es im Interesse öer .Fcn:·tr.:nt-
wioklung der Atomer~err;ie in der Bunde~:,republil< uu~:Gcrol·Jent­
lioh bed<:iuerJ.ich h1t, ,·,enn die I.:nt~:cheidung bezür;li eh des 
Gt8ndortes für den ersten Reaktor durch einen Beochluss eAr 
Studieni!,Q~;ellsclw.ft über eine Rüclcfruge .~,n den Herrn Bu.c-•(1 f:s-
tunzler in der Schwebe bleibt. Darunter lei0et der Fort-
e;: .. r:itt bEi cJC'n Von:~rbeit(::n :r:.:r diE'sen :.~eilcr• unJ ~~;;s~>sl·<'r?l 
· •. :1 rd ei r· ~:c t:ut•,';e?.ei dmeter ,·, j 'i..';·,en~\c!.:e:.ftler wie :rcrr ~Fro:r·~;u .. 
~'Ur l'c:iscnberg ir:.I'Jt!!' wieder bt:unruhi;::;t und Cf.i.dl!I'0·~. c:e 11'tY;r'~ rt, 
· ·::i ''''· i'i1r die Bun0eETL'f!UbliL E:JO i.ii.J~;ruus wicl:ti<:Ui l'ur .. ;:_.: .,, b-
r·: •. :.~Ur:r: fortzu~:etzon. Ich n~che in die(;e.rr. Zus&-~.l'.fJLLU:(," ~.\1Cl' 
v[' die in der lree.se irJ letzt.:Jr Zeit o.ui't<-~~~c!Jcrll.~en ·vor·:.'·:'··,, 
· .. ·. f:•··:~rlu:::~m, \TacE- der !lerr J3un<i eskanzler b~:11. die 1u~Jo:h:.>:.r': :! ':1·-
:rl:~: hi,:r e :l.ne '·Ni c!. tige EntscLeid unr, verr;oll] 13J'f•8. 
Herr Ir. Grr ... u tmd jch ·uc:ren in •:er !31 tz1H: d e.·~· 
.. 
(~ J ~· 
· •.. ~l t'": p <'· ~:. r: ~-: <::inc / nd c'r:..;n:·,· der En L::c !ie j d :..nr; cl€S Her t'n ·~.-:..t i ', ~:s-
- 4 -
- ~ -
~:n:;~~chehlung in cd.n: .. m griJ~;oeren Kreise r;ufiilJ t \'!Orclen iDt: 
:~} 1 .'/()[l(:mlw i t von nwhrerfm Bundesrainintern und der ranü; ter-
~:rii.~ic"f;nton der bettdligten Li.inder bzw. deren Vertreter. 
llinz;u kommt, duus die Entucheidung basiert auf einer Stellung-
rw.h:rw von Gm:.eral Grünther. 
Da m.E. <1ie Gefahr besteht, d8.SS Herr r;linioter in den 
Vcrllacht gerö.t, eine von der Entscheidung deo Herrn Bundes-
knnzlors abweichende Meinung geäus~ert zu haben. halte ich 
eine sofortige eindeutige Antwort uuf das Schreiben von Herrn 
I 1rofcG8or lleioenbol'G filr erforderlich. 
(IIirwch) 
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28. Dr. Seifri:z vom Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg unterrichtet Minister 
Famy über neuerliche Vorstöße Bayerns, doch noch Standort des ersten 
deutschen Eigenbaureaktors :zu werden. 
11 1:4~ 0.1~ '~ k 
IM' 11M 1 [w, Mt t1'YL ' bt'lA- :Jtrenc vortre.ulicll 
{L VV>'~,i~ ,(M dj, ~rv; iu 
L~~W-'~' Aktennotiz 
2
/ ~ · 2- tf/~ j f, fü~-~:~~:-~~:~:~::.-~=rny 
betr. Atommeiler l~urlsruhe; Anruf von Herrn l'ri::isidont .iJr. :JeifriL;, 
Herr Dr. :;eifriz teilte fernmündlich E.1trenr• ve::-t::-r:ulicll r:li t, 
dCJ.f;s er von neuen Versuchen der Bayern um 1iushöhlunc des 
[anzlerbeocillusses zuc;unsten von Lr:rlsruhe Li tteilnnc erlw.l te;~ 
hube. Danach wUrden die buyerischen Bundeskubillettuitclicder 
beü1 1:anzler zu erreichen versuchen, duss der in EJnchen aufzu-
stellende 1itol11Deiler nur um eiJ~ Gerinc;füc;ices l~leiner sein soll 
als der in KLrlsruhc, \',us u. U. eine Zurückstellung der i:.nrls-
ruher Projekte zur Folce hktte. Da diese BeuUhuncen auf h~ch­
oter Bbene vor sich cehen, müssten auch \'.ir auf I.iinisterebene 
Gc:._·enanstrengunccn unternehmen. Herr Dr. 3eifriz uenl:t hier 
J 
besonCers o.n .3espr~;;;chuncEm L1it Herrn Utaatssel(rctt:r Dr. Globi:e t.t-
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oD-er mit dern l3uncleskan:der persönlich. Auch könnte sofort r::i t 
Herrn l.~in.Dgt. Dr. Grau erneut i!'ühlunt:; aufc;enm.1Ll8l1 \;C::.'dcn. 
:Es dürfe jedoch bei den Bespre chunc;en auf Y.:ei:w~1 }'all be;;,erkt 
y,erden, dass viir von äen Benühunben der Bayern l~enntnis er-
halten haben. 
Herr Dr. ~>eifriz ~~ird verouchen, Herrn h1iniater noch vor 
seiner am hlonta~, den 12. erfolcenden Abreise nach Bnglnnd 
zu erreichen. Die An~elece1ilieit sei jedoch so eilic, daos mnn 
sie nicht bis zu seiner erst ma v,ochenende erfolgc::ncien ltücl:-
kehr auE Enc;land uuf oich beruhen lansen könne. 1:Jr bittet 
daher den Herrn Linister, clie Ancelecenheit in Bonn selbst in 
die Hund zu nelimen. 
t;: ~:n~ü~~ ~ ~ 
fr;'t/ll· ~c ~ f~dß-..~~~1 
dc-.... ~----- ~~ dJ-.. 1 J q t1 ~ f/tr--,'"' ''~C //2,.....___, I 2.. ,q 
/'ll {/(A."'U---~ ~ fJ~ t>U-... ~ r-niv&- {//~· ~ 
29. Protokoll der Referentenbesprechung im Wirtschaftsministerium Baden-
Würltemberg vom 4.10.1955. 
Gekürztes Protokoll 
über die 
Referentenbesprachune am 4oOktober 1955 
Prtie1dent Pre Se1!riz berichtete Uber <!ie BemühunGen und Vor-
bereitungen dee Landes Buden-WUrttemberg, die zu dem Deochluß 
der Bundesregierung ge!Uhrt haben; den croten deutochen Ranktor 
in Karlsruhe zu errichten. 
Die Erwägungen, die die Landesregierung veranlaaeten, eich so 
stark und nachhaltig !Ur den Atommeiler in Korlcruhe einzu-
setzen, haben ihre Wurzel in den Urnnvorkorr~en im Schwarzwald. 
Das ehemalige Minieterium für Wirtschaft und Arbeit in Frei-
burg hat nm 9.April 1951 die damalige Geologische L~ndeonnstalt 
beauftragtp das Auftreten von Uran im Schwarzwald zu erkunden. 
Prof. Dr. Y~rchheimer hat cuf diesem Gebiet bahnbrechend ee-
wirkt. Im weiteren Verlauf wurden die Erhebungen uuf das Ge-
biet von SUdwUrtt.-Hohenzollern aungedehnt. Die d~bei erziel-
ten Ergehniese !Uhrten dazu, daß Herr Prof. Dr. Kirchheimer 
zum wisaenechaftlichen Berater in Kernenergiefragen bestellt 
wurde e 
Der Herr Bundeskanzler hat eich in VerbindUOß mit Herrn Prof. 
llci~enberg seit JEhren mit diesem Problem befaoot und ochon 
frühzeitig eine Kommission zur Vorbereitung von ~ernonercie­
fragen geschaffen, Prof .. Dr., Kirchheimer wurde zum l.mal am 
2o.Novembcr 1952 zu einer Sitzung dieser Kommission berufen. 
Ee gelang ihm, sich in der Kommission einen breiten Einfluß 
zu beschaffen. Am 23.Febr. 1953 ~urde er zum VorEitzenden des 
mit der Uranversorgung beauftragten Faähnusechusses dieoer 
Kommiseion bestellt .. Als Vertreter des r.irtschaftsrninieteriumB 
Bcden-WUrtt. im Plnnungaausschuß schlug er· erst!DBls tam 3o.hlai 
1953 Karlsruhe als geeigneten Standort flir den künftigen 
Reaktor vor .. Bis dahin war es fUr Prof. Heieenberg Eelbstver-
ettindlich, dnß defUr nur I.:Unchen in Fruge kommen könne. Er 
stützte sich dabei auf ceine Beziehuncen zum Bundeskanzler. 
Es los sehr nahe, daß mit oer ~ahl MUnchens ein Fait Accompli 
geschaffen wurde. Deshalb ging in den nücb..Elten Monaten der 




.vorge~chlagen wurden. Prof. Dr. Kirchheimer gelang ea schließ-
lich, im AusschUß zu erreichen, daß von MUllehen und Knrlnruhe 
die Beantwortung von Fragebogen verlangt wurde. W~hrend es sich 
München im Glauben an seinen Sieg bei der Fragebogenbeantwortung 
leicht machte, wurde von Karlsruhe in Verbindung mit dem Wirt-
achaftsministerium eine auegezeichnete Denkschrift ausgearbeitet, 
die ihren Eindruck auf den PlanungsnuaschuJ3 nicht verfehlte 
Damit war erstmalig eine sachliche Basis geschaffen worden 
quch für Besprechungen zwischen dem Bundeskanzler und Pro!. 
Heiaenberg. Das Wirtscha:ftsminiaterlum hat daraufhin dem Geo-
logiE8hen Lo,ndeoamt eine namhafte Summe für weitere Erhebungen 
zur Verfügung gestellt. 
Weshalb hat sich Baden-Württernberg no nochhaltig um den Reaktor 
bemüht ? Weil es unserem Lande an de~ entscheidenden Grundlage 
der Energi~~Jf ~td'evorkommen, mangelt., f.ie soll aber der stän-
dig wachsende Energiebedarf gedeckt werden ? - Schon s ci t länge-
rer Zeit sind in der Bundesrepublik Erwägungen im Gange, wie 
diese ZukQnfts!rage gelöst werden kann. Auch England kenn schon 
ausrechnen, daß in naher Zukunft die Kohlenförderung nicht mehr 
ausreichen wird, um die Zuwachsrate an Energie zu decken. Da 
die W3 sserkraft in England ausgebeutet ist und die Umstellung 
auf Öl zu große Abhängigkeit von der Öllieferung in Erisenzei-
ten zur Folge hätte, sieht man dort in der Kernenergieerzeugung 
die beste Abhilfe. Der Leiter der Versuchsstation Harwell, Sir 
John Cockcroft, errechnete vor kurzem in einem Vortrag in DUssel-
dorf, daß England in 20 Jahren 40 % seines Energiebedarfs aus 
Reaktorstationen decken will, weil kein anderer Weg übrig bleibto 
Ähnlich, lVenn auch nic'ht ganz so rasch, werden sich die VerhältniE 
bei uns entwicklen., Die Refierferne unseres Landes bedingt die 
Schaffung neuer Energiequellen. Hinz~ kommt, daß Baden-wurtt. 
eine hochentwickelte und spezialisierte Industrie hat, die nur 
dann konJrurrenzfähig bleiben kann, wenn wir mit der Entwicklung 
der Technik Schritt halten können. trber die Gewinnung neuer 
Energiequellen hinaus bahnt aich hier eine neue, umwälzende 
Technik an. Dos amerikanieehe U-Boot ist ein Vorläufer deo An-
triebe von Fahrzeugen mit der neuen Energiequelle. Flir unsere 
Motorenindustrie ist diese Entwicklung von lebenswichtiger Be-
-3-
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deutung. Auch in d~r fextilind~trie und in der chemischen In-
dustrie wird mit umwälzenden Änderungen gerechnet. Ein Artikel 
der AZ er~rterte die starke Einwirkung au! die Architektur. Die 
Konservenindustrie wird maßgeblich beein!lußt werden und ebenso 
die ärztliche Wiaeenacha!t. 
Die Genfer Atomnunstellung ht auf die zahlreichen Besucher nua 
Deutschland geradezu schockartig gewirkt® Man erkannte, daß 10 
Jahre verloren gineen und alles getan werden muB, um den Vor-
sprung der Entwicklung einzuholen, wenn wir nicht einee Tages 
in eine Lizenzabhängigkeit von England und Amerika geraten ~ollen. 
Aue diaoen Erkenntnissen und Oberlegungen heraus hut oich Baden-
WUrtt. so nachhaltig um den Atommeiler bemlilit. 
Die oachlichen GrQnda fUr den Standort des Reaktors sprachen von 
Anfang an !Ur Kurlsruho. Aber durch die Boaprechllnßen z~iochen 
dem Dundeskanzler und Prof. Heiaenberg waren die Dingo schon uo 
weit gediehen, daß man den Kampf für Kurleruha ochon für aus-
sichtelos ansehen mlWBte. Pro!.Heiaenberg hat zunächst voroucht, 
den Standort des Reaktors mit dem künftigen Standort des Münchner 
Max-Plnnck-lnstituta für Physik zu koppeln, dns unter nllen 
Umständen nach München verlegt werden sollte. Von uns wurde einer 
Vereir~gung von Reaktor und Max-Plunck-Inotitut an einem Ort 
widersprochen. Am 27.Juni fiel in einer Besprechung beim Herrn 
BundesY~nzler die Entocheidungs Der erste deutsche Reaktor kommt 
nach Karlsruhe. Bayern zweifelte den Sachverhalt en und behauptete, 
e9 habe eich nur um eine vorbereitende Besprechung gehandelt, 
aber Anfnng August kam eine Verlautbarung der BundeeregierQng, 
in der die Entscheidung für Kerlsruhe bestätigt wurde. Bayern 
behauptet·e dann, dieae Erklärung der Bundesregierung oei ohne 
Wissen des Bundeskanzlers veröffentlicht worden, eber auch dna 
wurde widerlegt t die Entscheidllllß vmr vom Bundeskanzler, der da-
male in Mürren war,· gegengezeichnet ~Orden. 
Zunächst ist die Phyaiknlieche StudiengeEellBchnft Tr~ger des 
Reaktors. Sie m t bereits ein Büro in Ko.rlcruhe errichtet .. V.'er 
wird RochtE;trüger sein ? Eo ist beabnichtigt, einen der Sonder-
minister in Bonn, möelicherweiae Herrn Bundesminister Strauß 
!Ur die Atomforschung in der Dundesrepublik vem.ntv.oortlich zu 





nicht gerade vorteilhaft, weil berurchtet werden mUß, dnß ~ir 
von Herrn Ministor StraUß ele Bayer vielleicht nicht immer in der 
wUnechanswerten Weise unterstUtzt werden. Une er Z~.il if:lt, daß 
der Henktor in Karl~ruhe in der Art und in de~ Um!eng ~ufeebaut 
v;ird., wie dies bei der Entacheidung dee Bundeeknnzlers am 26.Jun1 
vorgccohan war. 
Die zweite Au!gnbe iot, Knrlsruhe zum niooenachuftlichcn Zentrum 
der Kernenergieforschung zu mochen und möglichnt alle Wioeen-
nchn!tler dieoeo Zweiges in unserem Lende zu konzentrieren. 
Wenn dne eclinßi;, wird ca aus Mancel an fachkrliften lr--auJ!l möe-
lich cein, später in München einen zweiten, ähnlich croßen 
Reaktor zu entwickeln. 
Das ~irtacha!teminieterium hat eine Sonderabteilung Kernenergie 
geschaffen und der Herr Wirtschafteminister ~ird einen Eeiret 
für Kernenergie bildenp dem Vertreter der 'l'iirtechaft, Wiseen-
ec~t und Politik angehören werden. Dem ~irtschaftoministcrium 
und Landesgewerbeamt wird ee obliegenp sichrnn Fragen der Atom-
technik zuzuwenden. Des \\'ird durch die Nähe dee nea.ktoro und 
die große Zahl der dort tätigen Techniker und VliasenachG.ftler 
möglich, die unnerer Technik in Lehrgängen neue Impulse tmd 
Anreeungen eeben werden. Vlir sind deshalb bemUht, zu erreichen, 
daß der Reaktor rasch in dem urep~lnglich voreesehenen Umfange 
erstellt wird. 
Prof. Reisenberg het den Plnn noch nicht nufge[eben, einen zwei-
ten Reaktor in Mlinchen zu errichten. 
Ln Zukunft wird uohl an jeder technischen Hochschule und an 
jeder Universität ein kleiner Reaktor !Ur wiesenschaftliehe 
Zwecke vorhanden sein. Der Reaktor in Karlsruhe ist auf 6000 kW 
Leistung zuseachnitten. Im Verlauf der Verhandluneen hat der 
Bundeskanzler dem bayr. Ministerpräsidenten Dr. Högner b~iflich 
mitgeteilt, daß ea bei der Entscheidung fUr Kerlsruhe bleibt, 
aber Prof. Hcir,enberg werde einen kleineren Reaktor bekommen, 
der nnch bayeriochen WUnachen nicht viel kleiner sein oollte. 
Die Bundearepublik r.ird aber nicht in der Lage seint zwei gleich-
wertige Reaktoren ßleichzeitig zu errichten, du schon der erste 
Bauabschnitt und die erste Planung 40 Mio. DM erfordern. 
\lie die Trägerschaft dee Reaktors in Kerlsruhe gestaltet wird, 
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ist noch nicht zu libereehen. Es herrochen dnrUber drei Meinuneen. 
Der Gewerkschaftsbund echlug den Staat als alleinigen Träger vor. 
Die Industrie will selbst ausschließlich Träger sein und von 
Bund und Land verlorene ZuschUsse haben. Bund und Land sollen 
als Beirat fungieren. Die Uberleguncen von Bund und Lnnd eehen 
dahin, daß beiue die Rechtsträger sein sollen. Die Erwägungen, in 
welchem Verhältnis und in welcher Rechtsform dies geschehen 
soll, sind noch im Gange. Bisher war für diese Fragen das Bundes-
wirtochaftsminieterium zuständig. Ea soll eber eine selbständige 
Bundeaatombeh~rde errichtet werden. 
Min.Dir.Prof. Dr. Rotzt Der Kampf geht nicht trm den Atoomeiler, 
sondern~ das Gelde Der Bund kann und will nicht zwei mal 40 Mio. 
DM geben. Es geht darum 9 wer den Löwenanteil des BundcszuochuEses 
von 15 11io. DM bekommt. Eine positive Zuaage wurde überhaupt 
noch nicht gegeben. Auch~ die 10 Mio. Landesmittel _steht die 
rechtsverbindliche Zuaage noch aua. Bezüglich der 15 Mio. des 
Bundes liegt ebenfalls noch kein rechtsverbindlicher Akt vor. 
Yon~·nem Verbot, wonach andere Länder keine Reaktoren einrichten 
h~ 
·-frßr an, iat nichts bekannt. Es wird auch davon gesprochen, daß 
Harnburg einen Reaktor erstellen will. 
Jetzt schon von Kernenergieerzeugu~g zu sprechen, ist insofern 
irreführend, als zunächat eine unmittelbare Verwertung noch nicht 
möclich ist. Das Hauptzel iat diG Verwendung der bei dem Atom-
zerfall entstehenden r.ärme zur Energiegewinnung als Ersatz für 
Kohle. An der Art der Stromerzeugune ändert sich nichts. Unab-
hängig davon bleibt die Verwertung der radioaktiven Kräf~e für 
chemische, physikalische und medizinische Zwecke, 
Präsident Prof. Dr. Kirchheimer gedenkt einleitend des r.issenschaft-
lers Karl Engler (geb. 1842), der bis 1925 Prof. in Kerlsruhe war. 
Kerl Engler hat sich sogleich nach der Entdeckung des Radiums 
mit diesem beschäftigt und sein Chemisches Inff[tut in Karlsruhe 
zum anerkennten Forschungszentrum über radioaktive Substanzen 
gemacht. Er entwickelte ein besonderes verfahren, um die Kräfte 





in .. Deucn.-Bt!den und unc!e!'en Orten ,;:eht a.u! Ä~rl Engler zur'Jck .. 
Ineofcrn kann der Name diemea Monnen mit dem ersten in Karl~ruhe 
zu erwartenden Atorr~ciler verknUpft werden. Karl Engler hat nuch 
die er~ten UranschUrfunecn vor dem Kriege durchge!Uhrt. 
Zu tlen Grundlncon <ler Nuizbnrm.nchunga Daß 01:1 Uberhaupt rn!:iglich 
1ot 9 nuo einer solchen Anloee Energie zu boziehen, beruht da-
rauf, dnß im notürlichen Urnn zwei Ieotope vorherrlen sind. Des 
sind Modifikationen von Elecenten, die sich nicht in den chemi-
ochon Bicenechnften unterscheiden, wohl ab e:r 1m At omccv:icht. 
D!lfl Uran enthi:ilt zwei Isotope, und zwcr Isotop U 238 clt 99,3 % 
und Iaotop U 235 mit 0,7 ~~~ Nur U 235 ist an den Reol~tionon in 
den f,tornmeilern beteiliß't,. Dieseo !sotflp wird durchlc.ngDuinc 
Nnut:ronen in zwei H:ruchstUc:!re seDpalten. Diecer Zerfell von 
U 235 iSt exotnrm, <l.h., es ~tdrd \'iärmt?j1'rei---gelJet~t .. f,uf dicGe 
Weise en1stcht die W~rme im Ato"meiler. [s werden auecrde~ Neu-
tronen frei, die den Vorgeng dee ZerfullB von U 235 cle: r.:ctten-
reaktion fortsetzen. Es entstehen dobei zwei bie drei, du~ch­
oc~mittlich 2,5 schnelle Neutronen. Im natt!rliclJCn 'lJ::'en 1:G!'den 
diese ochncllen Neutronen durch U 238 einr;efcncen und celan:;en 
nicht zur Reaktion .. Demcernäß nmä r.mn den NeutronenflUß il!l Ilciler 
aUfrecht crhal ten, in dem die neutronen durch subetnnzen (t!odera-
tor) gebremst werden, die die Eigenschuften heben, die Neutronen 
nicht nufzunot;oen, uber in ihrer Geechwindigkei t hern bzuMtzen. 
Solche Substanzen eind schweres Waoscr und reiner Graphit, Wenn 
die Dehnellen Neutronen abgebremst, verlaugaumt v/e!'den, gclanr;en 
sie in daa Uran hinein und können weitere Atome von U 235 spalten 
und halten die Kettenreaktion in Gang. Die in irr~er gröBerem 
:lb'.ße durcl?- Fortoctzung dea Kernzerfalle entotehende Würme muß 
abgefUhrt werden. Bei einer bestimmten Temperatur pflegt Bich die 
Kettenreaktion im .Meiler zu stabilisieren, Eine beotimnte Anzchl 
öos U 235 zerfällt un:l dadurch wird der Neutronenfluß in Gang ge-
halten. Diese Anlagen haben eine eog. kritische Größe, von der viel 
die Rede iet. Es muß ein bectimmt~e Verhältnie zwischen der Menge 
deo Ur~na und der Moderation bestehen, die so beEchaf:en ist, daß 
die Kernreaktion im Gange bleibt. 
Der Uronrneiler bcctcht flUß drei I:lemcnten: Uran in ::Jti.iben, Mode-
ratoren und Elihlmcdium (Luft, Gas, \'lasser, geschmolzenes Metall). 
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Man kann in den Meilern auch Uran verwenden, das oehr öla 0,7 ~ 
von lJ 235 (bie 20 %) enthiilt. In diel>em Falle spl'icht Illil..n von 
angereichertem Uran. In dießem Meiler verlliuft die Kettenreak-
tion mit eohnellen Neutronen. Die Z~hl öer ~uo dem Zerfall un-
fallonden Neutronen ist ausreichend, auch ohne Bremaauboinn~ die 
Ke~tcnroaktion in Gang zu hnlten. Diese Reaktoren ktsnnen kleinerEJ 
Dimenoionen haben, aber man braucht ein Kühlmediurn. \7Gil h~hcre 
Temperaturen entstehen. 
Wo.o geht im A to1nmeiler, abgesehen von d e:r V.'iirementstehtu1e,' vor 
Eich ? Es entstehen radioaktive Spaltprodukte,durch dAo Auftreten 
von Isotopen. Die nadioaktivitüt iot erheblich größer und rechnet 
n&ch L1illionen von Curie·. Doe ist· die Strnhlungsmenge, die von 
1 g P~dium ausgeht. Auf dem Erdball gibt es 1 kg Radium mit 
insgesamt 1000 CUrie,,' In Atommeilern entstehen Millionen Curie, 
deren Austreten verhindert werden mu.ße .Zu die~;em Zwecke we.tden die 
Ur"B.natl:lbe in Folien gehüllt, damit das KUhlwaaser vou :rudioakti'llen 
Kräften frei bleibt. 
Welche ~ärme kann im Reaktor entstehen ? Die Wärme ist der Auegangs-
punlct für dieEnergieerzcugun.g. wenn 1,5 ke Uran 235 innerhalb von 
zwei Jc.hron verbraucht und durch Spaltung verbrannt t;ird, ent-
otehen 1000 kn, die zwei Jahre lang dem Reaktor entzor,en werden 
können. Dieee 1000 k?.' entsprechen einer Menge von 2500 t Kohle. 
Bei einer Erzeueung von 6000 kW, wie cie bei dem Reaktor in Kerle-
ruhe vorge~ehen ist, entsteht also eine Wlirmemen~e, die dem 
6-!achen von 2500 to Kohle ent_spricht. 
Außer den zwei Reakto:rentypen , die ·mit natHrlichem oder nngerei-
chel'tem Uran arbeiten, gibt es noch einen dritten Typus, den eog., 
Brutreaktor mit einem Kern aus reinrnn Uran 235~ ·Dieser Kern wird 
mit reinem Uran 238 umhüllt. Dieocr Mnnte1 resorbiert sämtliche 
Neutronen, die auA dem atomatiachen Zerfall hervorgehen,und 
wandelt sich in dua gleiche, im Uran gespaltete ki~tliche Ele-
ment Plutonium um~ das genou wie Uran 235 verwendet nerdon kann .. 
Man kann aloo .nntU.rlicheE Uran dor.1it anreichern oder unmittelbar 
Reaktoren betreiben. Verwendet man Thorium ale Mantel, so wird 
das Thorium ebenfalle in U 235 umgewcndelt. Diese Vorgtinee in den 
Brutranktoren erze~en V/esentlich höher·e Temperaturen e.lc in den 
beiden Reaktoren der a.nde:r·en Art., Die Wlirroe wird durch geschmolze-




Die Venuchareakt.oren, dia die Hochsohulinstitute begehren& 
werden td t an;ereichertem Uran oder e.le Brutreaktoren oi t einem 
Kern von Uran 235 betrieben. Solches Uran,ctao in kompli~ierten 
:EntiLiochuncevorGhllt':;en gewonnen worden kar..n 9 will unr.; die USJ.. 
in der Höchetmengc von 2, 6 kg zur vcr!Ugunc; e tellon • .J:;iene Vor-
ouchnrenktoren haben eine v1escntlich r:crinc;ere Lrirtunc ulo uer 
fU:r Kn:rlc:ruhe ceplc.nte, der ::it 61 5 leg 0 235 betrieben VIClClen 
~:;oll un~ eiM Ldr:·tunc: von 6000 kVV aU.f'l:citt 9 v;Lhrcnd d.ic un Hoch-
sc~~ulin!::ti tuten geplunten Verr.uchsreaktorcn eidge 100 \'lQtt 
leisten. 
Die physikaliE:.chcn Grundlagen der Atommeiler cind nll,:;cmein bE>-
kannt.und veröffentlicht. Die USA haben ein l3btindigeo ~erk mit 
den Erfe.hrunt;en über ~cn B::u un:1 die :phy!:ik~liechcn Grundlnt:en 
von Ato::-neilcrn hc::-E.J.US{;er,cbcn .. Die PhysU:cr becti:;_raen in err;ter 
Linie dio ~tr:.:l:.tur eines Beo.l~tors. Sie zaU.osen C.cn Atlnt::.f eine:r 
ctabilcn, ctcuc!'barcn Kettenreal~ticn berecl:::nen. Alles gndere 
geb~rt Uber~icgend in den Ecreich der Che~ikcr und Ingenieure, 
deren Aufgabe ee ist, metallurgbebe t:.nd konstruktive Probleme 
zu lösen. Dezu gehU:ren z.E. die ~ctallhUloen der UranstLte 9 die 
verhindern sollen, daß radioaktive SubBtnr.zcn in öce r.Utloedium 
:;~langen .. AlurniniUI:l vc:rträgt nu.r dne Höchsttemperatur von 250 
Grad, andere Lcgicr~~%ic 400 Grud c. ~an ict beotrcbt• die 
Betriebstemperatur möglichDt hoch zu hellen, du in rnglc.nd 
cchonJflampfkesseln 400 Grad r.tirmc erzeugt \';erden. 
Die Bcrleutung eincc Ator:-llleilers in unacrcr Sicht: In dem Meiler 
\'lcrclen rcdionktive Iootope erzeut;t, die in der i:edidn, boider 
1: 0 rl:etof.fprüftt..'1G, in der Lundviirtr chnft und :mr LcbEmacl ttel-
frinchhal tung vcrwenC..et werden können. Der ":irkchn ft liehe Ertrag 
1 
iet r~cht groß, aber es kann ~it eihem weiteren Auobnu der Prüf~· 
ncthoden gerochnet werden. r.eit bedeutender ict der Meiler fiir 
C.io Vorbereitune der Enereieerzouguneo Er dient nls stu<1ien-
objcl:t, r;enn er eucb l~cine Energie ~rzeur;en wiru. Vielleicht 
leort oich die il:!i l:nrlcrtü1cr Jilciler erzeucte \·.L:r€Jme ir, Hei~2.n-
lo.t;Cl! VCI'\>cndcn. Eine Auowe:::-tung für <lie r:r:>ett{jung elcktri-t.<;cher 
Encrcie iot nicht möglich. 
In Englrrnd bectcht eine Musteranlege für 16 l~re.ftwcrlte in Hnrnell., 
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Bisher arbeiten zwei Reaktoren mit insges. 50 000 kW. Im November 
wird der Herzog von Edinbourgh den ersten Reaktor in Gang setzen. 
Mon baut ecbon jetzt eine zweite Anlogc in der Ntiheder ersten. 
Innerhalb von lO Jehren v'lird England 4 ~in. DU: ir. den Bau von 
Atomkraftwerken investieren. ln Südfrankreich sind seit 1953 zwei 
große Meiler mit 40 - 50 000 kW im Bau. 
Die USA will. lO % der Kraftwerke auf Atombaoie errichten, obwohl 
ea Uber reiche Wasserkräfte und unerechöpfliche Kohlenvorräte 
verfUgt. Bis 1965 sollen in den USA 40 000 Winnenschaftler und 
Techniker fUr das Atomenergieprogramm tütig sein. Man ~ill 
30 Mia. für das Kernenergieprogramm ausgeben und im Jahr 8000 t 
natürliches Uran bereitstellen. Die Schwerindustrie will in den 
nächsten vier Jahren 1,5 Mia. für die Foruchung zur Verfügung 
stellen .. 
Die Einzelheiten der Konstruktion in Karlvruhe Etehen noch nicht 
fest, jedoch ist keine Energieerzeugung geplant. r.&hrscheinlich 
wird es sich um einen Graphit-Meiler hEndeln, in dem 3,5 t natUr-
liebes Uran in Funktion treten. Dazu benötigt man daE lOfache 
~uantum Graphit .. 
Die Uranvorkommen in Deutschland reichen nicht ::.us, den Bedarf 
dee Atommeilers zu decken undes ist noch nicht kler, ob man 
die erforderliche Menge im Ausland kaufen kann. 
Ein Meilerbetrieb mit Tieniger Uran ist nur mit schwerem Wasser, 
dessen industrielle Erzeugung in 2 ... 3 Jahren möglich r.ein v.'ird, 
möglich. Die spezielle Bedeutung des Ke.rlEruher Atorr.meilers 
V~ird nicht mit den kleinen Versuche- und Forcchungsree.ktoren ver-
gleichbar sein, die mnn ohne w.citeres mit der notv;endiEen Aus-· 
stattung an angereichertem Uran oder U 235 aus den USA fertig 
beziehen kann. Der Ke.rlsruher Meiler hat größere Dimensionen. 
Selbstverständlich wird an ihm überwiegend geforscht werden mit 
dem Ziel, Erfahrungen !lir den Bau von großen Kernenergieanlagen 
zu sammeln. Außerdem werden in Kerlsruhe metallurgische und che-
mieehe Probleme studiert. 
Die Karlsruher ~nlage enstpricht den Dimensionen der englischen 
Anlage in Harvvell 9 die ale Keimzelle der enGlischen J:ernenergie-





Wie hot eich Ha~ell entwickelt ? 1945, in den letzten Monnten 
des Krieges, zogen die ersten Gelehrten in narwell ein. Heute 
stehen vier Reaktoren auf dem Gelknde, zwei weitere sind 1m Bau. 
Die Stativn beechliftigt 4000 Mitcrbcitcr, dr.runtcr 700 ~iasen­
Echnftle:r. 
Die Bedeutunr; einee eolchen Y..ernenercieprogror:una Il~r die geaemte 
Wirteehaft läect eich darouB ermeooen, deß in Englond bereite 
on 150 Firmen uller Spurten Auftrüge i.o R:.!::Jnen des L:.ernenerg1e-
procrn.mmfl ve:rt:eben v;oroen sind., Die }:ntv;iclr.J.unL; in .K:::.:rlc:ruhe 
wird eich von cer in Hß.rnell weniG unterscheiden. 
Zu den Gefc.hren! Die Z~nnhme der Rudio:::ktivitüt in jer .Erd-
r.tmosphilre kann nicht ernst genug gcno~en \·;erden. "ber die Zu-
nn!Jme er!olcte nich~ durch :lio Reml~toren, son::lcrn clurch c.1ie 
.Atombonbenexplosionen. Eo ll:isot 8ich nicht vcrnchr;cic;en, daß 
die dlr.;emeine Hadionl::tivi tlit der Atmosphäre bcrci tn !Jbcrhöht ist. 
Diese Steigerun~ ict vielleicht geeicnet, die Erbenlugen der 
Mcnschhei t, vielleicht nogor oll er L·:bel.'lenen, DHChteilig zu beein-
flusoen. :Cie epczielle G fi.,hrdunG durch eine Explocion der Anlage e 
ist c:us ph::Gilcalischcn GrUnäen völlig :.usgenchlosoen. :Jie Menge 
npal tbn rer ~ubctunzcn kur:n eich nus phyc ikulio eben Gr~;n~ en nicht 
~o nn.::-cichern, dcB durch D:plosionen Detricbostcrun.:;cn <::intreten 
können, Dns ist bisher auch noch nicht ßer Fall GBWecen. In 
Kunrrdu entstnnd wlihrend des f.:!'iegec an einere neul:to:r ein P.iee~ 
del' .::UsGcbossert r;cr~en kor;nte, o::nc Gesundhai tcnch:::di[;ungen 
für dE.::; Pe rc cnaL Im Ubri,sen könncr: in dncm !. toreneil er nur nor-
~le Be~ricbcunfälle• wie in jede~ cnbrcn Industriebetrieb, aUf-
Was geschieht mit den festen Abfeilstoffen der Meiler ? 
En ben~elt sich dabei um ung~~ein radioaktive Substanzen, die 
keine Abfallstoffe, sondern nusgceprochcne Rutznto!fe sind. 
Sie \~erden nicht mehr ins Meer versenl:t, sondern innc::-hn.lb des 
/,tommeilergeltndcs vergn:ben, urn sie später wieder zur Flr·ncl zu 
haben. Irgend welche Gefuhren durch die 'i'i'u.sscrverso~ne una. bei 
der Abwasserbeseitigung sind dc.mi t nicht verbunden. Jit> r::.:.clio-
nl::tiven Substanzen gehen sehr bald zugrunde. Ihre r.irl~ot;;nkeit 
ltisst sehr rasch bis zur Ungcflihrlicl~eit nAch. so:lte~ rndio-
ul~tive r.toffe in dno Grundwo.cncr gelc.n,~en, r::o werden oie bn.ld 
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absorbtiv andie Tonkomponenten im Boden gebunden. In Harwell 
wird das Gebrauchswasser unmittelbar dem Boden entnorr~en und die 
Abwasser der Themae zugeführt, obwohl London zum großen Teil mit 
Themsewasaer versorgt wirdQ 
Für den Strahlenschutz wird gesorgt. Mit Hilfe von Meßapparaturen 
kann sich jeder davon überzeugen, ob er selbst oder andere Men-
schen, oder Gegenstände, oder die Luft radioaktiv sind. 
Wenn die ersten Atomkraftwerke nicht am Rande großer städte 
errichtet wurden, dann nur deshalb, weil dort die GruncstUcke-
pre8e zu hoch waren. Gewiß haben auch psychologieehe Gründe 
mitgesprochen. D2bei ist zu berücksichtigen, daß das friedliche 
Atomprogramm durch die Freieetzung von ~adioaktiven Kräften 
bei den Atombombenexplosionen ungeheuer vorbelastet wurde. 
D i a k u s a 1 o n 
Min.Dir. Prof. Dr. Rotze In dem Atommeiler Karlsrube werden 
6000 kW pro Tag Energie oder stUndlich rund 5 Mio Wärmeeinheiten 
gewonnen, aber nicht verwertet .. Man könnte damit im r,inter 
2000 Wohnungen heizen. Ist keine Verwertung möglich ? 
Prof .Dr. Kirchheimer: Auch der Atommeiler in Harwell ist lu.ftge-
kühlt. Die Wärme wird in die Luft abgeführt. 
Die Amerikaner haben in der ersten Zeit die Flüsse damit geheizt 
und aufgetaut. Das Wasser hat sich um 6 Grad erwärmt. Die in 
Karlsrube erzeugten 6000 kW müssen durcheeblasen werden. Die 
Wärme wird restlos abgeführt, soweit sie nicht für Versuchszwecke 
verwendet wird. Darüber wurde in Karleruhe noch nicht befunden. 
Bei der abzublasenden Luft handelt es sich um den Luftbedarf 
eines großen Bergwerks. Der Atommeiler ist aber kein Erwerbs-
unternehmen, sonst wUrde man einen solchen Unsinn nicht be-
treiben. 
Min.Rnt Dr. Groaser: Es gebt bei der Energieerz~ng um die Wirt-
schaftlichkeit. Die Kohlevorkoomen in Deutschland reichen zwar 
für 100 Jahre atw, aber die Förderungskosten steigen und die 





wirtachn!tlichcD Koetenge!üge erechUttern. 
Filr den Atommeiler we~~en zur Erzeugung von 6000 kW 35 t Uran 
benötif;t. Wenn wir nun wirklich noch englüchem Vorbild an den Bau 
von Kraftwerken heraneehen, werden wir dann in öer ·Lage cein, 
das er!orderliche Uran zu beziehen ? Es sind äoch Anzeichen vor-
handen, daß inwzischen ochon ein weltweiter Kampf um diese wert-
volle 11onge1Dubstanz Uran entbrannt ist. Oder gibt es hier ein 
weiteras Feld, daß man ohne sorge ~n die weitere Entwicklung 
dieoer Energiequellen herangehen kann ? Wenn dem nicht ao w~re, 
eti.tnden wir doch eines Tages vor der Frage, wo nehmen v:ir das 
Uran her ? 
Prof. Dr. Ki~chheimer: Die Koblenförderun~ ist nicht nur ein 
Preieproblem, sondern die Menschen wollen nicht mehr in die Gruben 
einfahren~ Das iat sowohl in England als euch bei unn trotz der 
Uoderniaierung der Fall. Nur noch in den UnterentwickeltenLändern 
finden sich cenligend Bergerbeitere Eo nUtzt deshalb nich~ neue 
Bergwerke zu erschließen und dann teine auereichende Belegschaft 
zu finden. Der Kohlenbergbau wird iomer bestehen bleiben, aber 
man·wird die Kohle nicht mehr in die Kessel werfen, sondern !Ur 
andere Zwecke benutzen. Allerdings wird die Kohle teurer werden, 
weil fUr Bergarbeiterlöhne wesentlich mehr aufzuwenden sein wird. 
Zur Deckung des Uranbedarfet Im natUrliehen Uran sind nur 0,7 ~ 
der Spaltung ~ugänglich. Durch die Verwendung der Brutreaktoren 
ist eine lOQ%ige AusnUtzung möglich, das heißt dengegenwärtigen 
Nutzeffekt verhundertfachen. Da wir 20 fdll. t Uetallinhnlt in 
dem abgeschätzten Uranvorkommen haben, bedeutet das eine Energie-
reserve, die dengeoamten Kohle- und Oelvorräten um das Tausenrache 
überlegen ist,. 
Zur Frage, ob wir aus dem Ausland genug Uran bekommen könnens 
Es ist zu hoffen, daß eine tbersättigung anUran eintreten wird, 
und do ß noch and<ne Möglichkeiten zur Energiegewinnung in Err:chei-
nung ~reten. Schon heute spricht mnn vonder Vereinigung von J',tom 
mit Waooerotoffe Es handelt sich dobei um extrem exothermische Vor-
gänge, die weitaus größere Energie liefern werden. Durch die Spal-
tung des Urane 235 iot anzunehmen, dnß man fUr die kommenden 
Energieanlagen die Dccku.ng erhL.lt. In Deutcchland ist das Proble:t:l 
-13-
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nicht so brennend wie in Englande Wir huben noch einige unge-
nUtzte ~aseerkräfte und unBere Kohlenförderung ist nichtin dem 
Maße rUckltiufig wie in Englund. Flir England handelt es oich um 
eine Exictenzfrage. Es muß innerhalb von 10 Jahren Erantz suchen 
für 40 Mio. t Kohle,das ist die Hälfte der bioher der engli-
schen Industrie zugeführten Kohle. Für England handelt ea sich 
nlao um dns Nationalproblem Nr.l., 
Präsident Dr. Seifrizx Ein Mitglied der amerikanischen Atom-
kommlosion hnt in Stuttgart vor einiccn ragen in einem Vortrug 
envähnt, daß man die Vereinigten Staaten in 9 Gebiete eingeteilt 
md jedes Gebiet unter Berücksichtigung der natürlichen Vlasoer-
kg~fte daraufhin untersucht habe, wann der Zeitpunkt für die 
wirtschaftliche Uranverwe Ltung gekommen sein wird e Dabei er-
gaben sich Unterschiede in den einzelnen Gebieten. In England 
liegen die Ve rhiil tnisse wen entlieh anders, weil der Kohlen-
preis durch rieoiee Investitionen, die der Murrgel an Arbeite-
kräften erfordert, beeinfluBt wird. 
ilin. Dir. Prof. Dr. Hotz: In Deutnahland rechnet man in etwa 
drei Jahren mit Kostengleichheit für Energieerzeugung mit Kohle 
oder Kernenergie. 
OER. Dr. Greifeld: Die Berechnungen in der Bundesrepublik haben 
ergeben 1 \'!enn die Elektrizi tätewerke die Möglicbkei ten der 
nsserkraft voll nuobauen, wenn auch die B1aunkohlene;ewinnung voll 
ausgenützt wird und wenn die steinkohlengewinnung}.vei ter im bishe-
rigen Umfange anhält, dann ·wird es trotzuem bereite im Jahre 1970 
zur Deckung des Strombedarfs notwendig sein, durch Kernenergie 
allein soviel s1rom zu erzeueen, wie 1954 in Deutschland verbraucht 
wurde. 
Min.Rat Dr. Rieberg Nach einer Pressemeldung wandern monatlich 
2100 Bergarbeiter aus dem Ruhrgebiet ab. Im letzten Jahr waren 
es 17000 meiat jüngere Bergarbeiter, die kurze Zeit nach ihrer 





Min.Dir. Prof. Dr. Hot~s Es steht fect, daß die mechanische 
Verbesserung der Bergwerke das Ausscheiden der Arbeiter nicht 
auegleichtu 
Das Thema Kernenergie wird in absehbarer Zeit nochmale in der 
Referentenbesprechung erörtert werden. 
Den 7.0ktober 1955 
Ni/Mz. 
30. Ergebnisprotokoll einer Besprechung über die Gründung einer Gesellschaft für 
den Bau und Betrieb eines Reaktors in Karlsruhe vom 23.3.1956. 
Abschrift 
Der Dundesoinister für ~toofrcßen V o r t r c u 1 i c h I 
E r g c b n i s p r o t o k o 1 1 
J..n 23.3,1056 1 14,30 Uhr, tro.fen sich io Buncesruinistcriun für i.too-
frar.en in Bnd Gorleeberg auf zinlneung von Buncesoinister Strnuß fol-
sen~e Herren zu einer Desprechunß über cie Grüneune einer Gesel1sch~ft 
für ~en Bau unc Betrieb eines Recktors in Xnrlsruhe: 
1,) cls Vertreter des Lnndos Dncen Württeoberg: 
Herr Minister V e i t 
2,) als Vertreter Los Buncosfincnzoinistcriuos: 
Herr 1iinisterio.lcirelctor Prof. Oeftering 
3,) von kufsichtsrat cer Physik&lischon Studiencescllschnft o,b,H., ----------------
Herr Dr, Wilhelo DHtzkes, Düsscldorf, 
Eorr Lr, J.lfreC: Petersen 1 Frunlrfurt, 
Herr Lr, F.J •• Prontzel, Frcnkfurt, 
Horr Dr, Hcrunnn Reusch 1 Oberhnusen 1 
2err Dr. H2ns Rcutor, Duisbura, 
IJüsselC.orf: 
Herr Prof, Dr, 'tfinnuclcer 1 Frun:.durt/!.!. -Lloechst 1 
4,) cer Geschäftsführer der Phyeil:nlischen StuCienßeGellschnft o, b,ll, I 
Düsselcorf: 
Herr Dr, E, Telschow 1 
5,) voo Bundes:JinisteriurJ für i<tou::frc~c;en: 
llerr Bunc'.esuinister 3trnuß 1 
fiorr Ministorinlciricent IJr, Grcu 1 
Herr R&cierunßsdircktor Dr, EnGolhor~t, 





hls Ergebnis cer Besprechung wurcen folgeneo Punkte festcehulten, 
über cie eine Einicung erzielt wur~e: 
1, Die Gesellschnft soll oit eineo Kapitol von DM 30,000,000,--
und einer Nachschußpflicht bis zu DM 10,000,000,-- cecründet 
wercen, Die ~ufbrin~ung ~es Kapitels soll io Verhältnis 50 % 
(~ffentliche Rene) zu 50 % (Incustrie) erfolaen, "~ffentliche 
Bond• in diesen Sinne ist ein Konsortiun ces bürcerlichcn 
Roc\ts, ~ns sich nus Industriefirnen und ~er Physikalischen 
Stuciencesellschnft obH,, Düsselclorf 1 zusnooensetzt unc für 
cns crforcerlichcnfnlls ci~ Rechtsfore einer G.o,b.H. vorge-
sehen wird, Die erste Einzahlune nuf cns Kapital beträgt 
DM 10,000,000,--, Vorgesehen sin~ weitere Sinznblungen inner-
halb 2 Jahre, entsprechend deo Bnufortschritt, näolich io 
Jnhre 1957 DM 10.000,000,--1 io Jahre 1958 cer Rest, 
2, Die Unterhcltungskosten <!er fertigen Gesnotnnlage c;;ehen zu 
Losten der ~ffentlichen nanc. Unterhnltun~skosten in cieoeo 
() 
Sinne sind <~ie curch Einnnhr1en cer G.n.b,H. nicht cedeclrten 
lr.ufenc:en A.uoc;~:ben, 1·~1s Einnnh.ocn in ciesen Sinne oind ins-
bcsoncere Einnnhr.;en nus einßeräUJ.Jten i.rbei tspliitzen und Li-
zenzen aus Patenten und sonsti~en Schutzrechten ins ~uce oe-
fc.ßt, Dazu ko=en Einnclmen c.us den Verln~uf von rc.Gi oc.lcti ven 
Isotopen, 
3. :Zs soll sofort geprüft werden, wie ein l.i::.xinuo von Stouc'rbe-
cünotiguugen für ~ie G.n.b.H. wie für ~ie Zeichner der G.n.b,H.-
Anteile erzielt werden kann, Dabei wir~ von der In~uotrie zur 
Decincung il1rer Beteiligung ge~ucht 1 ~o.ß der hnschaffunßspreis 
für eic gezeichneten hoteile in lHngsteno 3 Jc.hren nbGeochrie-
bcn werden lwnn, 
4, im Oq;nnen cer Gesellochc.ft ist neben der Gescllschnfterversnrm-
lung ein hufsiebtarnt vorg~sehen, Wegen der wissenschaftlieben 
Zielsetzung ~er G.o,b,H, wird cnvon c.usceco.ngen, ~aß c.uf "ic 
G,n,b,ll, § 77 DetrVG Anwendunn findet, Der nufsichtsrot soll sich 
deozufolge zusna~ensetzen aus: 
5 Vertretern ~er ~ffentlichen Unnd, 
~ie ihrerseits iu Verbliltnis 3 : 2 (Dun~/Lnn~) 
nn den 5 Sitzen beteiligt ist, 
- 3 -
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5 Vertretern ccr Incustrie und 
2 hli tel i ecern I Cie in Einvernehmen cer 
Hffentlichen Hnn~ unc cer Industrie zu 
bestellen sin<!, 
Beschlüsse ces ~ufsichtsrnts, die eine CepitnlerhHhunn bzw. 
eine Ncchscbußpflicbt in Rnlll:len cer IJM 40,000,000,-- nuslösen 1 
beeürfen einer 2/3-~ebrheit, 
5, In cer Gesellsehaftervcrse:wlunc soll ein anteil von DM 100,000,--
eine 3tiDDe repräsentieren, 
6, Es iot vorgesehen, eine Geschäftsführung eus zunächst 3 Personen 
(1 Techniker, 1 Wissenschaftler, 1 Keuf~nnn) zu bilcen, Cie Bcu-
curchflihrunc cer gesnoten Lnl~e soll curch diese Geschäftsführune 
nnch UHglichkeit einer ~rbeitsge~oinschnft besonders leistungs-
fü~icer lli,C erfahrener Firnen libertr~Gen wercen. 
7. J~n wei teron Ter::Jinen werccn ins ;.u.:;e gofe.!lt: 
n, bis 20,4,56 cie Grüncuug eines Incustrie-Konsorti~s 
b, bis 15,5,56 cie Grüncung cer Renktor-G.n.bH, 
Un ~es Vertro~:;swerlr zu skizzieren, wcrc~en sofort die folr;enc'.en 
Eerren zusc.=entreten: 
).!inisterinlrct Dr. Schncicer, DI.!F, 
Rogiurunr,seire!ctor Dr. Engelhcrct, BMi<t 1 
Oberrc~:;i erunr;src.t Lr. Grei felc, V/iM Bnden-Württe~beq~ 1 
Recbtscnwc.lt ll. loufonnn 1 Direktor, Fcrbwer~e Boecbst ~G 1 
Rcchtsnnwolt F. Silcher, Dire~tor, Fnrbenfnbriken Dcycr ~G, 
Leverkuscn 
Direktor Dr, Spiockur, 3ienens-Schuckert-~er~e LG 1 Mlincbcn, 
8, Dc.s Land Dr.cen-~·/ürttcoberG überni=t es 1 für Rechnunc; uot! i~ vorVIeß-
ceno:::ocnon J.uftr~[( t:er Reuktor-G ,tJ, b. II. in Zusn:mennrboi t ni t <'.er 
Ron~torGruppe Prof. ~irtz in Göttineon ~ie ersten vorbereitont!cn 




Steopel: der Bun~csninister f~r Atnmfrc.~cn 
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31. Zur neuerlichen Problematisierung des Reaktorstandortes: Bericht über die Reise 
der Herren Bauer, Bomscheuer, Dr. Drouven, Müller und Seyd nach Karlsruhe vom 
3.-5.5.1956. 
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A b s c h r i f t 
11. Mai 1956/Ca. 
Bericht Uber die Reise der Herren DI.Baucr, 
DI. Bornscheuer, Dr. Drouven, DI. KUller und 
DI. Seyd nach Karlsruhe vom 
- 3. bis 5. Mai 1956 -
I. Besichtigung der in Frage kommenden Reaktor Standorte. 
=~==================================================== 
Neben den bereits zur 17ahl stehenden Standorten am Rhein 
nördlich Maxau (Standort 1) und dem Gelände im Hardtwald 
am Pfinz-Entlastungskanal - Großer Saufang - (Standort 2) 
wurde aufgrund des Kartenst3:udiums und unter BerUck-
sichtigung des in Göttingen intern festgelegten Sicher-
heitsabstandes von 3 km zur nächsten stationären Siedlung 
ein Standort 3 ausgewählt. Dieser liegt ebenfalls im 
Hardtwald nördlich Standort 2, und zwar im Bereich der 
Kreuzung Hirsch-Kanal mit der Straße Blankenloch und 
Leopoldshafen. 
Zu diesen 3 Standorten ist folgendes festzustellen: 
l. Zur Sicherheit 
~Jtandort 1: 
KUrzeste Entfernung 2 km zur Zellstoff-?abrik; 2,5 km 
zum Stadtrand Karlsruhe (Knielingen); 5oo m bis zum 
Rhein. Die Labe zum Rhein muß u.E. besondere DerUck-
sichtigung finden, da es sich um eine intcrn&tion~le 
Binnenwasser-Straße mit außerordentlidh hohcr Verkehrs-
dichte h<:..n,~elt, ·:,o:;s dazu zwin,,:_t, den Rhein ;,l:J :=t:üL'nL-i.~·c 
Sicdlun;; zu betrucllten. (Sper-rung der 'ii-assc:r:;::.rc;Ge 
fUr den Schiffsverkehr ausgeschlossen, Gefuhr des 
:'r2.nsports rndioaktiver SubGth!1Zen). 
Standort 2: 
2,5 km kUrzester Abutund zum Restrand Blankenloch; 
6 km Abstand Nordränd Karlf;ruhe (Schloß); G kr~ bis :';Ui:l 
HIJein. 
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Da das Grundwasser in größeren Tiefen ansteht als in der Nähe 
des Rheins, ist allerdings eine höhere Pumpleistung erforder-
lich. Außerdem sind u.U. die Belange der Land- und Forstwirt-
schaft zu berücksichtigen. Der am Standort zufällig anwesende 
Forst-Assessor war der Meinung, daß sich der Waldbestand im 
wesentlichen aus dem Oberflächenwasser ernähre, also eine Grund-
wasser-Absenkung ohne Einfluß sei. 
Bevor eine endgültige Entscheidung über die Brauchbarkeit der 
einzelnen Standorte bezüglich der Kühlwasser-Versorgung getrof-
fen werden kann, müssen folgende Angaben vorliegen: 
Jährlicher Temperaturverlauf, chemische Zusammensetzungen, 
mechanische Verunreinigungen, Grundwasser-Rgel und jährliche 
Schwankungen, Durchlässigkeitsbeiwert k. 
Unabhängig von vorgenannten Überlegungen besteht an allen 3 
Standorten die Möglichkeit, einen Rückkühlbetrieb durchzuführen, 
wobei man sich aber darüber klar sein muß, daß man sich des Vor~ 
teils der tiefen Moderator-Temperaturen von vornherein begibt. 
Ebenso sinkt die zulässige spezifische Wärmebelastung in den 
Uran-Elementen, was für die gesamte Konzeption nachteilig ist. 
Für die Standorte 2 und 3 besteht bei erwiesener Verwendbarkeit 
des Rheinwassers auch die Möglichkeit des Baues einer Kühl•Nasser-
.leitung. 
3o Kühlwasser-Ablauf und Gründungsfragen 
Standort 1: 
Das aufgewärmte Kühlwasser wird unmittelbar in den Rhein abge-
leitet, wobei die Frage deB Rückstaues besonders zu untersuchen 
ist. 
Was das Baugelände betrifft, so muß der zwischen den beiden 
Deichen befindliche Raum aufgeschüttet werden, und zwar möglichst 
vor Baubeginn in einem Zuge. Da das Grundwasser in seinen jähr-
lichen Schwankungen bis zur jetzigen Geländehöhe ansteht, muß 




Standort 2 und 3: 
Das aufgewärmte KUhlwasser wird Uber den Pfinz-Entlastungs-
kanal dem Rhein zugefUhrt, wobei bei der Wahl des Standortes 3 
ein ca. 2 km langer Stichkanal oder eine Rohrleitung zum 
Pfinz-Entlastungskanal gebaut werden muß. Die GrUndungsver-
hältnisse erscheinen sehr gUnstig, da das Grundwasser voraus-
sichtlich erst im ungUnstigsten Falle in ca. 6 - 7 m Tiefe 
zu erwarten ist. Die Tragfähigkeit des Bodens (Sand, Kies) 
scheint sehr gUnstig zu sein. 
II. Besprechung bei der Stadtverwaltung Karlsruhe ~ Freitag,4.5.56 
=============================================================== 
Teilnehmer von der Stadtverwaltung Karlsruhe: 
OberbUrgermeister Klotz (zeitweise) 
Oberbau-Direktor Mertz (Planungsamt) 
Bau-Direktor FUger (Energie-Versorgung) 
Vermessungs-Direktor Lang (Vermessungs-Amt) 
Oberbau-Rat Kirsch (Tiefbau-Amt) 
Baurat Könninger (Wasser-Versorgung) 
Baurat Krepp (Wasser-Versorgung) 
Teilnehmer vom Land Baden-WUrttemberg: 
Oberreg.-Rat Dr. Greifeld (Wirtschaftsministerium) 
Oberbau-Rat Widmer (Wasserwirtschaftsarnt) 
Teilnehmer vom Badenwerk A.G.: 
Ober-Ingenieur Mössinger (zeitweise) 
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l. Zur Einleitung wurden die anwesenden Behördenvertreter von 
einem Angehörigen der Göttinger Gruppe, in die, die Standort-
wahl beeinflussenden Überlegungen eingeführt, und zwar so, 
wie sie unter Punkt I dieses Berichtes niedergelegt sind. 
Der neuerdings von uns geforderte Sicherheitsabstand von 
3 km wurde damit begründet, daß man sich eine gewisse Ausbau-
fähigkeit der geplanten Reaktorstation vorbehalten müßte, 
deswegen also nicht nur von dem derzeit geplanten Reaktor 
von lo MW ausgehen dürfe. Dieser Gesichtspunkt war allein für 
die Auswahl des Standortes 3 maßgebend. 
Die Erwähnung der Standorte 2 und 3 war für die Verteter der 
Stadtverwaltung ein neuer Gesichtspunkt, da bisher bei allen 
Erwägungen kommunal-politischer Art stets nur der Standort l 
am Rhein berücksichtigt worden war. Besonders die Tatsache, 
daß der Standort 3 außerhalb der Gemarkungsgrenze von Karlsruht 
liegt, dürfte die verwaltungstechnischen Maßnahmen erschweren. 
Herr Oberbürgermeister Klotz wies indessen darauf hini daß die 
Sicherheitsabstände, die bei- einer zukünftigen Erweiterung ge-
fordert werden müssen, jetzt schon berüaksichtigt werden 
sollten, und daß deshalb die verwaltungstechnischen Schwierig-
keften überwunden werden müßten. 
2. Unter Heranziehung der jeweils zuständigen Referenten wurden 
die durch die verschiedenen Standorte bedingten Fragen disku-
tiert. Uber das Ergebnis wird nachstehend wie folgt berichtet: 
a) Wasserversorgung 
Sowohl für das Rheinwasser als auch für das GrundAasser, 
das u.U. an den Standorten 1,2 und 3 entnommen werden 
muß, wurde uns von dem zuständigen Referenten der Stadt-
venval tung die Lieferung der von uns angeforderten 
Unterlagen zugesagt. Diese sind: Chemische Zusammensetru 
jährlicher Temperaturverlauf, Grundwassertiefe, 
Schwankungen des Grundwasserspiegels, Durchlässigkeits-
beiwerte k; nach vorläufigen Angaben soll der k-Wert * 
(bei einem Brunnenabstand) 




in der betreffenden Gegepd etwa 0,02 m/s, die Schwankung 
des Grundwasserspiegels ca. 2 m, die Temperatur des Grund-
wassers nahezu konstant lo°C betragen. Bezüglich des Grund-
wassers machte man uns auf die große Eisenhaltigkeit des 
Grundwassers im Raum Karlsruhe aufmerksam, die bis zu 0,6 
' 
betragen soll. Dies ist auch der Grund dafür, daß bei den 
städtigen Wasserwerken nur Flachbrunnen mit ca. 2 m Ab-
* senkung zur Anwendung kommen, da der Eisengehalt mit zu-
nehmender Tiefe ansteigt. Die städtische Wasserversorgung 
besitzt eine Enteisenungs-Anlage, die erst in den letzten 
Jahren gebaut wurde unter einem Kostenaufwand von DM 1,5 Mill 
Für den Standat 3 stehen bereits besonders gute Unterlagen 
zur Verfügung, da die Stadt Stuttgart in der Absicht, hier 
ihr Trinkwasser zu entnehmen - einen Versuchsbrunnen betriebe 
hatte •. Aus diesem Grund sin~n Kürze zumindest über den 
Standort 3 ausführliche Unteriagen zu erhalten. Das Wasser-
wirtschaftsamt wird über Herrn -weimer uns diese Unterlagen 
zukommen lassen. 
Es wurde uns mitgeteilt, daß die westlich und ostwärts 
des Hardtwaldes liegenden Dörfer ihr Trinkwasser ebenfalls 
aus dem Waldgelände erpumpen. Durch den großen Wasserbe-
darf der Reaktorstation könnte· die Wasserversorgung dieser 
Ortschaften u.U. gefährdet werden, insbesondere könnte die 
neu zu bauende Brunnenanlage des Zweckverbandes Blankenloch 
betroffen werden. Der Bedarf, der im Zweckverband Blanken-
loch zusammengefassten Gemeinden beträgt allerdings nur 
lo 1/s, sie können also von der Reaktorstation mitversorgt 
werden. 
b) Kühlwasser-Ablauf 
Die gemäß I/3 vorgetragenen Forderungen wurden gut ge-
heißen. Dabei war zu erfahren, daß der Pfinz-Entlastungs-
kanal und der Hirschgraben vor dem Krieg aus strategischen 
Gründen angelegt worden waren, um gegebenenfalls das Rhein-
ufer-Gelände zu überfluten. Der Pfinz-Entlastungskanal 
besitzt ein gut ausgebautes Profil und ist in der Lage 
ca. 5o - 6o m3 Wasser/s abzuführen. Die vom Reaktor zu-
sätzlich maximal anfallenden 2 m3/s fal~nalso nicht mehr. 
ins Gewicht. 
c) Gründungsfragen 
Am Standort 1 (Rhein-Gelände) ist aus Hochwassergründen 
eine Gelände-Aufschüttung um ca. 1,5 m erforderlich. Bei 
einem Preis von DM 4.--/m3 Aufschüttung ergeben sich -
wenn man zunächst nur 1/4 des vorgesehenen Geländes auf~ 
schüttet- Unkosten i~ Höhe yon ca. DM 2 Mill., für das 
gesamte Gelände also ca. DM 8 Mill., 
Wegen des im Jahre 1955 aufgetretenen neuen höchsten Hoch-
wassers werden die Rheinufer-Dämme ohnehin um 1,5o m er-
höht. Da aber auch dadurch immer noch keine absolute Sicher-
heit gegen Dammbruch, die mit-Rücksieht auf den Reaktor-Be-
trieb gefordert werden muß, gewährleiEtet ist, muß nach An-
sicht des zus:ändigen Referenten der Damm auch auf das 
Doppelte verbreitert werden. 
Aus dem gleichen Grund muß der am Ostrand des Geländes 
bestehende Damm, der zur Sicherheit gegen der RUckstau 
im Flußbett der Alb angelegt ist, ebenfalls erhöht werden. 
Unabhängig von den Aufschüttungen müssen selbstverständlich 
alle Baulichkeiten grundwassersicher gegründet werden, was 
sehr hohe Kosten verursachen wird. 
Alle diese Schwierigkeiten entfallen an den Standorten 2 und 
2L da hier das Grundwasser erst in 6 - 8 m zu erwarten ist 
und Überschwemmungsgefahr nicht besteht. 
Das Reaktorgebäude kann mit etwa 2 Stockwerken unter Gelände 
gebaut werden, so daß der Reaktor selbst zu ebener Erde steht, 
was erhebliche Vorteile mit sich bringt. 
Der Baugrund ist offensichtlich sehr tragfähig; bei Boden-
untersuchungen vor dem Aufbau des Siemens-Werkes wurden 
unter ähnlichen Verhältnissen zulässige Bodendrucke von ca. 





Dem zuständigen Referenten wurde mitgeteilt, daß für die 
Versorgung der kompletten Reaktoranlage eine Anschluß-
leistung von 25oo - 3ooo KVA erforderlich sei. Für die 
Baustromversorgung werden zunächst 5oo KVA gefordert. 
Für den liian~ort ~ würde die Stadt Karlsruhe über die 
Zellstoff-Fabrik Maxau 2 x 2o KV-Einspeisungen zur Ver-
fügung stellen. Die 2o KV-Versorgung des Stadtnetzes geschieht 
zur Zeit von der loo/2o KV-Umspannstation Scheibenhardt. 
Später ist eine Direkt-Einspeisung von dem neuen Kraft-
werk der Badenwerk A.G. im Rheinhafen vorgesehen. 
Für die Versorgung der Reaktoranlage in den Standorten 2 und 
2 wären nicht die Stadtwerke Karlsruhe zuständig, da für 
beide Standorte über 9 km lange Kabeltrassen neu erstellt 
werden müßten. 
Es bieten sich hier, nämlich ostwärts und westlich des 
Hardtwaldes 2 von Süden nach Norden verlaufende 2o KV-Frei-
Leitungen an, die dem Badenwerk gehören und die nördlich 
Karlsruhe liegenden Ortschaften versorgen. Außerdem ist 
zwischen den Ortschaften Hagsfeld und Eggenstein eine Kabel-
verbindung geplant, die man zur Einspeisung der Reaktoran-
lage ausnützen könnte. Da später vorgesehen ist, die west-
lich des Hardtwaldes verlaufende Freileitung direkt vom Rhein-
hafen-Kraftwerk zu speisen und die ostwärts des Hardtwaldes 
liegende Leitung, sowohl von Scheibenhardt als auch von der 
loo KV-Station Bruchsal zu versorgen, sind für die Reaktor-
Station 3 Einspeisepunkte, die loo kV-seitig zusammenhängen, 
vorhanden. Nach Aussage des Leiters der Stadtwerke Karlsruhe 
ist im vergangenen Jahr das Karlsruher Versorgungsnetz 3 mal 
total ausgefallen, was die bisherige Planung, die Reaktor-
station mit einem Notstrom-Aggregat auszurüsten, erhärtet. 
Von seiten des Badenwerks wurde angegeben, daß in dem 




Während im Rheingelände nur unbefestigte Wege vorhanden 
sind, kann man den Standort 3 von der Straße Blanken-
loch - Leopoldshafen, die in sehr gutem Zustand und 
für den Transport schwerster Lasten geeignet ist, errei-
chen. Außerdem ist auch die Lage des Standortes 3 zur 
Autobahn sehr günstig; hierfür kommt die Autoausfahrt 
Bruchsal infrage. Der dem Standort 3 benachbarte Bahnhof 
Blankenloch, durch den die Hauptstrecke Karlsruhe -
Mannheim führt, ist bei Stationierung entsprechender 
Ladegeräte für die Entladung schwerer Lasten besonders 
günstig. 
III. Besprechung mit Herrn Professor Schelling über die Planung eines 
================================================================ 
Bürohauses in Karlsruhe. 
======================== 
Unter der Voraussetzung, daß der Karlsruher Reaktor zwar durch die 
Göttinger Gruppe gebaut wird, diese aber in Göttingen stationiert 
bleibt, genügen für die Unterbringung einer Arbeitsgruppe die 
4 freigehaltenen Räume in der Weberstraße 5. Sollte jedoch bei 
Erfüllung entsprechender Voraussetzungen die gesamte Realetor-
gruppe nach Karlsruhe verlegt werden, müssen in entsprechend 
großzügiger Weise Räume zur Verfügung gestellt werden. Zu diesem 
Zweck hat Herr Professor Schelling am 9.4.1956 die Planung eines 
Gebäudekomplexes vorgelegt. Hierbei handelt es sich um 2 mit-
einander verbundene einstöckige Dauer-Behelfsbauten, die -
da sie aus Fertigteilen nach dem BaukastenpFinzip konstruiert 
sind - jederzeit demontiert und an anderer Stelle auch in ver-
änderter Form wieder aufgestellt werden können. Es wurde 
Herrn Professor Schelling mitgeteilt, daß die im Plan aufge-
zeichneten Gebäude sowohl nach Größe als auch nach Raumaufteilung 
unseren Anforderungen nicht genügen. So reichen die beiden Ge-
bäude, wenn die Raumaufteilung entsprechend·abceändert wird, 
nur zur Unterbringung der Ingenieur-Gruppe aus. Es wurde fest-
gestellt, daß der von der Stadt zur Verfügung gestellte Bauplatz 




so daß dann insgesamt etwa 12oo - 13oo m2 Nutzfläche zur 
Verfügung stünden, was voraussichtlich zur Unterbringung 
der gesamten Gruppe ausreicht. Für diesen gesamten Komplex 
wurden die Baukosten auf ca. DM Soo.ooo gegenüber ca. DM 3oo.ooo 
für die. bisher vorgeschlagene Ausführung geschätzt. Die Gebäude 
sollen nach Angabe von Herrn Professor Schelling 5 Monate 
nach Auftragserteilung an den Architekten bezugsfertig sein. 
Alternativ schlug Herr Professor Schelling vor, doch bei der 
kleinen Lösung mit den 2 Dauer-Behifsbauten zu bleiben 
(allerdings mit etwas verringerter Gebäudebreite) und dazu 
3 Stockwerke mit insgesamt ca. 6oo m2 Nutzfläche in dem zur 
Zeit in Bau befindlichen Wohnhaus Riefstahlstrasse 8, dessen 
Bauherr H~rr Professor Schelling selbst ist, für eine ent-
sprechende Zeit zu mieten.., (Eine Grundrißzeichnung wurde 
uns übergeben). Das vorgesehene Grundstück für den Dauer-
behelfsbau und das besagte Wohnhaus sind unmittelbar benachbart. 
Die Miete soll etwa DM 3.--/m2 pro Monat betragen, so daß 
sich die Gesamtmiete unter Zugrundelegung einer Mietzeit von 
3 Jahren auf ca. DM 6o.ooo.- beläuft. Rechnet man dazu die 
Baukosten für die kleine Lösung in Höhe von DM 25o.ooo, so 
ergibt sich ein Gesamtbetrag von ca. DM 3lo.ooo· gegenüber den 
Baukosten von ca. DM Soo.oo für die große Lösung. 
Unsere Frage nach der Möglichkeit, ein Gebäude mit ca. l2oo -
13oo m2 Nutzfläche zu mieten, wurde sowohl von Herrn 
Professor Schelling als auch von Herrn Weimer eindeutig ver-
neint. Das bei einer anderen Gelegenheit von Herrn Dr. Greifeld 
genannte Gebäude in der Akademiestraße sei einmal erheblich 
zu klein und zum anderen müßten größere Umbauten vorgenommen 
werden, die sich auch auf über DM loo.ooo belaufen dürften. 
Wenn man unterstellt, daß die Herstellung eines massiven Büro-
gebäudes aus Zeitgründen aus den Erwägungen ausscheiden muß 
und die Mietung eines entsprechenden Gebäudes, wie oben erwtihnt, 
nicht möglich ist, so bleibt nur die Ausführung als Dauerbe-
helfsbau in der Art des Vorschlages von Herrn Professor Schellint 
wobei man noch die Wahl hat zwischen der großen und der kleinen 
L~sung bei Hinzumietung der besagten 3 Stockwerke. 
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Die an der Besprechung teilnehmenden Herren waren einstimmig 
dieser Meinung. Herr Profess?r Schelling legte einige Konstruk-
tionszeichnungen für den Dauer-Behelfsbau vor, die bei der nur 
möglichen flüchtigen Betrachtung einen durchaus positiven Ein-
druck machten. Der uns sehr hoch erscheinende Preis von DM llo.-/m 
umbauten Raumes wurde von Herrn ~rofessor Schelling damit begrün-
det, daß das Haus so solid konstruiert sei, daß es beliebig oft 
abgebrochen und an anderer Stelle und in veränderter Form wieder 
aufgebaut werden könne ohne nenBnswerten Materialverlust und 
Reparaturarbeiten. In Anbetracht der Tatsache, daß die primitiv-
ste Bauform in Gestalt einer Art Wehrmachtsbaracke nach Angabe 
von Herrn Prof. Schelling ca. DM 55.--/m3 kostet * erschien uns 
der genannte Preis von DM llo.-/m3 nicht zu hoch zu liegen. Im 
übrigen war man allgemein der Meinung, daß die Reaktorgruppe 
aufgrund ihrer Bedeutung in einem entsprechend repräsentativen 
Gebäude untergebracht werden müßte, die Stadtverwaltung außerdem 
auch den Bau einer gewöhnlichen Baracke an der vorgesehenen 
Stelle nicht zulassen würde. Herr Prf. Schelling bat uns, ihn 
bezüglich einer Neubearbeitung ~er Pläne für die Bürogebäude 
dadurch zu unterstützen, daß wir ihm eine detaillierte Aufstellung 
über Anzahl und Größe der Räume, Lage der Räume zueinander und 
Beziehungen der Raumbenutzer untereinander, sowie die Wünsche 
für spezielle Forderungen zur Verfügung stellen. Herr Dr.Drouven 
erklärte sich bereit, diese geforderten Unterlagen so schnell 
wie möglich zu liefern. 
*Ein Massivbau kostet ca. DM 9o/m3 • 
IV. Sonstiges 
========= 
l) Wohnverhältnisse in Karlsruhe 
Herr Professor Schelling, der aufgrund seiner Beziehungen zur 
Stadtverwaltung einen guten Einblick in die Wohnungsverhämtniss( 
der Stadt Karlsruhe hat, teilte uns mit, daß zur Zeit größere 
Wohnungsbauvorhaben in den Stadtteilen Rintheim und Mühlburg 
durchgeführt würden. Die Stadtverwaltung würde stets eine An-
zahl von Wohnungen für besondere Fälle reservieren und kurz-




Er empfahl uns, alsbald einen gewissen Bedarf prophylaktisch 
anzumelden. Die Wohnungen (3 Zimmer-Wohnungen im Preis von 
ca. DM llo.-'DM l,2o/m2 ) würden etwa im Juli bezugsfertig, 
wenn sie dann von der Reaktorgruppe nicht gebraucht würden, 
könnten sie immer noch von der Stadtverwaltung anderweitig 
vermäetet werden. Auch für Junggesellen gibt es Wohnheime,. 
in denen u.U. entsprechend Platz reserviert werden kann. 
2o Halle für Durchführung von Versuchen, 
Herr Weimer zeigte uns an der Neureuter Straße eine Indust;rie-
halle, die u.U. von uns für die Durchführung von Versu0hen 
gemietet werden könnte. Der Bau der Halle wurde vor der end-
gültigen Fertigstellung eingestellt und müßte unter einem 
Aufwand erheblicher Mittel für unseren Bedarf ausgebaut 
werden, wobei diese Mittel bei Aufkündigung des Mietvertrages 
verloren gingen~~Besitzer der Halle ist der Ziegelverband. 
Wir teilten Herrn Weimer mit, daß u.E. kein Interesse an der 
Halle besteht, zumal die ersten Versuche in Göttingen 
installiert und durchgeführt werden, und über weitere 







10.1 Ungedruckte Quellen 
Für die vorgelegte Studie konnten insbesondere Archivalien der nachfolgend aufgeführten 
Institutionen herangezogen werden. Die im einzelnen genutzten Bestände sind an entsprechen-
der Stelle des Anmerkungsapparates vermerkt. Den Mitarbeitern der genannten Institutionen 
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11. Verzeichnis der Abbildungen 
Abb. 1: 
Zu den zahlreichen Hoffnungen, die rnan in den 1950er Jahren in geradezu euphorischer Weise 
auf all das setzte, was rnit der friedlichen Nutzung des Atoms zusammenhing, rechnete 
keineswegs nur die Kernenergie allein. Ebenso wurde an den Einsatz von Radioisotopen bzw. 
Strahlung in der Medizin (links oben), der Veränderung des Erbgutes von Nutzpflanzen (rechts 
oben) oder an den Bau atomgetriebener Schiffe gedacht (links rnitte). Selbst Eisenbahnen, 
Flugzeuge und Autos - so die heute geradezu abenteuerlich anmutenden Projekte - sollten 
Energie aus bordeigenen Atomreaktoren beziehen. 
Abb. 2: 
"Bötzkes für Karlsruhe, Heisenberg Bayern". Auf diese prägnante Formel brachte der Karlsruher 
Oberbürgermeister Günther Klotz in einer erfreulicherweise erhalten gebliebenen Telefonnotiz 
vorn 12. Mai 1953 jene kontroversen Positionen, die in der Frage der Standortwahl für das erste 
bundesdeutsche Reaktorzentrum noch lange für Sprengstoff sorgen sollten. in dern Telefonat 
zwischen Klotz und Oberregierungsrat Dr. Greifeid vorn Wirtschaftsministerium Baden-Württern-
berg war es insbesondere um die Absicht der Stadt Karlsruhe gegangen, sich um die Ansiedlung 
der Reaktorstation zu bewerben. Greifeid unterrichtete Klotz bei dieser Gelegenheit darüber, daß 
der Planungsausschuß der Studienkommission für Kernenergie unter Vorsitz von Generaldirek-
tor Wilhelrn Bötzkes in Düsseldorf am 30. Mai 1953 seine konstituierende Sitzung abhalten würde. 
Hier kam es dann auch zu einer ersten Präsentation des Karlsruher Angebotes (Vorlage und 
Aufnahme: Stadtarchiv Karlsruhe). 
Abb. 3: 
Titelblatt und Einführung zur Karlsruher Bewerbungsschrift vom November 1953. (Aus: Stadt 
Karlsruhe, Dezernat für Wirtschaftsförderung (Hrsg.), Karlsruhe bewirbt sich um den Atom-
Meiler, o.O., o.J.). 
Abb. 4: 
Als Baugelände für die Reaktorstation wurde von der Stadt Karlsruhe eine Fläche von 100 Hektar 
in unmittelbarer Nähe des Rheins angeboten. (Aus: Stadt Karlsruhe, Dezernat für Wirtschaftsför-
derung (Hrsg.), Karlsruhe bewirbt sich um den Atom-Meiler, o.O., o.J.). 
Abb. 5: 
Presseecho auf die Standortbesichtigung durch eine Delegation des Planungsausschusses in 
den Badischen Neuesten Nachrichten und Kommentierung dieser Publikation durch die 
Karlsruher Stadtverwaltung. (Aus: Stadtarchiv Karlsruhe, B.N.N., Nr. 289 vom 10.12.1953). 
Abb. 6: 
Das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung dementiert Meldungen, nach denen die 
Gewinnung von Atomenergie für friedliche Zwecke in der Bundesrepublik bereits in Angriff 
genommen worden sei. (Aus: Hauptstaatsarchiv Stuttgart, EA 1/4, Nr. 1055 vom 29.12.1953). 
Abb. 7: 
Organisationsplan für die geplante Reaktorstation, vorgelegt von Werner Heisenberg im Mai 
1954. (Aus: Kernforschungszentrum Karlsruhe, ZdV, F:l/1 vom Mai 1954). 
Abb. 8: 
Hermann Reusch nimmt zur Standortfrage Stellung und spielt mit dern Gedanken, auf Werner 
Heisenbergs Mitwirkung beim Aufbau einer deutschen Reaktorstation ggf. zu verzichten. (Aus: 
Hauptstaatsarchiv Stuttgart, EA 1/4, Nr. 1055 vom 10.9.1954). 
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Abb. 8/1: 
Im Innenblatt seiner Bewerbungsschrift empfiehlt sich München als kultureller Mittelpunkt und 
damit als Stadt, die das angemessene Niveau zur Seherbergung der Zukunftstechnologie 
"Reaktorstation" besitzt. Von der Gesamtkonzeption her lehnte sich die Münchner Bewerbungs-
schrift deutlich an das Karlsruher Vorbild an. (Quelle: Bewerbungsschrift München). 
Abb. 8/11: 
Der Übersichtsplan weist die vorgesehenen Bauplätze des Max-Piack-lnstituts mit der Reaktor-
verwaltung sowie des Reaktors mit dem Institut für Neutronenphysik aus. Dabei sollte das Max-
Pianck-lnstitut/Reaktorverwaltung am Nordwest-Ende des Englischen Gartens errichtet werden, 
von wo aus die Universität mit der Straßenbahn in etwa 10 bis 15 Minuten zu erreichen war. Für 
den eigentlichen Reaktor und die zugehörigen Institute war an ein außerhalb des Stadtkreises 
München an der Grenze der Landkreise München und Freising gelegenes Baugelände gedacht 
worden. Dieser Platz, in unmittelbarer Nähe des Örtchens Dietersheim gelegen, war ca. 11 km 
vom Standort des Max-Pianck-lnstituts sowie der Reaktorverwaltung entfernt. Bei seiner Wahl 
kam auch zum tragen, daß es innerhalb Münchens zunächst eine heftige öffentliche Diskussion 
über die von einem Reaktor ausgehende Gefährdung der Bevölkerung eines Ballungsraumes 
gegeben hatte. (Quelle: Bewerbungsschrift München). 
Abb. 8/111: 
Modellaufnahme der Südwestansicht des Max-Pianck-lnstituts für Physik und der Hauptverwal-
tung des Reaktors. Im Zentrum ist der langgestreckte Bau des Max-Pianck-lnstituts postiert. 
Links davon liegen die zugehörigen Hörsäle. Rechts gegenüber die Reaktorverwaltung. Etwas 
abseits sind Gästehaus und Hausmeisterwohnung zu finden. (Quelle: ebenda). 
Abb. 8/IV: 
Grundriß des Max-Pianck-lnstitutes für Physik und der Reaktorhauptverwaltung am Münchner 
Dieselplatz. (Aus: ebenda). 
Abb. 8/V: 
Südwestansicht von Reaktorstation und zugehörigen Instituten. Im oberen Bildteil vorn links 
befinden sich das Institut für Reaktor- und Neutronenphysik. Etwas abgesetzt davon, als Kopf des 
Ensembles, steht der Reaktor. Daranschließen sich nach unten hin fünf Institutsbauten an. Dem 
Reaktor in etwagegenübersind die Infrastrukturanlagen zu finden, und zwar der Werkstättenzen-
tral betrieb sowie Garagen, Feuerwache und Kantine. (Aus: ebenda). 
Abb. 8/VI: 
Grundriß der Reaktorstation und des Instituts für Neutronenphysik (Aus: ebenda). 
Abb. 9: 
Bürgermeister Dr. Gurk (Karlsruhe) übersendet Bundeskanzler Konrad Adenauer die zweite 
Denkschrift der Stadt und bittet um Unterstützung des Karlsruher Anliegens. (Aus: Bundesarchiv 
Koblenz, B 136/6107 vom 12.1.1955). 
Abb. 10: 
Übersicht über die Standorte für die Reaktorstation, das Max-Pianck-lnstitut für Physik, die 
Reaktorverwaltung sowie die Wohnregion in Karlsruhe. Die Pläne hierzu hatte Architekt Prof. 
Erich Schelling erstellt. (Aus: Stadt Karlsruhe, Dezernat für Wirtschaftsförderung (Hrsg.), Max-
Pianck-lnstitut für Physik, Reaktorverwaltung und Reaktor-Station in Karlsruhe, Karlsruhe, o.J.). 
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Abb. 11 
Das Max-Pianck-lnstitut für Physik und die Reaktorverwaltung sollten in unmittelbarer Nähe der 
Technischen Hochschule errichtet werden. Auf der Abbildung bezeichnet: 
a. Eingang und großen Hörsaal; 
b. das Gebäude der Reaktorverwaltung; 
c. das Max-Pianck-lnstitut; 
d. die dazugehörigen Werkstätten und 
e. Garagen bzw. Hausmeisterwohnungen. (Aus: Stadt Karlsruhe, Dezernat für Wirtschaftsförde-
rung (Hrsg.), a.a.O.). 
Abb. 12 
Südansicht des geplanten Max-Pianck-lnstituts für Physik und der Reaktorverwaltung. Die zum 
Max-Pianck-lnstitut gehörenden Gebäudekomplexe sind im linken Bildteil zu finden. Eingangs-
halle und Vorlesungssaal sind in der Mitte postiert, während sich die Reaktorverwaltung rechts 
davon anschließt. (Aus: Stadt Karlsruhe, Dezernat für Wirtschaftsförderung (Hrsg.), a.a.O.). 
Abb. 13: 
Grundriß der Reaktorstation. (Aus: Stadt Karlsruhe, Dezernat für Wirtschaftsförderung (Hrsg.), 
a.a.O.). 
Abb. 14: 
Grundriß des Reaktorinstituts (I) und der Betriebsgebäude (II) in Höhe des Erd-, Unter- und 
Obergeschoßes. (Aus: Stadt Karlsruhe, Dezernat für Wirtschaftsförderung (Hrsg.), a.a.O.). 
Abb. 15: 
Westansicht der Reaktorstation vom Rhein her. Im rechten Bildteil sind die Betriebsgebäude vor 
dem dahinter angesiedelten Reaktorinstitut zu erkennen. Nach links hin schließen sich fünf 
Auswertungsinstitute an. Das Gelände wird im östlichen Teil durch das mit einem Schornstein 
versehene Reaktorgebäude begrenzt. (Aus: Stadt Karlsruhe, Dezernat für Wirtschaftsförderung 
(Hrsg.), a.a.O.). 
Abb. 16: 
Der baden-württembergische Minister für Bundesangelegenheiten, Oskar Farny, resümiert den 
Stand der Dinge und rät zur Entfaltung neuer Aktivitäten. (Aus: HStSt, EA 1/4, Nr. 1055 vom 
17.1.1955). 
Abb. 17: 
Tabellarische Übersicht von Wilhelm Bötzkes: Die Aufsichtsratsmitglieder der Physikalischen 
Studiengesellschaft geben ihr gutachterlieh begründetes Votum zur Standortfrage ab. (Aus: 
Firmenarchiv der lndustriekreditbank, Bestand 3, fol. 1 ). 
Abb. 18: 
Der Staatssekretär des Bundeskanzleramtes, Hans Globke, erbittet vom Beauftragten des 
Bundeskanzlers für die mit der Vermehrung der alliierten Truppen zusammenhängenden Fragen, 
z. H. General Heusinger, eine Stellungnahme zur Frage des Standortes der Reaktorstation unter 
militärischen Gesichtspunkten. (Aus: Bundesarchiv Koblenz, B 136/6107 vom 2.4.1955). 
Abb. 19: 
Der Oberbefehlshaber der NATO in Europa, General Alfred Gruenther, äußert sich auf Anfrage 
der Bundesregierung zur Frage des Standortes für eine deutsche Reaktorstation. (Aus: HStSt, EA 
1/4, Nr. 1055 vom 23.4.1955). 
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Abb. 20: 
Nobelpreisträger Werner Heisenberg zieht dem Auswärtigen Amt gegenüber die Zusage zurück, 
die Bundesrepublik Deutschland als Deligierter auf der ersten Genfer Atomkonferenz zu 
vertreten (Aus: IKB, Bestand 15, Brief vom "18.7.1955). 
Abb. 21: 
Aus dem Presseecho auf Heisenbergs Lindauer Referat vom 12. Juli 1955. (Aus: KfK, Pressear-
chiv). 
Abb. 22: 
Die Entscheidung der Physikalischen Studiengesellschaft wird bekannt. (Aus: HStSt, EA 1/4, Nr. 
1055 vorn 18.7.1955). 
Abb. 23: 
Presseerklärung des baden-württernbergischen Staatsministeriums und des Presse- und Infor-
mationsamtes der Bundesregierung zur Entscheidungsfällung über den Reaktorbauplatz vorn 2. 
August 1955. (Aus: HStSt, EA 6/10, Bü 8710, Nr. 148 sowie: BAK, B 136/6107 Nr. 825/55). 
Abb. 24: 
Staatssekretär Globke vorn Bundeskanzleramt bestätigt die Standortentscheidung. (Aus: HStSt, 
EA 1/4, Nr. 1055 vom 23.9.1955). 
Abb. 25: 
Offizielle Verlautbarung zum Stadtratsbeschluß vom 20.9.1955 im Amtsblatt für den Stadtkreis 
Karlsruhe. (Aus: StAK, H., Nr. 781.57, H.2, vorn 23.9.1955). 
Abb. 26: 
Besichtigung des Reaktorstandortes Karlsruhe durch den Bundesminister für Atomfragen, 
Franz-Josef Strauß (Bildrnitte), in Begleitung von Oberbürgermeister Günther Klotz (links) und 
Bürgermeister Dr. Gutenkunst (rechts). (Aus: Stadtarchiv Karlsruhe, Badische Allgemeine 
Zeitung Nr. 261 vom 11. November 1955). 
Abb. 27: 
Festversammlung zur Unterzeichnung des Vertrages über die Gründung der "Kernreaktor Bau-
und Betriebsgesellschaft mbH" am 19. Juli 1956 im Kleinen Saal der Stadthalle zu Karlsruhe (von 
l.n.r.: Kultusminister Simpfendörfer, Oberbürgermeister Klotz, Generaldirektor Prof. Dr. Win-
nacker, Wirtschaftsminister Dr. Veit, Prof. Dr. Otto Hahn und Ministerpräsident Dr. Müller). (Aus: 
Stadtarchiv Karlsruhe, Badische Neueste Nachrichten, Nr. 168 vom 20. Juli 1956). 
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Angaben zum Autor: 
Dr. Phil, Dipi.-Pol. Rolf-Jürgen Gleitsmann, Jhrg. 1950, studierte Technik-, Sozial- und Wirt-
schaftsgeschichte sowie Politologie und Volkswirtschaftslehre an den Universitäten Kiel und 
Hamburg. 1984 promovierte er zum Dr. Phil. mit einer technikhistorischen Arbeit bei Prof. Dr. 
Ulrich Troitzsch (Hamburg). Von 1978 an war R.-J. Gleitsmann zunächst als wissenschaftlicher 
Mitarbeiter am Institut für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte der Universität Harnburg tätig und 
ist seit 1985 in der Abteilung für die Geschichte der Naturwissenschaften und der Technik in 
Stuttgart (Leitung: Prof. Dr. Arm in Hermann) beschäftigt. Zudem hatte ihn das Institut für Sozial-
und Wirtschaftsgeschichte der Universität Harnburg mit Lehraufträgen betraut. Gegenwärtig 
vertritt er im Rahmen eines Dauerlehrauftrages das Fach Technikgeschichte am Institut für 
Geschichte der Universität Karlsruhe (Leitung: Prof. Dr. Rudolph Lill) sowie am Historischen 
Institut der Universität Stuttgart. Forschungsschwerpunkte sind die Technik- und Wissenschafts-
geschichte des 17.-20. Jahrhunderts. Zur Zeit liegt sein Hauptinteresse auf dem Gebiet der 
deutschen Kernenergiegeschichte unter besonderer Berücksichtigung Baden-Württembergs 
und hierbei insbesondere der Geschichte des Kernforschungszentrums Karlsruhe. R.-J. Gleits-
mann ist unter anderem durch eine Reihe von Fachpublikationen und Vorträgen wissenschaftlich 
ausgewiesen. 
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